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Heiſe, von Savigny und Thibaut werden nicht blos in der 
Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft als deren Coryphäen aus der erſten 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts genannt werden, ſondern ihr Name 
wird zu allen Zeiten einen Klang behalten, ſo lange es ein Denken 
auf dem Gebiete des Rechtes giebt, und deſſen Anwendung nicht 
zum Handwerk herabgewürdigt iſt. Alle Drei hatten als Lehrer der 
Jugend — nicht des ſchlechteſten Theiles deutſcher Nation — die 
zahlreichſten Jünger aus allen Ständen um ſich verſammelt, während 
der Zeit des Frühlings und des Sommers deutſchen Univerſitäts— 
lebens. Thibaut genoß nie verſiegenden Beifall bis an das Ende 
ſeiner Tage; von Savigny bis zu ſeinem Rücktritt vom Lehramt im 
Herbſte ſeines Lebens; Heiſe, welcher der größſten Zuhörerzahl ſich 
zu erfreuen hatte, verließ in der Kraft ſeiner Jahre den Lehrſtuhl 
und vollendete ſeine Laufbahn im Richteramt. Aber nicht blos durch 
das lebendige Wort haben von Savigny und Thibaut gewirkt: auch 
ihre Schriften tragen die Namen auf die Nachwelt. Das erſte für 
den Praktiker brauchbare Pandectenlehrbuch in deutſcher Sprache 
wird nicht vergeſſen werden, und das Syſtem des heutigen römiſchen 
Rechtes, in welchem der Geiſt des erſten Juriſtenvolkes der Welt 
einen vielleicht noch claſſiſcheren Ausdruck gefunden hat, als ein 
Ulpian ihn zu geben im Stande war, iſt ein Werk für die Unſterblichkeit. 
Anders Heiſe, und als Schriftſteller mit den Freunden kaum zu 
vergleichen. Das Syſtem des Pandectenrechtes im Grundriß, welchem 
die heutige Anordnung der Pandecten-Vorträge und Lehrbücher vor 
Allem ihre Verbreitung verdankt, war ſeiner Anordnung nach nur 
ein Gedanke, welchen Hugo am Ende des vorigen Jahrhunderts 
erneuert und Leibnitz zuerſt gehabt hatte: die Rubriken ſelbſt aber 
haben ihr Leben durch den mündlichen Vortrag des Lehrers erhalten, 
und nach deſſen Abtreten vornehmlich dadurch fortgeſetzt, daß ſie als 
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Leitfaden für die Vorträge von Savigny's dienten. Und dennoch 
war Heiſe gewiß in gleicher Weiſe befähigt, auch als Schriftſteller 
zu wirken, wie ſeine großen Freunde, von welchen er dem Erſten an 
tiefer Kenntniß des römiſchen Rechtes und gründlicher Gelehrſamkeit, 
dem Zweiten an echt praktiſchem Scharfblick ſchwerlich nachſtand. 
Allein ſein veränderter Beruf, und vielleicht noch mehr ſein 
nie raſtendes Streben, in die Erkenntniß der Wahrheit immer 
tiefer einzudringen, haben ihn abgehalten, mit vollendeten Werken 
vor das allgemeine Publikum zu treten, und auch als Schriftſteller 
den Lorbeer zu pflücken. So haben denn Andere, und zwar nicht 
erſt, wie ſolches bei Heiſe's großen geiſtigen Ahnherrn Cujas und 
Doneau geſchehen iſt, nach dem Tode, ſondern ſchon bei ſeinen Leb— 
zeiten die in den Vorleſungen geſammelten Früchte ſeines Geiſtes 
mit oder ohne Nennung ſeines Namens in echter oder in verſtüm— 
melter Geſtalt durch den Druck verbreitet. 

Am wenigſten iſt das bei einer Disciplin der Fall geweſen, 
welche mehr als andere in Heiſe ihren eigentlichen Schöpfer zu ver— 
ehren hat, dem Handelsrecht in der umfaſſenden Bedeutung dieſes 
Wortes. Erſt ſeit und durch Heiſe's Vorträge, welche er zuletzt 
ſeinen eigenen Aufzeichnungen zufolge in den Sommern 1814—1817 
in Göttingen in 80, 83, 71 und 73 Stunden gehalten hat, erhielt 
dieſe Disciplin in Deutſchland auf Univerſitäten das Indigenat. 
Erſt ſeitdem hat das Handelsrecht durch ſchriftſtelleriſche Thätigkeit 
große Fortſchritte auch in Deutſchland gemacht. Die Bedürfniſſe 
des Lebens haben dieſen Aufſchwung begünſtigt. Eine vom eignen 
Werthe der Regel nach mehr als die Nachwelt erfüllte Gegenwart 
fühlt ſich vielfach über die Vergangenheit erhaben, und erfreut ſich 
nicht ſelten ihrer putativen Schöpfungen, ohne die rechte Kunde 
Desjenigen, was die Vergangenheit bereits darbietet. Doch nur die 
Formen des Verkehrs zeigen ſich in immer neuen Phaſen, die 
Rechtsgedanken, welche ſie beherrſchen, werden von dem bunten 
Allerlei wechſelnder Erſcheinungen wenig berührt, und ihre Fixirung 
in der Form moderner Geſetzbücher hat nur den Zweck, die Rechts— 
anſchauungen abzuklären, vor Mißgriffen in deren Anwendung zu 
bewahren, und etwaige neue im Bewußtſein der Nation bereits 
lebende Rechtsgedanken zum Durchbruch zu bringen. In einer 
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ſolchen, mit ihren Schöpfungen beſchäftigten Zeit mag es nicht 
unangemeſſen erſcheinen, den Torſo eines unvollendeten Kunſtwerks 
darzubieten, welchem die letzte Hand des Meiſters freilich fehlt, 
deſſen Genie aber aus demjenigen, was er in der Kraft ſeiner Jahre 
entworfen hat, unverkennbar hervorleuchtet. 

Es iſt wohl geprüft und reiflich erwogen, ob in der Form von 
Zuſätzen dieſe Vorträge dem ſogenannten neueſten Standpunkt der 
Wiſſenſchaft angepaßt werden ſollten. Der Stoff dazu war vor— 
handen, der Fähigkeit, ihn zu digeriren, hätte es nur bedurft. Es 
würden aber zu dem Ende nicht blos Zuſätze, ſondern auch Umge— 
ſtaltungen des Originals nothwendig geworden ſein, bei denen es 
jedenfalls zweifelhaft blieb, ob der Autor ihnen durchgängig ſeinen 
Beifall geſchenkt hätte. 

Allein auch Heiſe würde, wenn er gegenwärtig geſchrieben hätte, 
ſicherlich Vieles anders geſchrieben haben. In dieſem Dilemma 
führte eine Eigenſchaft des Verſtorbenen auf den richtigen Weg: 
die Tugend, welche hervorragenden Geiſtern die wahre ſittliche Weihe 
giebt, und in welcher er ſeinen Landsleuten als edles Muſter bis 


in ſpäte Zeiten voranleuchten wird — ſeine echte Beſcheidenheit. 
Der Meiſter kann ſich ſelbſt vertreten: es wäre unbeſcheiden, ihn 
bei ſeinem erſten Auftreten zu meiſtern. — Die zum Wechſelrecht 


gemachten Zuſätze verlaſſen den angegebenen Standpunkt nicht. Die, 
leider nicht allgemeine, deutſche Wechſel-Ordnung, welche bei dieſem 
Theile des Handelsrechts den oberwähnten Beruf der Geſetzgebung 
in gediegener Weiſe erfüllt hat, iſt an den betreffenden Stellen in 
den Text aufgenommen oder ihm beigegeben; zur Ergänzung, und 
zugleich, um die ewige Wahrheit anſchaulich zu machen, welchen 
bedächtigen Fortſchritt das Privatrecht im Laufe eines halben Jahr— 
hunderts macht. Daneben war es paſſend, aus „der Jurisprudenz 
des Ober-Appellationsgerichts der vier freien Städte Deutſchlands 
in Wechſelſachen 1821 — 1857“ die betreffenden Präjudizien geeig— 
neten Ortes einzuſchalten. Denn die Gründe jener Entſcheidungen 
haben dem Einfluß ihres Präſidenten viel zu verdanken, und ſind 
zum Theil das Ergebniß ſeiner ſpäteren juriſtiſchen Forſchungen. 
Die Präjudizien zum engeren Handelsrecht und zum Seerecht ſind 
jedoch nicht beigefügt, weil die Gründe zu den dahin einſchlagenden 
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Entſcheidungen des Ober-Appellationsgerichts zur Zeit weder voll— 
ſtändig noch durchgängig genau veröffentlicht ſind, und Präjudizien, 
wenn ſie auch noch jo conciſe gefaßt ſind, ohne die Ausführungen, 
welchen ſie entnommen wurden, für die Fortbildung der Wiſſenſchaft 
kaum einen größeren Werth haben, als die Stimme eines namhaften 
Schriftſtellers. 

Und ſo mag denn zum erſten Mal das Original mit ſeinen 
Licht- und Schattenſeiten, in ſeinem Reichthum und in ſeiner Armuth, 
ſelbſt mit den Härten eines körnigen Styls, dem ſchwachen Abbilde 
begeiſternder Vorträge, vor das Publikum treten, und es von deſſen 
Aufnahme abhängig ſein, ob die Folgezeit eine Ausgabe nöthig macht, 
durch welche auch die Bedürfniſſe Derjenigen befriedigt werden können, 
deren Beruf zunächſt in der Erforſchung des Rechts der Gegenwart 
beſteht. Ihren Anſprüchen würde in ähnlicher Weiſe zu entſprechen 
ſein, wie ſolches in England bei Abbott's unſterblichem Werke 
geſchehen iſt, als Lord Tenterden jener frühen Geburt ſeines Geiſtes 
die väterliche Fürſorge bei ferneren Ausgaben zu gewähren behindert war. 


Heiſe an feine Juhörer. 


Das Handelsrecht iſt erſt in neueren Zeiten als eigener Theil 
der Rechtswiſſenſchaft bearbeitet, und Gegenſtand beſonderer Vor— 
leſungen geworden. Früher ward beim Unterricht in der Jurisprudenz 
gar keine Rückſicht darauf genommen, oder es wurden einzelne Bruch— 
ſtücke deſſelben gelegentlich eingeſchaltet. So das Wechſelrecht im 
Digeſtentitel de rerum permutatione, die Aſſecuranz beim nauticum 
foenus, der Beweis durch Handelsbücher im Titel de fide instru— 
mentorum. Nachher ward zuerſt das Wechſelrecht beſonders bear— 
beitet. Lange nur in eigenen Schriften; ſeit 50 Jahren auch durch 
eigene Vorleſungen. Das Wechſelrecht aber iſt freilich ein ſehr 
wichtiger Theil des Handelsrechts, erſchöpft jedoch nicht Alles. Daher 
ſind in neueſter Zeit die Schriften und Vorleſungen auf das Handels— 
recht überhaupt ausgedehnt. Sie bilden ſehr zweckmäßig den Gegenſtand 
eigener Vorleſungen: denn ſie ſind ein ſehr wichtiger und ſchwieriger 
Theil der Jurisprudenz, welcher einer ganz eigenen Art der Behand— 
lung bedarf. Wichtig, theils wegen der großen Ausbreitung der 
Handelsgeſchäfte in neuerer Zeit, theils weil bei Streitigkeiten über 
Handelsſachen der Gegenſtand meiſt von großer Bedeutung iſt. 
Schwierig, theils weil dazu nähere Kenntniß der Handelsgeſchäfte 
gehört, die bei der neuen Ausbildung des Handels ſehr verwickelt 
und mannigfaltig iſt, theils weil im Handelsrecht mit die compli— 
cirteſten und ſpitzigſten Fragen vorkommen. Es iſt vielleicht die 
Disciplin, welche Urtheilskraft und Scharfſinn am meiſten in Anſpruch 
nimmt. Eine eigene Behandlung wird theils deßwegen erforderlich, 
weil die Geſetze ſo wenig genau, und die Entſcheidung oft entfernten 
Analogien zu entnehmen iſt, theils weil auch Kenntniß fremder 
Rechte dabei nöthig wird. In der neueſten Zeit hat es eine beſon— 
dere Wichtigkeit und ein lebhaftes Intereſſe dadurch erhalten, daß 
auch die Geſetzgebung ſich viel damit beſchäftigt, und beſonders in 
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Frankreich ein eigenes Geſetzbuch, der code de commerce, dafür ins 
Leben getreten iſt. Seitdem iſt es in Frankreich ein nothwendiger 
Haupttheil des juriſtiſchen Studiums geworden; und iſt auch der 
Sache nach für jeden Juriſten ſowohl theoretiſch, als praktiſch ein 
höchſt nützliches Studium. Zwar findet ſich oft noch das Vorurtheil, 
daß es dem Juriſten, welcher ſich nicht einer großen Handelsſtadt 
widmet, völlig entbehrlich ſei. Das iſt aber gewiß ein Vorurtheil. 
Große Handelsgeſchäfte beſchränken ſich freilich meiſtens auf große 
Handelsſtädte. Aber Fragen und Prozeſſe, deren Entſcheidung aus 
dem Handelsrecht zu entnehmen iſt, kommen ebenſo gut anderswo 
vor. Denn es giebt kein Land, wo nicht einzelne Städte mancherlei 
Handelsverkehr im Kleinen treiben. Hat der Richter und Advokat, 
welche dort wirken, dies Studium verſäumt, ſo geräth er oft in 
große Verlegenheit, zumal da hierüber viel weniger Auskunft in 
Büchern zu haben iſt. — Für Juriſten, die in höheren Aemtern 
ſtehen, und Antheil an Regierung und Geſetzgebung nehmen, iſt es 
ganz beſonders wichtig. Theils, weil jetzt die Geſetzgebung ihre 
beſondere Aufmerkſamkeit darauf gerichtet hat, und es daher leicht 
möglich iſt, daß er zur Bearbeitung oder Beurtheilung von Handels— 
geſetzen aufgefordert wird; theils weil die mit andern Völkern abzu— 
ſchließenden Verträge ſich ſehr oft auf Handel und Handelsrecht 
beziehen, wo, wer damit nicht näher bekannt iſt, leicht große Fehler 
begeht. — Das Handelsrecht verdient daher gewiß ſo gut wie Lehnrecht 
oder Kirchenrecht einen eigenen Platz in der Reihe der juriſtiſchen 
Collegien. — Dem gegenwärtigen Vortrag wird das Compendium 
von Martens zum Grunde gelegt. Sein Buch iſt ohne Zweifel 
nicht nur das beſte Lehrbuch über Handelsrecht, — was wenig ſagen 
will, — ſondern auch an ſich ein ſehr gutes. Zwar iſt die juriſtiſche 
Beurtheilung von Martens nicht ohne Tadel. Vorzüglich fehlt ihm 
die genauere Kenntniß des römiſchen Rechtes, was doch auch hier 
mannigfache Anwendung findet. Dagegen zeichnen ihn aus: genaue 
Kenntniß des Handels und der neueren Geſetze, beſonders der aus— 
wärtigen; ſeine Darſtellung iſt ſehr lichtvoll und praktiſch. Mit 
geringen Abweichungen ſchließt ſich der Vortrag an die Reihenfolge 
ſeiner Paragraphen. 
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Einleitung. 


Die Lehre zerfällt in drei Bücher: das eigentliche Handelsrecht, 
das Wechſelrecht und das Seerecht. 


§ 1. Begriff des Handelsrechts. 


Nach einer bekannten Eintheilung des Rechts zerfällt daſſelbe 
in allgemeines und beſonderes, generale und speciale. Die beſon— 
deren Rechte umfaſſen die Rechtslehren, welche für einzelne Claſſen 
von Perſonen oder Sachen gelten. So gibt es auch ein beſonderes 
Recht der Gewerbe, in welchem die Rechte dargeſtellt werden, welche 
bei dieſem oder jenem einzelnen Gewerbe insbeſondere eintreten: und 
dem entſprechend giebt es Bücher über das Recht der Handwerker, 
das Recht der Landwirthſchaft, den Bergbau u. ſ. w. Unter den 
Gewerben iſt das wichtigſte der Handel. Daher iſt es ſehr der 
Mühe werth, die beſonderen Rechte, welche dabei eintreten, auch abge— 
ſondert zuſammen zu ſtellen. Das Handelsrecht iſt alſo der Inbe— 
griff der geſammten Rechtsregeln, die beim Handel insbeſondere ein— 
treten. Nimmt man es im ganzen Umfange, ſo gehören dahin: 

1) Das Recht der Privatperſonen gegen einander, welches der 
Handel erzeugt; 

2) das Recht des Staates gegen ſeine Bürger in Beziehung 
auf den Handel; die Befugniſſe des Regenten in Anſehung des Han— 
dels ſeiner Unterthanen; 

3) die Rechte ganzer Völker gegen einander in Beziehung auf 
den Handel; Alles, was zwei oder mehrere Nationen durch Ver— 
träge über Handel feſtgeſetzt haben. 

Das Handelsrecht iſt alſo zuſammengeſetzt aus Theilen des 
Völker-, des Staats- und des Privat-Rechts. Hier wird in der 
Hauptſache nur das Privat-Handelsrecht, alſo die Rechte und Ver— 
bindlichkeiten der Privatperſonen in Anſehung des Handels, darge— 
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jtellt, denn nur dieſes macht hauptſächlich eine eigene Erörterung 
nothwendig. Was durch Völkerverträge feſtgeſetzt iſt, kann ſehr 
bequem in dem europäiſchen Völkerrecht entwickelt werden. Es macht 
deſſen Hauptbeſtandtheil aus. Ebenſo die Rechte des Staats im 
Staatsrecht: denn ſie ſind gänzlich dieſelben, welche der Staat über 
jedes andere Gewerbe ausübt. 


§ 2. Beſonderes und allgemeines Handelsrecht. 


Da Handel ſich bei allen cultivirten Völkern findet, und ſie 
gegenſeitig mit einander verbindet, jo kann man bei der Erörterung 
des Handelsrechts einen doppelten Geſichtspunkt nehmen: 

1) Specielle Rückſicht auf das Handelsrecht, was in einem 
beſtimmten Lande oder an einem beſtimmten Orte gilt, ohne darauf 
zu ſehen, was anderswo Rechtens iſt — das beſondere Handelsrecht 
dieſes Landes oder Orts. 

2) Auf die Rechte, welche überhaupt unter cultivirten Völkern 
beim Handel üblich ſind. Die allgemeine Darſtellung deſſen, was 
beim Handel Rechtens iſt, ohne beſondere Einſchränkung auf ein 
einzelnes Land bildet — das allgemeine Handelsrecht. — Eine ſolche 
allgemeine Darſtellung iſt im Handelsrecht ſehr gut möglich, weil 
unter den Handelsrechten der einzelnen Länder meiſtens eine große 
Uebereinſtimmung herrſcht, die Hauptprincipien der Regel nach die⸗ 
ſelben ſind. Sehr natürlich. Theils ſind beim Handel die Völker 
in beſtändiger Verbindung mit einander; was bei Einem eingeführt 
iſt, hat auch immer Einfluß auf die Andern, und kommt ihnen zur 
lebendigen Wahrnehmung. Daher hat ſich oft Eins nach dem 
Andern gerichtet, und Vieles iſt durch Gewohnheit gleichförmig bei 
Allen eingeführt. Theils ergeben ſich bei Handelsgeſchäften viele 
Hauptgrundſätze aus der Natur der Sache von ſelbſt. Dieſe bilden 
eine naturalis ratio, welche bei dem einen Volke wie bei dem andern 
ſich wiederfindet. Selbſt da, wo verſchiedene Wege genommen ſind, 
läßt ſich doch leicht an ein Hauptprincip anknüpfen, und das anſchei⸗ 
nend Verſchiedenartige in eine gemeinſchaftliche Darſtellung bringen. 

Freilich iſt hier vorzüglich das deutſche Handelsrecht darzu- 
ſtellen. Allein die Darſtellung iſt keineswegs darauf zu beſchränken, 
ſondern auch auf die Rechte anderer Völker fortwährend Rückſicht 
zu nehmen, und die Eigenheiten fleißig anzuführen. Das iſt für 
das Handelsrecht, wenn es recht nützlich werden ſoll, durchaus noth- 
wendig. Da im Handel eine beſtändige Verbindung mit anderen 
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Völkern ſtattfindet, ſo muß der deutſche Kaufmann eine Menge von 
Handelsgeſchäften in fremden Ländern abſchließen, und ſich den 
fremden Rechten unterwerfen. Daher hat auch der deutſche Rechts— 
gelehrte ſehr oft Handelsgeſchäfte zu beurtheilen, die nach fremden 
Rechten zu entſcheiden ſind. Deßhalb iſt es hier nöthiger als in 
anderen Rechtstheilen, auch die fremden Rechte zu kennen. Anderswo 
hat dies meiſt nur ein theoretiſches, hier auch ein großes praktiſches 
Intereſſe. Freilich kann hier keine detaillirte Entwickelung über die 
fremden Rechte gegeben werden. Aber doch die Hauptpunkte. Vor⸗ 
züglich im Seerecht; denn da iſt es beſonders häufig der Fall, daß 
fremdes Recht zur Anwendung kommt. Unter dieſen fremden Rechten 
verdient der code de commerce als das neueſte Geſetzbuch über 
das geſammte Handelsrecht vorzügliche Aufmerkſamkeit: um ſo mehr, 
als Martens noch wenig Rückſicht darauf genommen hat, weil er, 
als Martens zuerſt ſchrieb, noch Project war. 


§ 3. Theile des Handelsrechts. 

Handel im weiteren Sinn umfaßt auch alle die Geſchäfte, welche 
zur Beförderung, Unterſtützung und zum lebhaften Betrieb deſſelben 
unentbehrlich ſind, beſonders Wechſel und Schifffahrt. Alſo ſind 
auch das Wechſel- und das Recht der Schifffahrt, das Seerecht, 
Theile des Handelsrechts, und zwar ſehr wichtige. Es ſind Haupt— 
theile, weil die Rechtsprincipien, welche hier zur Anwendung kommen, 
die meiſten Eigenthümlichkeiten haben, zu den ſchwierigſten gehören, 
und weil dieſe Theile am meiſten in ausführlichen Geſetzen behan— 
delt ſind. Denn während über andere Theile des Handels ſich 
ſelten vollſtändige Geſetze finden, giebt es deren beſonders über Wechſel— 
recht in vielen Ländern und ſelbſt in vielen Städten. Martens hat 
daher die Eintheilung gewählt, dem übrigen Handelsrecht das Wechſel— 
recht und das Seerecht als coordinirte Theile entgegenzuſetzen, und 
das Ganze auf dieſe Weiſe in drei Bücher abzutheilen. Die Ein— 
theilung iſt nicht logiſch, aber ſehr zweckmäßig, ebenſo wie die römiſche, 
daß Obligationen entſtehen aus Contracten, Delicten und ex variis 
causarum figuris. Hugo bemerkt richtig: Wer in einer poſitiven 
Wiſſenſchaft zweckmäßig claſſificiren will, darf ſolche Eintheilungen 
nicht immer wieder mit neuen vertauſchen. 


§ 4. Grenzen der Wiſſenſchaft. 


Handelsrecht und Handelswiſſenſchaft ſind wohl zu unterſcheiden. 
Die Handelswiſſenſchaft iſt die Lehre von der Art und Weiſe, wie 
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der Handel zweckmäßig und mit Nutzen betrieben werde; die Lehre 
von dem, was der Kaufmann zu wiſſen nöthig hat. Das Handels⸗ 
recht dagegen iſt die Lehre von den Rechten und Verbindlichkeiten, 
welche aus der Betreibung der Handelsgeſchäfte entſtehen; die Lehre 
von dem, was der Rechtsgelehrte nöthig hat. Beides iſt freilich 
weſentlich verſchieden; ebenſo wie die Geſchicklichkeit, ein Handwerk 
zu üben, und die Kenntniß der Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
der Zunft und dem Meiſter zuſtehen. Indeſſen ſtehen doch auf der 
andern Seite Beide in ſehr naher Verbindung. Es läßt ſich das 
Handelsrecht ſehr wohl als ein Theil der Handelswiſſenſchaft betrachten. 
Zur zweckmäßigen Betreibung des Handels iſt eine Kenntniß von 
den dabei eintretenden Rechten ſehr nothwendig. Der Handel wird 
nicht durch mechanische Arbeiten wie ein Handwerk betrieben, ſondern 
erfordert den Abſchluß von Verträgen und mancherlei Rechts⸗ 
geſchäften. Dieſe laſſen ſich ohne Kenntniß der Rechte nicht zweck— 
mäßig und vorſichtig abſchließen. Dazu gehört aber für den Kauf— 
mann keine ſo ſyſtematiſche und detaillirte Rechtskenntniß wie beim 
Rechtsgelehrten; er hat meiſtens genug an dem, was die tägliche 
Erfahrung lehrt. Andererſeits it die Handelswiſſenſchaft ein wich- 
tiges Hülfsmittel für das Handelsrecht. Dieſes ſtellt hauptſächlich 
Normen über die verſchiedenen Verträge und Urkunden auf, die bei 
der Handlung vorkommen. Die Normen laſſen ſich aber nicht ver- 
ſtehen, wenn man nicht den Inhalt und mannigfachen Gebrauch 

jener Urkunden ꝛc. kennt: ſo z. B. des Connoſſements, der Wechſel⸗ 
copie u. ſ. w. Ueberhaupt, je deutlicher die Vorſtellung von der 
Handlung im Ganzen wie in ihren einzelnen Geſchäften, deſto leichter 
iſt es, Licht in das Handelsrecht zu bringen. Daher ſind im Laufe 
der Entwickelung oft Erläuterungen aus der Handelswiſſenſchaft zu 
entlehnen. Die Hauptſchrift für letztere iſt die von Büſch. ) Ver⸗ 
ſchieden von der Handelswiſſenſchaft iſt noch die Handelskunde, oder 
die ſubjective Kenntniß des Handels; und die Handelspolitik oder 
die Grundſätze der Staatswirthſchaft über zweckmäßige Leitung des 
Handels. Sie bildet einen wichtigen Theil der politiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften. 


) Theoretifch = praftifche Darſtellung der Handlung in ihren mannigfaltigen 
Geſchäften. Dritte Auflage mit Zuſätzen von Profeffor Norrmann. Ham⸗ 
burg 1808. Zwei Bände. 8. Vergleiche auch: Die Handlungswiſſenſchaft in 
ihrem ganzen Umfange, nach den neueſten Anſichten dargeſtellt. Wien 1813. 8. 
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§ 5. Geſchichte des Handelsrechts. 

Martens liefert mehr eine Geſchichte des Handels als des Han— 
delsrechts. Ueber die Geſchichte des letztern iſt nur wenig zu ſagen. 
Der Urſprung unſeres heutigen Handelsrechts iſt im Mittelalter zu 
ſuchen. Die Völker des Alterthums haben zwar einzelne eigene 
Handelsrechte gehabt. Beſonders iſt das Seerecht der Inſel Rhodus 
berühmt geworden. Aber außer demjenigen, was darüber im corpus 
juris zu finden, iſt nichts davon übrig geblieben, und jenes betrifft 
nur einen einzelnen Punkt: die große Haverei. Das römiſche Recht 
enthält äußerſt wenige eigene Beſtimmungen über das Recht des 
Handels und der Kaufleute. Das Wenige aber, was es enthält, 
iſt größtentheils durch veränderte Verfaſſung unbrauchbar geworden, 
z. B. das Recht und die Verbindlichkeiten der Argentarien (privi— 
legirten Geldwechsler). Daher iſt der Urſprung des neueren Handels— 
rechts im Mittelalter zu ſuchen. Anfangs wurde der Handel vor— 
züglich auf Meſſen betrieben, indem die Kaufleute mit ihren Waaren 
von einer zur andern reiſten. Dort entſtanden theils eigene Meß— 
ordnungen von Städten oder Landesherren, theils bildeten ſich beſon— 
dere Gewohnheitsrechte, die vorzüglich auf ſichere Contracte und 
prompte Juſtiz bei Zahlungen gerichtet waren. Aus dieſen Meß— 
rechten iſt ein Haupttheil unſeres heutigen Handelsrechts allmälig 
entſtanden — das Wechſelrecht. Sein erſter Urſprung iſt zu ſuchen 
in der prompten Juſtiz der Meßſchulden; es hat ſchnell ſich ausgebildet. 
Siehe §§ 54 — 59. Neben dieſen Meßrechten erhielten auch manche 
italieniſche Städte eigene Handelsgeſetze. In ihnen bildeten ſich eigene 
Handelsgerichte aus, welche mit Kaufleuten beſetzt waren. Dieſe 
erlangten Privilegien darüber, daß die Juſtiz in Handelsſachen ihnen 
ſelbſt überlaſſen werde, und ſie ſelbſt ein Gericht aus ihrer Mitte 
niederſetzen durften. Bei dieſen Gerichten entſtand nun auch ein 
eigenes Handelsrecht, theils auf Gerichtsgebrauch baſirt, theils in 
geſchriebene Statuten gebracht. Daneben bildete ſich am mittellän— 
diſchen Meer ein eigenes Seerecht aus. Bei der dortigen blühenden 
Schifffahrt war durch Gewohnheit eine Menge von Rechtsprincipien 
aufgekommen. Dieſe wurden gegen Ende des dreizehnten Jahrhun— 
derts in eine eigene Sammlung zuſammen getragen — das con- 
solato del mare. Siehe § 143. Dieſes consolato ward von den 
Städten am mittelländiſchen Meer, in Spanien, Frankreich und 
Italien faſt einſtimmig angenommen. Es war lange Zeit hindurch 
die Grundlage des dortigen Seerechts, und übte auf die neueren 
Geſetze den größten Einfluß. 
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Im Norden von Europa hätte man vorzüglich von dem hanſea⸗ 
tiſchen Bund einen großen Einfluß auf das Handelsrecht erwarten 
ſollen. Da dieſer einen ſo äußerſt ausgebreiteten Handel trieb, ſo 
ließe ſich vermuthen, daß in ihm auch ein eigenes Handelsrecht ſich 
gebildet haben werde. Es geſchah aber wenig. Freilich wurden auf 
dem Bundestage mancherlei Geſetze gegeben. Aber der größte Theil 
betraf das Staatsrecht des Bundes, und Polizeivorſchriften über den 
Betrieb des Handels und der Manufacturen. Für das Privathan⸗ 
delsrecht kam bloß ein kurzes Seerecht zu Stande, und dieſes erſt 
gegen Ende des Bundes. Siehe § 145. Für das Wechſelrecht ward 
vom Bunde gar nichts verfügt. Dagegen bildete ſich in der Hanſa 
vorzüglich das Princip der Zünftigkeit des Handels: daß alle Kauf 
leute eines Ortes eine eigene Corporation bildeten, und Niemand 
Handel treiben durfte, als wer darin aufgenommen war. Das iſt 
nicht gerade durch den Bund ſanctionirt, entſtand aber in den 
Städten des Bundes, und hatte ſeine Veranlaſſung großen Theils 
in der Art, wie der Bund ſeinen Handel betrieb. 

Die bisher erwähnten Handelsrechte hatten ſich unter den Kauf— 
leuten mehr von ſelbſt gebildet, als daß ſie von oben her durch den 
Staat feſtgeſtellt wären. Die Geſetzgebung des Staates hat ſich um 
das Handelsrecht erſt ſpät bekümmert, und noch bis jetzt giebt es 
nur wenige eigentliche Geſetze. Die erſten Geſetze, welche unmittelbar 
von landesherrlicher Gewalt über das reine Privatrecht des Handels 
erlaſſen wurden, ſind vielleicht von Carl V. Es ſind einige Edicte 
über Wechſelrecht für die Niederlande. Der erſte Staat, welcher 
ein eigenes Geſetzbuch über Handel im Ganzen erhielt, war Frank— 
reich unter Ludwig XIV. Dieſem iſt in neuerer Zeit der preußiſche 
Staat in dem allgemeinen Landrechte gefolgt. Alle übrigen Staaten 
hatten bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts wohl einzelne Verord— 
nungen über ſpecielle Materien: beſonders über Wechſelrecht oder 
Seerecht, aber kein ganzes Handelsgeſetzbuch. Daher beruht noch 
jetzt äußerſt viel auf Gewohnheit und Herkommen. Mancher Rechts⸗ 
ſatz iſt ganz entſchieden und allgemein eingeführt, aber durch geſchrie⸗ 
benes Recht wenig zu belegen. Das iſt auch eben kein Unglück. 
Bei dem Handelsrecht ergiebt ſich gar Vieles aus der Natur der 
Sache von ſelbſt. Bei richtiger Einſicht in das Weſen und den 
Zweck der einzelnen Geſchäfte bilden ſich die Rechtsregeln ohne 
Zuthun der Staatsgewalt. Daher iſt einerſeits auch ohne geſchrie— 
benes Recht leicht zu helfen, und andererſeits durch unzweckmäßige 
Geſetzgebung ſehr viel zu verderben. 
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§ 6. Quellen des Handelsrechts. 

Die beſonderen Quellen des Wechſelrechts und Seerechts werden 
ſpäter dargeſtellt, und die Geſetze darüber hier übergangen. 

1) Die beſonderen Handelsgeſetze einzelner Orte und Länder. 
In den meiſten Ländern und Städten giebt es keine vollſtändigen 
Geſetze über Handel im Ganzen, ſondern nur einzelne Verordnungen 
über ſpecielle Materien. So hat z. B. unter den bisherigen Hanſe— 
ſtädten Hamburg außer der Wechſelordnung, dem Seerecht und der 
Aſſecuranzordnung ſehr wenig. Auch Englands Geſetzgebung iſt 
höchſt mangelhaft. Ueber einige einzelne Punkte giebt es eigene Par— 
lamentsacten, ſonſt meiſt Gewohnheitsrecht und Gerichtsgebrauch. 
Nur zwei Staaten („bis 1819) haben eine vollſtändige Handels— 
geſetzgebung: Preußen und Frankreich. 

A. Preußen. Als um 1780 das preußiſche Landrecht ent— 
worfen ward, war ſein Zweck, ein allgemeines Geſetzbuch über den 
geſammten Umfang der Rechtswiſſenſchaft zu ſchaffen. Daher durfte 
auch das Handelsrecht nicht vernachläſſigt werden. Es iſt Theil 2 
Titel 8 Abſchnitt 7 bis 14 enthalten, und beſteht aus dem Han— 
delsrecht überhaupt, dem Wechſel- und Seerecht insbeſondere. Es 
iſt behandelt in faſt zweitauſend Paragraphen, alſo ſehr ausführlich: 
während der code de commerce nur etwa ſiebenhundert Artikel 
zählt. Im Ganzen verdient das preußiſche Handelsrecht im Land— 
recht großes Lob. Es iſt vollſtändig und zweckmäßig. Nur die 
allgemeinen Mängel des Landrechtes treten auch hier hervor: zu 
große Umſtändlichkeit, Mangel an Schärfe und Conſequenz. Im 
Ganzen iſt das Handelsrecht beſſer, als das übrige Landrecht. Das 
rührt daher, weil vier Hanſeaten das Verdienſt der Ueberarbeitung 
zukommt. Als nach Bekanntmachung des Entwurfes über das Han— 
delsrecht gar keine Abhandlungen eingeliefert wurden, hat ſich der 
Großkanzler von Carmer an den Profeſſor Büſch gewendet. Dieſer 
hat zwei Hamburger und einen Lübecker Kaufmann zugezogen, und 
mit ihnen eine ſehr vollſtändige Kritik des Entwurfes ausgearbeitet, 
und dadurch iſt im Geſetzbuch Vieles verändert worden. 

B. Frankreich. Dieſes Land hatte ſchon ſeit früher Zeit 
ziemlich vollſtändige Geſetze über den Handel. Im Jahre 1673 
erſchien, auf Colbert's Betrieb, die ordonnance pour le commerce, 
und 1681 die ordonnance de la marine. Beide waren ſehr zweck— 
mäßige Verordnungen, und für die damalige Zeit ein Meiſterſtück. 
Sie haben daher bis auf die neueſte Zeit Gültigkeit behalten. Nach 
der Revolution ward bei Abfaſſung des code Napoléon auch ein 
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neues Handelsrecht für nöthig erachtet. Bei der Verfertigung iſt! 
etwa ebenſo verfahren wie bei dem code Napoléon. 1801 ward 
eine Commiſſion von ſechs Rechtsgelehrten zur Abfaſſung des neuen 
code de commerce niedergeſetzt. Im folgenden Jahre ward von 
ihr der Entwurf vorgelegt, gedruckt und an alle Handelsgerichte, 
Appellationsgerichte und den Caſſationshof, zum Zweck der Ein— 
reichung von Anmerkungen, überſandt. Es lief eine große Menge 
Anmerkungen ein; einige waren höchſt flüchtig, andere wahrhaft 
meiſterhaft, beſonders von einigen Handelsgerichten. Nun erfolgte 
die Umarbeitung des Projects durch dieſelbe Commiſſion. Dieſe 
wurde dem Staatsrathe vorgelegt, und dort etwa ſo wie beim code 
Napoléon discutirt. Nur ward nicht der Fleiß hier angewendet, wie 
beim code Napoléon; man war der Sache ſchon müde. Darauf 
ward das Geſetzbuch dem Tribunal vorgelegt, und dann dem geſetz— 
gebenden Körper, wo es im Jahr 1807 ohne Anjtand decretirt wurde. 
Der code de commerce zerfällt in vier Bücher: commerce en 
général, wo auch das Wechſelrecht, commerce maritime, faillites, 
jurisdiction commerciale: das ganze 648 Artikel. Ueber den Werth 
läßt ſich kein günſtiges Urtheil fällen. Das Werk iſt theils unvoll— 
ſtändig, theils unzweckmäßig. Manche wichtige Fragen fehlen ganz: 
z. B. beim Commiſſionshandel, bei Verfälſchung und Irrthum in 
Wechſeln, von den Befugniſſen der Factoren und Handelsdiener. 
Anderes iſt höchſt unzweckmäßig. So die Formalien der Handels— 
bücher, der Begriff des Wechſels, die Einſchränkungen der Aſſecuranz. 
Der Hauptgrund lag darin, daß man ſich zu ſehr an die älteren 
Ordonnanzen gehalten hat. Die Verfaſſer des Entwurfes haben faſt 
nur daraus geſchöpft, und Alles, was aus ihnen entnommen iſt, hat 
den Staatsrath ohne bedeutende Diskuſſionen paſſirt. Das erſte, 
zweite und vierte Buch iſt in der Hauptſache ganz aus ihnen ent⸗ 
nommen: oft wörtlich. Neu iſt nur das dritte Buch. Jene Ordon— 
nanzen waren für ihre Zeit ſehr gut. Aber ſeit den hundert und 
zwanzig Jahren nach ihrem Erſcheinen haben ſich die Handelsge— 
ſchäfte weit mehr ausgebildet, und man hat im Handelsrecht ſehr 
zugelernt. Dieſe Vermehrung unſerer Kenntniſſe iſt für den code 
de commerce verloren gegangen: er ſteht um hundert Jahre zurück. 
Freilich iſt auf die Bearbeitung große Mühe gewendet, aber mehr 
an Kleinigkeiten gebeſſert und in der Hauptſache wenig geleiſtet. Die 
Verfaſſer des Projects und der Staatsrath waren zu ſehr von den 
Ordonnanzen erbaut, und weil keine Kaufleute unter ihnen waren, 
jo fehlte ihnen die praktiſche Kenntniß über mancherlei Mängel. Die 
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Handelskammern und Tribunale haben zwar viel erinnert: das iſt 
aber wenig beachtet. Das Geſetzbuch gilt in Frankreich ſeit dem 
erſten Januar 1808. Während der napoleoniſchen Herrſchaft ward 
er auch in einigen andern Ländern eingeführt. Zwar nicht ſo all— 
gemein, wie der code Napoléon. Im Königreich Weſtphalen z. B. 
und im Großherzogthum Frankfurt galt er nicht. Wohl aber in 
dem Königreich Italien ). In den illyriſchen Provinzen iſt er 
durch kaiſerliches Organiſationsdecret vom 15. April 1811 ſeit dem 
1. Januar 1812 eingeführt. Nach den deutſchen Freiheitskriegen 
iſt er faſt allenthalben wieder aufgehoben. Im Großherzogthum 
Baden gilt noch ein Auszug daraus, welcher, als der code Napo— 
leon daſelbſt zu Anfang des Jahres 1810 eingeführt wurde, dem— 
ſelben angehängt und mit eingeführt worden iſt. Dieſer Auszug 
enthält das ganze erſte Buch und einen Theil des dritten, jedoch mit 
manchen Zuſätzen zum Urtext. 

2) Die Handelsgewohnheiten mancher Länder und Orte — 
Uſanzen. — Schon oben iſt bemerkt worden, daß im Handelsrecht 
ſehr Vieles auf bloßer Gewohnheit beruht, eben weil es ſo oft an 
ausdrücklichen Geſetzen fehlt. Dieſe Gewohnheiten ſind in der Haupt— 
ſache meiſtens bei den verſchiedenen Völkern ſehr übereinſtimmend. 
Theils nämlich hat die naturalis ratio allenthalben auf daſſelbe 
geleitet, theils hat auch ein Land und Ort das Recht des Andern 
nachgeahmt. Daher kommen in dem Handelsrecht manche Gewohn— 
heiten vor, welche ſich ſo ziemlich in allen Handelsſtaaten finden, 
und wenigſtens hiſtoriſch ein allgemeines Handelsrecht bilden. Dabei 
entſteht die Frage: Was gehört zu einer gültigen Handelsgewohn— 
heit? In der Regel daſſelbe, was zu jedem Gewohnheitsrechte, in 
welcher Beziehung auf die Grundſätze des gemeinen Rechtes zu ver— 
weiſen iſt. Denn die Uſanze iſt eine Species des Gewohnheitsrechtes 
überhaupt, und was von der Gattung gilt, muß auch von der Species 
gelten. Alſo iſt z. B. die Frage, ob eine Gewohnheit auch durch 
ein allgemein gefaßtes gerichtliches Atteſtat bewieſen werden könne, 
nach gemeinem Recht zu entſcheiden, wo ſie freilich beſtritten iſt. In 
der Praxis wird es übrigens nicht ſehr ſtrenge mit dieſem Beweiſe 
genommen. Nicht bloß gerichtliche, ſondern ſelbſt Privat- Zeugniſſe 
einzelner Kaufleute werden zugelaſſen. Dieſes Letztere iſt freilich 


ſehr verwerflich: ſiehe § 38. 


) Zachariae fr. C. R. Einl. $ 27. 
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Eigene Grundſätze gelten in England. Hier beruht das Gewohn- 
heitsrecht auf Präjudizien der Gerichte, und zwar ſo, daß ſchon ein 
einziges Präjudiz gilt und eine Norm für die Zukunft abgiebt. Das 
iſt nicht zu loben. Auf die Entſcheidung einer Rechtsfrage in einem 
beſtimmten Fall üben unvermerkt deſſen beſondere Umſtände Einfluß, 
und jo kommen oft Entſcheidungen vor, die im Allgemeinen unzweck— 
mäßig ſind. 

Denſelben Weg fängt die Praxis an in Frankreich zu nehmen. 
Was der Caſſationshof einmal entſchieden hat, wird als feſte Norm 
für die Zukunft angeſehen. Zwar ſoll dieß theoretiſch nicht ſo ſein; 
es geſchieht aber thatſächlich. 

3) Grundſätze, welche ſich aus dem Geiſt und Zweck der ein— 
zelnen Inſtitute ergeben. Wo es an ausdrücklichen Geſetzen fehlt, 
ſind jene Grundſätze immer ſehr wichtig. So auch im Handelsrecht. 
In dieſem kommt überhaupt die Regel ganz beſonders zur Anwen⸗ 
dung, daß auf das Rückſicht zu nehmen iſt, was die Natur des 
Geſchäftes mit ſich bringt: quod rei gerendae aptum est. Denn 
gerade im Handelsrechte ſind die rechtlichen Verhältniſſe meiſtens von 
der Art, daß es keine Sache der Willkür iſt, ob man dieſe oder 
jene Regel befolgen wolle, ſondern die Natur der Sache giebt von 
ſelbſt ein Princip an die Hand, was man nicht verlaſſen kann, 
ohne die Sache zu verderben. So z. B. bei der Frage: Was iſt 
große Haverei? Dies zeigt die Natur der Sache ſo von ſelbſt an, 
daß man faſt gar keine poſitive Regeln braucht. — Dieſe Princi⸗ 
pien ſind es wohl, welche Martens und Andere mit dem Namen 
natürliches Recht belegen. 

4) Die allgemeinen Grundſätze des gemeinen Rechtes und in 
Deutſchland beſonders des römiſchen kommen auch im Handelsrecht 
häufig zur Anwendung. In dieſem hat man es ſehr oft mit 
ſolchen Rechtsgeſchäften zu thun, welche auch das gemeine Recht 
kennt, und worüber daſſelbe Grundſätze aufſtellt. Kaufverträge, 
Traditionen, Societäten, Zahlungen und dergleichen kennt auch das 
gemeine Recht, wenn auch nicht in beſonderer Anwendung auf Han⸗ 
delsgeſchäfte, doch im Ganzen. Wenn es daher bei ſolchen Gejchäften 
an eigenthümlichen Regeln des Handelsrechtes fehlt, ſo ſind die 
Grundſätze des gemeinen Rechtes darüber anzuwenden. Denn das, 
was das gemeine Recht in genere darüber vorſchreibt, iſt in der 
Regel auf alle einzelnen Species anzuwenden, alſo auch auf die, 
welche in Handelsſachen vorkommen, bis dahin, daß eine beſondere 
Ausnahme nachgewieſen wird. So iſt es z. B. Regel, daß Waaren 
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gleich bezahlt werden müſſen, daß Eigenthum erſt durch Tradition 
übergehe — im gemeinen wie im Handelsrecht. Inſofern läßt ſich 
alſo ſagen, daß Handelsſachen in der Regel nach gemeinem Rechte 
zu beurtheilen ſind, und daß gemeines Recht auch in Handelsſachen 
gelte. Das heißt nicht ſo viel, es müſſe dort immer und ohne 
Unterſchied zur Anwendung kommen, wohl aber, es trete jedesmal 
ein, wenn es an beſonderen Gründen zu einer Ausnahme fehlt. 
Nach dieſer Regel gilt denn auch in Frankreich der code Napoléon 
in Handelsſachen; da, wo der code de commerce keine beſonderen 
Vorſchriften enthält, kommen die allgemeinen Regeln des code Napo- 
leon zur Anwendung. — Bei dieſer Anwendung des gemeinen Rech— 
tes iſt jedoch immer darauf zu achten, ob es nicht mit der eigen— 
thümlichen Natur des Handelsgeſchäftes in Widerſpruch tritt. Und 
zwar nicht bloß, ob ein beſonderes Geſetz oder eine Gewohnheit des 
Handelsrechts, ſondern auch, ob nicht die Natur des Handelsge— 
ſchäftes mit der Anwendung des gemeinen Rechtes in Widerſpruch 
ſtehen. So iſt z. B. die Regel, daß man vor dem Fälligkeits-Ter— 
min zahlen könne, bei Wechſeln nicht anzuwenden. 

5) Verträge mit anderen Völkern, inſofern nämlich, als darin 
zuweilen — wiewohl jelten — einzelne Beſtimmungen über ‘Privat 
Handelsrecht enthalten ſind. So z. B. über die Gerichtsbarkeit der 
Conſuln. 

6) Ueber die Anwendung, welche von den Geſetzen und Gewohn— 
heiten fremder Staaten in dem Handelsrechte zu machen iſt, verdient 
Folgendes bemerkt zu werden: 

a) In Handelsſachen muß der Richter häufig nach dem Rechte 
fremder Staaten entſcheiden. Hier tritt häufiger als ſonſt der Fall 
ein, daß über Rechtsgeſchäfte zu urtheilen iſt, welche anderswo abge— 
ſchloſſen und vorgefallen ſind, und deßhalb nach fremdem Rechte 
beurtheilt werden müſſen. Beſonders im Seerecht kommt das täglich 
vor. Dabei iſt es aber häufig ſehr zweifelhaft, welchen Ortes 
Geſetze anzuwenden find. So z. B. bei einem Wechſel, welcher 
durch eine ganze Reihe von Orten gelaufen iſt. Das wird bei 
einzelnen Punkten künftig noch beſonders zu erwähnen ſein. Dagegen 
iſt es 

b) eine ganz andere Frage, ob der Mangel einheimiſchen Han— 
delsrechtes aus dem Handelsrechte anderer Staaten ergänzt werden 
könne. Dieſe Frage iſt der Regel nach zu verneinen. Ein jedes 
Geſetz gilt nur in ſeinem Lande und in keinem anderen Staate, weil 
die Macht des Geſetzgebers nicht dorthin reicht, es alſo dort auch 
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nicht als Entſcheidungsnorm zu gebrauchen it. Daher darf auch 
aus der Uebereinſtimmung der Geſetze mehrerer Länder keine allge— 
meine Regel für die Uebrigen entnommen werden, in welchen es an 
einem ſolchen Geſetze fehlt. Wie im deutſchen Privatrecht der Grund— 
ſatz gilt, daß aus dem, was in zehn deutſchen Ländern Anwendung 
findet, noch keine Regel für das elfte zu entnehmen ſei: ebenſo im 
Handelsrecht. So z. B. findet ſich über die Frage, ob Handelsge— 
ſellſchafter in solidum haften, in den einheimiſchen Geſetzen Nichts: 
wohl aber an manchen anderen Orten. Das Recht der Letztern iſt 
darum in Deutſchland noch nicht anzuwenden. — Dieſer Grundſatz 
iſt indeſſen cum grano salis zu gebrauchen, und die Berufung auf 
fremde Handelsrechte wohl nicht abſolut verwerflich. Zuweilen hat 
nämlich die Uebereinſtimmung fremder Handelsrechte keinen andern 
Grund als den, daß ſie eine allgemein angenommene Regel aus— 
ſprechen. Wo dies aus allen Umſtänden hervorgeht, da iſt aller— 
dings die Berufung auf fremde Geſetze zuläſſig. Nicht weil dieſelben 
an ſich gültig ſind, ſondern weil ſie zum Beweiſe dienen, daß das, 
was ſie enthalten, allgemeine Regel ſei. 5 


§ 7. Literatur des Handelsrechts. 


Man hat ſich hier nicht mit dem Durchgehen der Schriften 
aufzuhalten, welche Martens anführt. Die allgemeine Bemerkung 
iſt vorauf zu ſchicken, daß es an guten Büchern über Handelsrecht 
im Ganzen ſehr fehlt. Einzelne Lehren ſind freilich gut bearbeitet; 
die Bücher über das Ganze aber ſehr mangelhaft. Von allen älteren 
Schriften iſt ſchon deßhalb ſehr wenig Gebrauch zu machen, weil 
ſich das Handelsrecht erſt in neuerer Zeit ausgebildet hat, und die 
älteren Grundſätze oft weſentlich verändert ſind. Das Beſte iſt das 
Werk von Casaregis, Discursus legales. Venet. 1740. f. 

Von den neueren Schriften über Handelsrecht im Ganzen ſind 
die Lehrbücher von Muſaeus und Lobethan an Werth mit dem von 
Martens gar nicht zu vergleichen und ſehr entbehrlich. Das Werk 
von Veillodter iſt kein Lehrbuch, ſondern der Entwurf eines Handels— 
geſetzbuches von ſehr geringem Werth 1). 


) Seitdem iſt das ganze Handelsrecht bearbeitet, reſp. mit einer Bearbeitung 
begonnen von Bender, Pöhls, Thöl, Morſtadt und Brinckmann. 
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Literatur des Code de commerce. 

1) Ausgaben giebt es in Menge. Die beſte iſt Paris aux 
archives du droit francais, 5. A. 1809. 8. Sie hat mehrere 
Anhänge, beſonders ein paar neue Geſetze und Reglements. 

2) Ueberſetzungen ſind von dem franzöſiſchen Handelsrecht dop— 
pelt nöthig wegen der techniſchen Ausdrücke. Die beiden beſten ſind 
von Daniels und Erhard. Von der erſten iſt in Cöln die zweite 
Auflage 1810, die dritte 1813 in 8. erſchienen mit einem Anhang 
der neueren Geſetze und Staatsraths-Gutachten, welche auf den Code 
de commerce Bezug haben. Die Ausgabe von Erhard erſchien in 
Leipzig 1808. 8. Beide mit und ohne franzöſiſchen Text. 

3) Officielle Schriften, die zur Erläuterung dienen: Projet du 
code de commerce. Paris, an 10 (1802). — Bemerkungen der Tribu— 
nale: Observations des tribunaux sur le projet du code de com- 
merce. Paris, an 9 u. 10. 4. Zwei Bände, der letzte in drei Abthei— 
lungen. Der Gebrauch wird dadurch erſchwert, daß ſie nicht artikel— 
weiſe zuſammengeſtellt ſind. Eine Hülfe gewährt das Regiſter hinter 
der Reviſion. — Umarbeitung des Projects: Revision du projet du 
code de commerce pre&cedee de l’analyse raisonnèe des observations. 
Paris 1803. 4. Dies enthält die erſte Analyſe und Kritik der Obſer— 
vationen. Darin das alte Project und daneben die Umänderungen 
des neuen. Dieſe Ausgabe macht alſo die des Projects entbehrlich. — 
Sodann wurden die exposés des motifs, d. h. die Reden der 
Staatsräthe und Tribunen, dem geſetzgebenden Körper vorgelegt. Die 
Reden der Staatsräthe finden ſich faſt bei allen Ausgaben, die 
der Tribunen nur in der obigen aux archives. Sie ſind unbe— 
deutend, enthalten vage Lobpreiſungen und gehen nur über einige Punkte 
in's Einzelne. Die Discuſſion des Staatsraths iſt nicht gedruckt. 

4) Commentare: Loeré, Esprit du code de commerce. Bd. 1 
bis 10. Paris 1807 bis 1813. 8. Das Buch enthält ebenſo wie der 
esprit au code Napoléon einen Commentar über die einzelnen 
Artikel, worin dieſe aus den Obſervationen der Discuſſion und dem 
ältern Recht erläutert werden. Das Werk iſt ſehr gut und zum 
Studium unentbehrlich. Obgleich die Discuſſion an ſich hier weniger 
erheblich war, ſo erhält doch das Werk von Loeré durch ihre Mit— 
theilung einen beſonderen Werth, weil die Discuſſion nicht gedruckt iſt. 
Delaporte, commentaire sur le code de commerce. 2 Bände. 
Paris 1808. 4. Auch unter dem Titel: Pandectes francaises. T. 19. 20. 
Sehr mittelmäßig und Compilation. Nur das dritte Buch iſt 
ſelbſtſtändig bearbeitet; bei den übrigen Theilen ſind die älteren 
Ordonnanzen 2. excerpirt und der neuen Faſſung des Geſetzes 
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accommodirt. Die eigenen Zuſätze ſind ſchlecht. Großartige Fehler: 
Interd. historique; London, Lissabon, Amsterdam etc. Mitglieder 
des hanſeatiſchen Bundes. 

A. Mann, Handelsgeſetzbuch des franzöſiſchen Reichs, überſetzt 
mit erläuternden Bemerkungen. Mainz 1809. 8. Voran eine Ueber⸗ 
ſetzung, die ſehr ſchlecht iſt. Der Commentar dagegen recht brauchbar. 
Keine große theoretiſche Gelehrſamkeit, aber ſehr gute praktiſche 
Bemerkungen aus der Praxis des Handelsgerichts. Der Verfaſſer, 
Greffier zu Mainz, konnte alſo darüber mehr Notizen mittheilen. 
Uebrigens iſt das zweite Buch übergangen !). 

5) Syſteme des Handelsrechts: Delvincourt, Institutes de 
droit commercial français. T. 1. 2. Par. 1810. 8. 

Pardessus, Elémens de jurisprudence commerciale. P. 1811. 8. 

6) Zeitſchriften und Rechtsſprüche: Dabei iſt auch Merlin, 
repertoire zu erwähnen. 

Sirey, Recueil général des lois et des arrets. Seit 1800. 
Jährlich ein Band in zwei Abtheilungen 4.: enthält eine Sammlung 
aller erheblichen Erkenntniſſe des Caſſationshofs und der kaiſerlichen 
Gerichtshöfe. Darunter ſehr viele über Handelsſachen. Daher ſehr 
brauchbar, um die franzöſiſche Praxis kennen zu lernen. 

Jurisprudence commerciale ou recueil des jugements et 
arréts rendus en matiere de commerce, par Sanfourche- 
Laporte et Boucher. Par. 8. Seit 1808 monatlich 1 Heft. 

v. Fahnenberg, Magazin für die Handlung und Handelsgeſetz— 
gebung (Frankreichs und der Bundesſtaaten). Heidelberg, 6 Bände, 
der letzte mit abgekürztem Titel. 1810 bis 1815. Nicht erheblich. 

Oeſterreich. J. Sonnenleithner, Leitfaden über das öſterrei— 
chiſche Handels- und Wechſelrecht. 3. Aufl. Wien und Trieſt 1815 
(Wien. Lit. Z. 1816. Februar, S. 218). 

Derſelbe, Lehrbuch ꝛc. Wien 1820. 

Für England hat das Handelsrecht im Ganzen faſt nur 
Beaves behandelt. Eine neue Ausgabe ſeines Werkes iſt von Joſeph 
Chitty geliefert. London 1813. 2 Bände. 4. ?) 

Italien. Azuni, Dizzionario della giurisprud. mercant. 
Nizza 1786. 


1) * Jett vor Allen: Codes annotes de Sirey par Gilbert, Vol. 1 — 3. 
Par. 1847 — 1854, in deſſen Vol. 2 der code de commerce abgedruckt iſt. Wohl⸗ 
geordneter Präjudizienreichthum. 

) Jetzt Smith, Compendium of mercantile law, vn 1. London 1834. Ed. 5 
by Ge. Morley Dowdeswell 1855. 


Erſtes Buch. 


— — 


Erſter Abſchnitt. 
Recht Handel zu treiben. 


§ 8. Begriff des Handels. 

Man ſcheidet einen doppelten Begriff, einen engern und einen 
weitern. 5 

A. Im engern und eigentlichen Sinn iſt Handel der Umſatz 
von Waaren in unveränderter Form, welcher als Gewerbe betrieben 
wird. Hierin liegen drei Hauptkriterien: 8 

1) Umſatz von Waaren, d. h. Anſchaffung und Wiederveräuße— 
rung derſelben: ob durch Kauf oder Tauſch, oder andere Verträge, 
iſt einerlei. Martens' Definition, Handel ſei ein Gewerbe, welches 
mit Anſchaffung von Waaren zum vortheilhaften Vertrieb derſelben 
geführt werde, iſt nicht paſſend. 

2) In unveränderter Form, d. h. ohne ſie förmlich verarbeitet 
zu haben, im Weſentlichen ebenſo, wie ſie eingehandelt ſind. Darin 
liegt der Unterſchied des eigentlichen Handels vom Gewerbe des 
Handwerkers und Fabrikanten ). Auch ſie kaufen zu vortheilhaftem 
Verkauf. Doch das iſt kein Handel im eigentlichen Sinn, und zwar 
bloß deßhalb, weil der Stoff von ihnen verarbeitet wird.?) Es iſt 
daher unrecht, daß bei Martens dies in der Definition fehlt. 

3) Als Gewerbe betrieben, d. h. als Mittel des Gelderwerbes, 
um Gewinnes willen. Wenn ohne Abſicht des Gewinns aus zufäl— 
ligen Veranlaſſungen, ſo liegt kein eigentlicher Handel vor. Z. B. 
wenn man Bücher verkauft, weil ſie uns überflüſſig ſind; wenn 
man Waaren an gute Freunde überläßt. 


1) Ueber deren Recht auf die von ihnen angenommenen Marken und Zeichen 
ſ. Brokes select. obs. Nr. 348. 
) Decret. Grat. P. 1. dist. 88. c. 11. 8 2. 
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B. Der weitere und uneigentliche Sinn von Handel geht jo weit, 
daß gar keine Definition davon thunlich it. In dieſen gehören 
außer dem eigentlichen Handel alle wichtigeren Hülfsgewerbe des 
eigentlichen Handels, die einerſeits für deſſen lebhaften Betrieb nöthig 
ſind, und andererſeits ohne ihn nicht wohl beſtehen können. Als: 

1) Der Commiſſionshandel — wenn Jemand ein Geſchäft 
daraus macht, im Auftrag Anderer Waaren zu kaufen und einzu— 
ſenden, oder in Empfang zu nehmen und zu verkaufen. 

2) Der Speditionshandel — die Beſorgung des Transports 
und der Verſendung fremder Waaren. 

3) Das Wechſel-Geſchäft — Kauf und Verkauf, Annahme 
und Zahlung von Wechſeln. 

4) Die Rhederei — das Gewerbe, Schiffe zu halten und 
ſie Kaufleuten zum Transport ihrer Waaren zu vermiethen oder 
deren Transport mit dem Schiffe ſelbſt zu übernehmen. 

5) Die Aſſecuranz — die Garantie fremder Schiffe und Waaren 
gegen Unglücksfälle. a 

6) Die Geſchäfte des Fabrikanten und Manufacturiſten; ihre 
Einkäufe und Verkäufe. 

Einen noch weiteren Begriff befolgt der code de commerce in 
Beziehung auf Gerichtsbarkeit der Handelsgerichte. Die Gerichts— 
barkeit erſtreckt ſich über alle actes de commerce. Bei der Gelegen⸗ 
heit wird beſtimmt, was acte de commerce ſei. Es gehört dahin 
außer dem Obigen noch: 

1) Jede Unternehmung eines Beſorgungs-Comptoirs (Geſchäfts⸗ 
Bureaus), einer Auction, von öffentlichen Schauſpielen. 

2) Alle Contracte über Bau-Entrepriſen. 

3) Alle Contracte über Schiffe: und 

4) Alle Mäkelei-Geſchäfte. “) 

Aus dem Begriff des Handels ergiebt ſich auch der Begriff 
eines Kaufmanns. Er iſt eine Perſon, die den Handel als regel— 
mäßige Beſchäftigung treibt. Nicht wer einmal ein einzelnes Han— 
delsgeſchäft unternimmt, ſondern wer die Uebernahme als fortwäh— 
rendes Gewerbe betreibt. Siehe auch code de commerce art. 1. qui 
exercent des actes de commerce et en font leur profession 
habituelle. Uebrigens iſt es im Einzelnen oft ſchwierig, ob Jemand 
ein Kaufmann heißen kann und deſſen beſondere Rechte und Ver— 
bindlichkeiten habe. Ein franzöſiſches Tribunal fragte deshalb einſt 


) C. c. art. 632. 6383. 
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beim Juſtizminiſterium an, bekam aber eine ausweichende Antwort. 
Meiſtens erhält der Kaufmann noch wieder verſchiedene Benennungen, 
je nachdem er vorzugsweiſe dieſes oder jenes Geſchäft betreibt: Com— 
miſſionär, Spediteur, Banquier, Aſſecuradeur. 

Die Eintheilung des Handels in Groß- und Kleinhandel iſt 
hier gleich anzuknüpfen (vergl. $ 10). Sie bezieht ſich auf den 
Handel im engern Sinn, und wird beſtimmt durch die Art des Ver— 
kaufens: iſt aber ſehr unbeſtimmt. — Großhandel, en gros, wird 
betrieben, wenn Waaren nur in größeren Partien verkauft, nach 
Centnern, Schiffpfunden, Fäſſern, Ballen oder einer Quote davon. — 
Kleinhandel, en detail, Krämerei alsdann, wenn Verkäufe auch in 
kleinen Partien ſtattfinden, und ſo klein, als es verlangt wird, in 
Pfunden, Lothen, Ellen, Flaſchen. Eine genaue Gränze läßt ſich 
im Allgemeinen nicht angeben. In einzelnen Orten finden ſich oft 
genauere Beſtimmungen, und das iſt häufig wichtig wegen des 
Zunftzwanges. Dann finden ſich wohl genauere Regeln, aber unmög— 
lich ſo genau, daß nicht fortwährend Klagen und Streitigkeiten daraus 
entſtehen. Uebrigens kommt bei dieſer Unterſcheidung auch viel auf 
die Art der Waare und deren Koſtbarkeit an. Man vergleiche ein 
Pfund Kaffee und ein Pfund Muscatnüſſe. i 


§ 9. Umfang des Rechts Handel zu treiben. 


Die allgemeine Regel lautet: das Recht Handel zu treiben iſt 
für Jeden frei, jo lange keine beſonderen Einſchränkungen vorliegen. 
Es bedarf dazu keiner beſondern Staatsconceſſion, ſondern Jeder 
kann es aus eigener Befugniß, ſo lange kein Verbot entgegenſteht. 
Das projet du code de commerce hatte den Artikel an der Spitze: 
Toute personne a le droit de faire le commerce en France. Im 
Staatsrathe ward dies verworfen; nicht weil man es mißbilligte, 
ſondern weil man den Satz überflüſſig und ſelbſtverſtändlich fand. 
Unſer poſitives Recht kennt jedoch einzelne Einſchränkungen: 1) aus 
der Zünftigteit des Handels; 2) aus dem bürgerlichen Stande; 
3) aus Religion, Geſchlecht und Alter. 


§ 10. Die Zünftigfeit des Handels. 


Nach deutſcher Verfaſſung gehört: 
1) der Handel der Regel nach zu den ſtädtiſchen Gewerben, 
d. h. er darf nur in der Stadt getrieben werden, nicht von Ein— 
wohnern des platten Landes, wenigſtens nicht in der Nähe der 
2 
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Stadt. Dieſe Regel bezieht ſich aber gewöhnlich nur auf die Krämerei, 
d. h. den offenen Laden zum Verkauf im Kleinen. Auch giebt es 
ſehr viele Dörfer, die eine Ausnahme davon machen, dergeſtalt, daß 
ſie wenigſtens einen Krämer haben dürfen. 

2) In den Städten iſt der Handel häufig zünftig, d. h. ſämmt⸗ 
liche Kaufleute des Ortes bilden eine eigene Corporation, Innung, 
und dieſe hat ein Verbietungsrecht gegen alle Anderen — den Zunft— 
zwang. Wer alſo nicht aufgenommen iſt, darf keinen Handel treiben. 
Zur Aufnahme gehören mehrere Erforderniſſe: beſonders der Ablauf 
der Lehrjahre oder deren Abkauf mit Geld; das Bürgerrecht u. A. 
Dieſe Einrichtung iſt ſeit dem dreizehnten Jahrhundert aufgekommen, 
und allmälig ſehr ausgebildet, jedoch mit Unterſchieden. Zuweilen 
iſt aller Handel, zuweilen ſind nur beſtimmte Zweige mit dieſer oder 
jener Waare zünftig. Zuweilen iſt nur der Kleinhandel zünftig, 
zuweilen aller Handel. Daher giebt es oft ganz verſchiedene Zünfte, 
für Kaufleute und für Krämer oder Höcker, die ein gegenſeitiges 
Verbietungsrecht gegeneinander ausüben; was denn, wie bemerkt, 
wieder eine Quelle vieler Streitigkeiten geworden iſt. Neuerdings iſt 
dieſe ganze Einſchränkung oftmals abgeſchafft und der Handel ein 
freies Gewerbe geworden. In Frankreich eeſſirt fie ganz. Vor der 
Revolution war ſie dort ſehr häufig; in dieſer ward ſie aufgehoben, 
und ſtatt deſſen eine Patentſteuer eingeführt. Ebenſo neuerdings in 
Preußen: Ende 1810. In Baden iſt ſie nicht aufgehoben. — 
Ueber die Zünftigkeit und den Umfang des Zunftzwangs kommen 
folgende Regeln in Betracht: 

a) Im Zweifel iſt die Zünftigkeit des Handels auf den Detail— 
handel einzuſchränken, der Großhandel und der Handel im weitern 
Sinn ſind als frei anzuſehen. Wo es alſo über kaufmänniſche 
Geſchäfte ein Zunftprivilegium giebt, und über deſſen Sinn geſtritten 
wird, iſt daſſelbe im Zweifel nur von der Krämerei zu verſtehen. 
Es wird als allgemeine Regel anerkannt, daß alle ſolche Einſchrän— 
kungen der Gewerbefreiheit ſtrict und im Zweifel im engern Sinne 
zu nehmen ſind. Das iſt allgemein anerkannt. N 

b) Iſt nur der Kleinhandel zünftig, ſo haben die Mitglieder 
dieſer Zunft auch das Recht zum Großhandel; denn dieſer iſt für 
Jeden frei, alſo auch für den Krämer. Er iſt zwar auf den Klein— 
handel privilegirt, aber der Sinn des Privilegiums iſt nicht, ihn 
darauf zu beſchränken: es iſt kein nachtheiliges Privileg. Der Sinn 
iſt nur, daß dieſer Handel ihm ausſchließend zuſtehe, und dies hin: 
dert nicht, daß er Großhandel in Concurrenz mit den Uebrigen treibe. 


$10. Zünftigfeit. 19 


c) Der Zunftzwang giebt kein Recht, die Einwohner des 
Ortes zu nöthigen, von den Zunftgenoſſen zu kaufen, und ſie zu 
hindern, die Waare von Auswärts zu beziehen. Denn der Zunftzwang 
einer Gilde giebt der Regel nach nur ein Verbietungsrecht gegen 
Andere, die daſſelbe Gewerbe treiben; alſo kein Recht, die Einwohner 
des Ortes zu nöthigen, ſich gerade an dieſe Gilde zu halten. So 
auch bei Kaufleuten. Daraus folgt, daß der Zunftzwang kein 
Recht giebt, Handwerker und Fabrikanten zu nöthigen, daß ſie ihre 
rohen Stoffe von den Kaufleuten des Ortes nehmen. Denn dieſer 
Einkauf iſt kein Handel. Das Verbietungsrecht einer Zunft iſt 
nicht gegen den Conſumenten gerichtet; hier erſcheint aber der Hand— 
werker als Conſument. 

d) Die Zünftigkeit des Handels giebt den Kaufleuten kein Recht, 
den Handwerkern und Fabrikanten den Verkauf ihrer Fabrikate im 
Großen und Kleinen zu wehren. Denn dieſer Verkauf iſt kein 
eigentlicher Handel, und darauf beſchränkt ſich das Verbietungsrecht. 
Das Zunftrecht einer jeden Gilde iſt nämlich auf das Gewerbe 
gerichtet, welches ſie ſelbſt treibt: alſo bei Kaufleuten auf 
den eigentlichen Handel 1). Hier finden ſich jedoch zuweilen Ein— 
ſchränkungen. Beſonders hat die Krämergilde oft das Recht, dem 
Fabrikanten im Großen den Detailverkauf zu wehren. Andererſeits 
fragt es ſich: Darf der Handwerker mit Gegenſtänden ſeines Hand— 
werks, die er nicht ſelbſt verfertigt hat, Handel treiben, z. B. von 
Fremden in Commiſſion nehmen? Eigentlich nicht: denn das iſt 
ſchon Handel 2). 

e) Umgekehrt können Handwerker kraft ihres Zunftzwangs den 
Kaufleuten nicht den Handel mit ihren Fabrikaten wehren. Denn 
nach obiger allgemeinen Regel iſt das Verbietungsrecht auf das 
Geſchäft einzuſchränken, was die Zunftgenoſſen ſelbſt treiben: alſo 
Handwerkerarbeit, oder die Verfertigung von Gegenſtänden, welche 
zu ihrem Gewerbe gehören; nicht Handel. Kaufleute dürfen alſo 
die Waaren, welche der Handwerker macht, aus der Fremde kommen 
laſſen und zum Verkauf ausſtellen ). Das kam zur Anwendung 
bei dem Schuſterprozeß in Hamburg. 


) Mevius, P. 5 dec. 255. Hommel, Rhaps. vol. 3. obs. 437. Fricke, Recht 
der Handwerker. § 92. Muſaeus, Handelsrecht § 26. Note b. 

) Lynker, Resolut, Nr. 26. 

) Runde, D. P. R. § 474. Bülow und Hagemann, Pr. E. Th. 1. Nr. 17. 
Lynker, Resolut. Nr. 111. 
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§ 11. Handelsverbote aus dem Stande und Gewerbe. 


1) Der Adel. Das römiſche Recht ) unterſagt dem Adel den 
Handel ausdrücklich. Es iſt häufig behauptet, das Geſetz gehe nur 
auf den Detailhandel; Handel im Großen hätten die römiſchen Ritter 
vorzugsweiſe getrieben, z. B. Atticus. Allein das Geſetz redet allge— 
mein, der Unterſchied zwiſchen Groß- und Kleinhandel iſt eine neue 
Erfindung; und durch das, was die Ritter zur Zeit der Republik 
und im Anfang der Monarchie gethan, läßt ſich 1. 3. von 400 n. Chr. 
nicht erklären. Eigentlich alſo gilt dies Geſetz in Deutſchland noch 
als Regel; es iſt aber nicht zu läugnen, daß es nicht beobachtet 
wird. Kleinhandel zu treiben, entjpricht den Grundſätzen des deut— 
ſchen Adels nicht. Wo aber der Großhandel nicht zünftig iſt, da 
hat man manche Beiſpiele 2). Die Anſicht von Martens, wer ſich 
in eine Zunft für Kleinhandel aufnehmen laſſe, verliere den Adel, 
geht wohl zu weit. Wenn nach dem Statut der Zunft kein Adeliger 
aufgenommen werden ſoll und ein ſolcher wiſſentlich eintritt, ſo läßt 
ſich dies allenfalls als Verzichtleiſtung anſehen. Sonſt liegt zu 
dieſer Annahme kein Grund vor. Handelt auch der Adelige unrecht, 
ſo tritt doch der Verluſt des Adels nicht ohne ein beſonderes Geſetz 
ein. Das P. L. R. 3) verordnet nur: wer mit Verheimlichung 
ſeines Adels in eine Zunft ſich einſchleicht, ſoll ihn verlieren. Ueber 
andere Länder finden ſich Nachweiſungen bei Martens § 11. Note a. 
In Frankreich iſt der Betrieb des Handels für Adelige jetzt völlig 
frei, ſeitdem die Zünfte aufgehoben ſind. 

2) Den Geiſtlichen iſt ſchon durch das canoniſche Recht *) 
aller Handel unterſagt. Der Grund iſt, weil ſie dadurch leicht ihre 
Amtsgeſchäfte verſäumten und es nicht anſtändig erſcheint, die Geift- 
lichen in Handelsgeſchäften dem Gewinn nachlaufen zu ſehen. Das 
Verbot iſt daher meiſtens in neuen Geſetzen wiederholt 5). Nur 
wird es in der Praxis ſchlecht beobachtet. 

3) Militärperſonen. Schon das römiſche Recht 6) unterſagte 
es, Kaufleute unter das Militär aufzunehmen. Ebenſo zuweilen 
neuere Militärgeſetze. Der Grund iſt derſelbe wie bei Geiſtlichen; 


) L. 3. C. de commereiis, 4, 63. 

2) Vergl. Leyser Sp. 189. med. 1 — 4. Vergl. auch Pr. L. R. Th. 2. 
Tit. 9. 8 76 — 79, 

s 

) C. 6. 9. X. ne cleriei vel monachi. 3, 50. Vergl. Nov. 123. c. 6. 

) P. L. R. 2, 11. 89. 

®) J. un. C. negotiatores ne milit. 12, 35. 1.12. § 8. C. de cohortal. 12, 58. 
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ſie ſollen nicht vom Dienſtgeſchäft abgezogen werden. Ein emſiger 
Kaufmann iſt ein ſchlechter Soldat. 

4) In einigen Ländern gilt das Verbot auch für Civilbeamte; 
nicht als Regel 1). Der Grund iſt wiederum, damit nicht die Sorge 
für den Handel ſie zu einer Vernachläſſigung der Amtsgeſchäfte 
verleite. Allein dies Verbot gilt bei weitem nicht allenthalben. Das 
P. L. R. z. B. hat nichts davon. Baden kennt nur ein beſchränktes 
Verbot; den Beamten ſoll kein perſönlicher Betrieb einer Fabrik 
und kein Handel mit ſolchen Waaren geſtattet ſein, welche er kraft 
ſeines Dienſtes zu verwalten und zu verwahren hat 2). Außerdem 
gedenkt Martens hier noch der Mäkler; davon ſoll § 30 gehandelt werden. 

Für alle dieſe Fälle gilt noch folgende Bemerkung. Perſonen, 
denen der Handel unterſagt ward, iſt es darum nicht verwehrt, ſich 
bei einem Handel, den ein Anderer führt, durch eine Summe Geldes 
zu intereſſiren, und zwar theils wegen ſtricter Erklärung ſolcher 
Verbote — denn das heißt nicht Handel treiben — theils nach der 
Abſicht des Geſetzes, weil eine Störung in den Dienſtgeſchäften 
daraus nicht zu beſorgen iſt. 


§ 12. Handelsverbote wegen Religion, Geſchlecht und Alter. 


1) Die Juden. Eigene direkte Verbote des Handels kommen 
in Betreff der Juden nicht leicht vor. Aber ſehr häufig ſind ſie 
durch die Zünftigkeit davon ausgeſchloſſen. Nach der bisherigen 
Verfaſſung der Zünfte durften keine Juden in dieſelben aufgenommen 
werden; wo alſo der Handel zünftig iſt, ſind ſie dadurch ausge— 
ſchloſſen. Von ſelbſt verſteht es ſich, daß ihnen die Zweige frei 
bleiben, welche nicht zünftig ſind, z. B. Ellenwaaren, Großhandel. 
Daher ſtehen ihnen namentlich die Wechſelgeſchäfte allenthalben frei; 
denn ſie ſind nirgends zünftig. Auch ſind nicht ſelten einzelnen 
Juden ſogar die zünftigen Zweige des Handels durch beſondere 
Privilegien geſtattet; denn bei allen Zunftprivilegien hat die Obrig— 
keit ein Dispenſationsrecht. In den neueſten Zeiten iſt man in 
einzelnen Ländern durch allgemeine Verordnungen zu Hülfe gekom— 
men, theils indem man die Aufnahme in die Zünfte befahl, wie in 
Württemberg, Bayern und Baden geſchehen iſt, theils indem man 
beſtimmte Handelszweige auch ohne Aufnahme in die Zunft erlaubt 
hat. So weit übrigens den Juden der Handel geſtattet iſt, ſind 
ihnen auch in der Regel dieſelben Vorrechte einzuräumen wie chriſt— 


) Gönner v. Staatsd. 8 85. 2) Siebentes Conſt. Ed. Art. 26. 
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lichen Kaufleuten. Wo das Geſetz keine beſondere Einſchränkung 
macht, iſt auch kein Grund, ihnen die Rechte eines chriſtlichen Kauf— 
manns zu weigern. Denn nach unſerm gemeinen Recht haben die 
Juden in der Regel gleiche Rechte mit den Chriſten. 

2) Frauenzimmer. — In der Regel iſt für ſie der Handel 
ebenſo frei wie für Mannsperſonen. Selbſt da, wo der Handel 
zünftig iſt, wird es theils der Wittwe geſtattet, die Handlung des 
Mannes ohne Weiteres fortzuſetzen, theils ſind auch andere Frauen— 
zimmer gewöhnlich fähig, durch Aufnahme in die Matrikel die Gilde 
zu gewinnen !). Nur da, wo Geſchlechtsvormundſchaft gilt, können 
ſie ohne Einwilligung ihres Ehemanns oder Curators keine Hand— 
lung eröffnen, da ſie überhaupt in der Adminiſtration ihres Ver— 
mögens an deren Einwilligung gebunden ſind. Das franzöſiſche 
Recht 2), welches Geſchlechtsvormundſchaft nur bei verheiratheten 
Frauen kennt, verbietet dieſen, Handel zu treiben ohne Einwilligung 
ihres Mannes. Eine Frau, welche für eigene Rechnung ſelbſt Handel 
treibt — eine Kauf- und Handelsfrau, eine femina mercatrix — 
iſt verſchieden von einer Frau, welche nur ihren Mann in deſſen 
Handel aſſiſtirt ). Wenn ſie aber in Compagnie mit dem Manne 
ſteht, jo iſt fie allerdings wieder eine Handelsfrau )). 

Treibt eine Frau erlaubter Weiſe Handel, ſo wird allgemein 
angenommen, daß in Handelsgeſchäften ihre beſonderen weiblichen 
Vorrechte ceſſiren; der vellejaniſche Senatsſchluß fällt ebenſo weg, 
wie die Einwilligung ihres Curators, und ihre Wechſel ſind gültig. 
Man ſagt, ſie ſei gerade wie eine Mannsperſon zu beurtheilen. In 
allgemeinen Rechtsprincipien iſt kein Grund dafür vorhanden. Jener 
Schutz iſt Frauenzimmern zur Sicherheit gegen nachtheilige Rechts— 
geſchäfte ertheilt, in welche ſie ſich aus Leichtſinn und Uebereilung 
einlaſſen möchten. Einer ſolchen Sicherheit ſind ſie in Handels⸗ 
geſchäften am meiſten benöthigt. Allein die Natur des Handels 
macht obige Annahme in hohem Grade nothwendig. Die Handels— 
geſchäfte ſind zu mannigfaltig, als daß der Curator jedesmal gefragt 
werden könnte. Sollten die Geſchäfte ohne deſſen Einwilligung unver⸗ 


) Riceii Spieil. jur. germ. Gött. 1750. p. 315, 816. 2) C. c. Axt. 4. 

3) C. c. art. 5. P. L. R. 2, 8. 8 496. 

) Vergl. Ayrer (Heusinger) D. de societate mariti et uxoris mercatoria. 
Gott. 1773. 4. Mantzel D. de femina mercatrice in Gesterding Thes. jur. 
Lubec. T. 2. Nr. 24. p. 938 (rect. 638) bis 678. Riccii Ex. camb. ex. 5. 8. 2. 
§ 26. Schröter, Verm. Abh. Th. 1. S. 64 flgg. Beseke Thes. p. 418. 650. 
Overbeck, Medit. Th. 9. Nr. 460. 
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bindlich ſein, ſo würde Niemand wagen können, ſich mit einem 
Frauenzimmer einzulaſſen. Ebenſo bei den übrigen Punkten. Es 
würde das zur Betreibung des Handels nöthige Zutrauen fehlen. 
Daher iſt obiger Grundſatz ſehr allgemein angenommen 1). Auch 
in Frankreich 2). Die Einſchränkungen der Frau beſtehen darin, 
daß ſie ohne Einwilligung des Ehemannes keine Schulden gültig 
contrahiren, nichts veräußern und nichts verpfänden darf. Alles 
dies ceſſirt bei Handelsfrauen. Eine Ausnahme machen die Dotal— 
güter. — In Geſchäften, welche den Handel nicht betreffen, bleibt 
es bei den gewöhnlichen Grundſätzen und Rechten ). Daher wird 
oft die Frage wichtig, ob ſie ein Geſchäft als Handelsfrau vorge— 
nommen hat, was in einzelnen Fällen zweifelhaft ſein kann; z. B. 
ſie hat ein Darlehen aufgenommen. Am wenigſten Zweifel findet 
dann Statt, wenn ſie den Handel nicht ſelbſt treibt, ſondern nur 
Eigenthümerin iſt und einen Handelsvorſteher angenommen hat. Denn 
alle Geſchäfte, welche dieſer in ihrem Namen abſchließt, ſind als 
Handelsgeſchäfte anzuſehen, und die beſonderen Rechte der Weiber 
finden darauf keine Anwendung. Was ſie dagegen ſelbſt contrahirt, 
wird nicht als Handelsgeſchäft angeſehen, und es bleiben ihr die 
gewöhnlichen Vorrechte. Zweifelhaft wird die Sache dann, wenn 
ſie in eigener Perſon die Geſchäfte treibt. Das P. L. R. ) ſtellt 
die Regel auf, daß das Geſchäft im Zweifel als Handelsgeſchäft 
anzuſehen ſei. Daraus hat auch Martens ſeine Regel entnommen. 
Allein als allgemeines Princip läßt ſich das nicht behaupten. In 
der Natur der Sache liegt gar kein Grund für eine ſolche Vermu— 
thung. Vielmehr wird es auf Beweis ankommen, und im Zweifel 
Derjenige den Beweis zu übernehmen haben, welcher behauptet, daß 
ein Handelsgeſchäft vorliege und alſo die weiblichen Vorrechte keine 
Anwendung fänden. Denn daß ſie in Handelsgeſchäften wegfallen, 
iſt die Ausnahme von der Regel; wer alſo die Anwendung beſtreitet, 
ſtützt ſich auf eine Ausnahme, und wer das thut, hat den Beweis 
zu übernehmen, daß der Fall der Ausnahme eintrete. 

3) Minderjährige ſind nach allgemeinen Grundſätzen zu Han— 
delsgeſchäften nicht mehr unfähig als zu anderen Rechtsgeſchäften; 


1) P. L. R. 2, 8. § 488 flgg. Schröter, Abh. Th. 1. S. 32. 

2) C. C. Art. 5 u. 7. : 

5) Mantzel D. de femina mercatrice, Th. 13. Riccius ex. 5. 8. 2. $ 17. 30. 
Carpzoy. J. F. p. 2. con. 15. def. 16. Nr. 5. Pardessus éléments p. m. 33. 
Overbeck, Medit. Th. 9. Nr. 460. f 

9 2, 8. 8 490. 
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unter Beiſtand ihres Curators alſo allerdings dazu berechtigt und 
befähigt, ſie gültig abzuſchließen. Durch beſondere Geſetze ſind ihnen 
Handelsgeſchäfte häufig entzogen. Einige unterſagen ſie ohne vorher— 
gängige Volljährigkeitserklärung ganz. So das P. L. R. und die 
Frankfurtiſche Reformation. Andere wenigſtens beſchränkt, und knüpfen 
ſie an beſondere Autoriſationen. So der code de commerce ). Der 
Minderjährige muß wenigſtens 18 Jahre alt, emancipirt, von Eltern 
oder Familienrath autoriſirt und dieſe Autoriſation vom ordentlichen 
Richter genehmigt und öffentlich bekannt gemacht ſein. Bei der 
Redaction des code tft viel darüber geſtritten und endlich das vorſtehende 
Reſultat hervorgegangen. — Uebrigens wird auch bei Minderjäh⸗ 
rigen gewöhnlich angenommen, daß, wenn fie erlaubter Weiſe Handel 
treiben, in Handelsgeſchäften ihre Rechtswohlthaten, namentlich die 
Reſtitution, hinwegfallen. So Martens. In einem Fall iſt dies 
ganz richtig, wenn der Minderjährige unter öffentlicher Autorität in 
eine Handelszunft aufgenommen iſt; denn er wird dadurch für einen 
Sachverſtändigen erklärt, und ein minderjähriger Sachverſtändiger 
hat in den Sachen, zu welchen er berufen iſt, keinen Anſpruch auf 
Reſtitution 2). Außer dieſem Fall gilt von ihm ganz, was vom 
Frauenzimmer geſagt iſt. Rechtsgründe ſind nicht vorhanden, die 
Reſtitution ihm abzuſprechen. Sie iſt zu ſeinem Beſten eingeführt, 
um ihn gegen Nachtheile zu ſichern, die er ſich durch Unvorſichtig— 
keit zuziehen möchte. Dieſer Schutz iſt in Handelsgeſchäften doppelt 
nöthig, weil ſie doppelt gefährlich ſind. Aber für den Handel von 
der politiſchen Seite wäre es ſehr unzweckmäßig, ſie zu geſtatten. 
Die Sicherheit und Leichtigkeit des Handels leidet ſehr dabei, und 
Jeder wird ſich hüten müſſen, mit einem Minderjährigen ſich einzu- 
laſſen, deſſen Handelsgeſchäfte ſelbſt dadurch nothwendig leiden werden. 
Deßhalb haben mehrere Geſetze ſehr vernünftig die Reſtitution ihm 
abgeſprochen. So das franzöſiſche Recht 3). Auch die bisherige 
gemeinrechtliche Praxis iſt ſehr dahin geneigt; ſie neigt ſich natürlich 
leicht zu dem politiſch Zweckmäßigen. — Uebrigens verliert auch 
der Minderjährige die Reſtitution nur bei Handels-, nicht bei anderen 
Rechtsgeſchäften. Darüber gilt daſſelbe, was unter Nr. 2 bei der 
Handelsfrau ausgeführt iſt. 


1) Act. 2. f 
) Leyser Sp. 60 med. 6 bis 8. Weber, natürl. Verbindl. § 64. Note 7. 
) C. N. art. 487. 
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Sweiter Abſchnitt. 
Von einzelnen Handelsgeſchäften und deren Rechten. 


§ 13. Allgemeine Einleitung. 

Die Handelsgeſchäfte, ſowohl beim eigentlichen Handel, als bei 
den Hülfsgewerben, beruhen hauptſächlich auf Verträgen. Dieſe 
Handelsverträge find in der Regel nach denſelben Grundſätzen zu 
beurtheilen, wie andere Verträge. Die allgemeinen Regeln von Ver— 
trägen überhaupt gelten auch von Handelsverträgen. Alſo in Deutſch— 
land bildet das römiſche Recht, in Frankreich der code Napoléon 
die Regel. Beſonders in Frankreich iſt dies entſchieden angenommen. 
Indeſſen kommen doch bei Handelsverträgen manche beſondere Beſtim— 
mungen vor. Theils hat die Anwendung der allgemeinen Regeln 
auf Handelsgeſchäfte und Verträge oft ihre Schwierigkeiten, welche 
eine beſondere Erläuterung fordern, theils erleidet manche Regel des 
gemeinen Rechtes hier aus beſonderen Gründen Ausnahmen. Davon 
gleich hier einige allgemeine Bemerkungen. 

Neuere Geſetze verlangen zuweilen zur Gültigkeit der wichtigeren 
Verträge über bedeutendere Gegenſtände beſondere Förmlichkeiten. 
Nicht die Einigung des Willens, ſondern Schrift und dergleichen 
ſoll Bedingung des Abſchluſſes ſein. Nach preußiſchem Landrechte 
müſſen Verträge über mehr als 50 Thaler ſchriftlich abgefaßt wer— 
den; der code Napoléon läßt bei Verträgen über mehr als 150 Francs 
nur Beweis durch ſchriftliche Urkunden oder Eid, aber keine Zeugen 
zu. Wo auch dergleichen Geſetze ſich finden mögen, bei currenten 
Handelsgeſchäften wird gewöhnlich eine Ausnahme zugelaſſen, ſie ſind 
an dieſe Förmlichkeit nicht gebunden. Der Grund liegt darin, daß 
die Natur der Handelsgeſchäfte es ſelten erlaubt, ſich mit Formali— 
täten aufzuhalten. Die erheblichen Verträge ſind oft zu eilig, als 
daß gleich über jeden ein ſchriftlicher Aufſatz angefertigt werden 
könnte. So wird nach dem code de commerce i) über Handelsverträge 
auch Beweis zugelaſſen durch Correſpondenz, durch Bücher, und 
ſelbſt durch Zeugen; letzteres jedoch nur nach Ermeſſen des Tribu— 
nals. Das geht jedoch nur auf die Verträge, wobei es vorgeſchrieben 
iſt: Kaufcontracte und geſellſchaftliche Vereinigungen auf gemein— 


1) Act. 109. 49. 
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ſchaftlichen Gewinn und Verluſt. ) Dagegen ſind einzelne andere 
Handelsverträge, die nicht zu den currenten Handelsgeſchäften gehören, 
häufig durch ſpecielle Vorſchrift an ſchriftliche Errichtung gebunden. 
So beſonders Societät und Aſſecuranz. 

Kaufleute verſchiedener Län der contrahiren gewöhnlich durch 
Briefe. Dabei entſteht die Frage, nach welchen Orts-Geſetzen der 
Vertrag zu beurtheilen iſt. Dieſe erhebliche Frage iſt ſelten berührt. 
In Geſetzen meines Wiſſens nirgends. Unter den Schriftſtellern 
meinen Einige (Grotius), die Geſetze keines der beiden Länder ent— 
ſchieden, ſondern blos das Naturrecht; Keinem könne zugemuthet 
werden, ſich den Geſetzen des Andern zu unterwerfen 2). Das heißt 
ad calendas graecas verweilen. Gut für Die, welche Alles aus 
dem Naturrecht entſcheiden können. Z. B. ein Theil iſt in Verzug; 
nach den Geſetzen des einen Landes werden 5 Procent, nach denen 
des andern Landes 6 Procent Verzugszinſen genommen: oder in 
den verſchiedenen Ländern gelten verſchiedene Zahlungsfriſten. Es 
läßt ſich überhaupt ſchwer begreifen, wie das Naturrecht die Ent⸗ 
ſcheidung von Rechtsfragen enthalten könne, bei denen poſitive Inſti— 
tute concurriren. Auch iſt die Entſcheidung nicht unmöglich ohne 
das Naturrecht. Die rechtlichen Folgen eines Vertrages richten ſich 
nach den Geſetzen des Ortes, wo der Vertrag geſchloſſen ward. 
Contracte werden geſchloſſen durch die erklärte Einſtimmung der 
Parteien. Dieſe iſt vorhanden, ſobald der Annahmebrief geſchrieben 
und abgeſchickt iſt. Iſt alſo dadurch der Contract geſchloſſen, ſo iſt 
er geſchloſſen an dem Orte Desjenigen, welcher die Anträge des 
Andern acceptirt, und richtet ſich mithin nach dem Geſetze dieſes Orts ?). 


§ 14. Vom Tauſch. 


Der Tauſchhandel, baratto, und daher barattiren, iſt freilich 
der erſte und älteſte. So lange noch kein Geld eingeführt war, blieb 
kein anderer Weg übrig. Sobald aber der Gebrauch des Geldes 
bekannt ward, wurden Kauf und Verkauf ein viel bequemerer Weg 
des Umſatzes, ſo daß gewöhnlich der Tauſch ganz verdrängt iſt. 
Gegenwärtig kommt er nur noch beim Verkehr mit wilden Völkern 
vor, welche kein Geld kennen; etwa beim Negerhandel; unter Kauf— 


) Loere, esprit t. 3. p. 326 
2) Hert. comm. et opuse. t. 1. p. 345 fg. 
6) Voct. ad Pand. 1.5. t. 1. S 73. Struv. Synt. ex. 9. th. 40. 
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leuten faſt niemals. Zwar führt man gewöhnlich den Buchhandel 
als Beiſpiel an, und dabei findet ſich allerdings eine Art von Tauſch. 
Allein genau genommen iſt das kein wahrer Tauſch, denn ein ſolcher 
liegt nur da vor, wo zwei Sachen gegen einander ohne Geld— 
anſchlag überlaſſen werden. Beim Umſatz der Buchhändler aber 
ſchlägt jeder ſeine Bücher zu Geld an und über die Summen wird 
abgerechnet. Alſo liegt ein doppelter Kauf mit Compenſation des 
Preiſes vor. Ein ſolches Geſchäft findet ſich auch wohl bei anderen 
Waaren, wiewohl viel ſeltener. — Hier die Frage: ob baratto oder 
Kauf wegen Verletzung über die Hälfte angefochten werden können. 
Einige haben wohl behauptet, daß unter Kaufleuten gar keine deß— 
fallſige Anfechtung ſtattfinde. Theils nach Gewohnheit, Kaufleute 
hielten ſich an die Vorſchrift 1): In emtione licet contrahentibus 
invicem se circumvenire, et quod pluris est, minoris emere; — 
theils weil ſie Kunſtverſtändige ſeien und dieſe keinen Anſpruch darauf 
hätten, da ihnen der Einwand eigenen Verſchuldens entgegenſtehe. 
Beides iſt unzureichend. Die Gewohnheit reducirt ſich darauf, daß 
im Handel der Fall einer Verletzung über die Hälfte nicht leicht 
vorkommt. Die Klage iſt alſo ſehr ſelten. Dies genügt aber zu 
einer derogirenden Gewohnheit nicht; dazu würden Fälle gehören, 
wo eine Verletzung vorhanden und die Klage dennoch für unzuläſſig 
erklärt wäre. Sodann iſt bei jeder Verletzung einiges Verſchulden 
des Verletzten. Alſo iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Klage durch 
jede Verſchuldung ausgeſchloſſen werde, höchſtens durch grobes Ver— 
ſchulden. Dieſes aber iſt dem Kaufmann bei weitem nicht immer 
vorzuwerfen. Auch iſt der Kaufmann nicht eben als kunſtverſtän— 
diger Kenner zu betrachten. Dies iſt vielmehr der Mäkler. Dieſer 
iſt dem Kaufmann aber deßwegen zugeordnet, weil man nicht von 
jedem Kaufmann genaue Kenntniß aller Waaren verlangen kann. 
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Hier ſind beſonders vier Hauptpunkte herauszuheben, wobei das 
Recht der Kaufleute eine nähere Erörterung fordert. Die beiden 
erſten ſind bei Martens unter einer Nummer verbunden, aber beſſer 
zu trennen. 

I. Die Zeit der Zahlung. — Dabei kommt es auf die 
Art des Handels an. Vier Fälle ſind möglich: 


1. D. looati. 19, 2. 
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1) Per comptant, d. h. gegen baares Geld. Dann iſt gleich 
bei der Lieferung zu bezahlen. Der Gegner kommt jedoch nicht 
eher in Verzug, als bis er gemahnt iſt. Die Lieferung macht zwar 
fällig, aber darum, daß eine Schuld fällig iſt, befindet ſich der 
Schuldner noch nicht gleich im Verzug. Dazu gehört jedesmal eine 
Anmahnung, wenn kein beſtimmter Zahlungstag feſtſteht. 

2) Auf Ziel, d. h. mit beſonders bedungener Zahlungsfriſt. 
Dann ergibt ſich Alles von ſelbſt. Zu bemerken iſt nur: will der 
Käufer früher zahlen, ſo iſt allgemein eingeführt, daß er für jeden 
Monat der frühern Zahlung ½ PCt. abziehen dürfe. Nicht nach 
allgemeinen Rechtsregeln. Zwar kann er früher zahlen, aber der 
Gläubiger iſt darum nicht ſchuldig, ſich einen Abzug gefallen zu 
laſſen, ſondern kann auch bei früherer Zahlung ſein volles Geld 
fordern. Aber unter Kaufleuten iſt der Abzug ſehr allgemein üblich. 

3) Der Kaufmann liefert auf Rechnung, d. h. für jetzt wird 
der Betrag der Waare nur zu Buch geſchrieben, und am Ende jedes 
Jahres erhält der Käufer Rechnung über alles Gekaufte. Darin 
liegt von ſelbſt, daß ſo lange Credit gegeben iſt. In Verzug kommt 
der Käufer aber auch hier nicht gleich durch Zuſtellung der Rech— 
nung, ſondern erſt durch nochmalige Anmahnung. Denn bloßes 
Einſenden der Rechnung macht erſt fällig; darum aber, daß die 
Schuld fällig iſt, befindet ſich der Schuldner noch nicht gleich im 
Verzug. 

4) Es wird verkauft ohne nähere Abrede über die Zahlungs- 
zeit. Dann iſt nach dem Princip des gemeinen Rechts gleich zu 
bezahlen. Aber unter Kaufleuten iſt allgemein eingeführt, daß der 
Käufer doch noch eine kurze Friſt genießt, die ſich ohne beſondere 
Abrede von ſelbſt verſteht: ein Monat, ſechs Wochen, zwei Monate. 
Für dieſe Friſt werden niemals Zinſen vergütet, vielmehr kann, 
wer baar zahlt, auch hier ½ pCt. per Monat abziehen. Bei dieſem 
Fall entſteht die Frage: ob in Betreff des Kaufpreiſes Credit gegeben 
iſt. Dies wird wichtig für den Eigenthumsübergang. Martens 
verneint die Frage; richtiger iſt es, anzunehmen, es ſei creditirt. 
Wo ausdrücklich eine Friſt bewilligt ward, iſt darüber kein Zweifel; 
hier iſt ſie ſtillſchweigend ertheilt. Ausdrückliche und ſtillſchweigende 
Einwilligung haben der Regel nach gleiche Wirkung. Der Begriff 
des Creditgebens beſteht darin, daß man dem Käufer traue. Dies 
iſt jedesmal der Fall, wo Waaren abgeliefert werden, während 
man weiß, daß nicht gleich Zahlung erfolge, und das findet 
hier Statt. 
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II. Der Uebergang des Eigenthums. — Hierüber zu 
bemerken: b 

1) Auch unter Kaufleuten geht Eigenthum erſt durch wirkliche 
Uebergabe über, wie überhaupt nach gemeinem Recht. Aber unter 
Kaufleuten giebt es beſondere Arten der Uebergabe: 

a) Das Aufſetzen des Zeichens auf die gekaufte Waare. Wenn 
das geſtattet iſt, ſo gilt die Waare für übergeben, obgleich ſie noch 
im Gewahrſam des Verkäufers geblieben iſt. Der Geſichtspunkt, aus 
welchem man dieſes anzuſehen hat, it das constitutum pPossesso- 
rium; denn Beſitz und Eigenthum werden mittelſt deſſelben auch 
ohne körperliche Tradition übertragen, da es den Vertrag enthält, 
daß ein Verkäufer und bisheriger Beſitzer künftig im Namen eines 
Andern, des Käufers, beſitzen wolle. Dieſes constitutum kann wie 
jeder Vertrag auch ſtillſchweigend durch ſchlüſſige Handlungen zu Stande 
kommen. Ein ſolcher Vertrag iſt das Aufſetzen des Zeichens, deſſen 
Geſtattung die ſtillſchweigende Erklärung des Verkäufers enthält, 
Namens des Käufers zu beſitzen. An und für ſich liegt das freilich 
nicht darin; wo es aber durch die Sitte eingeführt ward, daß dies 
als Act der Uebergabe gelte, da muß es ſo betrachtet werden. Eini— 
germaßen läßt ſich dieſer kaufmänniſche Gebrauch ſchon auf das 
römische Recht ) ſtützen. 

b) Zuſendung und Empfang der Connoſſemente. Das Con— 
noſſement iſt ein Schein des Schiffers, daß er eine Waare empfangen 
habe und an die und die Perſon abliefern wolle. Dieſer Schein wird 
vom Abſender dem Käufer der Waare eingeſchickt. Wenn dieſer das 
Connoſſement empfangen hat, ſo wird die Waare gewiſſermaßen 
als tradirt betrachtet, obgleich ſie ſich noch unterwegs befindet. Jedoch 
iſt dies ein zweifelhafter Punkt (ſiehe § 175). 

2) Auch der Grundſatz, daß im Fall eines Kaufs Eigenthum 
nicht vor geleiſteter Zahlung oder gegebenem Credit übergehe, gilt 
gemeinrechtlich unter Kaufleuten der Regel nach gleichfalls; jedoch 
nur in Deutſchland, nicht gerade in anderen Ländern, z. B. in 
Frankreich. Aber nach Obigem nur unter der Vorausſetzung, daß 
ausdrücklich per comptant verkauft iſt; denn in allen anderen 
Fällen iſt immer Credit gegeben. Daraus folgt, daß, wenn der 
Käufer in Concurs gefallen iſt, der Verkäufer im Fall eines Comp— 
tantkaufs ſeine Waare aus dem Concurſe zurückfordern darf. Denn 
er iſt noch Eigner, und nicht durch die exceptio rei venditae et 


1) 1.14. $1. D. de periculo et commodo. 18, 6. 
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traditae abzuweiſen, da ſolche durch die Replik, daß der Kaufpreis 
noch nicht bezahlt ſei, beſeitigt wird. In anderen Fällen aber iſt 
der Verkäufer dazu nicht berechtigt; durch das Creditiren iſt das 
Eigenthum ſchon übergegangen. Die bei Martens gemachte Aus— 
nahme, daß auch im Fall des Creditirens Eigenthum nicht über⸗ 
gehe, wenn der Käufer bei Abſchluß des Geſchäftes ſchon handels— 
unfähig war, geht darauf, daß in einigen Geſetzen alle Geſchäfte, 
die kurz vor Ausbruch des Concurſes abgeſchloſſen ſind, für ungültig 
erklärt werden (ſiehe § 45). Heißt es creditiren, wenn bei Abjen- 
dung der Waare dafür traſſirt ward? (Siehe § 175 am Ende.) 

3) Wer iſt bei Waarenverſendungen für den Eigenthümer zu 
halten, während die Waare in den Händen des Schiffers oder des 
Spediteurs oder des Fuhrmanns ſich befindet? Der Fall, wenn das 
Connoſſement ſchon empfangen iſt, ſteht hier nicht in Frage. Dann 
iſt das Eigenthum nach einer ſehr verbreiteten Meinung ſchon dadurch 
übergegangen. Wie in anderen Fällen? Beſonders wichtig wird die 
Frage bei ausgebrochenem Concurſe. Es kommt hier darauf an, weſſen 
Mandatar die Zwiſchenperſon iſt 1). Oft iſt der Spediteur Mandatar 
beider Theile. Wie dann? Martens behandelt dies nicht näher. Es 
ſcheint am natürlichſten zu ſein, daß der Spediteur, ſobald er die 
Waare weiter ſendet, als Mandatar des Empfängers handelt. 

4) Das franzöfische Recht 2) hat den Grundſatz, daß es zum 
Eigenthumsübergang weder der Uebergabe, noch der Zahlung bedarf, 
das Eigenthum vielmehr ſchon durch bloßen Abſchluß des Vertrags 
übergeht. Damit eeſſirt alles Bisherige, doch ſelbſtverſtändlich nur 
dann, wenn eine individuelle Maſſe verkauft iſt; nicht wo nach 
Maaß, Zahl und Gewicht; dann unter Gegenwärtigen erſt durch 
Lieferung ), unter Abweſenden durch Abſendung; denn durch dieſe 
iſt das Individuum beſtimmt. Auf geleiſtete Zahlung oder Crediti— 
rung aber kommt niemals etwas an. Der Caſſationshof hat jedoch 
erkannt, daß, wenn eine gewiſſe Quantität aus einem Haufen ver- 
kauft ſei (36 Klafter von dem Holze), Eigenthum ſogleich auf den 
Käufer übergehe, nicht aber die Gefahr *). 

III. Uebergang der Gefahr und des Vortheils. — Beides 
tritt der Regel nach gleich mit geſchloſſenem Contract ein. Dieſe 
von Martens als ausnahmslos aufgeſtellte Regel iſt aber nur ein— 


) Merlin, Repertoire v. commissionaire $ 5. Nr. 4. 
2) C. N. art. 1138. 1583. 5) Arg. art. 1585. 
) Sirey 1813. p. 52. 
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geſchränkt richtig. Denn das gemeine Recht fügt eine beſondere 
Modification bei vertretbaren Sachen, alſo bei allen Waaren hinzu, 
und dieſe giebt ein ganz anderes Reſultat. Man unterſcheidet: 

1) Die Waare wird in genere verkauft; eine beſtimmte Quan— 
tität ohne Rückſicht auf eine individuelle Maſſe oder Partei, woraus 
die Lieferung erfolgen ſolle. Hier gehen Gefahr und Vortheil erſt 
durch Lieferung über; nämlich ſowie ein jedes Quantum einzeln 
abgeliefert iſt; denn hier iſt der Verkäufer bloß Schuldner einer 
Gattung und dieſer trägt die Gefahr bis zur Lieferung. 

2) Eine beſtimmte individuelle Maſſe von Waaren iſt verkauft, 
z. B. die ſich in dem Magazin, in dem Schiffe befindet. Dieſer Fall 
iſt unter Kaufleuten jedesmal dann anzunehmen, wenn bei den Trac— 
taten eine Probe vorgezeigt und darauf gehandelt war; denn dann 
iſt die Partei ſchuldig von dieſer Probe, und das iſt eine indi— 
viduelle Maſſe ). — Hier iſt zu unterſcheiden: 

a) Eine beſtimmte Quantität von dieſer Maſſe, nicht die ganze 
iſt verkauft; z. B. 5000 Pfund Kaffee von der Schiffsladung. Erſt 
durch Zumeſſen oder Wägen jedes einzelnen Quantums geht hier 
die Gefahr über. Alſo ſowie es die Wagſchale paſſirt hat 2). 

b) Die ganze Maſſe war Gegenſtand des Handels, z. B. eine 
ganze Schiffsladung, der geſammte Wein in den Fäſſern. Ward hier 

1) der Preis nach der Quantität beſtimmt — es ſoll gemeſſen 
oder gewogen werden und danach der Preis ſich richten; z. B. 
10 Gulden per Ohm, 200 Thaler per Laſt — ſo iſt es wie vorhin; 
erſt durch Zumeſſung oder Wägung geht die Gefahr über. War 
dagegen 

2) ein Averſionalquantum für die ganze Maſſe ausgelobt, 
betrage ſie mehr oder weniger, ſo entſcheidet der Zeitpunkt des Con— 
tracts 5). Dieſer entſcheidet alſo nur im letzten Fall. Allein dieſer 
Fall iſt unter Kaufleuten ſelten; in der Regel kann man ſagen, die 
Gefahr geht erſt bei der Lieferung über. — Eben dieſe Regeln 
gelten auch nach franzöſiſchem Recht. Zwar enthält der code de com- 
merce nichts Beſonderes, aber der code Napoléon 5) hat denſelben 


) Dieſer Satz iſt im Mſ. eingeklammert. 

) 1.35. § 7. D. de contrah. emt. 18, 1. 1.5. D. de periculo et com- 
modo. 18, 6. 

) J. 35. § 5. 6. D. de contrah. emt. 18, 1. I. 1. § 1. D. de periculo et 
commodo. 18, 6. 1.2. C. eod. 4, 48. 

9) Art. 1585. 
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Grundſatz, daß bei Waaren, die nach Maaß, Zahl und Gewicht 
verkauft werden, erſt durch Zumeſſen die Gefahr übergehe. — Zum 
Schluß iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Wenn Waaren auf Probe gekauft ſind, d. h. ſo, daß dem 
Käufer erſt noch eine Probe geliefert wurde, und die Gültigkeit des 
Handels davon abhängen ſoll, ob er damit zufrieden iſt, ſo geht die 
Gefahr nie vor der Billigung über ). 

2) In allen bisherigen Fällen hat der Käufer ſchon vor der 
Lieferung und Probe die Gefahr zu tragen, wenn er damit ſäumig 
iſt. Seine Verpflichtung beginnt mit dem Augenblicke des Verzugs; 
denn dieſer überträgt die Gefahr auf den Säumigen 2). Sonderbar, 
daß dieſer Satz unter Kaufleuten ſo wenig bekannt iſt. 

3) Wenn eine Waare von einem Andern verſchrieben iſt, ſo 
hat der Käufer die Gefahr ſeit der Ablieferung an den Schiffer oder 
Fuhrmann zu tragen. Da die Verſendung auf ſeine Veranlaſſung 
geſchah, ſo iſt die Gefahr unterwegs die ſeinige. Hier vertritt alſo 
die Ablieferung an den Transporteur die Stelle der Ablieferung an 
ihn ſelbſt. Dies Geſchäft iſt nicht ſowohl ein Kaufcontract, als viel— 
mehr ein Mandat. Es fehlt der beſtimmte Preis; beim Mandat 
trägt aber der Mandant die Gefahr.“) 

IV. Verbindlichkeit für die Güte der Waare zu haf— 
ten. Dabei kommt es darauf an, wie verkauft iſt. Im Ganzen ſind 
drei Arten von Käufen hier zu unterſcheiden: 

1) Es iſt ausdrücklich verkauft „wie zu beſehen.“ Die Clauſel 
hat die Bedeutung, daß der Verkäufer für die Güte gar nicht ein— 
ſtehe, ſondern der Käufer ſie unterſuchen möge. Jener haftet hier 
gar nicht. Jedoch mit der Ausnahme, wenn er Mängel verſchwieg, 
von denen er wußte, daß ſie dem Käufer unbekannt ſeien. Denn 
dann hat er wahrhaft betrogen, und haftet aus ſeinem Betruge für 
Schadenerſatz. Auch die Clauſel „wie zu beſehen“ kann ihn dage— 
gen nicht ſicher ſtellen, da nach bekannter Regel es gegen Anſprüche 
wegen Betrugs nicht ſchützt, wenn ſelbſt mit ausdrücklichen Worten 
verabredet iſt, dafür nicht haften zu wollen. 

2) Der Kauf iſt geſchloſſen „auf gelieferte Probe,“ „nach Probe.“ 
Dem Käufer iſt eine Probe der Waare vorgezeigt, und danach 


9 I. 1. pr. 1.4. pr. § 1. D. de periculo et commodo 18, 6. C. N. Art. 1587. 1588. 
) 1.5. D. de periculo et commodo 18, 6. 
) Struben, R. B. 2, 65. 
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gehandelt. Hier fragt es ſich: muß der Verkäufer nothwendig von 
der Partie liefern, von welcher die Probe genommen ward? Im 
Ganzen geht hier die Verbindlichkeit des Käufers nur dahin, daß 
die Waare mit der Probe vollſtändig übereinſtimme. Jedoch mit 
einer doppelten Modification: 

a) Auch hier wird für dolus eingeſtanden, wenn nämlich 
wiſſentlich ein Unkundiger hintergangen iſt. Kaufleute berufen ſich 
zwar oft auf die Einrede eigenen Verſchuldens. Allein Argliſt iſt 
ſchlimmer als Verſchulden. Kaufleute reden ſo viel von gutem 
Glauben: ſonderbar, daß ſie in ſolchen Fällen ſo ganz darüber 
hinwegſehen. 5 

b) Es wird gehaftet für Mängel, welche aus der Probe nicht 
zu erſehen waren. Sind nämlich die Mängel einer Waare der Art, 
daß ſie erſt beim Gebrauche zu erſehen ſind, ſo muß der Verkäufer 
dafür haften. 

3) Es iſt gehandelt ohne dieſe Clauſel. Dann muß: 

a) dafür eingeſtanden werden, daß die Waare Kaufmannsgut 
ſei, d. h. reine, unverdorbene Waare; 

b) für die beſonders verſprochene Qualität, z. B. Domingo— 
Kaffee. Dagegen hat der Verkäufer 

c) für ausgezeichnete Güte nicht einzuſtehen, auch wenn er die 
Waare als vortrefflich herausgeſtrichen hatte. Denn Jeder weiß, 
daß der Verkäufer ſeine Waare herausſtreicht, und ſchon das römiſche 
Recht !) jagt, daß eine allgemeine laudatio nicht verbinde. — Hiebei 
iſt noch zweierlei zu bemerken: 

1) Es iſt eine beſondere Eigenheit des engliſchen Rechtes, daß 
der Verkäufer gar nicht für Fehler haftet, wenn er es nicht ver— 
ſprochen oder ſie argliſtig verheimlicht hat 2). Einige haben dieſen 
Grundſatz wohl als allgemeine Regel vertheidigen wollen. Wenn 
ein Käufer die gelieferte Waare angenommen habe, ſo finde keine 
Beſchwerde weiter ſtatt: durch die Annahme ſei ſie einmal approbirt. 
Dieſe beſonders von Büſch 3) vertheidigte Anſicht it entſchieden falſch. 
Sie läuft ausdrücklich den Vorſchriften des gemeinen Rechtes zuwider. 
Auch iſt ſie der Natur der Sache gar nicht angemeſſen. Die Waare 
läßt ſich bei der Lieferung nicht immer gehörig beurtheilen. Theils 
entdecken ſich wahre Fehler oft erſt nachher, theils ſieht man bei der 
Lieferung die Waare oft gar nicht: ſo, wenn ſie in Ballen, Kiſten, 


) 1.19. pr. de aedilit. edicto 21, 1. ) Blackstone, t. 2. p. 451. 
) Zuſätze, Bd. 3. S. 208. 
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Fäſſern liegt. Alsdann kann man alſo gar nicht beurtheilen, ob ſie 
der Probe gemäß ſei. N 

2) Wenn ein Kaufmann dem andern von einem Ort zum 
andern Waaren zuſendet, und dieſer mit der Qualität nicht zufrieden 
iſt, ſo wird häufig der Grundſatz angenommen, daß der Empfänger 
nicht darüber disponiren dürfe, ſondern ſogleich davon Anzeige 
machen, und die Waare zur Dispoſition des Abſenders ſtehen laſſen 
müſſe, widrigenfalls er ſeinen Anſpruch verliere. Gemeines Recht 
iſt dies gewiß nicht. Denn hiernach giebt es zwei Wege: die Auf— 
hebung des Handels und die Herabſetzung des Preiſes. Will der 
Käufer den erſten betreten, ſo darf er freilich nicht darüber ver— 
fügen, bei letzterem dagegen ungehindert; denn er behält die Waare 
und bleibt deren Eigenthümer. Daher läßt ſich jener Satz nicht als 
Regel behaupten. Das gemeine Recht bildet auch für Kaufleute die 
Regel, und es iſt hier kein Grund vorhanden, ſeine Anwendung aus⸗ 
zuſchließen. Vielmehr erſcheint die behauptete Regel ſehr unzweckmäßig. 
Ihre Folge iſt, daß die Waare nun wegen Streits lange liegen bleibt, 
und am Ende ganz verdirbt. Jene Regel ward indeſſen zuweilen 
durch beſondere Rechte eingeführt. Selten durch Geſetz 1); häufiger 
durch Gewohnheit; und unter Kaufleuten iſt ſie ſehr allgemein ange 
nommen 2). 


§ 16. Zahlung unter Kaufleuten. 

Arten: 

1) Durch Caſſe, baare Zahlung. 

2) Mittelſt Abrechnung, Compenſation, indem man die gegen⸗ 
ſeitigen Forderungen auf Rechnung ſtellt, und am Ende gegen 
einander abrechnet. Es geſchieht gewöhnlich am Ende jedes Jahres. 
Die Abrechnung heißt Conto-Courant. 

3) Durch Scontration, riscontro, Compenſation unter mehreren 
Perſonen; wo mehrere Perſonen, die in gegenſeitigen Geldverbin⸗ 
dungen ſtehen, zuſammentreten, und durch Ueberweiſungen und Dele— 
gationen ſoviel als möglich aufheben. In früheren Zeiten war dies 
ziemlich häufig und an mehreren Handelsorten fanden zu dem Zweck 
eigene Zuſammenkünfte der Kaufleute ſtatt. Jetzt iſt es ſeltener: 
durch die Banken und die größere Menge des baaren Geldes verdrängt. 


1) Bad. Hand. R. Art. 92. a. e. 
2) v. Berg, Beob. und R. F. 2, 14; hier iſt beſonders nachgewieſen, daß der 
Satz nicht als Regel gilt. Canngiesser, Dec. cassel. t. 2. dec. 206. 
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4) Dürch die Bank; an Orten, wo Girobanken ſind, in denen 
Geld deponirt wird, durch Ab- und Zuſchreiben. Siehe § 33. 

5) Durch Wechſel und Aſſignationen, indem der Schuldner 
ſeinem Gläubiger Wechſel oder Anweiſungen zuſtellt, die ein Dritter 
bezahlen ſoll. Dabei gilt auch unter Kaufleuten die Regel: Anwei— 
jung iſt keine Zahlung, d. h. durch die Annahme ſolcher Wechſel 
und Aſſignationen iſt die Schuld noch nicht für bezahlt zu halten, 
ſondern es kommt darauf an, ob der Dritte ſie bezahlen wird, 
widrigenfalls der Ausſteller regreßpflichtig iſt. 5 

Außerdem behandelt Martens hier noch zwei Punkte: die Zinſen 
und den Rabatt. 

1) Zinſen unter Kaufleuten haben mehrere Eigenthümlichkeiten: 

a) Unter Kaufleuten ſind durchgängig höhere Zinſen üblich. 
Schon das römiſche Recht !) erlaubt 8 pCt. zu nehmen. Soviel 
kommen jetzt nicht leicht vor; dagegen ſind heutzutage allenthalben 
unter Kaufleuten 6 pCt. Zinſen üblich, auch da, wo ſonſt nur 5 pCt. 
erlaubt ſind. Das iſt theils in Geſetzen 2) ausdrücklich vorgeſchrieben, 
ſonſt aber durch Gewohnheit feſtgeſetzt. Doch erſtreckt ſich dieſelbe 
ſelten auf richterlich zuerkannte Verzugszinſen. Nur wo ſich Kauf— 
leute unter einander in Conto-Courant befinden, dürfen ſie 6 pCt. 
berechnen; der Richter billigt im Prozeß an Verzugszinſen nur 
5 pCt. zu. . 

b) Kaufleute vergüten ſich für ihre Forderungen immer Zinſen 
auch ohne Abrede. Sobald eine fällige Forderung an einen Andern 
vorhanden iſt, welche nicht ſogleich bezahlt, ſondern & Conto geſchrieben 
wird, werden durchgängig Zinſen dafür bezahlt, und zwar 6 pCt. ). 

c) Der Grundſatz des gemeinen Rechts, daß der Verkäufer 
vom Tage der Uebergabe an zu Zinſen berechtigt ſei, wird unter 
Kaufleuten nicht angewendet; eine allgemeine Gewohnheit unter ſolchen 
hat ihn beſeitigt. Beſonders wichtig wird dies bei Waaren, die auf 
Rechnung geliefert ſind. Eigentlich müßten hier für jeden Poſten 
Zinſen von der Zeit der Lieferung geleiſtet werden. Das geſchieht aber 
niemals. Wann fängt die Zinspflicht an? Das iſt verſchieden 
beſtimmt: Zeit der Klage; Zeit der Anmahnung; ſechs Monate, 


1) 1.26. § 1. C. de usuris. 4, 32. 
2) P. L. R. 2, 8. 8 695. Für Frankreich nicht im . e., ſondern im G. vom 
3. Sept. 1807, wonach für gewöhnlich 5 Procent, unter Kaufleuten 6 Procent 
gelten ſollen. 
3) Geſetzlich iſt dies ausgeſprochen im P. L. R. 2, 8. § 695. 
3 * 
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ein Jahr nach Zuſendung der Rechnung ). Als Regel für den Beginn 
des Zinſenlaufs iſt wohl die Zeit des Verzuges zu nennen. Alſo vom 
Tage der verabredeten Friſt oder der Anmahnung; denn durch die 
obgedachte Gewohnheit fällt das eine gemeinrechtliche Fundament der 
Zinſen hinweg. Alſo beginnt der Zinſenlauf nicht eher, als bis 
ein neues Fundament dafür vorhanden iſt, dies liegt aber in dem 
Verzug; von da an ſind alſo allerdings Zinſen zu zahlen; denn 
jene Gewohnheit geht nur dahin, daß die Uebergabe keine Zinspflicht 
bewirkt; ſie hindert alſo nicht, daß die Zinſen aus dem Verzug als 
einem neuen Fundament entſtehen können ). 

2) Rabatt oder Decort. Er iſt zuweilen noch jetzt etwas Reelles: 
zuweilen eine wahre Spiegelfechterei. In manchen Handelszweigen 
iſt es noch jetzt üblich, daß auf längeren Credit verkauft wird; z. B. 
von Seiten des großen Kaufmanns an kleine Krämer in Landſtädten. 
Dann iſt der Verkäufer genöthigt, zu dem Preiſe, den er bei baarer 
Zahlung machen würde, ſoviel aufzuſchlagen, als die Zinſen für die 
Zeit des Credits betragen; z. B. auf 12 Monate 6 pCt. Wenn 
nun einmal ausnahmsweiſe baare Zahlung geleiſtet wird, ſo läßt 
ſich der Großhändler dieſen Aufſchlag gerne wieder abziehen, und 
das iſt Rabatt oder Decort. — In anderen Handelszweigen dagegen 
iſt es an manchen Orten jetzt bloße Spiegelfechterei. In dieſen 
anderen Handelszweigen war es wohl ehemals üblich, auf ſolchen 
längeren Credit zu verkaufen, aber jetzt iſt das ganz abgekommen, 
und es wird immer baar oder doch nach kurzer Friſt bezahlt. 
Seitdem dies Regel geworden iſt, könnte der Verkäufer ſich die 
Aufrechnung der Zinſen ſparen, denn es giebt nur eine doppelte 
Rechnung. Auch iſt es an mehreren Orten wirklich eingeführt, daß 
die Aufrechnung unterbleibt und man gleich den Preis nimmt, 
welchen man wirklich haben will. Aber an anderen Orten iſt der 
alte Schlendrian geblieben. Der Verkäufer rechnet die Procente auf 
die Preiſe auf, als wenn er wirklich auf längeren Credit verkaufte, 
und der Käufer rechnet bei der Bezahlung jedesmal ab. Hierdurch 
entſteht kein anderes Reſultat, als die unnütze Mühe der doppelten 


) P. L. R. 2, 8. § 684. 685.: Vierzehn Tage nach überſandter Rechnung. 
In Kurſachſen ſechs Monate nach zugeſandter Rechnung, wenn früher geklagt 
ward, von Zeit der behändigten Klage. Kind, Quaest. for. 4, 57 (1, 51 ed. 1). 

2) Runde, Beiträge, Th. 1. Nr. 6. Schorch, Resp. n. 240. Mevius P. 3. 
dec. 11. Wernher P. 6. o. 427. Leyser, Sp. 211. med. 7. Berger, Oecon. jur. 
1.3. t. 8. th. 9. n. 5. Reinharth ad Christ. v. 1. o. 76. Canngiesser, Dec. cassel, 
t. 2. dec. 263. Struben R. B. 3. Nr. 31. (Sp. 2, 373). 
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Rechnung. So werden z. B. in Hamburg beim Verkauf von Zucker 
an Zuckerſieder 8 / pCt. zu- und abgerechnet. Etwa um 1790 
hat man ſich viel bemüht, dies abzuſchaffen, aber nicht durchdringen 
können. Die Procente dieſes ſpiegelfechteriſchen Rabatts ſind meiſt 
2, 4%, 8 pCt. Dieſes rührt daher: in älterer Zeit, aus 
welcher dieſer Rabatt herſtammt, betrug der Credit nach Verſchieden— 
heit der Waaren 4, 7, oder 13 Monate. Damals waren auch die 
Zinſen noch höher und der Kaufmann nahm wirklich die 8 PCt., 
welche das römische Recht erlaubt, alſo für 4 Monate 2%, für 7 
4%, für 13 8% pCt. So viele Procente wurden folglich bei der 
Beſtimmung des Preiſes zugerechnet und von dem Käufer bei baarer 
Zahlung abgerechnet. Nun, da das Ganze nur ein Ueberbleibſel 
der ältern Sitte iſt, ſind auch jetzt noch dieſe alten Procente geblieben. 
Die Haupterläuterung findet ſich bei Büſch !). 


§ 17. Darlehn. 


Daß ein Kaufmann Geld zu eigentlichem Darlehn hingiebt, 
ereignet ſich gewiß ſehr ſelten; wohl aber geben ſie Geld als Vor— 
ſchüſſe, wenn der Gang des Geſchäfts darauf führt. Wo aber ein 
Darlehn vorkommt, da ſind Kaufleute auch dafür zu höheren Zinſen 
berechtigt; denn nach hergebrachter Gewohnheit ſind ſchon überhaupt 
6 pCt. auch bei Darlehen als ſtillſchweigend verſtanden anzuſehen. 
Daß aber Geſetze noch höhere erlaubten, iſt nicht bekannt. 

Mit einem ſolchen gewöhnlichen Darlehn iſt aber der Fall 
nicht zu verwechſeln, wenn ein Kaufmann Geld zu einer Seeunter— 
nehmung hergiebt und dabei zugleich die Gefahr des Capitals über— 
nimmt, wobei er ſich gleichſam als Aſſecuranz-Prämie höhere Zinſen 
bedingt. Dies iſt der Fall bei Bodmerei und Groſſe-Aventure: 
ſiehe $ 196, 202. Uebrigens iſt es oft üblich, daß Kaufleute von 
dritten Perſonen Darlehen für längere Zeit aufnehmen. In größeren 
Handelsſtädten kommt dies häufig vor. Kaufleute thun dies gern, 
um deſto mehr Geld in der Handlung benutzen zu können, wo 
man mehr damit verdient. Capitaliſten thun es auch gern, wenn 
ſich nicht eine andere Gelegenheit ihnen darbietet, ihr Geld 
ſicherer unterzubringen. Dafür werden keine ſo hohen Zinſen ver— 
gütet, als bei Kaufleuten untereinander; denn der Kaufmann ſucht 
ſeinen Vortheil in den niedrigeren Zinſen, die er zahlt, meiſtens 4, 


1) Darſtell. d. Handl. B. 2. K. 3. §8 — 10. (1, S. 165 fgg.). 
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höchſtens 5 pCt. Die Ausdrücke „Depoſiten-Gelder,“ „Conto à 
deposito,“ ſind unrichtige Bezeichnungen, und der Vertrag iſt ein 
wahres Darlehn. Daher genießen ſie auch regelmäßig keinen Vorzug 
im Concurſe. Die Vorſchrift des gemeinen Rechts, wonach deponirte 
Gelder privilegirt ſind, iſt nicht hierher zu ziehen. Doch ſind ihnen 
an einigen Orten allerdings Vorrechte eingeräumt, theils darin, daß 
ſie vorgehen, theils darin, daß mehr Procente als bei anderen Schuld⸗ 
nern geſtattet ſind. So in Hamburg. — Vom Disconto vergleiche § 83. 


§ 18. Commiſſions- und Speditionshandel. 


1) Der Speditionshandel hat es mit der Verſendung, reſp. 
Weiterſendung anvertrauter Waaren zu thun. 

2) Der Commiſſionshandel beſteht darin, daß Jemand im Auf- 
trag eines Andern Handelsgeſchäfte ſchließt; als: 

a) den Einkauf von Waaren: Einkaufscommiſſion; 

b) deren Verkauf: Verkaufscommiſſion; 

c) die Beſorgung von Aſſecuranzen; 

d) die Eincaſſirung von Geldern und Wechſeln. 

Die beiden letzten Lehren ſind im Aſſecuranz- und Wechſelrecht 
zu entwickeln; den drei übrigen Punkten ſind vorauszuſenden: 

A. Allgemeine Bemerkungen. 

1) Die Zünftigkeit des Handels wird auf dieſe Geſchäfte in 
der Regel nicht bezogen; ſie ſind kein eigentlicher Handel. Es giebt 
jedoch Ausnahmen, für das Speditionsgeſchäft ſogar eigene Zünfte. 
So in Braunſchweig und Lüneburg ). 

2) Commiſſionäre und Spediteure erhalten für ihre Bemühung 
immer Bezahlung. Unter Kaufleuten verſteht ſich das von ſelbſt; 
das P. L. R. verordnet es ausdrücklich. Auch entſpricht dies ſchon 
den Principien des gemeinen Rechts; denn da gilt die Regel: wer 
einem Andern kraft Vertrags Dienſte leiſtet, die zu ſeinem Gewerbe 
gehören und gewöhnlich für Geld geleiſtet werden, kann vermöge 
ſtillſchweigenden Vertrags Bezahlung fordern. Dieſer Fall iſt hier 
vorhanden. Die Bezahlung heißt Proviſion. Der Betrag iſt ſehr 
verſchieden. Bei der Einkaufs- und Verkaufs-Commiſſion ſind es 
Procente vom Werthe der Waaren und Unkoſten, 1½ bis 5 pCt. 
Bei Wechſeln und Aſſecuranzen ½% bis ½ pCt. vom Werth der 
betreffenden Summen. Bei der Spedition iſt die meiſte Verſchieden⸗ 


) Bülow und Hagemann Pr. E. Th. 4. Nr. 78. Note e. Danz, Hob. d. dt. 
P. R. § 457. 
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heit: ½ pCt. vom Werth, 5 PCt. von Unkoſten. Oft wird die 
Proviſion hier ganz willkürlich angeſchlagen. 

3) Der Contract iſt daher kein römiſches Mandat, ſondern 
eine Dienſtmiethe, noch richtiger ein unbenannter Vertrag. Er beſteht 
in der Vollziehung eines Auftrags, daher ſind die Regeln des Man— 
dats ſehr häufig hier anzuwenden. Der code de commerce !) ver— 
weiſt ausdrücklich darauf, und das konnte hier um ſo eher geſchehen, 
da nach dem code Napoléon zum Mandat Unentgeltlichkeit nicht 
weſentlich gehört. N 

4) Demzufolge ſind dieſe Commiſſionäre, wie jeder Mandatar, 
zur genauen Befolgung des Auftrags verbunden. Sie dürfen z. B. 
nicht höher kaufen, nicht wohlfeiler verkaufen; keine andere Route 
des Transports als die vorgezeichnete wählen. Vernachläſſigen ſie 
dies, ſo ſind ihre Verträge für den Principal nicht verbindlich und 
ſie haften für den veranlaßten Schaden. Dieſe Regel iſt jedoch 
beim Handel cum grano salis anzuwenden. Im Handel tritt oft 
ſehr ſchnell eine weſentliche Veränderung der Umſtände ein, die 
der entfernte Committent nicht vorausſehen konnte. Da wäre die 
genaue Befolgung des Auftrags offenbar unvernünftig, ein Fehler 
und ein Verſtoß gegen den guten Glauben. Der Commiſſionär 
muß daher abweichen und entweder neue Ordre einholen, oder 
das thun, was unter dieſen Umſtänden dem wahrſcheinlichen 
Willen des Committenten gemäß iſt; z. B. eine beſtimmte Route 
wird durch plötzlichen Krieg unſicher; die Waare, welche er nicht 
unter einem beſtimmten Preis verkaufen ſoll, kam verdorben an und 
würde bei Zögerung noch mehr verderben. Sicherheitsmaßregel für 
den Commiſſionär iſt hier, daß er ſich ein Gutachten von unpar— 
teiiſchen Kaufleuten geben läßt. 

5) Für welchen Grad des Verſchuldens haften Commiſſionäre 
und Spediteure? Das hängt von den verſchiedenen Theorien ab. 
Das Geſchäft bezweckt den Nutzen beider Theile. Dann haften nach 
der alten gewöhnlichen dreitheiligen Theorie beide Theile für geringe 
Verſehen; alſo auch hier; und ſo Martens. Nach der neuen Theorie 
von Doneau und Haſſe giebt es nur zwei Grade des Verſchuldens, 
und Commiſſionär und Spediteur haften für jedes Verſchulden. So 
auch beſonders nach franzöſiſchem Recht. Der code Napoléon 2) 
verordnet, ein Mandatar hafte für ſein Verſchulden, de sa faute, 


) Art. 92. ) Art. 1992. 
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und ſoll dies beſonders ſtrenge gegen Den angewendet werden, welcher 
Bezahlung erhalten hat. Dieſer Fall iſt hier vorhanden. 

6) Nach allgemeinem Gewohnheitsrecht !) genießen Spediteure 
und Commiſſionäre ein beſonderes Vorzugsrecht an anvertrauten 
Waaren oder deren Erlös. Sie brauchen keins von beiden eher 
aus den Händen zu geben, als bis ſie wegen ihrer Auslagen und 
Proviſion völlig befriedigt ſind. Das iſt kein eigentliches Pfandrecht, 
ſondern nur ein Retentionsrecht; denn ohne Auftrag haben ſie kein 
Verkaufsrecht, ſondern nur die Befugniß, Waare oder Werth bei 
ſich zurückzuhalten — daher auch nur ſo lange, als ſolche wirklich 
in ihren Händen, à sa disposition, wie der code ſagt, ſich befinden. 
Doch giebt der Beſitz kein Vorzugsrecht im Concurs der Traſſanten. 
Im Uebrigen iſt ihr Recht ein höchſt privilegirtes. Es gilt nicht 
bloß gegen den Committenten, was ſchon der allgemeinen Regel 
gemäß iſt, ſondern gegen jeden Dritten, z. B. den Käufer und Pfand⸗ 
gläubiger. Der Rechtsſatz ruht mehr auf entſchiedener Gewohnheit, 
als auf Geſetzen. Zwar haben manche Geſetze Einiges darüber: 
ſo Kurſachſen, und ebenſo die Frankfurter Wechſel-Ordnung. Allein 
meiſtens werden nur einzelne Fälle hervorgehoben, und der volle 
Umfang, worin dies Recht wirklich gilt, beruht mehr auf entſchie⸗ 
dener Gewohnheit. Lübeck z. B. hat keine Geſetze darüber; aber 
nach einem Atteſtat des daſigen Magiſtrats vom 1. Septbr. 1798 2) 
gilt es daſelbſt in der Praxis gegen jeden Gläubiger und ſelbſt 
wegen nicht connexer Schulden. Das letzte iſt jedoch eine Ausnahme. 
Der Regel nach erſtreckt es ſich wohl nur auf connexe Schulden, 
alſo auf Auslagen und Gebühren wegen dieſer Waaren 3). — Das 
P. L. R. kennt es gar nicht. Der code de commerce ?) erwähnt 
es zwar, jedoch nur für den Verkaufscommiſſionär; vom Spediteur 
iſt nichts geſagt. In Baden?) iſt dies nachgeholt. Auch it es im 
code de commerce beſchränkt auf den Fall, daß der Auftrag von 
einem auswärtigen Committenten einging, und gilt nicht bei Kaufleuten 
deſſelben Orts. Im letzten Fall findet kein anderes Vorzugsrecht 
ſtatt als durch ſchriftliche Verpfändung. Deßhalb, damit es nicht 

) Siehe überhaupt Berger, Elect. disc. for. t. 42. 0.3. Püttmann, Miscellan. 
P. 174. Kind, Quaest for. t. 4. c. 21. not. qq. ed. 2., beſ. Riceius Ex. jur. camb. 
ex. 11. s. 2. § 21 — 40. Treitſchke, Encyclopädie der Wechſelrechte, Art. Bezogener. 
§ 3. Bender, H. R. Thl. 2. Abth. 2. § 404. 

2) Geſchr. G. B. D. O. A. G. B. Nr. LXXV. S. 107. 

) Böhmer, Rechtsfälle, Thl. 3. resp. 244. Nr. 13 — 15. 19. 

) Art. 93 — 95. Von England ſ. Park, On insurances. T. 2. p. 429. 

) H. G. B. Art. 93 verb. „oder Verſender.“ 
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zum Deckmantel eines gewöhnlichen Darlehns benutzt wird. Dagegen 
dehnt der code de commerce es auch auf den Fall aus, wenn der 
Commiſſionär noch nicht die Waare ſelbſt, ſondern erſt das Con— 
noſſement oder den Frachtbrief über ſolche erhalten hat. 

B. Die Verkaufs-Commiſſion ), oder die Einſendung von 
Waaren zum Verkauf für Rechnung des Senders hat einige Aehn— 
lichkeit mit dem römiſchen Trödelcontract. Datur res vendenda. 
Gleichwohl iſt zwiſchen beiden ein weſentlicher Unterſchied. Beim 
Trödelvertrag verkauft der Empfänger für ſeine Rechnung, und 
liefert nur den feſtgeſetzten Preis; bei der Verkaufscommiſſion für 
Rechnung des Committenten, dem er alles Gelöſte vergüten muß. 
Dieſe iſt alſo vielmehr ein Verkaufsmandat, jedoch kein unentgeltliches. 

Hauptregeln: 

1) Bis zum Verkauf iſt der Commiſſionär zu ſorgfältiger 
Aufbewahrung verpflichtet. Selbſtverſtändlich, wie Jeder, dem fremde 
Sachen anvertraut ſind. Dagegen hat er aber das Recht, Lager— 
miethe vergütet zu erhalten. Auch das iſt ſelbſtverſtändlich, wenn 
er die Waare anderswo untergebracht hat. Allein nicht minder, 
wenn er ſie in ſeinem eigenen Magazine aufbewahrte). Hierfür 
ſpricht auch die Analogie des gemeinen Rechtes, daß von ausgelegten 
Geldern Zinſen zu vergüten ſind. Es iſt der Sache nach kein 
Unterſchied, ob man ſein Geld oder ſein Magazin entbehrt. 

2) So lange die Waare ſich in den Händen des Commiſſionärs 
befindet, iſt ſie Eigenthum des Committenten, nicht des Commiſſionärs. 
Denn ſie iſt nicht zum Eigenthum übergeben, ſondern zum Verkauf. 
Alſo auch durch Empfang des Connoſſements wird der Commiſſionär 
nicht Eigenthümer; dieſe etwaige ſymboliſche Tradition wirkt nicht 
mehr als die wirkliche. Das wird wichtig, wenn der Commiſſionär 
in Concurs fällt. Dann kann der Committent die Auslieferung 
verlangen?). Auch der code de commerce“) hat hierüber eine 
Vorſchrift. Siehe unten beim Concurſe § 45 unter C. 

3) Bei Ausführung des Auftrags hat der Commiſſionär nicht bloß 
nicht unter dem geſetzten Preis, ſondern überhaupt zu dem möglichſt höch- 
ſten zu verkaufen. Der Regel nach iſt ihm ein limito geſetzt. Das hat 


) Püttmann, Miscellanea cap. 20. Riccius, Ex. jur. camb. ex. 11. s. 2. 
J. C. Koch, De mercibus in commissionem datis. Giess. 766. 4. 

2) P. L. R. 2, 8. § 700. 

) Püttman, 1. c. Quaest. 4. Berger, El. disc. for. t. 42. 0.3. not. 1. 
Koch J. c. 8 6. 

) Art. 581. 
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nur die Wirkung, daß er nicht unter dem verkaufen darf; aber 
keineswegs, daß er ohne Weiteres die Waare dafür weggeben dürfte. 
Er muß den höchſten Preis zu erhalten ſuchen: das gehört zur 
Sorgfalt eines Bevollmächtigten. Hier fragt es ſich: Kann er die 
Waare wohl ſelbſt behalten? Allerdings, jo ſcheint es. Zwar ent- 
hält die Verkaufs-Commiſſion ein Verkaufs-Mandat in Betreff 
Dritter, und genau genommen kann er nicht an ſich ſelbſt verkaufen. 
So noch Lauterbach 1). Wenn er aber ebenſo viel gibt wie jeder 
Andere, jo liegt eine Erfüllung per aequipollens vor, und der Com⸗ 
mittent hat gar kein Intereſſe dabei, daß der Commiſſionär nicht 
an ſich verkaufe, jener ſpart vielmehr die Koſten der Ablieferung. 
Auch kann man wohl ſagen, der Commiſſionär repräſentire eine 
doppelte Perſon, er handelt als Mandatar und in eigenem Namen. 
Selbſtverſtändlich iſt jedoch, daß er die Waare nicht ohne Weiteres 
für den limitirten Preis behalten darf, ſondern ebenſo viel geben muß, 
als er von Andern hätte erhalten können: ſonſt wäre er nicht in 
gutem Glauben. — Ueber die Frage, wie lange der Verkaufscom⸗ 
miſſionär zur Annahme des Widerrufs von Seiten des Committenten 
verpflichtet ſei, ſiehe Einkaufs-Commiſſion Nro. 2. 

4) Es fragt ſich ferner, ob der Commiſſionär auch für die 
Zahlungsfähigkeit des Käufers hafte? Soweit allerdings, daß er an 
einen ſicheren Mann von gutem Credit verkauft haben muß; das 
Gegentheil wäre ein Verſchulden des Mandatars. Iſt der Käufer 
dagegen durch einen unglücklichen Zufall zahlungsunfähig geworden, 
ſo hat der Commiſſionär nicht zu haften. Denn den Zufall trägt 
kein Mandatar ohne Weiteres 2). Indeſſen unter Kaufleuten iſt es 
häufig, daß der Commiſſionär ſich beſonders dafür verbürgt, del 
credere ſteht, und dafür gewöhnlich ein Procent vom Belauf der 
Summe außer ſeiner Proviſion erhält. Ueber die Natur des del 
credere, ob es Bürgſchaft oder Expromiſſion ſei, handelt Haſche 3). 
Es iſt Bürgſchaft; alſo geht die unter Nro. 5 erwähnte Klage dadurch 
nicht verloren. Die H. F. O. verordnet aber das Gegentheil ). 
Aus dieſem Grundſatz des gemeinen Rechtes folgt, daß auch der 
Commiſſionär ſeinem Committenten nicht eher zu zahlen ſchuldig iſt, 


) Diss. acad. V. 1. Nr. 51. $4. 

2) Arg. I. 50. D. de adm. et peric. tut. 26, 7. 

) Erläut. d. Hamb. F. O. Thl. 2. S. 198 flag. 

) Vergl. Sieveking v. d. Aſſec. f. e. ung. Verſicherten. § 49 folg. u. d. dasſ. 
Angef. Cramer, Wetzl. N. St. Th. 29. Nr. 6 (sive 92. Nr. 6). 
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als bis er den Preis von dem Käufer erhoben hat. Unter Kauf⸗ 
leuten iſt es jedoch üblich, daß gleich bei Empfang des Commiſſions— 
guts auf ſolches ein Vorſchuß geleiſtet wird. Deßhalb iſt denn das 
unter A. Nr. 6 erwähnte Retentionsrecht vorzüglich wichtig. 

5) Hat der Committent eine direkte Klage gegen den Käufer? 
Mehrere haben dies geläugnet. Nach den Grundſätzen des gemeinen 
Rechtes habe der Mandant nur dann eine direkte Klage gegen 
Dritte, wenn der Mandatar nicht bloß aus ſeinem Auftrage, ſondern 
auch auf ſeinen Namen contrahirt habe. Unter Kaufleuten geſchehe 
dies vom Commiſſionär niemals: alſo —. Das iſt aber irrig. Nach 
richtigen Grundſätzen des gemeinen Rechts hat der Mandant jedesmal, 
ſo oft aus ſeinem Auftrage contrahirt iſt, eine utilis actio. Das 
wird wichtig im Concurſe des Commiſſionärs 1). — Hätte der Committent 
keine Klage gegen den Käufer, ſo müßte dieſer das Kaufgeld in die 
Concursmaſſe des Commiſſionärs zahlen, und der Committent ſich an 
dieſe wenden. 

C. Die Einkaufs-Commiſſion ?) enthält den Auftrag zum 
Einkauf und zur Einſendung von Waaren an den Committenten. Auch 
hier ſind nur einige ſpecielle Fragen zu erörtern; zum Theil dieſelben 
wie bei der Verkaufs-Commiſſion. 

1) Selbſtverſtändlich iſt, daß der Commiſſionär zum möͤglichſt 
wohlfeilen Preiſe kaufen muß, und dem Committenten nicht mehr 
anſetzen darf, als er wirklich gegeben hat. Erſteres folgt aus ſeiner 
ſchuldigen Sorgfalt, Letzteres aus ſeiner Verpflichtung zum guten 
Glauben. Von den Kaufleuten wird das Letztere ſehr ſchlecht beobachtet. 
Meiſtens wird etwas mehr angeſetzt, als wirklich gegeben iſt; und 
entweder gradezu der von dem Committenten angeſetzte Preis berechnet, 
oder der mittlere zwiſchen dieſem und dem wirklich gegebenen. Es 
iſt das ein wahrer Betrug: ihn begeht aber optimus quisque. 

2) Auch hier entſteht die Frage, ob der Commiſſionär ſtatt 
von Dritten zu kaufen, von ſeinem eigenen Vorrath abgeben dürfe? 
Sie iſt ebenfalls zu bejahen, ſobald nur gute Waare geliefert, und 
kein höherer Preis, als wofür von Dritten zu kaufen war, berechnet 
wird. Hier entſcheiden viefelben Gründe wie bei der Verkaufs— 
Commiſſion. Man wendet ein, ſtreng juriſtiſch liege keine wörtliche 
Erfüllung des Auftrags vor. Aber warum nicht? Beim Verſchreiben 


) Koch, I. e. 87. 
2) Herm. Breuls de contractu commissionis ad merces co.mendas data, 
Gött. 800. 4. 
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von Waaren lautet der Auftrag ja nicht: „Kaufen Sie,“ ſondern 
„Senden Sie mir.“ Jedenfalls geſchieht der Abſicht des Committenten 
völliges Genüge, und dieſer ſteht ſich ſelbſt beſſer in Erſparung von 
Unkoſten. Auch geſchieht das tagtäglich; das Badiſche H. R. !) auto⸗ 
riſirt es ausdrücklich. Dabei entſteht beſonders die Frage, wie lange 
der Commiſſionär in dieſem Falle ſchuldig ſei, den Widerruf des 
Committenten anzunehmen. Nur das Badiſche H. R. hat ſie berührt, 
und hält den Widerruf für ſtattnehmlich, ſo lange die Waare noch 
nicht verpackt und zu Buch getragen iſt. Nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen jedoch ſcheint es bloß auf das Eintragen in die Bücher des 
Commiſſionärs anzukommen; das Verpacktſein iſt gleichgültig. Denn 
ein Widerruf findet nicht mehr ſtatt, ſobald der Mandatar den ihm 
aufgetragenen Contract abgeſchloſſen hat, und das iſt der Fall, 
ſobald der Commiſſionär das Geſchäft in ſeine Bücher eingetragen 
und dadurch zu erkennen gegeben hat, daß er als Commiſſionär von 
ſich ſelbſt als Verkäufer gekauft habe. Hätte er von einem Dritten 
gekauft, ſo wäre der Widerruf unzuläſſig, ſobald der Contract 
geſchloſſen, wenngleich die Uebergabe noch nicht ſtattgehabt hätte. Sobald 
der Commiſſionär von ſich ſelbſt nimmt, repräſentirt der Eintrag in 
die Bücher den Abſchluß des Contracts, und das Verpacken die 
Uebergabe; und folglich iſt letzteres gleichgültig. 

3) Nicht minder entſteht hier die Frage, ob der Verkäufer eine direkte 
Klage gegen den Committenten hat. Ihre Beantwortung iſt gleich— 
falls wichtig, wenn der Commiſſionär in Concurs fällt. Hier kommt 
nach Analogie des gemeinen Rechts Alles darauf an, wie der Contract 
geſchloſſen iſt. Wenn der Mandatar nicht bloß aus Auftrag, ſondern 
auch im Namen des Mandanten contrahirt hat, ſo daß der Dritte 
weiß für wen, ſo erwirbt der Dritte auch eine direkte Klage gegen 
den Mandanten. Wenn hingegen zwar aus Auftrag, aber in eigenem 
Namen von dem Mandatar contrahirt iſt, ſo daß der Dritte vom 
Mandanten gar nichts erfährt, ſo findet keine Klage gegen dieſen, 
ſondern nur eine Klage gegen den Mandatar ſtatt (22) 2). Com⸗ 
miſſionäre contrahiren aber immer auf die letzte Weiſe, alſo haben 
die Verkäufer der Regel nach keine direkte Klage. Daraus folgt 
aber auch, daß der Commiſſionär den Verkäufer niemals an den 
Committenten verweiſen kann, ſondern ſchlechthin ſelbſt haftet; denn 
wer beim Abſchluß des Contracts nicht geſagt hat, er handle für 


1) Art. 92. a. a. 2) Die Fragezeichen im Mi. 
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einen Dritten, der kann ſich auch ſpäter nicht darauf berufen. Das 
wird wichtig, wenn der Committent in Concurs fällt. 

4) Endlich fragt es ſich, wann das Eigenthum der Waare auf 
den Committenten übergehe, ob durch Uebergabe des Verkäufers an 
den Commiſſionär, oder erſt durch deſſen Tradition an den Com⸗ 
mittenten. Auch dieſe Frage iſt von Wichtigkeit, wenn der Com— 
miſſionär in Concurs fällt und der Committent ihn ſchon bezahlt hat. 
Gemeines und franzöſiſches Recht weichen hierüber von einander ab. 
Nach jenem erfolgt der Eigenthumsübergang erſt durch Tradition 
des Commiſſionärs an den Committenten. Denn für das gemeine 
Recht entſcheiden die Regeln über den Eigenthumserwerb durch 
Bevollmächtigte. Hat ein ſolcher Namens des Mandanten gekauft 
und empfangen, ſo wird dieſer ſofort Eigenthümer; wenn auf eignen 
Namen der Bevollmächtigte, wenn er gleich aus fremdem Auftrag 
gekauft hat. Beim Commiſſionär tritt der letzte Fall ein; ſo lange 
alſo die Waare ſich noch in ſeinen Händen befindet, iſt der Committent 
nicht Eigenthümer geworden 1). Nach franzöſiſchem Recht dagegen 
wird der Committent Eigenthümer, ſobald der Commiſſionär die 
Waare empfangen hat. Der code de commerce berührt dies nicht; 
es entſcheiden alſo die allgemeinen Regeln des code Napoleon. 
Dieſer?) hat den allgemeinen Grundſatz, daß, ſobald die Verbind— 
lichkeit zu liefern perfect iſt, Eigenthum übergeht. Sobald aber der 
Commiſſionär von dem Verkäufer empfangen hat, iſt die Verbindlichkeit 
zur Ablieferung an den Committenten perfect. Kann aber der Com— 
mittent wohl aus dem Concurs des Commiſſionärs vindiciren, da 
der code keine Vindication von Mobilien kennt? Das hängt davon 
ab, ob eine ſolche Abforderung aus dem Concurſe nicht auch durch 
bloße Perſonalklagen ſich bewirken läßt. 

D. Die Spedition ), oder die Verſendung anvertrauter Waaren. 
Der Fall, wenn nur dieſe nicht der Einkauf aufgetragen iſt, entfernt 
ſich am weiteſten vom eigentlichen Handel, weil gar kein Kauf und 
Verkauf dabei eintritt. Das Geſchäft gehört jedoch ohne Zweifel 
zum Handel im weitern Sinn; es iſt ein unentbehrliches Hülfs— 
gewerbe. Daher hat auch der Spediteur die Rechte und Pflichten 
des Kaufmanns. So verpflichtet der code de commerce die Spe— 


een 441, 1. 2) Art. 1138. 

) Bülow und Hagemann, Pr. E. Th. 4. Nr. 78. Günther, D. de expedi- 
toribus mercium transportandarum. Lips. 808. 4. Heineken, D. de negotia- 
tione quam vocant speditoriam. Heidelb. 811. 4. 
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diteure wie andere Kaufleute zu regelmäßigen Handelsbüchern. Ihre 
Thätigkeit läßt ſich auf drei Hauptpunkte zurückführen: 

1) Die Sorge für die Waaren, daß ſie gehörig verpackt werden, 
um nicht durch den Transport zu verderben. Das iſt ganz ſeine 
Sache; wenn es alſo hieran fehlt, ſo hat er zu haften. Dazu 
gehört denn auch, daß er gleich beim Empfang nachſehe, ob fie unbe— 
ſchädigt ſind, und widrigenfalls den Zuſtand conſtatire, damit der 
Eigner ſeinen Regreß gegen den Ablieferer nehmen könne. Verſäumt 
er dies, ſo iſt der Eigner zum Regreß außer Stande und hält ſich 
alſo natürlich an ihn. 

2) Der Abſchluß der Contracte mit Schiffern und Fuhrleuten. 
Dabei kommt zweierlei in Betracht: theils die Auswahl zuverläſſiger 
Perſonen, theils der Abſchluß eines billigen und vorſichtigen Contracts. 

3) Die genaue Befolgung des ihm gewordenen Auftrags. Er 
muß bei der, Verſendung jo verfahren, wie von ſeinem Mandanten 
vorgeſchrieben: zu Waſſer oder zu Lande verſenden; an den richtigen 
Ort; an die beſtimmte Perſon. Dabei tritt jedoch die Modification 
ein, daß, wenn er auch Mandatar des Abſenders iſt, er doch die 
Befugniß hat, auch die Ordre des Empfängers zu befolgen, und 
dahin zu ſenden, wohin dieſer es verlangt. Denn ſein Auftrag ging 
dahin, dieſem zu überliefern. Das geſchieht aber auch, wenn er es 
dahin liefert, wohin dieſer es beordert hat. Es liegt darin eine 
Uebergabe zur kurzen Hand an den Empfänger. Der Dritte, an 
welchen zu ſenden der Empfänger aufträgt, wird dadurch ſein Pro— 
curator, und die Uebergabe an einen ſolchen ſteht der an den 
Geſchäftsherrn gleich “). — Bei der Spedition verdienen folgende Punkte 
eine beſondere Erörterung: 

1) Wie weit hat der Spediteur für Schiffer und Fuhrleute, die 
er ausgewählt, zu haften? Nach unſerem Rechte nicht anders, als 
wenn er ſelbſt ein Verſehen bei der Auswahl begangen hat. Das 
ergiebt ſich aus den allgemeinen Grundſätzen über die Haftung für 
Subſtituten. Wer erlaubter Weiſe einen Andern ſubſtituirt, haftet 
nur für das eigne Verſehen bei der Auswahl. War aber jorgfältig 
gewählt, und iſt dennoch etwas verſehen, ſo wird dies als Zufall 
betrachtet und der Subſtituent iſt nicht verhaftet ?). In andern 
Ländern iſt man zuweilen ſtrenger, und der Spediteur iſt ſchlecht— 


1) Bad. H. R. Art. 100 a. Schmalz, Samml. merkw. R. F. Th. 1. Nr. 20. 
2) Pöhls, H. R. Th. 1. $ 120. 123. Thöl, H. R. Th. 1. § 32. z. E. 
Günther, I. c. § 24. p. 51, beſ. § 15. Heineken J. c. § 20. 
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weg verhaftet. So namentlich das franzöſiſche Recht 1). Nach dieſem 
haftet der Spediteur für Verſehen der Schiffer und Fuhrleute, als 
wären ſie von ihm ſelbſt begangen. So z. B., wenn ſie Waaren 
veruntreuen, ſich ſtehlen laſſen, an den Unrechten abliefern. Selbſt wenn 
die Waare durch mehrere Hände geht, iſt der erſte Spediteur, welcher 
dieſe Zwiſchenhände ausgewählt hat, ſchlechthin verhaftet. 

2) Seine Unkoſten und Auslagen erhält der Spediteur nach 
allgemeiner Obſervanz von dem Empfänger. Wenn auch Mandatar 
des Abſenders, bezieht er doch in den meiſten Fällen die Vergütung 
von dem Empfänger, welcher gegen Empfang bezahlen muß. Der 
Grund liegt theils darin, daß die Waare doch meiſtens für Rechnung des 
Empfängers geht, dieſer alſo die Unkoſten zu tragen hat, und dem 
Abſender wieder erſtatten müßte; folglich iſt es kürzer, daß er 
geradezu dem Spediteur bezahlt. Theils liegt der Grund in dem 
Retentionsrecht des Spediteurs. Dies ſteht ihm gegen Jedermann 
zu; der Empfänger kann alſo die Auslieferung nicht anders begehren, 
als gegen Bezahlung. Hier fragt es ſich: Hat der Spediteur wohl 
eine Klage gegen den Empfänger, wenn die Waare ſchon abgeliefert 
iſt? Die Frage kann wichtig werden, wenn etwa der Abſender Con— 
curs gemacht hat. Sie iſt zu bejahen, ſobald die Waare für Rech— 
nung des Empfängers ging. Denn wenn der Spediteur auch 
Mandatar des Abſenders iſt, und alſo eine Klage gegen dieſen hat, 
ſo iſt er doch Geſchäftsführer hinſichtlich des Empfängers, er hat 
deſſen Geſchäfte in der That geführt und wußte, daß er es thue. 
Der Umſtand aber, daß man im Auftrag eines Andern handelt, 
hindert das Vorhandenſein einer Geſchäftsführung nicht und ſchließt 
den Regreß gegen den Geſchäftsherrn nicht aus 2). Nur dann tft 
eine Ausnahme zuzulaſſen, wenn der Empfänger dem Abſender die 
Auslagen ſchon wieder vergütet haben ſollte, denn er iſt nicht ſchuldig, 
zum zweiten Mal zu bezahlen. 

3) Nach eben dieſem Grundſatz, daß der Spediteur ſich an 
den Empfänger hält, iſt es auch üblich, daß, wenn die Waare durch 
die Hände mehrerer Spediteure geht, der erſte ſeine Auslagen von 
dem zweiten erhält u. ſ. w. Ebenſo auch, daß, wenn der Spediteur 
an einen Schiffer oder Fuhrmann abliefert, er ſich von dieſen ſeine 


1) C. c. Art. 97 — 99. Vergl. auch Merlin, Répertoire v. commissionaire 
§ 6; Quest. de droit v. comm. 8 2. 
2) Götz, Rechtl. Entſch. d. J. F. z. Altorf, Nr. 6. 


48 Handelsrecht. 


Auslagen erſtatten läßt, und dieſe ſie von dem Empfänger einheben. 
Dabei noch zwei beſondere Fragen: 

a) Wenn der Empfänger nicht zahlen will, kann der Schiffer 
oder der Fuhrmann ſeinen Regreß gegen den Spediteur nehmen, 
oder muß er den Empfänger ausklagen? Die Beantwortung hängt 
davon ab, ob die Uebertragung an den Fuhrmann als Ceſſion oder 
als Anweiſung anzuſehen iſt. Hier unbedenklich das Letzte. Der 
Zweck iſt die Abkürzung der Sache und nicht, daß der Schiffer ꝛc. 
eine Forderung erwerben will; auch wird eine Anweiſung theils 
überhaupt eher vermuthet, theils entſpricht deren Annahme dem 
beſonderen Verfahren, was hier befolgt wird. Der Fuhrmann bringt 
nie Urkunden bei, um ſeine Rechnung zu belegen, ſondern bloß die 
Summen der vergüteten Auslagen auf dem Frachtbrief. Wäre er 
Ceſſionar, jo müßten Urkunden als Belege mitgetheilt werden Y. 

b) Hat der zweite Spediteur die Richtigkeit der Auslagen des 
erſten zu vertreten? Der zweite hat dem erſten ſeine Rechnung 
bezahlt, fordert den Betrag vom Empfänger, dieſer weigert die 
Zahlung, weil zu viel, und der zweite Spediteur klagt gegen den 
Empfänger. Kann dieſer die Einrede entgegenſetzen oder muß er 
zahlen und ſich an den erſten Spediteur halten? Die Frage iſt 
nirgends berührt. Nach richtiger Anſicht braucht der zweite Spediteur 
die Rechnung des erſten nicht zu vertreten. Der erſte Spediteur iſt 
nicht Mandatar des zweiten, ſondern umgekehrt dieſer Mandatar 
des erſten: der zweite iſt alſo für die Handlungen des erſten nicht 
verantwortlich. Auch klagt der zweite nicht als Ceſſionar des erſten, 
ſondern als Geſchäftsführer des Empfängers. Der zweite Spediteur 
hat durch ſeine Zahlung die Geſchäfte des Empfängers nützlich 
geführt, weil ſonſt der erſte Spediteur ſein Retentionsrecht gebraucht 
haben würde. Auch iſt ihm kein Verſchulden vorzuwerfen, daß er 
eine ungegründete Forderung bezahlt habe, denn ihm fehlen die data, 
dies zu beurtheilen. Alſo muß der Empfänger ihn bezahlen und 
ſeinen Regreß gegen den erſten Spediteur nehmen. 

4) Schon oben, A. No. 6, iſt des Vorzugsrechts des Spediteurs 
wegen ſeiner Proviſion und Auslagen gedacht. Dabei fragt es ſich, 
ob er es noch ausüben kann, wenn er die Waaren ſchon wieder 
abgeſendet hat und ſie noch unterwegs ſind? Ohne Zweifel. Der 
Schiffer oder Fuhrmann, welche die Waare führen, ſind ſeine Mans 
datarien; was alſo ſich in ihren Händen befindet, iſt ſo gut wie in 


) Geiger und Glück, R. F. Th. 3. Nr. 39. 
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den ſeinigen. Für das franzöſiſche Recht erregt zwar der Buchſtabe 
des code de commerce !) „in ſeiner Niederlage oder einem öffentlichen 
Magazin“ Zweifel: der Artikel redet aber nur vom Verkaufscom— 
miſſionär, welcher nicht weiter zu ſenden pflegt. — Bei einem ſolchen 
Anhalten der Waare entſteht zuweilen eine Colliſion zwiſchen dem 
Spediteur und dem Verkäufer oder Einkaufscommiſſionär, welcher 
abgeſandt hat. Hier fragt es ſich, wer den Vorzug hat. Ohne 
Zweifel der Spediteur. Sein Retentionsrecht gilt gegen Jedermann; 
wenn ſie alſo auch Eigenthümer ſind, ſo haben ſie es doch zu 
reſpectiren. Er hält ihnen das Ihrige nicht vor. Entweder iſt er 
ihr Mandatar: dann haften ſie ihm ſelbſt; oder er iſt Mandatar 
des Empfängers: dann haben ſie durch ſeinen Empfang ſchon den 
Beſitz verloren. 0 

5) Der Spediteur als Mandatar des Abſenders iſt dem 
Empfänger zu nichts verbunden 2). Aber wegen eines Schadens, 
den er der Waare zugefügt, kann er von dem Empfänger, für deſſen 
Rechnung ſie beſtimmt iſt, allenfalls mit einer utilis actio belangt 
werden 5). 
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Wenn ein Kaufmann den andern empfiehlt oder Credit macht, 
ſo ſind drei Hauptfälle zu unterſcheiden: 

1) Die Ausſtellung eines Creditbriefs, eines Schreibens, worin 
der Empfänger erſucht wird, dem Bringer eine Summe Geldes zu 
zahlen. Gin ſolches Schreiben enthält nicht ſowohl ein Mandat zu 
creditiren, als ein Mandat zu zahlen. Sein Zweck geht dahin, daß 
der Empfänger des Briefs für Rechnung des Schreibers zahlen 
ſolle. Daher iſt hier zunächſt der Ausſteller zum Erſatz verpflichtet. 
Er muß als Mandant die Auslagen erſtatten und hat die Rechts— 
wohlthat der Vorausklage nicht, welche nur bei der Bürgſchaft und 
dem Mandat zu creditiren vorkommt. Andererſeits hat der Auszahler 
gegen den Erheber des Geldes keine Klage ), denn er hat ihm 
nicht geborgt, ſondern an ihn für Rechnung eines Andern gezahlt. 
Indeſſen iſt nach Umſtänden eine Klage aus der Geſchäftsführung 
wider den Empfänger möglich, wenn das Empfangene zu ſeinem 
Nutzen verwendet iſt und er es dem Ausſteller moch nicht vergütet hat. 


1) Art. 93. 2) Merlin Répertoire v. comm. $. 5. Nr. 4. 

) Böhmer, R. F., Theil 3. Nr. 244. N. 10 — 12. 

) Siehe jedoch C. 7. C. 4, 35; Faber Cod. def. I. 4. t. 1. def. 36. 
1 
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2) Das Creditmachen enthält den Auftrag, einem Anderen 
auf unſere Gefahr zu ereditiren. Das iſt nichts als ein mandatum 
de credendo s. qualificatum. Dabei gelten ganz die Regeln des 
gemeinen Rechtes. Der Auftraggeber haftet als Bürge, wenn die 
Perſon, welche Credit erhalten hat, nicht zahlen kann. Er haftet 
aber nicht zunächſt, ſondern hat die Rechtswohlthat der Vorausklage. 
Auch haftet er dann nicht, wenn der Creditgeber das Maaß des 
bewilligten Credit's überſchritten hat, oder durch eigene Fahrläſſigkeit 
in Schaden gekommen iſt. Denn der Creditgeber erſcheint als 
Bevollmächtigter, muß als ſolcher für jedes Verſehen aufkommen, 
und darf feine Vollmacht nicht überſchreiten. So z. B., wenn Wech- 
ſeleredit aufgetragen iſt, und er giebt Waarencredit. 

3) Die allgemeine Empfehlung eines Dritten zu Handels— 
geſchäften enthält die Verſicherung, daß dieſer Dritte ein ſicherer 
und rechtlicher Mann ſei, mit dem man ſich wohl in Geſchäfte 
einlaſſen könne. Martens unterſcheidet hier, ob die Empfehlung aus 
eignem Antrieb oder auf Anfrage erfolgte. Erſtenfalls ſoll für jedes, 
letzterenfalls nur für mittleres Verſchulden gehaftet werden. Dieſe 
Unterſcheidung iſt aber bloß aus dem Pr. L. R.!) entnommen, und 
entſpricht allgemeinen Regeln durchaus nicht. Entweder enthält die 
Empfehlung einen beſtimmten Auftrag oder ein Geheiß; und dann 
iſt fie ein Mandat zu creditiren, bei welchem die obigen Regeln 
gelten. Oder ſie iſt eine bloße Empfehlung zu vorkommenden 
Geſchäften, ein bloßes consilium oder commendatio, und dann gilt 
die allgemeine Regel, daß es unverbindlich ſei, ſo weit es nicht arg— 
liſtig ertheilt ward; und es iſt gar kein Grund vorhanden, unter 
Kaufleuten eine Ausnahme zu machen ). Indeſſen find einzelne Parti— 
eularrechte oft ſtrenger. So das Pr. L. R. 3). Auch das Lüb. 
Recht %): wer ungefragt einen Fremden empfiehlt, den der Andere 
nicht kennt, haftet als Bürge. Aber das gilt bei Weitem nicht 
allgemein: der code de commerce hat nichts davon. Es iſt daher 
ſehr irrig, wenn manche Rechtslehrer die allgemeine Regel aufſtellen, 
unter Kaufleuten ſeien Empfehlungen einer Bürgſchaft gleich zu 
achten 5). Es iſt eine alte Tradition, welche Einer dem Andern 
nachgeſagt hat, und für welche beſonders das Lüb. Recht von Ein— 
fluß geweſen iſt. Eine ſehr gute Erörterung hierüber findet ſich 


1) 2, 8. § 704. 705. »Nach dieſem wird im erſten für mittleres, im zweiten 
Fall für grobes Verſehen gehaftet. 

2) 1. 12. § 12. D. mandati 17, 1. 1. 47 pr. D. de r. j. 

8) 2, 8. Abſ. 7. § 702 fg. 4) 8, 10. Art. 1. 

5) Z. B. Stryk U. M. 17, 1. 8 10. 
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bei Klein ). Dieſe Rechtsanſicht hat indeſſen zur Folge, daß Kauf— 
leute ihren Empfehlungen gewöhnlich die Clauſel beifügen: „Ohne 
meine Gewähr.“ 


Handelsgeſellſchaften. 


Martens behandelt von den Han delsgeſellſchaften zuerſt die 
Privatgeſellſchaften, welche einzelne Privatperſonen unter ſich ohne 
Staatsauctorität eingegangen ſind, § 20 — 25; dann die großen Han— 
delsgeſellſchaften, welche unter Staatsauctorität auf Actien beſtehen, 
8 26. 27. 


8.20. Einige allgemeine Grundſätze. 


Eine Handelsgeſellſchaft, Compagniehandlung, früher Mascopei, 
iſt eine Verbindung Mehrerer zur gemeinſchaftlichen Betreibung von 
Handelsgeſchäften. Nur dieſer Zweck unterſcheidet ſie von den übrigen 
Societäten. Sie ſind für alle Arten von Handelsgeſchäften möglich: 
nicht bloß eigentliche Handels-, ſondern auch Commiſſions-, Speditions-, 
Wechſel-Geſchäfte, Rhederei u. ſ. w. 

Solche Handelsgeſellſchaften werden im Ganzen nach den gewöhn— 
lichen Grundſätzen von allen Societäten, und namentlich den Erwerbs— 
geſellſchaften beurtheilt, deren Art ſie ſind. Es gelten alſo die 
allgemeinen Regeln von Societäten überhaupt auch hier 2). Indeſſen 
kommen doch manche Eigenheiten vor: theils durch Gewohnheit, theils 
aus Geſetzen. Schon ältere Geſetze hatten mehrere eigne Beſtim— 
mungen für Handelsgeſellſchaften; beſonders aber die neuern, das 
Pr. L. R. ) und der code de commerce, welcher einen eigenen 
Titel über dieſe Geſellſchaften hat H. 

1) In Betreff der Perſonen, welche ſie eingehen können, bemerkt 
Martens, daß es zuläſſig ſei, dieſes auch mit Fremden und mit 
Juden zu thun. Dieſe Bemerkung bezieht ſich nur auf die ehema— 
ligen Verbote. Beſonders in der Hanſa war es verboten, daß kein 
dortiger Kaufmann mit einem Fremden in Societät treten dürfe. 
Der Grund liegt in dem Handelsneid der Hanſa. Sie ſuchte alle 
Handelsvortheile möglichſt an ſich zu halten; durch eine ſolche 
Societät wären die beſonderen Privilegien und Vortheile ihrer Ver— 
bindung auch Fremden zu Gute gekommen. Zum Theil hatte ſie 

1) Rechtsſprüche der Hall. J. F. B. 3 Nr. 15. 2) C. c. art. 18. 

5) 2, 8. 8 614 — 683. 5) Art. 18 — 64. 

4 * 
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ſich auch gegen die Regenten, von welchen ihr Privilegien ein— 
geräumt waren, dahin verpflichtet, daß ſie keine Fremden unter ihrem 
Namen zulaſſen wolle; das machte die Ausſchließung nothwendig. 
Jetzt kommt wohl nirgends !) ein ſolches Verbot mehr vor; auch iſt 
es ein häufiger Fall, daß einem Auswärtigen ein Antheil einge⸗ 
räumt wird. Sogar Nichtkaufleute haben bisweilen einen Antheil. 
Zwar nicht an Lollectivgeſellſchaften, § 21, denn dadurch wird 
der Theilhaber zum Kaufmann, wohl aber iſt ſolches bei Comman— 
ditenhandlungen ein häufiger Fall; denn daran kann man Antheil 
haben, ohne Kaufmann zu ſein. 

2) Eingehung der Societät. Nach bisherigem gemeinen Rechte 
iſt ſie ein Conſenſualcontract, wird alſo durch bloße Einwilligung 
geſchloſſen; daher auch mündlich und ſelbſt ſtillſchweigend. Das 
bildet denn auch die Regel für Handelsgeſellſchaften. Es geſchieht 
aber ſelten. Bei fortdauernden Societäten, die nicht bloß auf ein 
einzelnes Geſchäft gerichtet ſind, kommt faſt immer ein ſchriftlicher 
Contract, auch meiſtens eine öffentliche Bekanntmachung vor. Letztere 
erfolgt theils durch die Zeitungen, hauptſächlich aber mittelſt der 
ſogenannten Circuläre, d. h. gedruckter gleichlautender Briefe an die 
Kaufleute, mit welchen die Mitglieder bisher bekannt waren oder 
künftig bekannt zu werden wünſchen. Durch neuere Geſetze iſt wohl 
Beides, theils die ſchriftliche Errichtung, theils die öffentliche Bekannt 
machung zur geſetzlichen Nothwendigkeit gemacht. So beſonders nach 
dem Pr. L. R. und dem code de commerce. Allein auch ſonſt: 
z. B. in Sachſen 2). Solche Geſetze ſind ſehr heilſam. Wenn ſie 
fehlen, ſo entſtehen daraus theils manche Streitigkeiten, ob Jemand 
Geſellſchafter ſei, und ob er hafte, theils Betrug der Gläubiger, 
indem Perſonen, die wirklich Geſellſchafter waren, dies nicht ſelten 
zuletzt abläugnen. Das Pr. L. R. 3) und Sachſen verlangen daher 
einen ſchriftlichen Contract und öffentliche Bekanntmachung mittelſt 
Anſchlags an der Börſe, oder Anzeige bei der Obrigkeit. Nach 
der Augsburger W. O. !) muß die Firma und deren Intereſſenten 
gleich bei Errichtung der Handlung in ein öffentliches Buch einge— 
tragen werden. Der code de commerce) ſchreibt ſchriftliche Errich— 
tung vor, entweder durch eine öffentliche, oder durch eine Privat⸗ 
Urkunde, von welcher ſo viele Exemplare angefertigt werden müſſen, 


Allerdings in Frankfurt, nach Beiſaſſenordnung vom 5. Juni 1708 (Beyer⸗ 
bach, Samml. IV, I). 

2) Kind, Quaest. for. ed. 2. t. 4. p. 90. 5) 2, 8. 8617 — 626. 

) Cap. 11. 81. ) Art. 39 — 44. 
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als Mitglieder der Societät ſind. Dann iſt in den nächſten vierzehn 
Tagen dem Handelsgericht des Diſtricts eine Anzeige zu machen, 
und dort wird ein Auszug aus dem Contract drei Monate lang 
öffentlich angeſchlagen. Dieſer Auszug muß enthalten: die Namen 
der Mitglieder; Firma; die Benennung der Perſonen, welche berechtigt 
ſind, Namens der Societät zu handeln; den Einſchuß der Perſonen, 
welche ſich nur mit einer beſtimmten Summe betheiligen; den Anfang 
und das Ende der Societät. — Sind dieſe Förmlichkeiten verſäumt, 
ſo iſt die Societät unter den Parteien nichtig, aber dritten Perſonen 
haften die Mitglieder dennoch. 

3) Die Vertheilung des Gewinns und Verluſtes erfolgt zunächſt 
nach Abrede. Schon die Regel des gemeinen Rechtes beſagt, daß 
Geſellſchafter beliebige Antheile verabreden können. Das Gleiche 
gilt auch bei Handelsgeſellſchaften. Nur die ſogenannte societas 
leonina iſt bekanntlich verboten; ſie wird auch keinem Kaufmann 
einfallen. Iſt nichts verabredet, ſo hat jeder Geſellſchafter gleichen 
Antheil. Dabei iſt es nach gemeinem Recht freilich ſtreitig, ob arith— 
metiſche oder geometriſche Gleichheit gemeint ſei. Unter Kaufleuten 
aber iſt die geometriſche Gleichheit allgemein hergebracht, und dieſes 
auch in vielen Geſetzen 1) ausdrücklich vorgeſchrieben. Nach preußi— 
ſchem und franzöſiſchem Recht iſt dies ſchon allgemeine Regel bei 
allen Societäten und mithin auch bei Handelsgeſellſchaften. 

4) Zu den beſondern Eigenheiten der kaufmänniſchen Societät 
gehört die Firma 2). Bei Handelsgeſellſchaften, die nicht für einzelne 
Geſchäfte, ſondern auf die Dauer eingegangen werden, iſt es üblich, 
der Compagniehandlung einen eignen Namen beizulegen, damit die 
Geſchäfte, welche für ihre Rechnung geſchloſſen ſind, ſofort von 
denen, welche für eigne Rechnung der einzelnen Geſellſchafter gehen, 
unterſchieden werden können. Dieſer Name heißt die Firma, raison, 
ragione. Damit wird Alles bezeichnet, was Namens der Handels— 
geſellſchaft geſchieht. Nie wird der eigne Name des contrahirenden 
Geſellſchafters gebraucht, ſondern ſtets die Firma: ſo in Briefen, 
auf Wechſeln und in andern Urkunden; und ſelbſt bei Vollmachten 
in Prozeſſen. Der Gebrauch der Firma iſt alſo ein ſicheres Kenn— 
zeichen, ob das Geſchäft für Rechnung der Societät oder eines 
Einzelnen geſchloſſen wird. Die Firma beſteht gewöhnlich aus den 
Namen der Geſellſchafter. Zuweilen werden alle zuſammen, zuweilen 


) Hamb. St. R. 2, 10. § 4. Nürnb. Ref. 18, 1. Frankf. Ref. 2, 23. § 3. 
) Schweitzer, Sp. quaest. for. de firma mercat. Lips. 803. 4. 
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nur einer oder zwei, mit dem Zuſatz et Compagnie gewählt. Oft 
aber auch der Name längſt ausgetretener oder verſtorbener Perſonen. 
Letzteres zur Belebung des Credits. Das iſt aber eigentlich ein 
Mißbrauch; denn es entſteht dadurch eine Ungewißheit darüber, wer 
Mitglied iſt, und Dritte werden inducirt, an Mitglieder zu glauben, 
die keinen Antheil haben. Die bisherigen Geſetze haben nichts 
darüber verordnet. Neuere Geſetze ſind dem Mißbrauch ſehr heilſam 
entgegengetreten. Zuerſt hat das preußiſche Landrecht wenigſtens ſo 
viel feſtgeſtellt, daß die Firma öffentlich bekannt gemacht werden 
muß, und ebenſo jede künftige Veränderung in deren Theilnehmern. 
Noch beſſer verordnet der code de commerce !) theils die öffent- 
liche Bekanntmachung, theils daß die Firma keine andere Namen 
enthalten darf, als die von activen Mitgliedern, welche für das 
Ganze haften. Hiernach wird es alſo in Frankreich nothwendig, 
daß bei dem Tode oder dem Austreten einer Perſon die Firma geändert 
wird. Der Austretende oder der Erbe des Verſtorbenen haben alſo 
ja dafür zu ſorgen; ſonſt haften ſie für die Societätsgeſchäfte. — 
Deutſche Geſetze haben eine ſolche Vorſchrift bisher nicht. Aber 
das Pr. L. R. 7 hat eine andere zweckmäßige Vorſchrift, daß ſich 
die neue Firma von den älteren unterſcheiden, und die ſpätere geän— 
dert werden ſoll, wenn es ſich findet, daß eine bereits errichtete 
Handlung die gleiche Firma führe. — Das Recht, die Firma zu 
gebrauchen, zu firmiren, zu ſigniren, iſt gleichbedeutend mit dem 
Recht, Handelsgeſchäfte Namens der Societät abzuſchließen. Wem 
dieſes zuſteht, der iſt auch zu jenem befugt: denn dieſe Geſchäfte 
gehen für Rechnung der Societät ?). 


Verſchiedene Arten der Handelsgeſellſchaften. 

Die Handelsgeſellſchaften laſſen ſich auf mehrere Arten ein⸗ 
theilen. Martens unterſcheidet ganz zweckmäßig drei Arten von 
Privat⸗Handels-Geſellſchaften, und ebenſo der code de commerce, 
wiewohl unter andern Benennungen. Zuerſt: 


§ 21. Die offene Handelsgeſellſchaft. 


Die offene oder Collectivgeſellſchaft, société en nom collectif, 
iſt eine gewöhnliche Societät, bei welcher ſich Mehrere zu einer fort 
1) Art. 21. 25. 43. 2) 2, 8. § 621. 622. 
) Kind, Quaest. for. ed. 2. T. 4. p. 91. 
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dauernden Handlung unter einer eignen Firma verbinden, und bei 
welcher Alle für das Ganze Antheil nehmen, mithin Alle perſönlich 
haften. Die Vorausſetzungen ſind alſo: 

1) ein fortdauernder Handel. Darin liegt der Unterſchied von 
der einen Art der compagnie anonyme, nämlich der association 
en participation. f 

2) Die eigne Firma. Darin unterſcheidet ſie ſich von der 
zweiten Art der compagnie anonyme, der Actiengeſellſchaft. 

Daß aber die Firma die Namen aller Theilnehmer enthalte, 
wie Martens jagt, iſt zum Weſen der Collectivgeſellſchaft nicht nöthig, 
und geſchieht auch bei Weitem nicht immer. 

3) Ein Abſchluß dahin, daß Alle für das Ganze Antheil 
nehmen. Darin liegt der Unterſchied von der société en comman- 
dite, bei welcher immer nur mit einem beſtimmten Capital Antheil 
genommen wird. 

Für dieſe Geſellſchaft findet ſich kein eigner deutſcher Name; 
man müßte ſie die ordentliche Handelsgeſellſchaft nennen, weil 
ſie die gewöhnliche Gattung iſt. Eine ſolche Societät kann ent— 
weder generell ſein, ſo, daß alle Arten von Handelsgeſchäften, 
welche die Geſellſchafter angemeſſen finden, gemeinſchaftlich betrieben 
werden. Oder auch ſpeciell; jo, daß nur ein einzelner Zweig gemein- 
ſchaftlich betrieben wird, z. B. die Rhederei, das Commiſſionsgeſchäft, 
der eigentliche Handel. Dabei iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Ob alle Mitglieder auch perſönlichen Antheil an der Betrei— 
bung der Handelsgeſchäfte nehmen ſollen, hängt zunächſt von dem 
Contracte ab. Die Theilnahme iſt nicht nothwendig zum Begriff. 
Wenn nur Jeder für das Societätsgeſchäft haftet und Antheil an 
Gewinn und Verluſt hat, ſo iſt eine Collectivgeſellſchaft vorhanden, 
wenn auch der einzelne Geſellſchafter perſönlich keinen Antheil an 
der Betreibung der Geſchäfte nimmt. Wenn indeſſen nichts verab— 
redet ward, ſo iſt allerdings Jeder ſchuldig, auch an der Führung 
der Geſchäfte perſönlichen Antheil zu nehmen. Denn der Regel 
nach muß jeder Geſellſchafter zu den Bedürfniſſen der Societät gleichmäßig 
beitragen, und zwar nicht bloß zum Fonds, ſondern auch zur Arbeit. 

2) Bei ſolchen Societäten gilt gewöhnlich der Grundſatz: was 
ein Geſellſchafter unter der Firma vornimmt, verbindet alle Uebrigen, 
ohne Rückſicht auf ihre Einwilligung. Das gemeine Recht hat bei 
gewöhnlichen Societäten die Regel: ein Geſellſchafter wird durch die 
Handlungen des Andern nicht anders verbunden, als wenn ſeine 
beſondere Einwilligung oder genereller Auftrag vorhanden iſt. Allein 
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bei einem lebhaften Gange der Handlung läßt ſich dieſes bei Han— 
delsgeſchäften unmöglich befolgen. Wer mit einer ſolchen Handels— 
geſellſchaft abſchließt, hat nicht Zeit, alle Theilhaber zu fragen, oder 
ſich zu erkundigen, ob die Uebrigen Auftrag ertheilt haben. Er muß 
zufrieden fein, ſich an Einen zu wenden. Daher iſt obiger Grund— 
ſatz angenommen, daß durch die Errichtung der Societät ein Jeder 
den Uebrigen den allgemeinen Auftrag ertheile, Namens der Societät 
zu handeln. So in vielen Geſetzen, in Hamburg, Lübeck, Preußen “) 
und Frankreich 2). Auch wo kein beſondres Geſetz ſolches ausſpricht, 
wird es dennoch ſchon als Regel angeſehen. Dann aber kann man, 
weil es ſo durchgehends üblich iſt, ſagen: Wer mit einem Andern 
eine Handelsſocietät eingeht, und nicht das Gegentheil ſtipulirt, 
ertheilt durch die Errichtung der Societät einen ſtillſchweigenden 
Auftrag. Uebrigens hat es kein Bedenken, daß ein Geſellſchafter, 
welcher dies Recht mißbraucht, und durch ſein Verſchulden die 
Uebrigen in Nachtheil bringt, Schadenerſatz zu leiſten hat. Der 
Geſellſchafter haftet zwar dem Dritten, kann aber von ſeinem Mit- 
geſellſchafter Schadenerſatz fordern. Es iſt ebenſo wie bei einem 
Bevollmächtigten, welcher einen generellen Auftrag mißbrauchte. Auch 
hat es keinen Anſtand, daß durch den Geſellſchaftsvertrag einzel ne 
Mitglieder von der Befugniß, Namens der Uebrigen zu handeln 
und die Societät zu verpflichten, ausgeſchloſſen werden können. Nur 
iſt es, wenn ſolches gegen Dritte wirken ſoll, durchaus nothwendig, 
daß es bei Bekanntmachung der Societät zugleich mit bekannt gemacht 
wird. Dritte, denen ein ſolches Mitglied als Geſellſchafter bekannt 
iſt, halten ſich an die allgemeine Regel und ſind nicht nach einer 
Privatverabredung zu beurtheilen, welche ſie nicht gekannt haben. 
In Preußen?) gilt dieſe Vorſchrift ausdrücklich; in Frankreich iſt 
ſie nicht ausdrücklich erwähnt, liegt jedoch implicite in der Vor⸗ 
ſchrift ), daß bei der Bekanntmachung auch anzuzeigen iſt, welche 
Mitglieder befugt ſeien, Namens der Societät zu contrahiren. Danach 
richtet ſich nun auch das Recht zu firmiren. Der Regel nach hat 
es jeder Geſellſchafter, welcher durch den Societäts-Vertrag nicht 
beſonders ausgeſchloſſen iſt. 

3) Gewöhnlich haftet jedes Mitglied für die Verbindlichkeiten 
der Geſellſchaft nicht bloß pro rata, ſondern in solidum. Nach den 
Grundſätzen des gemeinen Rechtes haften Geſellſchafter nur nach 
ihrem Antheil; allein der Credit einer Handelsſocietät wird durch 


) L. R. 2, 8. § 633. 2) C. c. art. 22. 
5) L. R. 2, 8. § 623. 634. ) C. c. art. 43. 
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die ſolidariſche Haftung ſehr befördert, und der Credit iſt dem Kauf— 
mann beſonders wichtig. Er iſt daher ſehr allgemein eingeführt, in 
älteren ) und neueren 2) Geſetzen, und in Societäts-Contracten 
meiſtens verabredet. Dabei findet auch keine Einrede der Theilung 
ſtatt, ſondern Jeder haftet einfach für das Ganze wie für ſeine 
eigene Schuld ?). 

4) Bei der offenen Handelsgeſellſchaft haftet jeder Theilnehmer 
für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft nicht bloß mit ſeinem ein— 
geſchoſſenen Capital, ſondern mit ſeinem ganzen Vermögen. Das 
iſt ſchon der allgemeinen Regel gemäß und Rechtens bei jeder Societät. 
Eine ſolche iſt keine universitas. Die Verbindlichkeiten der Geſell— 
ſchaft ſind alſo nicht Verbindlichkeiten der moraliſchen Perſon der 
Societät, ſondern in der That Verbindlichkeiten der einzelnen Glieder. 
Für ſeine eigenen Verbindlichkeiten haftet aber Jeder mit ſeinem 
geſammten Vermögen. Indeſſen geſchieht es wohl einmal, daß ein— 
zelne Mitglieder einen beſtimmten Theil ihres Vermögens ſich beſon— 
ders vorbehalten, ſo daß dieſer für ihre Handelsſchulden auf keinen 
Fall haften ſolle. Das kann natürlich nur gegen diejenigen Gläu— 
biger gelten, denen es zum Voraus bekannt gemacht iſt, ehe ſie ihre 
Forderungen contrahirten ). 

5) Darf ein Geſellſchafter denſelben Geſchäftszweig, auf welchen 
die von ihm eingegangene Societät gerichtet iſt, daneben für ſich 
privatim treiben? Man hat dies oft geradezu verneint. Die Societät 
ſei ihrer Natur nach generell; ein Mitglied müſſe alſo alle Geſchäfte 
der Art, die er überhaupt machen wolle, gemeinſchaftlich mit den 
Uebrigen machen. Dieſe Anſicht iſt jedoch in ihrer Allgemeinheit 
bedenklich. Zuvörderſt kommt es freilich auf den Societäts-Contract an. 
Iſt es darin unterſagt, oder iſt dieſer auf ſämmtliche Handelsgeſchäfte 
der Mitglieder gerichtet, ſo hat die Verneinung freilich keinen Anſtand. 
Auch dürfen die in die Societät eingeſchloſſenen Gelder zu jenem 
Privatgeſchäft nicht verwandt werden; denn kein Geſellſchafter hat 
das Recht, dieſelben zu ſeinem Privatvortheil zu verwenden. Wenn 
aber keins von Beidem der Fall iſt, ſo ſteht nichts entgegen, und 
es iſt den Geſellſchaftern allerdings erlaubt, noch ein beſonderes 
Handelsgeſchäft für eigne Rechnung zu treiben. So z. B., wenn 
der Vertrag darauf gerichtet iſt, in eine Societät zu treten und eine 


1) gib. St. R. 3, 9. Art. 5. 9) C. e. art. 22. 

3) Kind, Quaest. for. ed. 2. T. 4. c. 17. v. Ludewig, Gelehrte Anzeigen, Th. 2. 
S. 232 bis 242. 

) Was unter Nr. 4 ſieht, it im Mſ. eingeklammert. 
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beſtimmte Summe zuſammen zu ſchießen, um damit gemeinſchaftlich 
Handlung zu treiben, ſo ſteht nichts entgegen, daß der Geſellſchafter 
ſein übriges Vermögen zu einem gleichen Geſchäft für eigene Rech— 
nung verwende; denn durch einen ſolchen Contract hat er ſich nicht 
anheiſchig gemacht, alle Vortheile dieſer Art der Societät zukommen 
zu laſſen, ſondern nur die Geſchäfte mit dieſem Capital. Der code 
de commerce berührt die Frage nicht. In Preußen lautet die Vor⸗ 
ſchrift !): Wenn ein Mitglied perſönlich von dem Betrieb des Handels⸗ 
geſchäfts ausgeſchloſſen iſt, ſo darf ein ſolches unbedingt daſſelbe 
Geſchäft für eigene Rechnung betreiben; iſt das nicht der Fall, ſo 
darf ein Geſellſchafter kein neues Handelsgeſchäft gleicher Art für 
ſich errichten, wohl aber darf er ein altes fortſetzen. 


8 22. Commanditen-Geſellſchaft ). 


Die Commanditen-Geſellſchaft oder Handlung, Commandite, société 
en commandite, iſt vorhanden, wenn ein Theil die Geſchäfte führt 
und dirigirt, der Andere nur ein beſtimmtes Capital einſchießt und 
nur mit dieſem haftet; der Erſte wird complementarius, der Zweite 
Commanditiſt oder commanditarius genannt. Der weſentliche Unter— 
ſchied von der vorigen Art der Geſellſchaft beſteht darin, daß bei 
letzterer der Eine an der Geſchäftsführung Antheil hat und mit 
feinem ganzen Vermögen haftet, nicht aber bei der Erſtern. Uebri— 
gens verſteht es ſich von ſelbſt, daß eine Societät für einige Geſell— 
ſchaften eine Collectiv-, für Andere eine Commandit-Geſellſchaft ſein 
kann 3). Auch eine ſolche Societät hat gewöhnlich ihre eigene Firma. 
Nach neueren Geſetzen darf aber der Name des Commanditiſten nicht 
darin vorkommen; iſt er mit genannt, ſo verliert er ſein Recht als 
Commanditiſt und haftet in solidum 4). Das Recht zu firmiren 
hat hier nur der Complementar, nicht der Commanditiſt. Das 
liegt im Contract. Dieſer hat dem Complementar die Führung der 
Geſchäfte übertragen, ihm alſo das alleinige Mandat gegeben, Namens 
der Societät zu handeln. Der Commanditiſt dagegen ſoll keinen 
Antheil nehmen, hat alſo kein ſolches Mandat, Namens der Societät 
zu handeln, darf alſo die Firma nicht gebrauchen. Der code de 


1) L. R. 2, 8. § 635. 636. 

2) Ueber die Kennzeichen einer ſolchen Societät im Gegenſatz zur Collectiv⸗ 
geſellſchaft, vergl. Merlin, Rep. T. 12. v. société seet. 2. § 3. art. 2. 

) C. c. art. 24. ) Preuß. Landrecht 2, 8. §. 651. 652. C. c. art. 23 u. 25. 
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commerce !) hat für den Commanditiſten ein beſonders jtrenges 
Verbot. Dieſer darf gar keinen Geſchäftsact Namens der Societät 
vornehmen, noch ſich zu irgend einem Geſchäfte gebrauchen laſſen, 
nicht einmal Kraft beſondern Auftrags; ſonſt haftet er in solidum. 
Der Grund hierfür liegt darin, daß Unterſchleif verhütet werden 
ſoll, daß ſich kein allgemeiner Geſellſchafter für einen Commandi— 
tiſten ausgeben könne. 

Bei dieſer Societät kommt es beſonders in Frage, inwiefern 
ſich der Gläubiger direkt an den Commanditiſten halten könne, und 
umgekehrt, ob der Commanditiſt direkt gegen einen Schuldner klagen 
könne. Ueber letztere Frage vergleiche Ulpian 2). In Betreff der 
erſtern kommt es darauf an, ob der Commanditiſt ihm als Geſell— 
ſchafter genannt iſt. Iſt nur unter den Parteien die Societät ver— 
handelt ohne öffentliche Bekanntmachung, ſo hat der Gläubiger gegen 
den Commanditiſten gar keinen Anſpruch, weil er gar nicht mit 
ihm contrahirt hat. Eine Ausnahme tritt ein, wenn der Comple— 
mentar Concurs macht; denn die Gläubiger ſind befugt, die Klagen 
ihres Schuldners anzuſtellen. Ganz anders beantwortet Merlin ?) 
die Frage. Er meint, daß ohne Weiteres von dem Gläubiger gegen 
den Commanditiſten bis auf den Belauf ſeines Einſchuſſes geklagt 
werden könne, wenn der Gläubiger beweiſe, daß eine Verwendung 
zum Beſten der Geſellſchaft ſtattgehabt habe. — Iſt dagegen der 
Commanditiſt als Geſellſchafter bekannt gemacht, jo kann der Glaͤu— 
biger allerdings gegen ihn klagen; denn er wußte, daß der Comple— 
mentar Mandatar des Commanditiſten ſei und dieſer Antheil an 
der Firma habe. Indem alſo der Gläubiger mit der Firma contra— 
hirt, contrahirt er zugleich mit dem Commanditiſten. Für dieſen 
zweiten Fall iſt alſo die Behauptung von Martens, daß der Gläu— 
biger keine direkte Klage gegen den Commanditiſten habe, falſch. 
Wenn er aber auch dem Dritten haftet, ſo geſchieht dies doch immer 
nur mit dem eingeſchoſſenen Capital; er iſt nicht bloß dem Comple— 
mentar nicht für mehr verhaftet, ſondern auch ebenſo wenig deſſen 
Gläubigern 5). Damit er aber dieſes Recht anſprechen könne, muß 
nothwendig eine öffentliche Bekanntmachung ſtattgefunden haben, daß 
er nur mit dieſer Summe hafte. Nach dem code de commerce 
verſteht ſich dieſes von ſelbſt; denn die Summe gehört ausdrücklich 
unter die bekannt zu machenden Punkte. Das Gleiche muß jedoch 


1) Art. 27 und 28. 2) 1.13. §. 25. D. de actt. emti. 19, 1. 
) Quest. de droit, T. 4. p. 658 fg. ed. 2. ) C. c. Art. 26. 
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auch da angenommen werden, wo ſonſt die öffentliche Bekanntmachung 
des Geſellſchaftsvertrags nicht vorgeſchrieben iſt. Iſt der Comman⸗ 
ditiſt dem Gläubiger als Geſellſchafter genannt, ohne die Beſchrän— 
kung auf eine beſtimmte Summe, ſo mußten ſie natürlich annehmen, 
daß es bei der allgemeinen Regel bleibe, und eine Contractsclauſel 
zu ihrem Nachtheil, die ſie nicht gewußt haben, kann ihnen nicht 
opponirt werden ). 

Haftet der Commanditiſt auch mit dem herausgezogenen Gewinn? 
Dafür ſpricht der Grundſatz, daß von Gewinn erſt dann die Rede 
ſein ſoll, wenn aller Verluſt abgezogen iſt. Allein theils gilt dieſer 
Grundſatz nur für Geſellſchafter unter einander, theils nur bis zur 
gepflogenen Abrechnung. Nach den Bedingungen haftet er nur mit 
dem eingeſchoſſenen Capital, und dazu gehört der überſchießende 
Gewinn nicht mehr. Dafür, daß er mit dem Gewinne nicht hafte, 
hat auch der franzöſiſche Caſſationshof entſchieden; allein der pariſer 
Appellationshof, an welchen remittirt wurde, für das Gegentheil ). 


§ 23. Anonyme Geſellſchaft. 


Die anonyme Geſellſchaft, im code association en participa- 
tion genannt, während er den Namen société anonyme für unſere 
Actiengeſellſchaft gebraucht, iſt eine Societät, welche ihre Theilhaber 
nicht laut werden läßt, und bei welcher alle Geſchäfte auf den Namen 
eines Einzigen geführt werden, als ob ſie für deſſen alleinige Rech— 
nung gingen. Solche Verbindungen ſind theils für fortwährenden 
Handel möglich, theils für einzelne Unternehmungen. Der erſte 
Fall iſt ſehr ſelten, der letzte ſehr häufig. Bei einer Geſellſchaft, die nur 
auf einzelne Unternehmungen gerichtet iſt, würde es überflüſſig ſein, 
eine eigene Firma zu wählen und ſolche öffentlich bekannt zu machen. 
Daher findet ſich für ſolche Unternehmungen faſt immer die Form 
der anonymen Geſellſchaft. Das rechtliche Verhältniß beſteht in 
Folgendem. Allgemeine Regel tft: fie gilt als wahre Societät unter 
den Parteien, nicht aber im Verhältniß zu Dritten. Jenes um 
deßwillen, weil ſich die Geſellſchafter ganz wie gewöhnlich zu einer 
gemeinſchaftlichen Unternehmung für gemeinſame Rechnung verbunden 
haben. Es treten hier alſo die gewöhnlichen Regeln von der Societät 
ein. Im Verhältniß zu Dritten dagegen haftet nur der Einzelne, 


) Büſch, Darſtellung Th. 2. S. 271 fg. 
2) Sirey, Recueil 1812 T. 2, p. 25; 1813 T. 1. p. 105. 
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auf deſſen Namen die Geſchäfte geführt ſind. Die Dritten haben 
bloß mit ihm contrahirt, und nicht mit der Societät, die ihnen unbe— 
kannt war. Der Dritte hat alſo gegen die übrigen Theilnehmer 
gar keine Klage, ſo lange nicht der Geſchäftsführer in Concurs fällt 
und die Dritten mittelſt Güterabtretung in deſſen Anſprüche einge— 
treten ſind. Nach einer andern Anſicht dagegen dürfen Dritte auch 
gegen die anonymen Geſellſchafter klagen, wenn eine Verwendung 
zum Beſten der Societät nachgewieſen iſt )). Dieſe Anſicht iſt jedoch 
nicht zu billigen. — Nach franzöſiſchem Recht iſt eine ſolche Societät 
nur für einzelne Unternehmungen zuläſſig, nicht für eine fortdauernde 
Handlung; denn jede Geſellſchaft, welche auf fortdauernde Handlung 
gerichtet iſt, bedarf nothwendig einer öffentlichen Bekanntmachung. 
Verbindungen für einzelne Geſchäfte dagegen find von allen Förm— 
lichkeiten entbunden; nicht einmal ein ſchriftlicher Vertrag iſt dazu 
erforderlich, ſondern es genügt auch der Beweis durch Handelsbücher 2). 


§ 24. Beendigung der Handelsgeſellſchaften. 


Das Meiſte, was Martens hier vorträgt, ſind Grundſätze 
des gemeinen Rechts. Nur einige Punkte bedürfen einer Entwicklung: 

1) Bei Geſellſchaften, die für eine beſtimmte Zeit errichtet ſind, 
tritt zuweilen eine ſtillſchweigende Erneuerung durch factiſche Fort— 
ſetzung der Geſchäfte ein. Die Zuläſſigkeit dieſer Erneuerung iſt 
nach gemeinem Recht außer Zweifel; die ſtillſchweigende Einwilligung 
liegt in der factiſchen Fortſetzung, wofür auch die Analogie der 
Miethe ſpricht. Allein in den Ländern, wo die Errichtung an 
beſtimmte Förmlichkeiten gebunden iſt, kann, ſtreng genommen, eine 
derartige Fortſetzung nicht für zuläſſig gehalten werden; denn dieſe 
iſt in der That eine neue Errichtung, und die alte Geſellſchaft iſt 
mit Ablauf der Zeit von ſelbſt zu Ende gegangen. Iſt alſo jede 
Errichtung an beſtimmte Förmlichkeiten gebunden, ſo kann auch die 
in der Fortſetzung enthaltene Errichtung nicht frei davon ſein. In 
Frankreich 3) iſt das ausdrücklich anerkannt. 

2) Der Tod des einen Geſellſchafters löſt nach gemeinem Rechte 
die ganze Geſellſchaft auf, nicht bloß im Verhältniß zu dem Verſtor— 
benen, ſondern auch zu den Mitgeſellſchaftern. Es iſt auch nicht 
zuläſſig, die künftige Fortſetzung mit den Erben zum Voraus zu 


) Merlin quest. de droit. T. 4. v. société $ 2. 2) C. c. art. 47 — 50. 
9 art 46 
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verabreden. Von dieſer Regel wird oft behauptet, daß ſie unter 
Kaufleuten nicht gelte und daß es ihnen erlaubt ſei, den künftigen 
Uebergang auf die Erben zum Voraus zu verabreden. Dieſe auch 
bei Martens vorgetragene Anſicht iſt unrichtig. Der Grund, weß— 
halb das römiſche Recht ſolches überhaupt angeordnet hat, tritt ganz 
beſonders bei Kaufleuten ein. Er beſteht darin, daß es bei Geſell— 
ſchaften hauptſächlich auf die individuellen Eigenſchaften der Perſon 
ankommt. Das iſt bei Handelsgeſellſchaften ganz vorzüglich der 
Fall; Kenntniſſe, Charakter und guter Ruf ſind hier ſehr wichtige 
Dinge, und es iſt nichts gefährlicher, als eine Handelsgeſellſchaft 
mit einem Manne, welchen man nicht genau kennt. Auch läßt ſich 
durchaus nicht behaupten, daß das römiſche Recht durch eine 
allgemeine Gewohnheit abgeändert ſei. Es geſchieht freilich oft, daß 
im Contracte der Uebergang auf die Erben verabredet wird. Allein 
die Gültigkeit einer ſolchen Stipulation iſt ſehr oft in Conteſtation 
gezogen und in der neuern Praxis nach den Grundſätzen des römi- 
ſchen Rechts erkannt ). Einzelne neuere Geſetze geſtatten freilich 
ſolche Abreden. Das iſt aber nichts Eigenes für Handelsgeſell— 
ſchaften, ſondern nur geſchehen, weil ſie allgemein bei der Societät 
jenen Grundſatz aufgegeben haben. So in Preußen ). 

3) Wenn Handelsgeſellſchaften aufgehoben werden, ſo iſt es 
allgemein üblich, daß eine öffentliche Bekanntmachung darüber erlaſſen 
wird. So gut wie die Errichtung, ebenſo wird auch die Aufhebung, 
theils durch Zeitungen, vorzüglich aber wieder durch Circularbriefe zur 
allgemeinen Kunde gebracht. Für die Sicherheit der einzelnen Geſell— 
ſchafter iſt dies ſehr wichtig, H 25, und ſollte daher niemals verſäumt 
werden. Neuere Geſetze machen es wohl zur geſetzlichen Schuldig— 
keit: es ſoll dieſelbe Bekanntmachung durch öffentlichen Anſchlag oder 
Anzeige bei der Obrigkeit ſtattfinden, wie bei der Errichtung. So 
in Preußen 3) und Frankreich ). Eine Bekanntmachung durch 
Circulare an alle Correſpondenten iſt wohl noch nirgends geſetzlich 
vorgeſchrieben, und doch iſt dies offenbar die beſte Art. 

4) Bei Handelsgeſellſchaften kommt es häufig vor, daß eine 
ſolche zwar im Ganzen fortdauert, aber doch ein einzelnes Mitglied 
austritt, oder ſeinen Antheil an Andere übertraͤgt. Die Firma 
wird unverändert beibehalten, die Geſchäfte auf dem bisherigen Fuße 


) Leyser spec. 186. coroll. Motz, D. de socil mercatorii heredibus $ 1. 7. 
2) L. R. 1, 17. § 278 — 287. 5) L. R. 2, 8. § 658 — 660. 
) C. c. art. 46. 
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fortgeſetzt, aber das Perſonal ändert ſich. Zu einer ſolchen Ueber— 
tragung gebört ohne Zweifel die Einwilligung aller Uebrigen. Sie 
treten dadurch mit den neuen Mitgliedern in eine Geſellſchaft, wozu 
ſie nicht genöthigt werden können, da bei der Societät Alles auf die 
individuellen Eigenſchaften der Mitglieder ankommt, und nicht eine 
Perſon ſo gut iſt wie die andere. Uebrigens wird in ſolchen Fällen 
die Societät factiſch gewöhnlich ſo behandelt, als ob ſie unverändert 
dieſelbe wäre: die Firma dieſelbe, die Capitalien, das Waarenlager 
und die Geſchäftsverbindung wird auf altem Fuß fortgeſetzt. Allein 
juriſtiſch genommen liegt in der That eine neue Societät vor: denn 
die Rechtsregel lautet: durch den Austritt eines Geſellſchafters wird 
die ganze Societät aufgehoben. Hienach iſt alſo die bisherige Geſellſchaft 
von ſelbſt erloſchen, und folglich iſt das, was die Uebrigen fortſetzen, als 
eine neue Eingehung zu betrachten. Daher iſt alles ſtreng zu beob— 
achten, was bei Errichtung und Aufhebung der Geſellſchaft nöthig 
iſt: namentlich die öffentliche Bekanntmachung, wo dieſe vorge— 
ſchrieben iſt „). 


§ 25. Folgen der Aufhebung. 


Martens hebt zwei Hauptpunkte hervor, die Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft gegen Dritte und die Abrechnung unter einander. 

A. Verbindlichkeiten gegen Dritte. Es giebt zwei Hauptclaſſen 
derſelben: die Verbindlichkeiten, welche im Laufe der Societät con— 
trahirt ſind, und diejenigen, welche nach Beendigung der Societät 
eintreten. 

1) Verbindlichkeiten im Laufe der Societät. Wegen dieſer unter— 
liegt es keinem Zweifel, daß ſämmtliche Geſellſchafter den Gläubigern 
auch noch nach der Aufhebung verhaftet bleiben. Die Geſellſchafter kön— 
nen den Gläubigern ihre einmal erworbenen Rechte durch dieſe Auf— 
hebung nicht nehmen. Durch die Contrahirung unter einer Firma 
werden ſämmtliche Geſellſchafter den Gläubigern ſolidariſch verhaftet. 
Die nachherige Aufhebung iſt eine Handlung, an welcher der Gläu— 
biger keinen Theil hat: ſie kann alſo ein einmal erworbenes Recht 
nicht entziehen. Wenn jedoch bei der Aufhebung, wie oft geſchieht, 
den Correſpondenten angezeigt wird, ein beſtimmtes Mitglied habe 
alle activa und passiva der Societät übernommen, ſie möchten ſich 
alſo über ihre Forderung mit dieſem berechnen, ſo fragt es ſich, ob 


1) Preuß. L. R. 2, 8. § 627. 628. C. c. art. 46. tout changement d'associés. 
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dies den Gläubigern präjudicirt, wenn ſie nicht beſonders wider: 
ſprechen, jo daß ſie alſo ihren Anſpruch gegen die Uebrigen ver: 
lieren. Die Beantwortung dieſer Frage iſt ſchwierig. Haben die 
Gläubiger proteſtirt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſie ihren 
Anſpruch nicht verloren haben. Wenn ſie geſchwiegen, ſo hängt die 
Frage vom Verluſt von der allgemeinen Frage ab, ob Schweigen 
Einwilligung ſei. Hier muß man wohl unterſcheiden, ob ſie bloß 
geſchwiegen, ohne ſich mit dieſem Mitglied einzulaſſen, oder ob ſie 
ſich mit ihm eingelaſſen haben. Im erſten Fall ſchadet das Schweigen 
nicht. Es erklärt ſich auch dadurch, daß der Gläubiger dachte, ihm 
bleibe ſein Recht. Im letzteren Fall erliſcht es allerdings. Die 
Handlung des Einlaſſens läßt ſich vernünftiger Weiſe nur als Ein— 
willigung auffaſſen. Bei dieſer Gelegenheit war es ihm leicht, ſich 
dahin zu erklären, daß er ſich ſeine Rechte vorbehalte. Hat er dieſes 
verſäumt, ſo muß man annehmen, er habe einwilligen wollen. 

Nach dem code de commerce ) findet ſich hier eine eigene 
Verjährung. Wenn die Auflöſung der Societät gehörig bekannt 
gemacht iſt, ſo verjähren alle Forderungen der Gläubiger gegen 
die Geſellſchafter in fünf Jahren nach Ablauf der Geſellſchaft: 
nur dem Geſellſchafter, welcher die Liquidation übernommen hat, 
kommt dieſe Verjährung nicht zu ſtatten. 

2) Bei ſolchen Verbindlichkeiten, welche erſt nach Aufhebung der 
Societät, aber doch unter der Firma derſelben contrahirt find, ent— 
ſteht die Frage, inwiefern ein einzelnes Mitglied, welches nicht mehr 
zur Societät gehört, dafür verhaftet ſei ?). Es kommt hier folgende 
Unterſcheidung in Betracht: 

a) In Ländern, wo eine öffentliche Bekanntmachung geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt, kommt alles darauf an, ob deren Föͤrmlichkeiten 
beobachtet ſind. Iſt ſolches geſchehen, ſo können die Erben des 
Geſellſchafters nicht mehr in Anſpruch genommen werden. Iſt es 
verabſäumt, ſo haften die Erben des Verſtorbenen den Gläubigern 
ſchlechthin. Letzteres kann allenfalls nur eine Ausnahme bei ſolchen 
Gläubigern leiden, welche um den Austritt der Erben aus der 
Societät wirklich gewußt haben. Solchen würde, wenn ſie ſich an 
den Erben noch halten wollten, die doli exceptio entgegenſtehen. 

b) Für Länder, in welchen über den Austritt keine geſetzliche 
Vorſchrift exiſtirt, iſt zu unterſcheiden: 

Art. 64. 
D. Motz, D. de socii mercatorii heredibus, ex facto socii superstitis 
obligatis. Heidelb. 816. 4. 
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1. Die Gläubiger ſind ſolche, welche zur Zeit der contrahirten 
Schuld den Tod des Geſellſchafters gekannt haben. Sie können die 
Erben nicht in Anſpruch nehmen. Der Tod hebt die Geſellſchaft 
auf; wer den Tod eines Geſellſchafters kennt, hat alſo auch wiſſen 
müſſen, daß die Geſellſchaft aufgelöſt ſei und der Erbe keinen Theil 
mehr an der Firma habe. Man hat dagegen eingewandt, daß in der 
Beibehaltung der Firma eine ſtillſchweigende Fortſetzung oder Erneue— 
rung der Geſellſchaft liege. Allein es iſt ganz gewöhnlich, daß bei 
dem Tode eines Mitglieds die bisherige Firma ohne allen wahren 
Antheil des Erben beibehalten wird, und kein unterrichteter Kauf- 
mann darf darauf rechnen, daß ein Name, welcher in der Firma 
ſteht, auch für die Firma hafte. Hat er es dennoch gethan, ſo iſt 
er durch eigenes Verſchulden inducirt. 

2) Die Gläubiger haben den Todesfall nicht gewußt. Hier 
iſt ſo zu unterſcheiden: 

4. Die Errichtung der Societät iſt den Gläubigern öffentlich 
oder mittelſt Circulars bekannt gemacht. Einem ſolchen Gläubiger 
müſſen die Erben allerdings haften. Denn bei der Handelsgeſellſchaft 
gilt die Regel, daß jeder Geſellſchafter für die Societät handeln 
kann und alle übrigen Geſellſchafter dadurch verbindet. Wer alſo 
eine derartige Geſellſchaft mit einem Andern eingeht und dies einem 
Dritten perſönlich anzeigt, autoriſirt dadurch den Dritten, mit dem 
Geſellſchafter unter der Firma für ſeine Rechnung zu contrahiren, 
und verpflichtet ſich, für das, was der andere Geſellſchafter unter 
dieſer Firma contrahiren werde, zu haften. Es hat alſo jeder Dritte, 
welchem eine ſolche Anzeige zugekommen iſt, von dem Ueberſender in 
Bezug auf die übrigen Geſellſchafter ein mandatum de credendo 
erhalten. Nun erliſcht zwar auch ein ſolches Mandat durch den 
Tod des Mandanten; daneben gilt aber der Grundſatz, daß ein 
Gläubiger, welcher den Tod nicht gewußt und in dieſer Unwiſſenheit 
creditirt hat, ſchadlos gehalten werden muß. Hieraus folgt, daß, 
wenn der Gläubiger den Tod des Geſellſchafters, der ihm ein ſolches 
Mandat ertheilt hat, nicht gewußt und in dieſer Unwiſſenheit noch 
mit den übrigen Geſellſchaftern unter der Firma contrahirt hat, die 
Erben des Verſtorbenen ihm haften müſſen 1). Dabei fragt es ſich 
noch, ob ſich die Erben durch eine öffentliche Anzeige des Todes— 
falls in den Zeitungen den Correſpondenten der Societät gegenüber 
entſchuldigen können. Es reicht jedoch eine ſolche Anzeige nicht aus, 


) Becmann, Cons. T. 1. Nr. 8. p. 160 — 167. 
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um deren Anſprüche abzuwenden; denn einestheils iſt ein ganz 
bequemer und gewöhnlicher Weg der Anzeige mittelſt Circulars 
möglich und andererſeits iſt die Bekanntmachung in den Zeitungen 
ein ſehr mangelhafter und unvollkommener Weg, um etwas zur 
allgemeinen Kunde zu bringen. 

8. Hat dagegen eine Bekanntmachung der Eingehung der Geſell— 
ſchaft nicht ſtattgefunden, ſo hat der Gläubiger keinen Anſpruch an 
den Erben zu machen; denn bei einem ſolchen Gläubiger fehlt es 
an einem mandatum de credendo. Man kann dagegen einwenden, 
durch die Fortdauer der bisherigen Firma werde der Gläubiger 
berechtigt zu glauben, daß der Geſellſchafter noch Antheil an der 
Societät gehabt habe. Allein die Unrichtigkeit dieſes Satzes iſt 
ſchon oben gezeigt. N 

B. Abrechnung der Geſellſchafter mit einander. — 
Gewinn und Verluſt werden pro rata getheilt und Jeder nimmt 
ſeinen Einſchuß, ſo weit er noch in natura oder in Werth vorhanden 
it, wiederum zurück. Dabei kommt dann auch der Erſatz des Scha— 
dens zur Sprache. Nach römiſchem Recht haftet der Geſellſchafter 
für Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten; nach franzöſiſchem ) 
für jedes Verſehen. — Uebrigens pflegen die Geſellſchafter ſchon 
während der Dauer der Societät von Zeit zu Zeit mit einander 
abzurechnen und Gewinn und Verluſt zu theilen. Gewöhnlich geſchieht 
dies zu Ende jedes Jahres, und alsdann wird jedem Geſellſchafter 
zu Gute geſchrieben, wieviel er jetzt in der Societät ſtecken habe, 
und danach wird ſein Antheil für die folgenden Jahre beſtimmt. 
Von ſelbſt verſteht es ſich, daß, wenn Rechnungsfehler oder Aus— 
laſſungen vorgefallen ſind, ſolche noch nachträglich geltend gemacht 
werden können. Daher der Ausdruck salvo jure a conto novo. 
Was bei der Berechnung einem jeden Geſellſchafter als Gewinn 
zufällt, kann er herausnehmen; denn es gehört nicht mehr zu ſeinem 
urſprünglichen Capital des Einſchuſſes. Ob aber im Laufe des 
Jahres? Das preußiſche Recht 2) geſtattet ihm in dieſer Beziehung, 
nicht mehr als die Zinſen ſeines Theils herauszunehmen. 

8 26. Große Handelsgeſellſchaften. 

Große Handelsgeſellſchaften ſind ſolche, welche nicht bloß von 

einzelnen Privatleuten, ſondern von einer großen Menge Theilneh— 


mern und als öffentliches Inſtitut betrieben werden, auch meiſtens 
vom Staate beſtätigt ſind. Derartige größere Handelsgeſellſchaften 


) C. N. art. 1850. „sa faute.“ 2) L. R. 2, 8. § 654. 655. 
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finden ſich gewiſſermaßen ſchon zur Zeit der Hanſa in deren Han— 
delsbetrieb. Es vereinigten ſich nämlich in den größeren Handels— 
ſtädten alle Kaufleute, welche hauptſächlich auf einen gewiſſen Ort 
handelten, in eine große Societät, mit eigener Verfaſſung, beſonderen 
Vorſtehern, eigener Kaſſe, ganz auf dem Fuß einer Corporation. 
Die hieraus entſtandenen Verbindungen haben zum Theil die Hanſa 
überlebt. Hamburg hat bis auf die neueſten Zeiten ſeine Schonen— 
fahrer, Englandsfahrer, Flandernfahrer u. ſ. w. Dieſe Geſell— 
ſchaften ſind aber von ganz anderer Art, wie die ſpäteren. Nicht 
die Betreibung von Handelsgeſchäften durch die Societät für gemein— 
ſchaftliche Rechnung, ſo daß die Societät handelte und Gewinn und 
Verluſt vertheilt ward, war der Zweck jener Geſellſchaften, ſondern 
er ging nur auf die Errichtung der zu dieſem Handel erforderlichen 
Etabliſſements und die gemeinſchaftliche Tragung der dadurch verur— 
ſachten Koſten. Im Uebrigen trieb jedes Mitglied ſeine Geſchäfte 
beſonders für ſeine alleinige Rechnung. — Später bildete ſich eine 
ganz andere Art von Handelscompagnien. Große Geſellſchaften traten 
zu dem Zweck zuſammen, um einen beſtimmten Handelszweig für 
gemeinſchaftliche Rechnung zu betreiben. Die Geſellſchaft ſelbſt trieb 
alſo einen beſtimmten Handel, und Gewinn und Verluſt ward unter 
die Intereſſenten vertheilt. Die erſte Geſellſchaft dieſer letztern Art 
war die holländiſche oſtindiſche Compagnie von 1602. Ihr guter 
Fortgang führte zur Errichtung von ähnlichen Geſellſchaften in 
anderen Ländern, hauptſächlich zur Betreibung des oſt- und weſt— 
indiſchen Handels. Nachher ſind auch oft für manche andere Arten 
von Handelsgeſchäften ähnliche Geſellſchaften entſtanden. Sie wurden 
meiſtens auf Veranlaſſung des Staats errichtet oder erhielten wenig— 
ſtens ein Privilegium von ihm und damit ſehr häufig das ausſchließ— 
liche Recht, daß ein beſtimmter Handelszweig von Niemandem anders 
betrieben werden dürfe — octroi. In neuerer Zeit iſt man davon 
zurückgekommen und hat eingeſehen, daß dieſes nicht gerade die vor— 
theilhafteſte Art zur Betreibung des Handels ſei. Nur für einen 
Geſchäftszweig ſind auch neuerdings häufig dergleichen Compagnien 
errichtet, nämlich für die Verſicherungen. Hamburg hat gegen dreißig 
61858 28 active, 11 liquidirende einheimiſche, 95 active, 1 liqui— 
dirende, durch auswärtige Agenten vertretene) Aſſecuranz-Compagnien. 


§ 27. Rechtliche Verhältniſſe. 


Zunächſt wird der nöthige Fonds überſchlagen, alſo die Summe, 
welche zur Errichtung zuſammengebracht werden ſoll. Dieſe Summe 
5 * 
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wird in eine Menge kleiner Antheile, Actien, zerlegt. Wer einen 
ſolchen Antheil übernimmt und ſich verbindet, die betreffende Summe 
einzuſchießen, wird Mitglied, Actionär. Oftmals wird jedoch nicht 
die ganze Summe eingeſchoſſen, ſondern nur ein Theil, und für das 
Uebrige bleiben ſie verhaftet. Zur wirklichen Betreibung der Geſchäfte 
werden eigene beſoldete Beamte angeſtellt. Dieſen wird eine beſondere 
Direction, gewöhnlich aus einigen Mitgliedern, deren Wahl den 
Actionären gebührt, vorgeſetzt, unter deren Befehlen jene Beamte 
ſtehen und die ſie bei wichtigen Angelegenheiten zu fragen haben. 
Zu beſtimmten Zeiten oder bei beſonderen Gelegenheiten werden auch 
Verſammlungen ſämmtlicher Mitglieder anberaumt, z. B. zur Vor⸗ 
legung der Rechnung oder bei bedenklichen Ereigniſſen. In dieſen 
Verſammlungen werden die Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit gefällt. 
Jährlich wird über den gemachten Gewinn eine Bilanz gezogen. 
Daraus beſtimmt ſich, wieviel Procente ſeines Capitals ein jedes 
Mitglied empfangen ſoll — die Dividende. Wenn ſich Verluſt 
ereignet, ſo tritt Nachſchuß ein, doch nie über den Belauf der 
Actie. — Der code nennt eine ſolche Geſellſchaft compagnie 
anonyme; wir Actiengeſellſchaft oder Handelscompagnie. Compagnie⸗ 
handlung und Handelscompagnie ſind alſo verſchieden. Jede ein⸗ 
zelne dieſer Compagnien führt auch ihren beſondern Namen, welcher 
die Stelle der Firma vertritt; dieſer wird aber nicht von den Mit⸗ 
gliedern, ſondern meiſtens von dem Gegenſtand des Geſchäfts herge— 
nommen und iſt eine beliebige Bezeichnung; daher der Name com- 
pagnie anonyme ). Hauptprincipien: 

1) Genau genommen bedarf eine ſolche Geſellſchaft immer der 
Beſtätigung der Staatsgewalt; denn in den rechtlichen Verhaͤltniſſen 
einer ſolchen Societät kommen mehrere Punkte vor, welche ſich ganz von 
den gewöhnlichen Regeln einer Societät entfernen, und wo vielmehr die 
Grundſätze der universitas zur Anwendung kommen. Treten aber ſolche 
Rechtsverhältniſſe ein, die nur einer universitas eigen ſind, jo laſſen 
ſich dieſe nicht durch Verträge der Parteien begründen, ſondern nur 
durch die Autoriſation des Staates. Auch wird dieſelbe meiſtens nach— 
geſucht; bei allen Handelscompagnien zu oſtindiſchen und weſtindi⸗ 
ſchen Geſchäften iſt dies durchgehends geſchehen. Der code de com- 
merce ?) hat dies zur geſetzlichen Nothwendigkeit gemacht und ver⸗ 
ordnet, daß dieſelbe ſchon bei Errichtung der Societät öffentlich 
bekannt gemacht werde. Indeſſen exiſtiren bei uns auch manche 
ſolche Compagnien ohnedies, namentlich Aſſecuranz-Compagnien. 


) O. c. art. 29. 80. ) Art. 37. 45. 
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2) Von der erfolgten Beſtätigung durch den Staat hängt die 
Beantwortung der Frage ab, inwieweit einer ſolchen Geſellſchaft die 
Natur einer Societät oder die einer wahren universitas beizumeſſen 
ſei. Die letztere iſt ohne Zweifel vorhanden, ſobald die Geſellſchaft 
jene Beſtätigung erhalten hat, und alsdann werden die rechtlichen 
Verhältniſſe ganz nach den bei Corporationen geltenden Grundſätzen 
beurtheilt. Hat ſie dagegen die Beſtätigung nicht erhalten, ſo iſt ſie 
der Strenge nach keine universitas. Nach einem einmal eingeführten 
Gebrauch werden ſolche Geſellſchaften indeſſen in ihren rechtlichen 
Verhältniſſen ebenſo beurtheilt, als wenn ſie wahre universitates 
wären. 

3) In den Verſammlungen der Müß lieder gilt Stimmenmehr⸗ 
heit. Das iſt zwar gegen die gewöhnlichen Regeln bei einer Societät. 
Aber hier tritt gleich ein Punkt hervor, wo nach den Regeln der 
universitas verfahren wird. Wer mehrere Actien beſitzt, hat auch 
mehrere Stimmen; denn er iſt ein mehrfaches Mitglied. Bei größeren 
Compagnien findet ſich auch wohl der Grundſatz, daß erſt eine 
beſtimmte Zahl von Actien eine Stimme, eine Actie dagegen gar 
keine Stimme giebt. Ebenſo findet ſich andererſeits auch die Verein— 
barung, daß Niemand, gleichgültig wieviel Actien er beſitze, mehr 
als eine gewiſſe Anzahl von Stimmen haben könne. 

4) Die Wahl der Direction gebührt in der Regel den Mitgliedern; 
denn ſie ſind ihre Repräſentanten und Mandatarien. Wo aber die Geſell— 
ſchaft unter einer beſondern Aufſicht des Staates ſteht, und dieſer 
eine ſtarke Einmiſchung ſich erlaubt, da werden ſie auch wohl vom 
Staate ernannt. Dieſe Directoren ernennen dann wieder die Beamten 
und Officianten. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß Direc— 
toren und Beamte nicht perſönlich haften, ſondern nur die Societät, 
in deren Namen ſie contrahirt haben )). 

5) Jedes Mitglied haftet für die Verbindlichkeiten der Com— 
pagnie nur zum Belauf ſeiner Actie. Iſt deren Betrag bezahlt, ſo 
iſt der Einzelne nicht weiter gehalten 2); reicht es alſo nicht aus, 
ſo iſt die Geſellſchaft bankerott. Auch das widerſtreitet wiederum 
den Regeln der Societät, iſt aber der Natur einer universitas 
ganz angemeſſen. Auch wird dieſer Rechtsſatz allgemein angenommen, 
ſelbſt da, wo öffentliche Autorität zur Begründung einer ſolchen 
Geſellſchaft nicht verlangt wird. Jeder daher, welcher ſich mit einer 
ſolchen Geſellſchaft einläßt, weiß dies im Voraus und kann ſich 


Y Ce. axt, 31. BR. 2) C. c. art. 83. 


70 Handelsrecht. 


nachher nicht darüber beſchweren. Auch iſt es ſehr rathſam, es dabei 
zu belaſſen. Zwar iſt es einige Male geſchehen, daß Mitglieder ſich 
beſonders verpflichtet haben, mit ihrem ganzen Vermögen in solidum 
zu haften. Es geſchah zur Vermehrung des Credits, iſt aber über— 
flüſſig und, wenn es ſchief geht, der Ruin der reicheren Mitglieder. 
Ein warnendes Beiſpiel liefert die erſte Bremer Aſſecuranz-Geſell— 
ſchaft ). Dabei iſt wohl die Frage aufgeworfen: ob die Actionäre 
die in früherer Zeit gezogenen Dividenden wieder einſchießen müſſen. 
Einige Compagnien haben ſie in der Errichtungs-Urkunde beſonders 
dazu verpflichtet. Allein als Regel läßt ſich das nicht behaupten. 
Dieſer Gewinn gehört ja nicht zum Capital der Actie, und ſolches 
wird durch deſſen Wegnahme nicht kleiner. Es haftet aber hier nur 
das Societäts-Vermögen; und was einmal verfaſſungsmäßig als 
Dividende ausbezahlt iſt, gehört zu ſolchem nicht mehr 2). 

6) Kein Mitglied hat das Recht zu kündigen und Theilung 
zu begehren, und ebenſo wenig hebt der Tod eines Mitglieds die 
Geſellſchaft auf, ſondern die Actie mit ihren Rechten vererbt ſich. 
Das iſt wieder gegen die Natur der römiſchen Societät, entſpricht 
aber den Grundſätzen der universitas und iſt allgemein eingeführt; 
bei der großen Zahl von Theilnehmern wäre man ſonſt gleich am 
Ende. Daß die Actie vererblich ſei, iſt hier um ſo natürlicher, weil 
es auf die Individualität gar nicht ankommt. Der code de com- 
merce hat vergeſſen, dies zu verordnen, allein ohne Zweifel iſt 
dies doch ſeine Abſicht; es liegt gar zu ſehr in der Natur dieſer 
Societät. 

7) Ebenſo hat hier jedes Mitglied das Recht, feine Actie zu 
veräußern, d. h. ſeinen Antheil auf Andere zu übertragen. Bei 
der römiſchen Societät iſt das nicht möglich, auch bei einer univer- 
sitas ſelten thunlich. Aber hier iſt es ganz natürlich, da auf die 
Individualität nichts ankommt, ſondern Jeder, der Geld giebt, ſo 
gut iſt wie der Andere. Doch findet ſich zuweilen die Einſchränkung, 
daß die Einwilligung der Direction in die Perſon des Käufers 
nöthig iſt, beſonders da, wo die ganze Summe nicht gleich Anfangs 
eingeſchoſſen wird; denn es kommt der Compagnie darauf an, daß s 
der Käufer ein zahlungsfähiger Mann ſei, daher dieſe Beſchränkung. 
Eine ſolche Veräußerung iſt eine wahre Ceſſion: der Anſpruch an 
die Societät wird dadurch übertragen. Nach den Grundſätzen der 
Ceſſion alſo iſt die nothwendige Form zu beurtheilen. Allein oft⸗ 


) Büſch, Darſt., Th. 1. S. 251. 2) A. M. Büſch, Th. 2. S. 331. 
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mals iſt vorgeſchrieben, daß zu einer gültigen Uebertragung eine 
Umſchreibung in den Regiſtern der Compagnie auf den Namen des 
Käufers erfolgen muß. Der code de commerce )) unterſcheidet, 
ob die Urkunde über die Actie auf den Inhaber oder auf beſtimmte 
Namen lautet, läßt im erſten Fall die Ueberlieferung des Titels, in 
dem letzten dagegen die Einſchreibung in die Bücher der Geſellſchaft 
nach vorgängiger Erklärung des Veräußernden als Mittel der Ueber— 
tragung zu. 

Der Preis dieſer Actien ſteigt und fällt nach Umſtänden, 
nämlich nach der Höhe der Dividenden. Sie werden dadurch zu 
einem wahren Handelsartikel, mit welchem wie mit Waaren Specu— 
lation getrieben wird. Oft iſt dies gemißbraucht und aus dieſem 
Handel ein wahres Hazardſpiel gemacht. Geſetze ſind häufig dagegen 
gegeben, von Erfolg waren ſie ſelten ). 


Dritter Abſchnitt. 


Nebenperjonen bei der Handlung. 


§ 28. Der Factor. 


Der Factor iſt ganz das, was der institor im römiſchen Recht 
iſt, der Gehülfe, welchem die Direction der ganzen Handlung oder 
eines einzelnen Zweiges derſelben übertragen iſt. Seine Function 
tritt ein, wenn der Principal ganz oder zum Theil nicht ſelbſt diri— 
giren kann und deßhalb einem Andern die Leitung der Geſchäfte 
überträgt. Weſentlich iſt alſo, daß ihm eine ſelbſtſtändige Direction 
übertragen wird, daß er die einzelnen Geſchäfte nicht nach ſpecieller 
Anweiſung des Eigenthümers, ſondern nach ſeinem Gutfinden aus— 
führt. Das aber gerade iſt es, was den römiſchen institor charak— 
teriſirt, die Betreibung eines Gewerbes im Ganzen — er hat die 
Vollmacht, die Procura des Hauſes. Seine rechtlichen Verhältniſſe 
ſind ganz nach den Regeln des gemeinen Rechts vom institor zu 
beurtheilen. Namentlich gilt der Grundſatz bei dem Factor, daß 
der Principal für die einzelnen Geſchäfte auch ohne beſonderen Auf— 
trag hafte; bei ihm, wie bei dem institor, liegt der Grund dafür 
in der allgemeinen Vollmacht. In gleicher Weiſe ſind nach den bei 
dem institor geltenden Regeln die Fragen zu beantworten: ob der 


1) Art. 35. 36. 2) Büſch, Th. 1. S. 265. Th. 2. S. 336. 
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Factor ſich ſubſtituiren dürfe; ob der Principal für die Verſehen 
und Betrügereien hafte, welche Jener ſich gegen einen Dritten erlaubt 
hat. Es genügen daher für den Factor hier folgende Bemerkungen: 

1) Der Factor kann ein beſtändiger oder ein zeitiger ſein, je 
nachdem ihm ſein Amt ein für allemal, oder nur für eine temporäre 
Veranlaſſung, z. B. eine Reiſe oder Krankheit des Principals über⸗ 
tragen iſt. Im erſten Fall dauert die Vollmacht bis zum Widerruf, 
im letzten erliſcht fie von ſelbſt, ſobald die Veranlaſſung hinweg— 
gefallen, oder die Geſchäfte beendigt ſind. Eine Art ſolcher zeitiger 
Factoren ſind die reiſenden Handelsdiener, welche der Principal auf 
die Meſſe ſendet, oder welche bei den Kunden umherreiſen, um Gelder 
einzukaſſiren und Beſtellungen anzunehmen. Bei ſolchen kann man 
nicht wiſſen, was ihnen im Einzelnen vorkommen wird. Auch iſt 
es nicht thunlich, jedesmal eine Inſtruction einzuholen. Alſo iſt der 
Natur der Sache nach hier eine generelle Vollmacht nöthig. Daher 
wird der Principal aus dem, was der Handlungsdiener in den auf— 
getragenen Geſchäftszweigen thut, z. B. wenn er Beſtellungen ange— 
nommen hat, allerdings verpflichtet. 

2) Bei dieſen Factoren iſt nach den Regeln des gemeinen 
Rechts auch eine mündliche Vollmacht hinreichend. Das geſchieht 
auch häufig, und namentlich kommt bei zeitigen Factoren ein bloß 
mündlicher und unbeſtimmter Auftrag vor, einſtweilen die Geſchäfte 
zu beſorgen. Es wäre aber ſehr nöthig, durch Geſetze dafür zu 
ſorgen, daß ſie mit ſchriftlicher Vollmacht verſehen, und dieſe öffentlich 
bekannt gemacht würden; denn ſonſt entſteht leicht Streit und Dritten 
fehlt es an gehörigem Beweiſe. So z. B., wenn der Factor Wechſel 
zur Annahme bringt. Indeſſen iſt dieſer Punkt bisher höchſt nach⸗ 
läſſig behandelt, beſonders bei den zeitigen Factoren, welche meiſtens 
nicht einmal eine ſchriftliche Vollmacht haben. Auch die Geſetze ſind 
nicht zweckmäßig. Der code de commerce berührt ihn gar nicht, 
wie er überhaupt nichts von den Factoren jagt. Das Badiſche 
Handelsrecht 1) hat den Zuſatz, wenigſtens bei allgemeinen Factoren 
ſolle deren Vollmacht ſowohl durch Circulare, als bei der Kaufmann— 
ſchaft des Ortes bekannt gemacht werden. Der letzte Punkt aber 
iſt an Orten, wo ſich keine Börſe befindet, ſchwer zu realiſiren. 
Beſſer ſchreibt das preußiſche Landrecht ?) die Bekanntmachung durch 
Circulare vor, und daß die ſchriftliche Vollmacht bei den Börſen⸗ 
vorſtehern oder in deren Ermangelung bei der Ortsobrigkeit nieder 


1) Art. 7 b. 2) 2, 8. § 500. 503 — 505. 
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gelegt werde. Der letzte Punkt iſt die Hauptſache. Dadurch werden 
Dritte, die ſich mit dem Factor einlaſſen ſollen, in den Stand geſetzt, 
ſich von dem Dafein und dem Umfang der Vollmacht zu unter- 
richten, um künftig zu beweiſen. Nur fehlt es noch an einem ſchick— 
lichen Präjudiz für den Fall der Nichtbefolgung. Nichtigkeit der 
Vollmacht auszuſprechen, iſt hier nicht ganz paſſend; denn das wäre 
dem Principal bei entſtehendem Streit vortheilhaft und nachtheilig 
für die Dritten, für welche geſorgt werden ſoll. Am beſten wäre 
es vielleicht, daß Niemand von einem ſolchen Factor die Acceptation 
eines Wechſels anders als bei Strafe des eigenen Haftens annehmen 
dürfe. Dann würden Dritte Wechſel, die ihnen zur Acceptation 
eingeſandt werden, proteſtiren laſſen, und davor wird der Principal 
ſich ſchon hüten. 

3) Wo es an beſtimmter Vollmacht fehlt, kommt es oft in 
Frage, ob der Factor auch zu dieſem oder jenem Geſchäft berechtigt, 
alſo der Principal daraus verpflichtet ſei. Dieſe Frage iſt zunächſt 
aus dem Zweck der übertragenen Geſchäfte zu beantworten, ob das 
in Rede ſtehende Geſchäft als ein zu dieſem Zwecke gehörendes anzu— 
ſehen ſei. Wenn z. B. ein reiſender Handlungsdiener ausgeſandt 
iſt, um Zahlung einzuheben und Beſtellungen anzunehmen, einen 
Wechſel an Zahlungsſtatt annimmt, ſo gehört das zu dem übertra— 
genen Geſchäfte, da Kaufleute häufig auch durch Wechſel zahlen; 
acceptirt er dagegen Wechſel, jo gehört dies nicht dahin; denn 
er foll Zahlung erheben und nicht verſprechen; und alſo iſt der 
Principal nicht verhaftet. Wo aber hienach keine Entſcheidung 
möglich iſt, weil gar kein beſtimmter Zweck vorliegt, da bleibt kein 
anderes Reſultat, als daß man den Principal für Alles verhaftet ſein 
läßt. So z. B. wenn der Auftrag dahin ging, die Geſchäfte während 
der Abweſenheit zu beſorgen; denn eben weil die Vollmacht unbeſtimmt 
it, bleibt nichts übrig, als ſie ganz allgemein zu nehmen, und es iſt 
beſſer, daß der nachläſſige Principal leide, als der unſchuldige Dritte. 


§ 29. Buchhalter, Comptoirbediente und Lehrlinge. 


A. Der Buchhalter wird zur Führung der Bücher gebraucht. 
Bei großen Handlungen iſt das eine weitläufige und große Uebung 
fordernde Arbeit, daher ſind auf großen Comptoiren eigene Perſonen 
dazu angeſtellt. Bei dieſen verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſie kein 
Recht zum Abſchluß von Handelsgeſchäften haben. Etwas Weiteres 
und Näheres iſt über ſie nicht zu bemerken. 
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B. Comptoirbediente und Lehrlinge ſind ſolche, die dem Geſchäfts— 
führer im Detail des Geſchäftes aſſiſtiren, das Einzelne nach Anwei— 
ſung des Geſchäftsführers beſorgen. Genau genommen iſt noch ein 
Unterſchied zwiſchen Bedienten und Lehrlingen. Erſtere ſind ſolche, 
welche die Handlung ſchon gelernt haben und gegen Bezahlung 
arbeiten; letztere ſolche, welche arbeiten, um zu lernen, jenes daher 
unentgeltlich thun, oder ſogar noch dafür bezahlen. Indeſſen iſt 
dieſer Unterſchied ziemlich vag und von geringem Einfluß. 

Dieſe Perſonen ſind von dem Factor wohl zu unterſcheiden. 
Der weſentliche Unterſchied beſteht darin, daß ſie keine allgemeine 
Vollmacht haben, ſondern nur einzelne Geſchäfte nach ſpeciellen Auf— 
trägen beſorgen. Daraus entſpringt die Folge, daß der Principal 
aus ihren Geſchäften ohne Auftrag oder Genehmigung nicht ver— 
pflichtet wird; denn der Grund, weßhalb er bei dem Factor ver— 
pflichtet wird, tritt bei ihnen nicht ein ). Freilich geſchieht es ſehr 
häufig, daß ſie eine Menge von Geſchäften ohne Vollmacht abſchließen 
und der Principal dieſelben jedesmal erfüllt. Allein dies iſt eine 
freiwillige Genehmigung und beruht nicht auf Nothwendigkeit. Wenn 
es daher auch noch ſo häufig geſchehen iſt, ſo geht daraus doch keine 
Verbindlichkeit hervor, auch in der Folge ein ferneres Geſchäft genehm 
zu halten; denn bisher war dieſes unter jedesmaliger Genehmigung 
des einzelnen geſchehen, und in ſolcher oft wiederholten Genehmigung 
liegt noch kein allgemeines Mandat für die Folge 2). Hierüber ſeiner 
Zeit ein bedeutender Prozeß in Hamburg. 

Indeſſen iſt es ſehr allgemein eingeführt, daß ihnen zuweilen 
gültige Zahlung geleiſtet werden kann; nämlich: 

1) wenn ſie die Kaſſe führen, ſo liegt darin, daß ihnen dieſes 
überhaupt aufgetragen ward, ein allgemeiner Auftrag zum Empfang; 
ſie ſind dadurch Quaſi-Factoren für dieſen Zweig geworden. 

2) Auf dem Comptoir ſelbſt gewiſſermaßen aus Noth, da der 
Principal nicht immer zugegen iſt und die Eile der Handlungsgeſchäfte 
kein öfteres Wiederkommen erlaubt. Dieſer Satz gilt auch vom 
Buchhalter. 

3) Wenn ſie Waaren, Wechſel oder Rechnungen bringen, ſo 
können ihnen dieſe bezahlt werden; wer deren Zuſtellung aufträgt, 
trägt auch die Erhebung der Zahlung auf ). 


) Badiſches Handelsrecht, Art. 7 d. 
) Vergl. jedoch 1.8. D. quod cum eo. 14, 5; und ſ. Martens § 85 not. c. 
5) Badiſches Handelsrecht, Art. 7 d. e. 
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Ueber die Frage, inwiefern alle dieſe Perſonen ein gültiges 
Zeugniß für den Principal ablegen können, vergleiche die in der 
Note !) angeführten Schriftſteller. a 


§ 30. Mäkler ). 


Mäkler ſind Unterhändler, welche bei Abſchließung der Han— 
delsgeſchäfte unter verſchiedenen Kaufleuten deſſelben Ortes gebraucht 
werden. In allen größeren Handelsorten ſind zu dieſem Behuf 
eigene Perſonen angeſtellt, die vom Staat ernannt und förmlich 
beeidigt werden. In Frankreich findet dies an allen Orten Statt, 
wo eine Börſe iſt. Sie werden vom Kaiſer ernannt 3). Ein ſolcher 
Angeſtellter heißt dann vorzugsweiſe Mäkler, proxeneta, agent, 
courtier, sensale, broker. In größeren Handelsplätzen giebt es 
gewöhnlich für die einzelnen Zweige der Handelsgeſchäfte beſondere 
Makler, indem Einige für dieſen, Andere für jenen Geſchäftszweig 
vorzugsweiſe angeſtellt ſind. Der code de commerce ) unter- 
ſcheidet fünf Arten: Wechſel-, Waaren-, Aſſecuranz-, Schiffs-, 
Speditions⸗Mäkler, und beſtimmt genau, welche Geſchäfte für jede 
Claſſe gehören ſollen. 5 

Ob dieſelbe Perſon die verſchiedenen Zweige der Mäkelei ver 
binden dürfe, iſt verſchieden beſtimmt. Nach dem code de com- 
merce “) können die vier erſten Arten in derſelben Perſon verbunden 
ſein, wenn der Kaiſer dazu autoriſirt. Hingegen Speditionsmäkler 
dürfen durchaus nicht und unter keinem Vorwand einen andern 
Zweig daneben betreiben. — Die vom Staat ernannten Mäkler 
haben der Regel nach ein Verbietungsrecht gegen alle Andern dahin, 
daß ſonſt Niemand Mäkelei treiben darf; auch nach dem code de 
commerce é) größtentheils. Dagegen findet wohl nirgends ein Zwang 
ſtatt, daß die Kaufleute ſich ihrer bedienen müßten und nicht ihre 
Geſchäfte geradezu abſchließen könnten. Ein Kaufmann braucht ſie 
gern, weil mancher Vortheil damit verbunden iſt; er muß ſie aber 
nicht gebrauchen, und es werden immer viele Geſchäfte ohne ihre 
Concurrenz abgeſchloſſen. 


) Mevius ad jus lub. 5, 7. art. 5. ur. 4. Hommel, Rhaps. Vol. 1. obs. 211. v. 
Kaufmannsdiener. Bender, Frankf. Privat. R. Th. 2. S. 189. Not. ['Jetzt Handb. 
d. Frankf. Civilprozeſſes, S. 131. 132. 137. 

) C. c. art. 74 — 90. Mäkler-Ordnungen: beſ. Rev. Hamburgiſche vom 
15. Dec. 1824 (V. S. S. 273 — 315). Riceius Exerc. jur. camb. ex. 12. 

) Art. 75. 9) Art. 74. 77. 5) Art. 81. 82. ) Art. 76. 78. 82. 
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Rechte und Pflichten der Mäkler. 

1) Hauptpflicht des Mäklers bei dem ihm anvertrauten Geſchäft 
iſt Sorgfalt, Treue und Verſchwiegenheit. In Betreff der Sorgfalt 
gilt von ihm daſſelbe wie vom Commiſſionär; er haftet wie dieſer 
für geringes Verſehen, weil er Bezahlung erhält. Vergl. § 18. 
Treue verſteht ſich von ſelbſt; er darf nicht mit dem andern Theil 
colludiren oder eignen Profit machen; auch verſchwiegen muß er ſein, 
muß die ihm ertheilten Aufträge und ſonſtigen Eröffnungen geheim 
halten, denn daran liegt dem Käufer Alles. In einigen Geſetzen 
iſt für den Fall der Vernachläſſigung die Strafe der Abſetzung gedroht. 

2) Die Bezahlung erhält der Mäkler nicht vom Staat, ſondern 
für jedes einzelne Geſchäft von den Parteien, welche ihn brauchen. 
Die Bezahlung heißt Courtage und beſteht in Procenten vom Werth. 
Die Procente ſelbſt ſind verſchieden. Bei Wechſeln 1 per mille, 
nach preußiſchem Landrecht ) 2 per mille; bei Waaren oft 1 oder 
1%, pCt., nach preußiſchem Landrecht 1 pCt. Nach demſelben bei 
Darlehnen und Verſicherungen ½ pCt.; bei Geldwechſelungen 1 per 
mille. In der Regel wird er von der Partei bezahlt, welche ihm 
den Auftrag ertheilt hat; dieſe hat von ihm Dienſte verlangt, muß 
ihn alſo auch bezahlen. In einzelnen Geſetzen iſt dies anders 
beſtimmt, und bei manchen Geſchäftsarten bezahlen beide Theile zur 
Hälfte, beſonders bei Waarenkäufen. Der Grund hiervon iſt wohl, 
weil hier ſo oft der Auftrag von beiden Parteien kommt. Das 
preußiſche Landrecht 2) nimmt die Zahlung von beiden Theilen als 
Regel an und läßt nur beim Waarenhandel, wo der Verkäufer, und 
bei Verſicherungen, wo der Verſicherte allein zu zahlen hat, Aus- 
nahmen eintreten. Mehr zu nehmen, als das Geſetz geſtattet, iſt 
oft ſtrenge verpönt. 

3) Die Hauptpflicht jedes Mäklers beſteht in der Führung 
eines genauen Tagebuchs, worin er von Tag zu Tag alle von 
ihm abgeſchloſſenen Contracte nach den Hauptbedingungen einträgt ). 
Daraus erhalten die Parteien auf Verlangen einen Auszug, die 
Mäkler-Notiz. Bisweilen iſt die Ertheilung geſetzlich vorgeſchrieben , 
muß alſo Jedem beſonders ohne Weiteres gegeben werden. Dieſe 
Notiz wird aber oft ſchon vorher, ſowie der Handel geſchloſſen iſt, 
ertheilt. Von der Annahme dieſer Notiz iſt nach dem Herkommen 
zuweilen die Perfection des Contracts abhängig, z. B. bei Aſſecu⸗ 


1) 2, 8. § 1380. ) 2, 8. § 1381. 1382, ) C. c. art. 84. 
) Hamb. Mäklerordnung § 13. Abſ. 3. 
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ranzen ). Dieſe Notiz dient denn auch vorzüglich zum Beweiſe 
bei vorkommenden Streitigkeiten. Ueber die Beweiskraft ſtellt Mar⸗ 
tens die bisher gewöhnliche Anſicht auf, daß die Notiz, wenn der 
Mäkler ſie eidlich erhärtet, voll, wenn er durch Tod oder Abweſen— 
heit daran gehindert iſt, halb beweiſe. Ebenſo das preußiſche Land— 
recht 2). Zuweilen haben ſie aber auch ohne Eid volle Beweiskraft, 
was allgemeinen Grundſätzen gemäß iſt. Nach dem code de com- 
merce ?) haben ſie eigentlich gar keine Beweiskraft, da die Unter⸗ 
zeichnung der Parteien verlangt wird. Das kommt indeſſen auf 
Eins hinaus; denn nach Richterermeſſen wird in dieſen Fällen 
Zeugenbeweis zugelaſſen, und der Mäkler iſt natürlich ein Hauptzeuge. 

4) Ein anderer Gebrauch der Mäkler beſteht darin, daß ſie 
als Kunſtverſtändige bei der Beurtheilung und Taxation von Waaren 
zugezogen werden; wo es darauf ankommt, in geſetzlicher Weiſe die 
Qualität zu beurtheilen oder zu taxiren, werden Mäkler genommen. 
An vielen Orten kommt dabei das Privilegium vor, daß ſie nicht 
beſonders beeidigt zu ſein brauchen, ſondern der allgemeine Amtseid 
hinreichend iſt. 

5) Ein ferneres Geſchäft der Mäkler beſteht in der Feſtſetzung 
des Courſes und der Waarenpreiſe. In großen Handelsorten iſt 
es von beſonderer Wichtigkeit, von Woche zu Woche genaue Aus- 
kunft und einen legalen Tarif darüber zu haben, wie der Geld-, 
der Wechſel-Cours, der Preis der Staatspapiere und der Waaren 
eigentlich ſtehe. Die Einrichtung iſt die, daß zu beſtimmten Tagen 
der Woche die Mäkler zuſammenkommen, über die geſchloſſenen 
Geſchäfte und zu welchem Preis einander referiren, dieſelben ver— 
gleichen und eine Mittelzahl ausziehen. Dieſe gilt dann für den 
Waarenpreis oder Cours des Tages. Der betreffende Tarif (Cours— 
zettel, Preiscourant) wird unter öffentlicher Autorität gedruckt und 
in allen Fällen, wo es auf eine legale Beſtimmung ankommt, zur 
Norm genommen. Dieſes Geſchäft iſt auch nach dem code de 
commerce) ausſchließliches Vorrecht der Mäkler. 

6) Sonſt werden die Mäkler auch häufig zur Veranſtaltung 
öffentlicher Auctionen von Waaren benutzt. Das franzöſiſche Recht 
aber hat ihnen dieſes entzogen und alle öffentlichen Auctionen zum 
ausſchließenden Recht der Notarien gemacht. 


Beawes. T. 1. p. 617. 2) 2, 8. § 1366. 1368. 8 Art. 109. 
) Art.72. 73. 76. 78. 80. Der Ausdruck constaté wird in den eing codes 
fälſchlich durch „beurkunden“ überſetzt; das Richtige iſt „feſtſtellen.“ 
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7) Zu den beſonderen Pflichten der Mäkler gehört noch, daß 
ſie ſelbſt keine Handelsgeſchäfte treiben, noch ſich dabei intereſſiren 
dürfen. Es iſt das allenthalben verboten ). Grund hiervon iſt 
die nothwendige Unparteilichkeit. Sie dienen als Zeugen, Kunſt— 
verſtändige, Taxatoren, müſſen alſo nothwendig unparteiiſche Leute 
ſein. Das würde ihnen bei eigenem Intereſſe am Handel fehlen. 
Aus dieſem Grund iſt es ihnen auch nicht bloß verboten, ſelbſt 
Handel zu treiben, ſondern auch Antheil an den Handelsgeſchäften 
eines Andern zu nehmen, z. B. als Commanditiſt. Anderen Per- 
ſonen, denen der Handel verboten iſt, pflegt letzteres erlaubt zu ſein; 
vergl. § 11; allein hier entſcheidet der gedachte Grund dagegen. 
Der code de commerce jagt daher a. a. O.: Der Mäkler 
kann in keinem Fall und unter keinem Vorwande Handels- oder 
Bankgeſchäfte für eigene Rechnung betreiben. — Er darf ſich weder 
unmittelbar, noch mittelbar, weder unter ſeinem eigenen, noch unter 
einem zwiſchengeſchobenen Namen an einer Handelsunternehmung 
betheiligen; ja ſogar, er fügt noch hinzu: Er darf für Rechnung 
ſeiner Committenten weder empfangen, noch zahlen; er darf für die 
Vollziehung der Kaufgeſchäfte, die er vermittelt, nicht die Gewährleiſtung 
übernehmen (nicht Bürge werden) ). Das Erſtere hat ſeinen ver— 
nünftigen Grund in der Verhinderung von Unterſchleifen. Die 
Strafen für das Zuwiderhandeln ſind oft ſehr hart. Der code 
de commerce droht Abſetzung, ohne die Möglichkeit, wieder ange— 
ſtellt zu werden, und Geldſtrafe bis zu 3000 Franes ). 


§ 30a. Anhang. Fuhrleute Y. 


Schiffer und Fuhrleute ſind wichtige Hülfsperſonen beim Handel. 
Das Recht der Erſteren wird im Seerecht dargeſtellt werden; das 
der Letzteren hat Martens ganz übergangen; es findet hier ſchicklich 
ſeinen Platz. 

1) Die Frachteontracte werden mit den Fuhrleuten in doppelter 
Art abgeſchloſſen. Entweder wird der ganze Wagen gedungen, ſo 
daß der Fuhrmann ſich zu dem Dienſt des Fahrens verbindet und 
die Art der Beladung dem Kaufmann überläßt — locatio ope- 
rarum, oder einzelne Packe werden an den Fuhrmann verdungen, 


1) Preuß. L. R. 2, 8. § 1322. C. c. art. 85. 2) Art. 85. 86. 

3, Art. 87. 88. 

) Harpprecht, Diss. academ. V. 1. Nr. 13 u. 15. Münter, das Fracht⸗ 
fahrerrecht. Hannover, 793. Zweite Ausg. 2 Thle. 810. 8. — C. e. art. 101—108. 
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ſo daß dieſer die Beſchaffung des Transports übernimmt und es 
ſeine Sorge iſt, wie er ſonſt den Wagen füllen will — conductio 
operis; der Fuhrmann wie der Schiffer conducirt das opus des 
Transports. 

2) Ueber den Contract wird gewöhnlich keine andere Urkunde 
aufgenommen, als der mitgegebene Frachtbrief. Ein Recepiſſe, wie 
beim Connoſſement, iſt nicht üblich. Daher iſt die Verabſäumung, 
eine ſolche Empfangsbeſcheinigung ſich ausſtellen zu laſſen, kein 
Fehler für den Spediteur. Der Inhalt des Frachtbriefs iſt genau 
angegeben im code de commerce ). ö 

3) Der Fuhrmann hat wegen der Fracht allgemein daſſelbe 
Retentionsrecht wie Spediteure und Commiſſionäre nicht bloß gegen den 
Empfänger, was von ſelbſt klar iſt, ſondern auch gegen jeden Dritten. 

4) Sodann entſteht die Frage: ob der Fuhrmann ebenſo wie 
der Schiffer ex recepto verbunden ſei, jo daß er für allen Zufall 
haftet, welcher nicht höhere Gewalt iſt. Dieſe Frage wird ſehr häufig 
bejaht, weil bei beiden ein völlig gleicher Grund vorhanden ſei 2). 
Das iſt aber nach gemeinem Recht unrichtig. Die actio de receptis 
beruht theils auf einem jus singulare, und ein ſolches läßt wegen 
Gleichheit des Grundes keine Ausdehnung zu, theils fehlt es auch 
an dieſer Gleichheit. Dem Schiffer wird es viel leichter, ſein Schiff 
vor Diebſtahl von Außen her in Acht zu nehmen, als dem Fuhr— 
mann ſeinen Wagen 3). Indeſſen iſt die Gleichſtellung Beider in 
Betreff der Haftung häufig verordnet Y. 

5) Dagegen iſt es zur Erleichterung der Fuhrleute oft feſt— 
geſetzt, daß, wenn die Waare einmal angenommen und die Fracht 
bezahlt iſt, aller Anſpruch gegen ſie erloſchen ſei. Die Annahme 
wird als Bekenntniß der richtigen Lieferung angeſehen 5). Daher 
muß der Spediteur, welcher empfängt, vor der Zahlung den Zuſtand 
genau conſtatiren. 

6) Einige Geſetze ſchreiben auch eine ſehr kurze Verjährung 
gegen den Fuhrmann vor. Der code de commerce ®) ſechs Monate 
ſeit dem Tage, wo die Lieferung hätte geſchehen ſollen. Jedoch geht 
dies nicht auf den Fall eines begangenen Betrugs. 


) Art. 102. 

) Mackeldey, D. quatenus actio de recepto contra aurigas et speditores 
competat. Helmst. 806. 

) Harpprecht, Diss. acad. V. 1. Nr. 17. Struben, R. B. 1, 71. Wernher, 
O. F., 9. o. 229. 

9) C. c. art. 103. 5) C. c. art. 105. 6) Art. 108. 
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Vierter Abſchnitt. 
Oeffentliche Anſtalten zur Beförderung des Handels. 


§ 31. Meſſen und Jahrmärkte. 


Meſſen und Jahrmärkte waren ehemals ein ſehr wichtiges Hülfs⸗ 
mittel des Handels; faſt alle wichtigen Handelsgeſchäfte wurden nur 
auf Meſſen geſchloſſen, wo die Kaufleute verſchiedener Orte perſönlich 
zuſammenkamen. Neuerdings haben ſie ihre Wichtigkeit ſehr ver- 
loren, beſonders durch das Zunehmen des Commiſſionshandels. Daher 
hat ſich auch ihre Zahl ſehr verringert; viele ſonſt bedeutende Meſſen 
find eingegangen, und bei anderen find wenigſtens die Geſchäfte ver— 
hältnißmäßig unbedeutender geworden. Auch haben die eigenen Rechte, 
welche die Meſſen mit ſich führen, jetzt eine viel geringere Erheb— 
lichkeit. Während des Mittelalters hatten ſie ein wichtiges Vorrecht 
an dem beſondern kaiſerlichen Schutz. In neueren Zeiten haben ſie 
auch an Rechten bedeutend verloren. Die Hauptrechte ſind jetzt folgende: 

1) Die Freiheit der zur Meſſe gebrachten Waaren vom Arreſt. 
Das findet ſich faſt in allen Privilegien bedeutender Meſſen. Sonſt 
ging ſie oft vom Kaiſer aus, und dann galt dieſe Freiheit durch 
ganz Deutſchland. Jetzt wird ſie nur vom Landesherrn ertheilt 
und erſtreckt ſich ſelbſtverſtändlich nur auf ſein Territorium. 

2) Das beſondere Meßgericht. Während der Meßzeit wird 
ein eigenes Gericht niedergeſetzt, wohin alle Streitigkeiten über Meß- 
geſchäfte gehören, d. h. alle Verbindlichkeiten, welche auf Meſſen zu 
erfüllen ſind. Bei dieſen Gerichten findet ſich der Regel nach ein 
ſehr ſchneller Prozeßgang, und zwar zur Begünſtigung der Fremden, 
welche gewöhnlich durch die Verzögerung betroffen würden und ſich 
nicht lange aufhalten können. 

3) Das Wegfallen des Zunftzwangs. Wo Kaufleute und 
Krämer einen Zunftzwang üben, ceſſirt er während der Meſſe, und 
der Handel iſt einem Jeden freigegeben. Darauf bezieht ſich denn 
auch vorzüglich das feierliche Ein- und Ausläuten. 

4) Die Zahlwoche und der Zahltag. Am Ende der Meſſe 
it eine beſtimmte Woche und in derſelben ein beſtimmter Tag feit- 
geſetzt, an welchem alle auf der Meſſe fällige Zahlungen geleiſtet 
werden müſſen, z. B. alle Wechſel, die zur Mefje fällig ſind; 
Waaren, die nicht auf längeren Credit verkauft ſind. Hier verſteht 


$ 32. Börſen. ar 


es ſich von ſelbſt, daß vorher kein executiviſches Verfahren gegen die 
Schuldner ſtattfindet, da die Verbindlichkeit noch nicht fällig iſt. 
Nach Ablauf des Tages aber iſt man deſto ſtrenger. Wenn nur 
eine klare Urkunde vorliegt, ſo muß der Schuldner meiſtens ſogleich 
in Perſonal-Arreſt. Der Grund dieſer Strenge liegt beſonders 
darin, daß die Schuldner meiſtens Fremde ſind, bei denen Flucht zu 
befürchten iſt. Dieſe Strenge iſt ein ſehr altes Princip. Sobald 
im Mittelalter der Handel einigermaßen emporkam, ward immer 
ſehr ſtrenge Juſtiz bei Nichterfüllung der Meßverbindlichkeiten geübt. 
Daraus iſt das Wechſelrecht entſtanden. Vergl. § 54. 

Andere ſonderbare Privilegien ſind durchaus local. So die 
Rückkehr der Landesverwieſenen in Hamburg. 

Genaue juriſtiſche Unterſchiede zwiſchen Meſſen und Märkten 
giebt es nicht. Nur im Allgemeinen läßt ſich ſagen, daß Meſſen 
die Märkte ſind, auf welchen ein erheblicher Großhandel getrieben 
wird. Ehemals haben deutſche Juriſten wohl ein weſentliches Cri— 
terium der Meſſen in dem kaiſerlichen Privilegium gefunden. Allein 
theils iſt das eine willkürliche Annahme, theils ſind jetzt die kaiſer— 
lichen Privilegien erloſchen ). 


§ 32. Börſen. 


Wie die Meſſen Hülfsmittel für den Handel mit fremden 
Kaufleuten ſind, ſo iſt die Börſe ein ſolches für Handelsgeſchäfte 
unter Kaufleuten deſſelben Orts. Für Frankreich enthält der code 
de commerce nur den Begriff 2). Daneben finden ſich mehrere 
Reglements der Regierung 3). Die Börſe iſt ein öffentlicher Ort, 
wo ſich die Kaufmannſchaft einer Stadt mit Mäklern und Schiffern 
zu einer beſtimmten Stunde zur Abſchließung von Handelsgeſchäften 
verſammelt. Das findet ſich natürlich nur an Orten, wo viele 
Kaufleute ſind; an anderen wäre es nicht der Mühe werth, eine 
ſolche Zuſammenkunft zu veranſtalten; wo aber Jenes, da iſt die 
Börſe eine unentbehrliche Erleichterung. 

Ihr Urſprung ſchreibt ſich meiſtens aus den Gildehäuſern her, 
wie Martens hervorhebt. An andern Orten, die erſt in neuerer 
Zeit großen Handel bekommen haben, hat die Regierung ſie beſon— 


) Der letzte Abſ. im Mi. eingeklammert. n 
) Locre, Esprit. T. 1. p. 309 — 333. 
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ders angelegt. In Frankreich wird ſie als beſonderes Privilegium 
angeſehen und durch kaiſerliche Decrete verliehen. Ohne die nenen 
Acquiſitionen haben ſolches jetzt 71 Städte )). 

Hauptbeſtimmung der Börſe iſt die Verſammlung der Kauf 
leute und der Perſonen, die mit ihnen zu thun haben. Sie 
iſt deßhalb ein durchaus öffentlicher Ort, wo Jedem der Zutritt 
freiſteht. In Frankreich ward einmal das Gegentheil beliebt und 
nur Kaufleute zugelaſſen. Das iſt aber bald wieder aufgehoben. 
Nur findet überall eine Herunterweiſung betrügeriſcher Banferot- 
tirer ſtatt. Dagegen iſt die Börſe noch jetzt in Frankreich Zwangs⸗ 
anſtalt; es ſollen nirgends anderswo Zuſammenkünfte zur Abſchlie⸗ 
ßung von Handelsgeſchäften geſtattet werden. Das iſt ein Geſetz, 
was beſſer nicht zu geben, weil es nicht thunlich iſt, es aufrecht 
zu erhalten. 

Rechtliche Grundſätze in Betreff der Börſen giebt es nur wenige. 

1) Außer zur Verſammlung der Kaufmannſchaft dient die 
Börſe auch zur legalen Bekanntmachung alles deſſen, was in Han⸗ 
delsſachen öffentlich bekannt gemacht werden ſoll. Der legale Weg 
iſt der Anſchlag an der Börſe, oder die Depoſition bei den Vorſte⸗ 
hern derſelben. In Deutſchland iſt das bisher durchgängig ſo 
gehalten worden; das preußiſche Landrecht erwähnt es an vielen 
Stellen. Der code de commerce dagegen weiß von dieſem Gebrauche 
nichts. Er ſubſtituirt in den Fällen, wo er ſolche Bekanntmachungen 
erwähnt, den Audienz-Saal des Handelsgerichts. 

2) Die Börſe ſteht nicht ſelten unter einer eigenen Polizei und 
beſonderen Vorſtehern. In Deutſchland ward fie bisher gewohnlich 
von einem Magiſtrats-Mitgliede gebildet, dem Einige der angeſe— 
henſten Kaufleute zugeordnet wurden. In Frankreich gilt ein eignes 
Reglement von 1801, wodurch ſie theils den Präfecten, theils den 
Generalpolizeicommiſſären, theils den Maires übertragen iſt. Sie 
müſſen jedoch in einzelnen Punkten Kaufleute zum Beirath berufen, 
welche das Handelstribunal wählt 2). 

3) Die Börſe iſt gewöhnlich ein befriedeter Ort, locus sanctus, 
in doppelter Hinſicht; theils iſt ſie eine Art von Aſyl, wo Niemand 
arretirt werden kann — ein Privilegium, das oft aus alten Zeiten 
ſtammt; theils werden Vergehen, die dort begangen ſind hart beſtraft, 
vornehmlich Diebſtähle und Injurien. Beide beſonders zu verpönen, 
iſt ſehr nöthig. Man gedenke der Ohrfeige in Hamburg. 


) Loeré, T. 1. p. 316. ) Loeré, T. 1. p. 325. 
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§ 33. Banken: insbeſondere Girobanken. 


Die Banken bilden mehr einen Gegenſtand der Handelswiſſen— 
ſchaft, als des Handelsrechts. Für erſtere iſt es eine ſehr wichtige 
Aufgabe, darzuſtellen, wie die Banken zweckmäßig einzurichten ſeien; 
aber beſondere Rechtsprincipien kommen dabei ſehr wenig vor. Die 
Hauptſchriften ſind von Büſch ). 

Es giebt zwei Hauptarten, die jetzt allgemein Girobanken und 
Zettelbanken genannt werden. Sie ſind ſo verſchieden, daß durchaus 
von beiden beſonders zu handeln iſt, und kaum ein gemeinſchaftlicher 
Begriff ſich von ihnen geben läßt. 

Die Girobanken ſind öffentliche Anſtalten, bei welchen Kauf— 
leute eines Ortes ihr Geld deponiren, und ſich dann ihre Zahlungen 
ſtatt baar durch Ab- und Zuſchreiben in den Büchern der Bank 
leiſten. Zu dem Ende iſt ein öffentliches Depot eingerichtet, worin 
Jeder ſein Geld niederlegen kann. Er erhält dafür keinen Schein, 
wenigſtens keinen, den er als baares Geld ausgeben könnte, ſondern 
nur eine Stelle in den Büchern der Bank, wo er für dieſe Summe 
als Creditor eingetragen iſt. Will er nun einem Andern Zahlung 
leiſten, ſo wird deren Belauf von ſeinem Guthaben abgeſchrieben 
und dem des Empfängers zugeſchrieben. Zu dieſem Ende wird über 
jeden Intereſſenten eine eigene Rechnung in den Bankbüchern gehal— 
ten — Banco-Conto, Bankfolio. Der Vortheil dieſer Einrichtung 
beſteht theils in der ſichern Aufbewahrung des Geldes, theils in der 
Leichtigkeit der Zahlungen. Außerdem aber hat eine große Bank 
noch andere große Vortheile im Geldhandel und Wechſelgeſchäft. Eine 
Erläuterung it hier überflüſſig. 

Eine Girobank iſt aus manchen Gründen nur für große Handels— 
ſtädte geeignet. Daher giebt es deren nur ſehr wenige, beſonders 
drei ſehr berühmte Banken dieſer Art zu Venedig, Amſterdam und 
Hamburg. Die letzte iſt bei Weitem am beſten eingerichtet; ſie iſt 
daher jetzt die größte und genießt den meiſten Credit. In England 
exiſtirt keine Girobank. — Ueber dieſelben iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Das eingelegte Geld bleibt nach ſeinem urſprünglichen Zweck 
unangerührt in deposito liegen. Zwar iſt es zuweilen geſchehen, 
daß es vom Staat oder der Direction zum Ausleihen benutzt oder 
für Staatsbedürfniſſe verwendet ward. Das iſt aber gegen den 
eigentlichen Zweck, und hat ebendaher meiſtens einen ſchlechten Aus— 
gang gehabt. So bei der Amſterdamer Bank. Daraus folgt denn: 


) Sämmtliche Werke, B. 6. 7. Wien 1815. 1816. 
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a) daß die Intereſſenten keine Zinſen für die deponirten Gelder 
erhalten; denn die Bank verdient keine mit dem Geld und der 
Intereſſent entbehrt den Gebrauch des Geldes nicht. Es iſt alſo 
eine ſehr falſche Idee, wenn man gewöhnlich davon redet, daß Geld 
in die Bank auf Zinſen gelegt werde. 

b) Daß jeder Intereſſent jeden Augenblick ſein Guthaben heraus⸗ 
nehmen, wie jeder Deponent es zurückfordern kann. Dabei findet 
jedoch zuweilen ein kleiner Abzug für die Koſten der Aufbewahrung 
ſtatt: für Hamburg circa / PCt. 

2) Zur Vermeidung von Betrug iſt es gewöhnlich eingeführt, 
daß das Ab- und Zuſchreiben nicht auf bloße ſchriftliche Anweiſung, 
ſondern auf perſönliches Erſcheinen geſchieht. Wenn man es daher 
durch Bevollmächtigte beſchaffen laſſen will, ſo muß man dieſe erſt 
perſönlich vorſtellen, und dann hat künftig der Bevollmächtigte in 
Perſon zu erſcheinen, alſo z. B. ein Factor. Daraus folgt von ſelbſt, 
daß nicht wohl ein Anderer ein Conto haben kann, als ein Einwohner 
der Stadt. Auch iſt dies zum Theil beſonders vorgeſchrieben. So 
in Hamburg. Doch können Auswärtige die Bank dadurch benutzen, 
daß ſie einem Einwohner ihr Geld anvertrauen, der es unter ſeinem 
Namen in die Bank legt. So geſchieht es von Altona aus. Uebri⸗ 
gens aber iſt das Recht, ein Conto zu haben, nirgends auf bloße 
Kaufleute eingeſchränkt; jeder andere Einwohner hat es ebenſo gut. 

3) Für Diebſtahl muß die Bank jedesmal einſtehen. Eine ſolche 
Haftung tritt zwar nicht bei einem gewöhnlichen Depoſitum ein, 
aber hier liegt ein depositum irregulare vor; denn das eingelegte 
Geld wird nicht getrennt gehalten, ſondern liegt in einer großen 
Caſſe durch einander. Wer alſo die Einlage zurücknimmt, erhält 
nicht die eingelegten Stücke, ſondern die gleiche Summe. Die Bank 
iſt alſo Schuldner einer Gattung oder einer Quantität, und ein 
ſolcher trägt den Zufall. Ausgenommen, wenn der ganze Fonds 
der Bank geraubt wird; denn ihre Verbindlichkeit geht nur auf 
Zurückgabe aus dem Fonds, alſo auf eine beſchränkte Gattung. 
Wenn der ganze Fonds geraubt, alſo dieſe ganze Gattung zu Grunde 
gegangen iſt, jo wird auch der Schuldner einer Gattung frei 1). — 
Nicht minder haftet die Bank auch für die Treue ihrer Bedienten. 
Eine doppelte Art von Untreue iſt hier möglich. Zunächſt die Ent⸗ 
wendung; hier gilt, was vorhin bemerkt ward. Sodann ein Betrug 


Es iſt das zu vergleichen mit einem Vermächtniß aus einer Bibliothek; 
und arg. I. 31. D. locati. 19, 2. 
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im Ab⸗ und Zuſchreiben. Auch dafür iſt die Bank verhaftet; denn 
ſie iſt die Schuldnerin der anvertrauten Summe. Wenn nicht auf 
Anweiſung des Gläubigers weggeſchrieben ward, ſo iſt ihm ſolches 
nicht anzurechnen, ſo wenig wie eine Zahlung an einen Dritten 
ohne Auftrag des Gläubigers. 

4) Befreiung von Arreſt liegt zwar nicht in der Natur der 
Sache, iſt aber gewöhnlich ein Bankprivilegium. 


§ 34. Zettelbanken. 


Bei der Zettelbank erhält Jeder, welcher Geld einlegt, dafür 
einen Schein, der auf Inhaber lautet und wogegen jeder Vorzeiger 
das Geld erheben kann. Der Schein heißt Banko-Nota, Banko— 
Zettel. Er kann auch wie baares Geld zur Zahlung gebraucht 
werden. Da jeder Inhaber ſo viel Geld jeden Augenblick darauf 
erheben kann, ſo iſt der Schein ſo gut wie baares Geld. Er iſt 
alſo auch ein Erleichterungsmittel der Zahlung. Der Hauptzweck 
dieſer Banken iſt aber nicht hierauf, ſondern darauf gerichtet, den 
Unternehmern Geld zu verſchaffen. Wenn die Bankkzettel guten 
Credit haben, ſo kann man ſicher ſein, daß nur ſelten Jemand ſein 
Geld einfordern wird. Man braucht alſo nicht das ganze eingelegte 
Geld liegen zu laſſen, ſondern kann den größten Theil anders 
benutzen. So in der engliſchen Bank. Ferner kann man, wenn 
die Bank in gutem Gang iſt, auch mehr Zettel anfertigen, als Geld 
eingelegt iſt, und dieſe als baares Geld ausgeben. Niemand kann 
es ſolchen Zetteln anſehen, ob ſie für baare Einlagen ausgegeben 
ſind, oder ohne dieſelben; und wenn das Inſtitut überhaupt in 
gutem Credit iſt, ſo werden ſie als baares Geld genommen. So die 
Noten der engliſchen Bank. Freilich iſt das immer gewagt. Es 
gehört nicht zu den Unmöglichkeiten, daß ein großer Theil der 
Inhaber ſich auf einmal zudrängt, und dann iſt der Bankerott da. 
So war es bei der Londoner Bank. Das wird vermieden und darin 
liegt ein großer Vorzug der Girobank. 

Solche Zettelbanken ſind theils vom Staat errichtet, theils auch 
als Privatunternehmung von Actiengeſellſchaften, welche aber vom 
Staat autoriſirt ſind. So die engliſche Bank von 1698. In einem 
ſolchen Fall iſt eine doppelte Art von Intereſſenten zu unter— 
ſcheiden: 

a) Die Inhaber der Actien. Sie ſind die wahren Mitglieder 
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der Societät, die wahren Eigenthümer der Bank, und haben Antheil 
an dem Vortheil, welchen die Bank abwirft. Sie haften dagegen 
mit dem Belauf ihrer Actien für die Banknoten und alle Verbind⸗ 
lichkeiten. 

b) Die Inhaber bloßer Bankzettel. Sie ſind keine Mitglieder 
der Bankſocietät, ſondern bloß Gläubiger für die Summe, auf 
welche der Zettel lautet. Sie haften daher nicht, haben aber auch 
keinen Antheil am Gewinn; nicht einmal Zinſen; denn eigentliche 
Banknoten tragen keine Zinſen, und darin liegt der Unterſchied von 
Staatsobligationen. Im Einzelnen iſt zu bemerken: 

1) Ob Jedermann ſolche Bankozettel ſtatt baaren Geldes 
annehmen müſſe, iſt nach den jedesmaligen Statuten zu beurtheilen. 
So lange die Bank guten Credit hat, kommt das nicht leicht in 
Frage; man nimmt ſie gern. Wenn aber der Credit anfängt zu 
wanken, ſo kommt wohl eine Weigerung vor. Dann kommt für 
die Beantwortung der Frage zunächſt das Statut in Betracht. In 
Ermangelung beſonderer Geſetze lautet die Antwort: man iſt keines— 
wegs verpflichtet, ſie anzunehmen; denn wenn ſie auch ſo gut ſind 
wie baares Geld, ſo ſind ſie doch kein ſolches, und der Gläubiger 
iſt nicht verbunden, eine andere Leiſtung ſich aufnöthigen zu laſſen. 
Zuweilen aber iſt jene Verpflichtung zur Annahme ſtatt baaren 
Geldes durch Geſetze verordnet; ſo kürzlich in England. 

2) Geht die Banknote durch Zufall zu Grunde, ſo geht damit 
auch der Anſpruch an die Bank verloren, und der Beweis des 
Beſitzes und Verluſtes hilft nicht. Allgemeinen Rechtsprincipien 
entſpricht das keineswegs. Das allgemeine Princip lautet: die Gül— 
tigkeit eines Anſpruchs iſt von der darüber ausgefertigten Urkunde 
unabhängig. Wenn dieſe verloren ging, der Anſpruch aber ſich 
ſonſt beweiſen läßt, ſo ſchadet der Verluſt nicht. So auch hier. 
Der Bankzettel iſt die Urkunde über die Forderung an die Bank. 
Geht er alſo verloren, man kann aber beweiſen, daß man ihn 
beſeſſen, und er durch Zufall zu Grunde gegangen iſt, ſo ſollte der 
Anſpruch bleiben. Allein allgemein wird das Gegentheil angenommen. 
Es entſpringt daraus ein Vortheil für die Bank, welcher aber durch 
die falſchen Banknoten reichlich aufgewogen wird. 

3) Verjährung der Banknoten findet dagegen nicht ſtatt. Sind 
ſie auch noch ſo alt, ſo ſind ſie doch ebenſo gut gültig wie neue. 
Uebrigens ließe ſich ein Geſetz gar wohl denken, daß die Zettel nach 
Ablauf einer gewiſſen Zeit ihre Gültigkeit verlieren ſollten. Das 
iſt aber nirgends eingeführt. 
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Schließlich iſt noch der Leihbanken zu gedenken, und zu 
bemerken, daß Girobanken Geſchäfte machen mit Anleihen und 
Wiederverleihen, und Zettelbanken oft das Discontiren und Geldaus— 
leihen treiben. 


Fünfter Abſchnitt. 
Prozeß in Handelsſachen. 
835. Gerichte in Handelsſachen. 


Die Streitigkeiten über Handelsſachen können theils von Schieds— 
richtern, theils von den ordentlichen Gerichten entſchieden werden. 

A. Schiedsrichter. 

Es iſt unter Kaufleuten ſehr gewöhnlich, daß bei entſtandenen 
Streitigkeiten andere Kaufleute von ihnen zu Schiedsrichtern gewählt 
werden. Im Ganzen ſcheuen Kaufleute die Prozeſſe: zum Theil 
wegen der Koſten, beſonders aber wegen der langen Dauer. Gerathen 
daher ein paar Kaufleute in Streit, welche beide in gutem Glauben 
ſind, ſo einigen ſie ſich leicht über Schiedsrichter. Oft finden ſich 
auch geſetzliche Vorſchriften, daß beſtimmte Sachen wenigſtens erſt 
vor Schiedsrichter gebracht werden ſollen; z. B. in Hamburg alle 
AſſecuranzF-Prozeſſe. Eine ſolche Vorſchrift findet ſich auch im 
code de commerce !), wonach alle Streitigkeiten unter Geſell— 
ſchaftern über ihre gegenſeitigen Anſprüche vor Schiedsrichter gebracht 
werden ſollen. Ueber ihre Wahl entſcheidet zunächſt der Parteiwille: 
weigert ſich aber einer, oder befindet er ſich im Verzug, ſo ent— 
ſcheidet das Handelstribunal. Solche Schiedsrichter werden auch 
wohl gute Männer genannt. Das Verfahren bei ihnen iſt ſehr 
ſummariſch: gar nicht im gewöhnlichen Prozeßgang. Jeder Theil 
liefert eine Darſtellung ſeiner Gerechtſame mit den nöthigen Acten— 
ſtücken und darauf folgt ſogleich der Spruch 2). Ob Appellation an 
die Gerichte ſtattfinde, entſcheidet ſich im Ganzen nach den gewöhn— 
lichen Grundſätzen von Schiedsrichtern. Der Regel nach iſt es ein— 
geführt, daß man ſpäter an die ordentlichen Gerichte gehen kann. 
Auch der code de commerce enthält die gleiche Vorſchrift, und die 
Ausnahme des ſpeciellen Verzichtes, welcher jedoch Vormündern nicht 
geſtattet iſt. Die Gerichte ſind jedoch nur der Appellations- und 
der Caſſations-Gerichtshof 5). 


1) Art. 51 — 63. 2) Art. 56. 3) Art. 52. 63. 
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B. Eigentliche Gerichte. 

Der Regel nach gehören die Handelsſachen vor die gewöhn— 
lichen Civilgerichte. Jedoch ſind hin und wieder eigene Gerichte 
eingeführt — die Handelsgerichte, wohin dann ausſchließlich alle 
Handelsſachen gehören. In Deutſchland iſt dies ſehr ſelten; auch 
in England nicht; ob in Italien? Vorzüglich war dies in Frank— 
reich üblich, und zwar ſchon vor dem code de commerce, welcher 
es zur allgemeinen Regel erhoben hat. Die Zahl der Gerichte, die 
Städte, wo ihr Sitz ſein, und der Bezirk, über welchen ſich ihre 
Gerichtsbarkeit erſtrecken ſoll, iſt im code de commerce nicht 
beſtimmt, ſondern auf das Reglement der Regierung verwieſen. 
Dieſes iſt noch nicht erſchienen, die jetzige Einrichtung in Frankreich 
alſo nur proviſoriſch. In Betreff der Gerichtsbarkeit ſteht ſo viel 
feſt, daß, wenn ein Arrondiſſement nur ein Handelsgericht hat, der 
Umfang der Gerichtsbarkeit ſich jo weit erſtreckt, wie die des Civil— 
Tribunals in demſelben Arrondiſſement. Wenn hingegen in einem 
Arrondiſſement gar kein Handelsgericht iſt, ſo fällt die Gerichtsbar— 
keit wieder dem Tribunal erſter Inſtanz des Bezirkes zu 1). Präſi— 
dent und Richter beſtehen aus Kaufleuten des Diſtricts: Richter 
müſſen wenigſtens zwei, und dürfen höchſtens acht ſein. Um Richter zu 
ſein, wird ein Alter von 30 Jahren und ein Betrieb des Handels 
von 5 Jahren erfordert. Der Präſident muß 40 Jahre alt und 
vorher ſchon einmal Richter geweſen ſein. Die Wahl wird von den 
angeſehenſten Kaufleuten des Diſtricts vorgenommen: das Amt 
dauert zwei Jahre; dann geht er ab, und kann erſt nach einem 
Jahr Zwiſchenzeit wieder gewählt werden 2). In Baden ſind die 
Handelsgerichte nicht eingeführt, ſondern die Handelsſachen kommen 
vor die gewöhnlichen Gerichte. Wohl aber in Hamburg und ſpäter 
in Bremen. u 

Wo nun dergleichen eigne Handelsgerichte ſich befinden, da 
entſteht die Frage, welche Rechtsſachen eigentlich Handelsſachen 
ſeien — eine Frage, die auch in anderer Beziehung wichtig iſt. 
Martens meint, nur diejenigen gehörten hierher, welche aus dem 
beſonderen Handelsrecht zu entſcheiden ſeien. Dieſe Anſicht iſt will— 
kürlich und hat nichts für ſich. Ueberdies iſt ſie theils ſehr unzweck— 
mäßig, da man oft bei Rechtsſachen zum Voraus gar nicht wiſſen 
kann, woraus ſie zu entſcheiden ſeien, und oft gerade dieſes den 
Gegenſtand des Streites bildet: theils iſt jene Regel nirgends ange— 


) Art 615. 616. 640. 2) Art. 617 — 623. 
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nommen. Freilich giebt es keine allgemeine und gleichförmige Beſtim— 
mung darüber: aber im Ganzen hat man ſich doch dahin entſchie— 
den, daß Handelsſachen alle die ſeien, denen ein Handelsgeſchäft 
zum Grunde liege. Dies iſt auch im Ganzen die Beſtimmung des 
code de commerce. Er hat eine umſtändliche Verordnung darüber, 
was eine Handelsſache ſei, ſo daß die Gerichtsbarkeit der Handels— 
gerichte eintrete. Dabei wird durchaus nicht darauf geſehen, ob die 
Sache aus dem Handelsrecht zu entſcheiden ſei, ſondern darauf, ob 
ein Handelsgeſchäft zum Grunde liege ). Der Begriff von Han— 
delsgeſchäft wird dabei freilich in ſehr weitem Sinn genommen, und 
gegen den gewöhnlichen Sprachgebrauch. Auch öffentliche Schauſpiele 
werden dahin gerechnet. Vergl. § 8. Es iſt nicht nöthig, daß die 
Parteien gerade Kaufleute ſeien, wenn nur das Geſchäft entſchieden 
ein Handelsgeſchäft iſt. Auf die Beurtheilung dieſer Frage kann 
der Umſtand, ob die Parteien Kaufleute ſind, wohl von Einfluß 
ſein: iſt es aber entſchieden, daß ein Handelsgeſchäft vorliegt, ſo tritt 
die Gerichtsbarkeit des Handelsgerichts ein, der Streit mag unter 
Kaufleuten oder unter andern Perſonen ſtattfinden. Nur in wenigen 
Fällen iſt der Umſtand, daß man Kaufmann iſt, von Einfluß auf 
den Begriff des Handelsgeſchäfts, z. B. bei eigenen Wechſeln. 

Eine Art dieſer Handelsgerichte ſind 

1) die Meßgerichte, von denen §31 die Rede war. Der Unter: 
ſchied beſteht darin, daß ſie nur für die Zeit der Meſſe dauern und 
ſich nur auf die Geſchäfte beziehen, welche auf der Meſſe abgeſchloſſen 
wurden. — Weniger gehören hierher die Gaſtgerichte. An einigen 
Orten beſteht noch ſeit alten Zeiten die Einrichtung, daß ein eigenes 
Gericht für alle Streitigkeiten beſteht, in welche ein durchreiſender 
Fremder verwickelt wird — das Gaſtgericht, bei welchem der Urtheils— 
fällung ein höchſt ſummariſcher Prozeß vorausgeht. Das gehört 
aber gar nicht zu den Handelsgerichten: denn es beſchränkt ſich nicht 
auf Handelsſachen, ſondern geht auf alle Streitſachen eines Fremden, 
die natürlich nur ſelten Handelsſachen ſind, z. B. Streitigkeiten mit 
Gaſtwirthen, oder Klagen über Injurien. i 

2) Die Conſulargerichte. Der Conſul iſt Geſchäftsträger eines 
fremden Staates in einer Handelsſtadt, welcher ihn in Handelsſachen 
vertritt. Er iſt eine Art Geſandter, nur von geringerem Range, 
- und ohne wahren Repräſentativcharakter. Beſonders häufig kommen 
ſie in Seeſtädten vor, und haben hier zuweilen auch Gerichtsbarkeit, 


) Art. 631 — 638. 
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nämlich in Handelsſachen, bei welchen beide Theile Unterthanen ihres 
Souverains ſind. Ob und wie weit ihnen dieſe zugeſtanden ſein 
ſoll, hängt von den Staatsverträgen mit der Nation ab, wo ſie 
reſidiren. Zuweilen iſt ihr Amt blos ſchiedsrichterlicher Art, ſo daß 
nur zuerſt die Sachen an ſie gelangen, und wenn man mit ihrem 
Spruch nicht zufrieden iſt, an die gewöhnlichen Landesgerichte kommen. 
Zuweilen beſitzen ſie eine wahre Gerichtsbarkeit, und ihre Entſchei— 
dungen ſind förmliche Urtheile, von denen die Appellation nicht an 
die Landesgerichte, ſondern an die Gerichte ihres Souverains geht. 
Letzteres iſt ihnen beſonders in der Türkei und in Afrika einge— 
räumt; europäiſche Staaten geſtehen das nicht leicht zu. 

3) Für einzelne Arten von Handelsſachen giebt es zuweilen 
noch ganz beſondere Gerichte, vor welche nur dieſe Arten gehören. 
So beſonders bei zwei Claſſen von Sachen, den Wechſel- und See— 
Sachen. Für letztere die Admiralitätsgerichte: auch in Hamburg. 


§ 36. Prozeß in Handelsſachen. 


Es findet ſich hier keine beſondere Art des Verfahrens, ſondern 
der gewöhnliche Prozeß, und zwar, da dieſe Sachen der Regel nach 
ſummariſch zu verhandeln ſind, der unbeſtimmte ſummariſche Prozeß. 
Der Grund hievon liegt in dem großen Nachtheil, den eine lange 
Verzögerung in Handelsſachen herbeiführt. Auf der andern Seite 
hat die Beſchleunigung Manches wider ſich, da meiſtens der Gegen— 
ſtand ſehr wichtig und die Entſcheidung in rechtlicher und thatſäch— 
licher Beziehung oft ſehr ſchwierig iſt. — Bisweilen kommt es auch 
wohl vor, daß die einzelnen Fälle mündlich und ohne Zuziehung 
von Sachführern verhandelt werden. 

Der code de commerce hat hierüber keinen eigenen Abſchnitt, 
wohl aber der code de procedure ). Hauptpunkte ſind: 

1) Sehr kurze Friſten — 24 Stunden, und in eiligen Fallen 
ſelbſt noch kürzer. 

2) Das Amt der Anwälte ceſſirt. In anderen Sachen ſind 
ſie nothwendig: hier ſoll Jeder ſeine Sache ſelbſt betreiben, oder ſich 
dazu einen beliebigen Bevollmächtigten wählen; jedoch auch die 
gewöhnlichen Sachwalter ?). 


1) Art. 414 — 442. 
) C. proc. art. 414; c. c. art. 627 und dazu Mann. 
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§ 37. Vollmachten. 


Hiebei gelten die gewöhnlichen Regeln, nur einer Erinnerung 
bedarf es bei Societäten. Wie Alles, ſo wird auch die Vollmacht 
unter dem Namen der Firma ausgeſtellt, und dadurch angedeutet, 
daß der Prozeß Namens der Societät geführt werde. Denn Alles, 
was dieſe angeht, wird mit der Firma bezeichnet, und dadurch von 
den Acten der Einzelnen geſchieden. Hiebei fragt es ſich: 

1) ob eine beſondere Benennung von Seiten der einzelnen 
Geſellſchafter erforderlich ſei, oder ob es zur Legitimation des Anwaltes 
genüge, wenn die Vollmacht unter dem Namen der Firma ausge— 
ſtellt iſt. Wenn Letzteres geſchehen iſt, ſo iſt die Vollmacht richtig. 
Denn eine unter der Firma vollzogene Vollmacht bindet die Einzel— 
nen nach der allgemeinen Regel. Gleichwohl ſcheint die Benennung 
der einzelnen Theilhaber gefordert werden zu können, da keine uni- 
versitas vorliegt, ſondern die Rechte von Einzelnen, und man doch 
wiſſen muß, mit wem man eigentlich zu thun hat: wenigſtens bei 
der Execution. Daß bei Contracten keine Angabe verlangt wird, 
iſt kein Grund, daß dieſes nicht im Prozeß verlangt werden könne. — 
In Sachſen wird die Vollziehung der Vollmacht mit der Firma nicht 
für hinreichend erachtet, ſondern verlangt, daß jeder einzelne Geſell— 
ſchafter mit ſeinem gewöhnlichen Namen fie beſonders unterzeichnet ). 

2) die Unterzeichnung mit der Firma kann den Beweis noth— 
wendig machen, daß die Vollmacht von einer Perſon ausgeſtellt ſei, 
welche ein Recht zum Gebrauch dieſer Firma hat: denn ſonſt iſt die 
Societät nicht verpflichtet. Der Gebrauch der Firma liefert nicht 
den Beweis, daß die in der Firma benannten Perſonen ſie ausge— 
ſtellt haben, da theils ein Geſellſchafter auch für die Uebrigen in 
verbindlicher Weiſe ſich der Firma bedienen kann, theils die Firma 
oft Namen von Perſonen enthält, die nicht mehr e der⸗ 
ſelben ſind. 


§ 38. Beſondere Beweismittel. 


Zunächſt vom Parere, einem Zeugniß oder Gutachten mehrerer 
angeſehenen Kaufleute. Wenn eine Handelsuſanze, eine Kaufmanns— 
ſitte, oder ein Punkt, zu deſſen Beurtheilung Handelskenntniſſe nöthig 
ſind, zu beweiſen iſt, z. B. die Beſchaffenheit von Waaren, die Pflicht 
eines Spediteurs, ſo pflegt der Producent einen Aufſatz zu machen, 


) Schweitzer de firma mercatorum p. 61 flgg. 
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in welchem er die Thatſachen, den Punkt, auf welchen es ankommt, 
auseinander ſetzt, und dieſen Aufſatz bedeutenden Kaufleuten vorzu⸗ 
legen, welche ihr Gutachten darunter ſetzen. Das iſt eine ſehr übliche 
Procedur, und die Gerichte legen ſolchen Pareres oft Saut bei. 
Die Beweiskraft iſt eigentlich null. Denn 

a) das Factum wird meiſtens ſehr einſeitig vorgetragen; 

b) das Parere enthält ein unbeſchwornes ſchriftliches Zeugniß; 

c) es wird von ſehr verdächtigen Perſonen ausgeſtellt: gute 
Freunde werden dazu ausgeſucht, und es wird unter Kaufleuten 
nicht ſelten als ein Freundſchaftsdienſt angeſehen; daher ſehr oft 
beide Theile ganz entgegengeſetzte Pareres beibringen ). Am häu- 
figſten werden ſie zur Conſtatirung eines Gewohnheitsrechtes gebraucht. 
Dann kommt noch oftmals ein anderer Mangel zum Vorſchein, daß 
die keine ſpeciellen Thatſachen enthalten. Freilich erfordert es oft 
die Noth, daß man mit allgemeinen Angaben zufrieden ſein muß; 
ſo im Falle weiter Entlegenheit und ſonſtiger Schwierigkeiten. Das 
aber iſt doch durchaus nicht zu billigen, daß man ein ſchriftliches 
unbeſchwornes Atteſtat annimmt. Wenigſtens ſollte man die Kauf⸗ 
leute des Ortes eidlich im Gericht abhören. 


§ 39. Handelsbücher 9. 


Die Handſchrift beweiſt nicht für den Schreibenden. Auch 
Rechnungsbücher haben in der Regel keine Beweiskraft für den, 
welcher fie geführt hat ?). Als Ausnahme hiervon ſteht Kaufleuten 
das Recht zu, daß ihre Bücher für ſie beweiſen. In Deutſchland 
war dies bisher allgemein eingeführt: theils durch Geſetze, theils durch 
entſchiedenes Gewohnheitsrecht. Die ausführlichſte Geſetzgebung ent- 
hält hierüber das preußiſche Landrecht ). Auch in Italien war 
dies ſehr üblich. Hingegen in England gar nicht 5). Von Frankreich 
ſiehe den Anhang. 


) Geiger und Glück, Rechtsfälle, Th. 3. Nr. 39. § 17. 

2) Literatur bei Martens in Note a. Hinzuzuſetzen iſt: Geiger und Glück, 
Rechtsfälle Thl. 1. Nr. 4. Kind, Quaest. for. ed. 2. T. 3. c. 52. H. G. Bauer, 
Capita quaedam de probatione ex libris mercatoris, Lips. 784. Wohl einer: 
lei mit der Differtation von Brehm unter gleichem Titel. Ebeling, Ueber die 
Beweiskraft der Handelsbücher. Hamburg 1815. 8. 

) 1.6. 7. C. de probb. 4, 19. ) 2, 8. § 562 — 613. 

) Hugo, Naturrecht, 3. Aufl. § 356. Note 2. S. 420. (4. A. § 367. Note 2. 
Seite 498.) 
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Ueber den Urſprung dieſer Ausnahme giebt es verſchiedene Ver— 
muthungen. Einige leiten ſie aus dem Talmud ab: Andere von 
den römiſchen Argentarien. Das Richtigſte iſt, die Handelsſitte als 
Quelle anzunehmen, welche zuerſt in Italien erzeugt ward, und von 
da nach Deutſchland überging. Hauptveranlaſſung waren die Bücher 
der campsores, einer Art öffentlicher Beamten, welche in vorzüg— 
lichem Anſehen ſtanden und gewiſſermaßen öffentlichen Glauben 
genoſſen. Ihre Bücher hatten daher großes Gewicht: ihre Glaub— 
würdigkeit ward allmälig auch den Büchern anderer Kaufleute 
beigelegt !). i 

Gründe der rechtlichen Vorſchrift: 

1) Die große Genauigkeit der kaufmänniſchen Bücher. Für 
die Ordnung ſeiner Geſchäfte, die Erhaltung ſeines Credits und ſeine 
etwaige Rechtfertigung im Concurſe ſind die Bücher höchſt wichtig. 
Es muß ſchon ein ſehr ſchlechter Kaufmann ſein, welcher wiſſentlich 
etwas Falſches in ſein Buch einträgt. Ein ſtarker Tadel deßfalls 
findet ſich bei von Ludewig ). 

2) Der Mangel anderer Beweiſe. In Handelsgeſchäften ſind 
ſchriftliche Contracte nicht immer möglich, noch weniger üblich. Es 
fehlt alſo häufig an anderen Beweiſen. 

3) In manchen Fällen das dem Kaufmann geſchenkte Zutrauen. 
Beſonders bei Waaren auf Rechnung. Der Kunde ſchreibt ſelbſt 
nichts auf, giebt auch nichts Schriftliches, ſondern verläßt ſich darauf, 
daß der Kaufmann es richtig ins Buch tragen werde. Es iſt alſo 
auch billig, daß er künftig das Buch des Kaufmanns gegen ſich 
gelten laſſe. f 

Die näheren Beſtimmungen in Betreff dieſer Beweiskraft mit 
Einſchluß ihrer Erforderniſſe und Wirkungen ſind im Einzelnen ſehr 
verſchieden. Auch iſt ſelten eine Entſcheidung aus allgemeinen Grund— 
ſätzen möglich: daher hier mehrere Fragen, welche ſich in Ermangelung 
beſonderer Beſtimmungen nicht wohl entſcheiden laſſen. 


§ 40. Erforderniſſe des Buchs. 


1) Der Kaufmann muß unbeſcholten, er darf nicht ſchon eines 
Betruges überführt ſein, wie ſich von ſelbſt verſteht, da er ſonſt das 
Zutrauen nicht in Anſpruch nehmen kann, was die Geſetze ſeiner 


) Runde, Beiträge, Th. 1. Nr. 15. 
) Gelehrte Anzeigen, Th. 1. S. 1052 flag. 
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Rechtlichkeit erweiſen. Ueber den Begriff eines bankerotten Kaufmanns 
ſiehe § 45. . 

2) Das Buch muß in kaufmänniſcher Form geführt, es muß 
ſo eingerichtet ſein, wie ſolches unter Kaufleuten gewöhnlich üblich iſt. 
Vor Allem wird verlangt, daß es mit der Ordnung und Genauigkeit 
abgefaßt ſei, welche gewöhnlich iſt. Denn darauf beruht der Grund 
des Glaubens. Auch die kaufmänniſche Form iſt nicht gleichgiltig: 
denn ohne dieſe laſſen ſich Ordnung und Genauigkeit nicht erreichen. 

3) Es muß in einer im Lande verſtändlichen Sprache abge— 
faßt ſein. Die jüdiſche iſt ungeeignet. In mehreren Landesgeſetzen 
findet ſich eine derartige Vorſchrift ausdrücklich. So im pr. Landrecht !). 
Die Landesſprache, wie Martens behauptet, iſt gewöhnlich, jedoch 
nicht nothwendig. Jeder Kaufmann führt ſeine Bücher gewöhnlich 
in ſeiner Mutterſprache; es iſt nicht bekannt, daß ihnen deßhalb die 
Beweiskraft abgeſprochen wäre. Eine ſolche Vorſchrift wäre auch 
thöricht: denn Jeder verſteht ſeine Mutterſprache am beſten, und von 
Büchern, die in ihr geführt ſind, läßt ſich eine größere Genauigkeit 
erwarten. 

4) Die Bücher müſſen unverdächtig, es darf darin nichts radirt, 
unleſerlich, ausgeſtrichen, es dürfen keine Fehler in anderen Punkten 
erweislich ſein. Das erſtere erregt den Verdacht einer Fälſchung; 
das letztere läßt auf Mangel an Genauigkeit ſchließen. Daher 
pflegen die Kaufleute ſehr ſtreng darauf zu halten, daß ihre Bedienten 
in den Büchern nichts kratzen oder ausſtreichen. 

5) Es muß eine genaue Angabe des ſtreitigen Punktes enthalten; 
den Schuldner, den Grund der Schuld (ſonſt chirographum indis- 
cretum), die Summe, Jahr und Tag. 

6) Die Vorlegung muß im Original geſchehen. Ein beglau- 
bigter Extract wird zwar in der Praxis oftmals zugelaſſen 2), genügt 
jedoch kaum; denn die Unverdächtigkeit des Buchs muß unterſucht 
werden können: daher darf auch nicht der Reſt verſiegelt vorgelegt 
und bloß einzelne Blätter frei gelaſſen werden. Es iſt jedoch nicht 
zu verlangen, daß ein Kaufmann ſeine Bücher einem fremden Richter 
einſende, und Martens ſagt mit Recht, ſie müßten der Ortsobrigkeit 
vorgelegt werden ). 


9) 2, 8. 8 590. 

2) Stein, Abhandl. des Lübiſchen Rechts, Bd. 4. § 172. 173. 

) Vergl. Schaffshausen, D. de probatione per libros mercatorum, Gott. 
1795. § 24. Leyser sp. 279. med. 11; C. c. art. 16. Orth, Anmerk. zur Frank⸗ 
furter Reform. Th. 5. S. 669. 
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Uebrigens fragt es ſich noch a) welches Buch denn eigentlich 
vorgelegt werden muß. Das läßt ſich nicht wohl deutlich machen, 
ohne daß man die Art des Buchhaltens kennt. Die Kaufleute haben 
eine doppelte Art. 

4) Die einfache oder deutſche Buchführung: in der Weiſe, wie 
wir Alle unſere Rechnungsbücher zu führen pflegen. Alles nur 
einmal: die Einnahme und die Schuldner — die Ausgabe und die 
Gläubiger. Dabei für das Ganze der Handlung nur zwei Bücher: 
a) die Cladde oder Strazze, worin Alles, wie es vorkommt, zur 
Notiz niedergeſchrieben wird; b) das Hauptbuch: darin blos zwei 
Hauptrubriken; die Einnahme, das Debet, und die Ausgabe, das 
Credit; unter dieſen werden alle eigentlichen Geſchäfte, ohne Unter— 
ſchied des Gegenſtandes, in chronologiſcher Ordnung eingetragen. 
Daneben kommen noch einzelne Bücher über einzelne Gegenſtände 
vor, über die Caſſe, das Waarenlager und dgl.; in dieſe wird aus 
dem Hauptbuch eingetragen, was auf den betreffenden Gegenſtand 
Bezug hat. — Dieſe Art dex Buchführung iſt jetzt ſehr ſelten. 

8) Die doppelte oder italieniſche Buchführung, bei welcher im 
Hauptbuch Alles ſtets zweimal vorkommt. Sie iſt jetzt das Gewöhn— 
liche: und hat den Vorzug der Accurateſſe und leichteren Entdeckung 
der Fehler. Dagegen iſt ſie andererſeits weitläufig und ſchwierig. 
Bei ihr kommen für das Ganze der Handelsgeſchäfte drei Bücher 
vor. Eines, worin Alles, was vorkommt, von Tag zu Tag kurz 
notirt wird, die Cladde oder Strazze, wie bei der einfachen Buch— 
führung. Ein zweites, worin Alles genau und ordentlich nieder— 
geſchrieben wird, jedoch ohne alle Trennung der Rubriken, nicht einmal 
unter Abſonderung des Debet und Credit, chronologiſch hinter ein— 
ander fort: dies Buch heißt das Journal. Das dritte Buch iſt das 
Hauptbuch, Mastro, in welches aus dem Journal das Einzelne unter 
ſeine Rubrik übertragen wird. In dieſem hat nicht nur jede Perſon, 
mit welcher gehandelt wird, ihr eigenes Conto, ſondern auch jeder Ver— 
mögenstheil wird als eine eigene moraliſche Perſon angeſehen, und 
hat ſein eigenes Conto, worin der Kaufmann mit ihr rechnet. Daher 
muß jedes Geſchäft zweimal vorkommen. 

Bei der einfachen Buchführung iſt das Hauptbuch das bewei— 
ſende: da es das erſte ausführliche Buch iſt. Bei der doppelten 
Buchführung beruht der Beweis vorzüglich auf dem Pournal; denn 
die Cladde enthält nur eine kurze vorläufige Notiz, und das Haupt— 
buch wird nur aus dem Journal verfertigt, oft Monate nachher. 
Viele Juriſten verlangen nun zwar immer die Vorlage des Haupt— 
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buchs; fie laſſen ſich aber durch den Namen täuſchen und unterſcheiden 
die beiden Arten der Buchführung nicht genau. Uebrigens iſt es 
nicht unbillig, daß außer dem einen Buche, auf welches es haupt⸗ 
ſächlich ankommt, auch die übrigen vorgelegt werden, welche des frag— 
lichen Geſchäftes Erwähnung thun, um die Uebereinſtimmung zu 
zeigen. Das preuß. Landrecht verordnet dies ausdrücklich ). In 
Ermangelung ausdrücklicher Geſetze entſcheidet darüber das Ermeſſen 
des Richters. 

b) Daß ein Kaufmann die Bücher in eigener Perſon geführt 
habe, iſt nicht nöthig: genug, wenn durch Buchhalter und Hand— 
lungsbediente. Auch iſt gar nicht thunlich, daß ein Kaufmann bei 
einer ausgebreiteten Handlung die Bücher ganz ſelbſt führe. In die 
Cladde trägt Jeder ein, für das Journal und Hauptbuch ſind auf 
großen Comptoiren eigene Buchhalter 2). 


§ 41. Beweiskraft. 


A. Anlangend zunächſt die Erforderniſſe des durch die Handels— 
bücher zu erweiſenden Geſchäftes, ſo muß es: 

1) ein Handelsgeſchäft ſein. Denn die Beweiskraft iſt eins 
von den Vorrechten des Handels: nur deſſen Gejchäfte gehören in 
das Buch, und nur bei dieſen iſt die Genauigkeit zu erwarten, auf 
welcher die Beweiskraft hauptſächlich beruht. Werden alſo andere 
Dinge eingetragen, ſo fällt dieſelbe weg; ſo, wenn die Mitgift der 
Frau, der Ankauf von Kutſche und Pferden u. ſ. w. eingetragen iſt ?). 

2) Das Erforderniß, daß das Geſchäft ein ſolches ſei, worüber 
der Regel nach kein ſchriftlicher Vertrag vorkommt, ſcheint falſch zu 
ſein. Es genügt, wenn im vorliegenden Fall kein ſchriftlicher Ver⸗ 
trag vorhanden iſt. Liegt ein ſolcher vor, ſo hat ſolcher freilich den 
Vorzug vor dem Handelsbuch: wenn nicht, ſo iſt nicht abzuſehen, 


weßhalb der Umstand, daß ein ſolcher gewöhnlich errichtet wird, den - 


Beweis durch das Handelsbuch in einem Falle, wo jenes nicht geſchehen 
iſt, unzuläſſig machen ſollte. 
3) Die Exiſtenz eines Handelsverkehrs unter den betreffenden 


1) 2, 8. 8 567. 

) Geiger und Glück, Rechtsfälle, Th. 1. Nr. 4. § 7. 

Mevius, P. 1. dec. 241. nr. 12. P. 2. dec. 92. Boehmer, Cons. et decis. 
T. 2. P. 1. dec. 491. nr. 11. Wernher, Obs. for. ed. 2. P. 1. o. 82. add. T. 3. 
P. 2. obs. 397. Hofacker, Principia T. 3. $ 4460. not. c. Preuß. Landrecht 2, 8. 
$ 563. 564. 


§ 41. Beweiskraft. 97 


Perſonen muß ausgemacht ſein. Dies hat allerdings Vieles für 
ſich, indem es ſonſt an der dritten ratio des Geſetzes fehlt. Wer 
nicht einräumt, überhaupt im Handelsverkehr zu ſtehen, hat dem 
Kaufmann das Zutrauen nicht bewieſen, auf welches bei dieſem Pri— 
vilegium Rückſicht genommen iſt. Gleichwohl iſt dieſe Beſchränkung 
nicht allgemein angenommen, und oftmals wird den Büchern eines 
Kaufmanns beweiſende Kraft gegen Perſonen eingeräumt, welche nicht 
geſtändig ſind, mit ihnen im Verkehr geſtanden zu haben. 

4) Nicht erforderlich iſt, daß beide Theile Kaufleute ſind. Freilich 
tritt bei ihnen noch ein Grund mehr ein: wer ſeines Gegners Buch 
nicht gelten laſſen will, der producire ſein eigenes. Indeſſen iſt 
bisher allgemein eingeführt, daß Kaufleute auch gegen Nichtkaufleute, 
beſonders bei Waarenlieferungen durch ihre Bücher beweiſen können. 
Es fehlt jedoch nicht an entgegenſtehenden Geſetzen . 

B. Ein zweiter Punkt iſt der Grad der Beweiskraft. Er läßt 
ſich nur nach Geſetzen und Gewohnheiten beſtimmen, unmöglich nach 
allgemeinen Principien. Nach der gewöhnlichſten Beſtimmung wirken 
die Bücher ſoviel, daß der Kaufmann zum Erfüllungseid gelaſſen 
wird; jedoch in manchen Fällen liefern ſie auch vollen Beweis, ſo 
daß es des Erfüllungseides nicht mehr bedarf. Das preuß. Land— 
recht unterſcheidet: unter Kaufleuten machen ſie vollen, gegen Dritte 
halben Beweis. Aehnlich das franzöſiſche Recht. Nach Lübeckiſchem 
Recht?) beweiſen ſie bis 30 Mark voll, dann halb. 

Einzelne Bemerkungen. 

1) Viele Rechtslehrer behaupten, das Handelsbuch könne nicht 
die Exiſtenz der Verbindlichkeit überhaupt, ſondern nur das Quantum 
der Schuld und die näheren Umſtände beweiſen. Alſo bewieſen ſie, 
wenn eingeräumt iſt, daß man Waaren gekauft hat, die Lieferung, 
die Quantität und den Preis: wenn aber der Kauf überhaupt 
geläugnet iſt, jo müſſe er auf anderem Wege, als durch die Handels— 
bücher dargethan werden ). Auch das preuß. Landrecht /) enthält 
dieſelbe Beſtimmung hinſichtlich der Nichtkaufleute. Allein dieſe 
Behauptung iſt ohne Grund: ſie enthält eine Idee, auf welche man 
nur verfallen iſt, um das Privileg unnöthiger Weiſe aus dem römi— 
ſchen Recht abzuleiten. Ueberdies wäre das Princip ſchwerlich zweckmäßig, 


) Reinharth ad Christinaeum V. 3. obs. 12. 
) Stein a. a. O. B. 4. § 167. 168. 169. 
) Leyser, Sp. 279. med. 2. ) 2, 8. § 572 flog. 
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da bei dem Grund der Forderung weit weniger Betrug und Irrthum 
zu beſorgen find, als bei der Quantität ). 

2) Wo die Regel vom Erfüllungseide gilt, da iſt ſolcher nur 
dann zuläſſig, wo das Buch alle nöthigen Erforderniſſe hat: fehlt 
es daran, ſo liegt kein halber Beweis vor, und der Gegner wird 
zum Reinigungseid gelaſſen. 0 

3) Hat ein Anderer die Bücher geführt, ſo fragt es ſich, wer 
ſchwören müſſe: der Kaufmann oder der Buchhalter? Das richtet 
ſich nach den Umſtänden: es ſchwört, wer die beſte Wiſſenſchaft hat; 
oft der Eine, oft der Andere. So, wenn ein Comptoirbedienter den 
Contract geſchloſſen hat, während der Principal verreiſt war. Hier 
hat Jener die beſte Wiſſenſchaft von der Richtigkeit, und der Kaufmann 
kann vielleicht aus eigener Wiſſenſchaft gar nichts ſagen. Umgekehrt 
kann der Kaufmann ſelbſt abgeſchloſſen und von dem Abſchluß dem 
Buchhalter nur Mittheilung gemacht haben 2). — Dieſe ganz gewöhn- 
liche Auffaſſung iſt jedoch unrichtig. Der Eid muß als Gefährdeeid 
angeſehen werden. Der Kaufmann ſchwört, daß er richtige Bücher 
führe. Nicht auf das einzelne Geſchäft, ſondern auf die Richtigkeit 
der Bücher überhaupt bezieht ſich der Eid, und danach richtet ſich 
deſſen Formel. Aus dieſem Geſichtspunkt ſchreibt das preuß. Recht?) 
vor, daß Kaufmann und Buchhalter ſchwören ſollen. 

4) Wenn der Kaufmann oder ſein Buchführer verſtorben iſt, 
ſo nehmen Manche an, es bedürfe keines Eides weiter, der Tod ver— 
trete deſſen Stelle. So das hamburgiſche Statut ). Das iſt aber 
nur die Folge eines allgemeinen Irrthums über die Wirkungen des 
Todes in Betreff des Eides. Andere, mit Martens und mehreren 
Geſetzen ), laſſen die Erben des Kaufmanns zum Eide. Allein dieſe 
wiſſen von der Sache nichts, können alſo nur einen Glaubenseid 
leiſten, und das iſt ſo gut wie gar nichts. Die richtige Anſicht iſt, 
daß nun kein Beweis durch das Buch geführt werden kann, weil 
ein nothwendiges Erforderniß fehlt; doch iſt die Praxis nicht geneigt, 
ihr beizutreten. 

5) Werden die Bücher von zwei Kaufleuten gegen einander 
producirt, widerſprechen ſich dieſelben, und haben beide alle rechtlichen 
Erforderniſſe, ſo hebt ſich die Beweiskraft gegenſeitig auf und es 


) Reinharth ad Christinaeum. V. 3. obs. 12. 

2) Weſtphal, Deut. Privatrecht, Th. 1. Abh. 12. 8 3. ) 2, 8. 8579. 
0 1, 30. art. 7. Siehe jedoch Wernher, Obs. for. ed. 2. P. 10. o. 361. 
9 Preuß. L. R. 2, 8. § 582. 
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iſt nichts bewieſen. Fehlt es einem der Bücher an gedachten Erfor— 
derniſſen ganz oder theilweiſe, ſo entſcheidet das richterliche Ermeſſen. 
Einige Geſetze ) ſtellen hier die Regel auf, das mangelhafte Buch 
beweiſe nichts, und der Richter habe das untadelhaft Geführte zu 
befolgen. 

6) Nach einigen Geſetzen iſt der Beweis durch Handelsbücher 
an eine beſtimmte Friſt gebunden. Bei Klagen gegen einen Nicht— 
kaufmann über gelieferte Waaren beweiſen ſie in Mecklenburg?) nur, 
wenn binnen einem Jahr und ſechs Wochen (ſpäter declarirt: 
Monaten) nach erfolgter Lieferung geklagt wird. 

C. In Betreff der Frage, wem das Privilegium eigentlich 
zuſtehe, gilt als allgemeines Princip: Allen Kaufleuten, aber nur 
Kaufleuten. Im Einzelnen iſt zu bemerken: 

1) Der Ausdruck Kaufmann wird hier im weiteren Sinne 
genommen, und umfaßt auch Banquiers, Commiſſionäre, Spediteure 
und große Fabrikanten. Dieſe halten ebenſo genaue Bücher, und 
bei ihnen fehlt es ebenſowohl an anderem Beweiſe. Dafür ſpricht 
auch die tägliche Praxis. Manche ) haben den Büchern der Banquiers 
die Beweiskraft abſprechen wollen, weil über deren Geſchäfte ſtets 
ſchriftliche Contracte vorhanden ſeien. Das iſt jedoch thöricht und 
widerſpricht ganz dem hiſtoriſchem Urſprung, welcher in den ehe— 
maligen Vorrechten der Campſoren liegt; § 55. 

2) Anderen Perſonen, welche auf Rechnung zu liefern pflegen, 
namentlich Gaſtwirthen und Handwerkern, hat man das Privileg 
auch wohl eingeräumt. Allein mit Unrecht. Privilegien werden 
nicht ausgedehnt, und die gedachten Perſonen führen keine ſo genauen 
und ordentlichen Bücher. Die Praxis mancher Orte, namentlich 
bei geringen Summen, giebt es ihnen aber allerdings. 

3) Es kommt auch den Handelsbüchern jüdiſcher Kaufleute zu, 
ſelbſt in Prozeſſen gegen Chriſten. Als Grund dagegen wird ange— 
führt, daß ſie nach gemeinem Recht ) nicht zum Zeugniß gegen 
Chriſten zugelaſſen werden, und man ihr Zeugniß für gültig anneh— 
men würde, wenn man ihre Bücher zuließe 5). Allein Obiges ent— 


) Preuß. L. R. 2, 8. § 571. 

) V. v. 29. Sept. 1772. N. Samml. Meckl. Geſ. (v. Both). Thl. 2. Nr. 55. 
Parchim'ſche Samml. 1, 200; Wismar'ſche S. 3, 105. Declarirt durch V. v. 
2. Oct. 1775 bei v. Both 2, 259; P. S. 1, 208; W. S. 3, 117. 

) Struben R. B. 4, Nr. nicht S. 44 (3, 712. Spangenb.). 

9) 1.21. C. de haereticis. 1, 5. 

5) Vergl. Struben R. B. 3, 136. (3, 711 Spang.). 
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hält die richtige Anſicht. Denn a) die Juden haben der Regel 
nach gleiche Rechte mit den Chriſten, b) der Grund aus dem Zeug— 
niß entſcheidet nicht, da hier ein beſonderes Privilegium in Frage 
ſteht, welches nicht nach gewöhnlichen prozeſſualiſchen Grundſätzen 
beurtheilt werden darf. Es iſt nicht minder Regel, daß Niemand 
zum Zeugniß in eigner Sache gelaſſen wird; gegen dieſe ganze Regel 
verſtößt aber der Grundſatz offenbar. c) Jenes Geſetz iſt ſtrict zu 
nehmen: gilt alſo nur vom Zeugenbeweis, während hier Urkunden— 
beweis in Frage ſteht. Das Geſetz jagt nur, ihr Zeugniß beweiſt 
nicht; hier iſt eine Urkunde in Frage, die ſie errichtet haben. 

4) Ueber die Beweiskraft von Handelsbüchern wider Dritte 
vergleiche Müller zu Struv ). 


Anhang. Franzöſiſches Recht. 

1) Das franzöſiſche Recht verpflichtet jeden Kaufmann abſolut 
zu drei Büchern )): 8 

a) Dem Journal, worin alle Handelsangelegenheiten von Tag 
zu Tag in chronologiſcher Ordnung eingetragen werden. 

b) Dem Briefcopirbuch. 

c) Dem Inventarienbuch. Ende jeden Jahres ſoll der Kauf— 
mann eine genaue Inventariſation ſeines ganzen Vermögens vor— 
nehmen, und dies in ein eignes dazu beſtimmtes Buch eintragen. 

2) Dieſe Bücher werden auf Stempel geſchrieben und obrig— 
keitlich beglaubigt. Vom Stempel ſteht nichts im code de commerce, 
ſondern in den Späcialgeſetzen. Die obrigkeitliche Beglaubigung 
erfolgt vom Maire, deſſen Adjunct, oder einem Mitgliede des Han— 
delsgerichts. Sie beſteht darin, daß jedes Blatt paginirt und mit 
Namenszug bezeichnet, zugleich aber vorn bemerkt wird, dieſes ſei 
geſchehen, und wie viele Blätter das Buch enthalte. Die beiden 
erſten Bücher werden überdies am Schluß jeden Jahres dem Maire 
wieder vorgelegt und von ihm unterzeichnet. Der Zweck iſt, damit 
fie nicht erſt nachher fabricirt werden 5). Die beſte Erläuterung 
über dieſe Bücher findet ſich bei Mann )). 

3) Sind die Bücher nicht oder nicht gehörig geführt, ſo 
genießen ſie 

a) keine Beweiskraft zu ſeinen Gunſten 5); 


1) Ex. 28. th. 26. not. q. (T. 2. p. 211.) ) C. & art 8. 9. 
5 Art. 10. 11. 

) Franzöſiſches Handelsgeſetzbuch. Mainz 1809. S. 375 — 399. 
>, Art, 18, 


§ 41. Franzöſiſches Recht. § 42. Rechtsmittel. 101 


f b) der Kaufmann wird im Fall eines Bankerotts als einfacher 
(fahrläſſiger) oder böswilliger Bankerottirer behandelt ). 

4) In Betreff der Beweiskraft, und zwar 

a) unter Kaufleuten heißt es peuvent &tre admis pour faire 
preuve ); es ſteht alſo ganz in dem Ermeſſen des Richters, fie zu 
verwerfen, zu vollem Beweis zuzulaſſen, oder einen Erfüllungseid 
zu erkennen; 

b) gegen Nichtkaufleute haben ſie der Regel nach keine Beweis— 
kraft für, ſondern nur gegen den Kaufmann: doch kann der Richter 
auf deren Grund den Ergänzungseid erkennen 3). — Uebrigens 
kann der Richter im Prozeſſe die Verlegung der Bücher über einen 
beſtimmten Punkt von Amtswegen verordnen; wird ſie geweigert, ſo 
iſt der Gegner zum Eid zuzulaſſen Y. 

842. Rechtsmittel. 

Im Allgemeinen finden in Handelsſachen die gewöhnlichen 
Rechtsmittel ſtatt. Ehemals hatten manche Reichsſtädte das Vor— 
recht, daß in Handelsſachen nicht an die höchſten Reichsgerichte 
appellirt werden durfte, was jetzt ceſſirt. Auch war es ein altüb— 
liches Privilegium, daß in Handelsſachen nicht appellirt werden ſolle. 
So in Verona v. Jahr 12285). Jetzt aber findet die Appel— 
lation an die gewöhnlichen höheren Gerichte ſtatt, ſelbſt da, wo 
Handelsgerichte ſind. In Hamburg wird von ſolchem an das Ober— 
gericht appellirt. Nur hat die Appellation zuweilen keinen Suſpen— 
ſiveffect, und das Urtheil wird proviſoriſch vollzogen, indem der 
Gewinnende wegen etwaiger künftiger Zurückgabe Caution zu leiſten 
hat. — In Frankreich gehen die Appellationen an die kaiſerlichen 
Gerichts-, an die Appellations-Höfe, nur muß der Gegenſtand 
wenigſtens 1000 Franken betragen 6). Das Handelsgericht iſt jedoch 
befugt, eine proviſoriſche Execution zu verhängen, allein nur gegen 
Caution. Ohne Caution nur dann, wenn aus einer unbeſtrittenen 
Urkunde geklagt iſt, oder wenn der Verurtheilte ſchon ein rechts— 
kräftiges Urtheil gegen ſich hat 7). Die Appellationshöfe haben nicht 
die Befugniß, eine ſolche proviſoriſche Execution aufzuheben, ſondern 
nur das Recht, eine beſchleunigte Verhandlung der Appellation ein— 
treten zu laſſen ®). 


1) Art. 587. 594. ) Art. 12. °) C. N. art. 1329. 1330. 1367. 
a Ge. art. 15..17. 

) Liber juris eivilis urbis Veronae, cap. 24. Veron. 728. 

6) C. c. art. 644. 646. 7) C. proc. art. 439. 8) C. c. art. 647. 
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Sechster Abſchnitt 


Vom Bankerott. 


Zwar wird hier im Ganzen wie gewöhnlich verfahren; doch 
findet ſich dabei manches Eigene. 


§ 43. Morato rien und Accord ). 


Bei Moratorien findet ſich nichts Eigenthümliches; über Wechjel- 
ſchulden ſiehe § 127. 

Unter Accorden verſteht man Verträge, durch welche die Gläu— 
biger Zahlungsfriſten oder Nachlaß an den Forderungen bewilligen. 
Sie zerfallen in freiwillige und erzwungene. Die erſteren ſind Ver— 
gleiche, welche der Schuldner vor Erklärung des Concurſes privatim 
mit ſeinen Gläubigern abſchließt, und wobei natürlich jeder Gläubiger 
ſeinen freien Willen hat. Es kann verglichen werden mit Einzelnen, 
mit Mehreren oder mit Allen. Die Einwilligung aller Uebrigen iſt 
hier für den einzelnen Contradicenten kein Grund zum Beitritt. 

Ein erzwungener Accord liegt vor, wenn nach erklärtem 
Concurſe die Mehrheit der Gläubiger einen ſolchen Vergleich eingeht 
und die Minderheit beitreten muß. Hierüber hat bekanntlich ſchon 
das römiſche Recht zwei Vorſchriften: 

1) So oft die Majorität der Gläubiger einen Zahlungsaufſchub 
bewilligt, muß ihn die Minorität ſich gefallen laſſen 2). 

2) Wenn der Schuldner zahlungsunfähig verſtirbt, ſein Erbe 
vor Antretung der Erbſchaft mit der Mehrheit über einen Nachlaß 
einig, und ſolcher gerichtlich beſtätigt wird, ſo muß die Minderheit 
ſich unterwerfen 3). Dieſe Vorſchrift iſt in neueren Geſetzen häufig 
auf alle Concurſe angewendet, ſo oft die Mehrheit unter gerichtlicher 
Beſtätigung einen Nachlaß bewilligt. ö 

Die näheren Beſtimmungen und Regeln ſind jedoch nicht allent— 
halben gleichförmig. Beſonders oft wird die Einwilligung von mehr 
als die Hälfte gefordert. So in Hamburg, wo die Inhaber von 
drei Viertheilen der nach einer gewiſſen Scala zu einer beſtimmten 


) Caesar, de induciis pactoque remissorio. Gött. 1816. 4. 
2) 1.8. C. qui bonis cedere possunt. 7, 71. 
6) 1.7. $17. — J. 10. pr. D. de pactis. 2, 14. 
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Anzahl von Stimmen berechtigenden Forderungen 1) einwilligen 
müſſen, dagegen aber gezwungen ſind anzunehmen, wenn die Schlech— 
teſten 20 pCt. erhalten. Nach einer baſeler Verordnung muß die 
Perſonenzahl drei Viertel aller Handſchuldgläubiger und die Summe 
ihrer erwieſenen Anforderungen zwei Drittheile der Summe aller 
Handſchulden betragen 2). Auch iſt der Accord nichtig, wenn bewieſen 
werden kann, daß heimlich einem Gläubiger mehr verſprochen ſei. — 
Der code de commerce ?) enthält über den gerichtlichen Accord 
Folgendes: 

1) Er iſt nicht eher ſtatthaft, als bis die Liquidation vorüber 
iſt: dieſe wird mit allen ſich anmeldenden Gläubigern gepflogen und 
die Richtigkeit wie das Quantum ihrer Forderungen conſtatirt. So 
auch nach hamburgiſchem Recht. 

2) Er iſt nicht anders ſtatthaft, als wenn der Schuldner keinen 
Verdacht gegen ſich hat ein Bankerottirer zu ſein. Ebenſo in Baſel. 

3) Es müſſen ſo viele Gläubiger einwilligen, daß ſie den Per— 
ſonen nach die Majorität ausmachen, und ihre Forderungen wenigſtens 
drei Viertheile aller liquidirten Forderungen betragen. 

4) Der Accord muß vom Handelstribunal beſtätigt werden. 
Es kann ihn abſchlagen, wenn es den Schuldner eines Betrugs 
oder nur eines ſchlechten Benehmens für ſchuldig hält; hat es ihn 
ertheilt, ſo iſt er für alle Gläubiger verbindlich und nun kann der 
Schuldner rehabilitirt werden. i 

5) Ein ſolcher Vertrag geht die hypothekariſchen Gläubiger gar 
nichts an: ſie ſind nicht daran gebunden, haben aber auch keine 
Stimme, und der Betrag ihrer Forderungen kommt nicht mit in 
Anſchlag. Ebenſo in Baſel; anders in Hamburg in Betreff der 
General-Hypotheken. 

6) Der Vergleich gibt allen Gläubigern eine gerichtliche Hypothek 
auf die Immobilien des Schuldners. 


) N. F. O. Art. 50 und Art. 4. 

2) V. v. 18. Dec. 1810. § 5 bei Fahnenberg, Magazin 1811. S. 193. Auch 
im Anhang der Statuten der Stadt Baſel v. 1830, Nr. 40. Abgeändert in der 
neuen Gerichts-Ordnung, welche in der Ausgabe der Statuten der Stadt Baſel 
von 1849 an die Stelle des erſten Theiles derſelben geſetzt iſt. Nach § 266 wird 
die Zuſtimmung von zwei Drittheilen der in Berückſichtigung kommenden Credi— 
toren und daneben verlangt, daß die Summe ihrer anerkannten Forderungen zwei 
Drittheile aller in Anſchlag kommenden betrage. 

3) Art. 519 — 526. 
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§ 44. Bankerott. 


Der Ausbruch eines Concurſes kann erfolgen: 

1) durch richterliches Erkenntniß auf Andrängen der Gläubiger 
oder Erklärung des Schuldners; 

2) durch cessio bonorum, die Erklärung des Schuldners, daß 
er ſeine Güter den Gläubigern abtreten will. Er hat hiervon den 
Vortheil der Freiheit von Perſonalarreſt, und darf nicht eher wieder 
in Anſpruch genommen werden, als bis er ausreichendes Vermögen 
erworben hat. Zu der Ceſſion iſt der Schuldner aber nur inſoweit 
befugt, als er durch Unglücksfälle inſolvent geworden iſt; im Falle 
eines Verſchuldens, einer ſchlechten Wirthſchaft, oder gar eines 1 
findet es nicht ſtatt. 

Das ſind ſchon die gewöhnlichen Grundſätze des gemeinen 
Rechtes. In Handelsgeſetzen find dieſelben in Beziehung auf die, 
Concurſe der Kaufleute meiſtens näher regulirt, wiewohl ſich hier 
wenig Allgemeines findet. Die Eröffnung des Concurſes erfolgt faſt 
immer durch eigene Inſolvenzerklärung, wozu meiſtens die Wechſel— 
ſchulden die Veranlaſſung geben: andere Schulden laſſen ſich auf— 
ſchieben, man kann es auf den Prozeß ankommen laſſen u. ſ. w.; 
wer einen Wechſel nicht bezahlen will, erleidet ſogleich perſönlichen 
Arreſt; um dem auszuweichen, bleibt nichts übrig als die Inſolvenz⸗ 
erklärung. 

Nach franzöſiſchem Recht muß die Eröffnung eines jeden Gon- 
curſes durch ein eigenes Urtheil des Handelsgerichts erkannt werden. 
Dieſes erfolgt nur auf eigene Erklärung des Falliten oder conſta— 
tirtes Einſtellen ſeiner Zahlungen. In dem Urtheil wird zugleich 
der Anfangstermin beſtimmt. Es iſt damit der Verluſt der Ver⸗ 
mögensverwaltung verbunden, ſowie die Verſiegelung. Zugleich wird 
ein vorläufiger Arreſt gegen den Falliten erkannt; indeſſen nach der 
Verſiegelung und vorläufigen Unterſuchung ſeiner Bücher kann er 
wieder freigelaſſen werden, wenn ſich kein Verdacht eines Betruges 
ergibt: mit oder ohne Caution ). 

Die Strafen fallirter Kaufleute ſind ſehr verſchieden. 
Unglücksfälle ſind ſelbſtverſtändlich ſtraflos: im Fall des Verſchuldens 
oder Betrugs große Mannigfaltigkeit. Die Reichsgeſetze beſtrafen nur 
ſolche Falliten, welche Betrug getrieben, oder denen grobes Verſchulden 
zur Laſt fällt, und welche davongelaufen ſind, mit Unfähigkeit zu 


1) C. c. art. 440 — 442. 449. 454. 455. 466. 
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Aemtern und Würden und mit arbiträren Strafen. — Sehr ſtrenge 
iſt das preußiſche Landrecht. Er verliert die Rechte eines Kaufmanns 
und darf ohne beſondere Erlaubniß keinen Handel anfangen. 
Außerdem werden vier Stufen von Bankrottirern unterſchieden: 
1) Unbeſonnene, welche gewagte Unternehmungen mit fremdem Gelde 
unternommen haben, erleiden Gefängnißſtrafe von ſechs Monaten 
bis zu zwei Jahren; 2) fahrläſſige, welche keine ordentlichen Bücher 
geführt, oder, nachdem ſie die Inſolvenz ſchon gewußt, neue Schulden 
contrahirt haben, werden mit Zuchthaus oder Feſtung von einem 
bis zu drei Jahren belegt; 3) muthwillige, welche durch übertriebenen 
Aufwand zahlungsunfähig geworden ſind, ſollen mit Zuchthaus von 
drei bis ſechs Jahren beſtraft werden; 4) betrügliche, welche ihr 
Vermögen verheimlichen, oder falſche Gläubiger angeben, um ihre 
Gläubiger zu hintergehen, ſollen fünf- bis zehnjährige Zuchthaus, 
ja ſelbſt lebenslängliche Feſtungsarbeit erdulden . 


Der code de commerce unterſcheidet einfache Falliten, welche 
ſtraffrei, und Bankrottirer, welche wiederum in einfache und betrügliche 
zerfallen. Das eine wie das andere iſt genau ſpecificirt. Wer unor— 
dentliche Bücher führt, iſt einfacher, wer gar keine oder falſche Bücher 
führt, iſt betrüglicher Bankrottirer. Entfernt er ſich, ehe er ſicheres 
Geleit erhalten, und ſtellt ſich nicht, ſo iſt er einfacher, nach erhal— 
tenem ſicheren Geleit und geleiſtetem Verſprechen betrüglicher Bankerot— 
tirer. Bei beiden Claſſen wird wieder unterſchieden zwiſchen denen, 
welche verfolgt werden müſſen, und denen, welche verfolgt werden 
können. Der einfache Bankerott gehört vor die Zuchtpolizeigerichte 
und wird mit Gefängniß von einem Monat bis zu zwei Jahren geahndet; 
der betrügliche vor die Criminalgerichtshöfe und erleidet zeitige Zwangs— 
arbeitsſtrafe von fünf bis zwanzig Jahren. Beſonders hart iſt das 
Geſetz gegen die Mäkler: iſt ein ſolcher inſolvent geworden, ſo wird er 
als Bankrottirer in Unterſuchung gezogen, und hat er etwas ver— 


) Aufgehoben durch Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851. § 259 — 262. Hier 
nur betrüglicher und einfacher Bankerott beſtraft: jener, im Fall Vermögensver— 
heimlichung, Schuldenerdichtung und unterlaſſener Buchführung, in der Abſicht, 
die Gläubiger zu benachtheiligen, mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren, bei mil— 
dernden Umſtänden nicht unter 3 Monaten Gefängniß; dieſer, im Fall von 
Ausſchweifungen und Spiel, unterlaſſener Buchführung und was dieſem gleich— 
ſteht, unterlaſſener Bilanzziehung und neuen Schuldenmachens, obgleich bei letzter 
Bilanz das Vermögen nicht die Hälfte der Schulden deckte, mit Gefangniß bis zu 
2 Jahren. Vergl. Strafgeſetzbuch v. Oppenhof S. 361 — 368. Berlin 1856. 
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ſchuldet, was einen Andern zum betrügeriſchen Bankerottirer macht, 
jo iſt lebenslängliche Zwangsarbeit ſeine Strafe ). 

Auch das engliſche Recht iſt ſehr ſtrenge, und verordnet für 
einzelne Betrügereien im Fall eines Falliſſements ſogar Todesſtrafe 2).— 
Auch in Hamburg nimmt man zwei Stufen des Bankrotts an, den 
leichtſinnigen und den boshaften. Auf letzterem ſtehen harte Criminal⸗ 
ſtrafen, auf erſterem nach Zahl der Procente bis vierjährige Gefäng- 
nißſtrafe ). N 

In Frankreich werden dem Falliten und ſeiner Familie die zum 
Gebrauche ihrer Perſon nöthigen Kleidungsſtücke, Sachen und Mobi⸗ 
lien verabfolgt; außerdem, wenn es an der Vermuthung eines 
Bankerotts fehlt, hat der Fallit das Recht, aus ſeinem Vermögen 
eine Summe als Unterſtützung zu verlangen ). Auch in England 
behält er die nothwendigſten Mobilien und erhält eine Summe zur 
Unterſtützung bei neuer Gewerbeinrichtung ). Außerdem das enorme 
Privilegium, daß wer zum erſten Mal Concurs macht nach Abtretung 
ſeiner Güter von allen Schulden ganz frei wird, und keiner Nach— 
zahlung an ſeine Gläubiger unterworfen iſt ©). Ebenſo in Hamburg, 
wer die ſchlechteſten Gläubiger mit 40 pCt. auszahlt 7). 


§ 45. Folgen der Inſolvenzerklärung oder Concurs— 
verfahren. 

Dabei ſind mehrere einzelne Punkte näher zu erörtern. 

A. Das Concursverfahren im Allgemeinen. 

Nach dem bisherigen deutſchen Rechte wird bei dem Concurſe der 
Kaufleute wie bei andern Concurſen verfahren: Güterpfleger und Eontra- 
dictor, Inventarium, Edictalladung, Liquidationstermin, Prioritäts⸗ 
urtheil, Verkauf der Güter und Vertheilung des Erlöſes. Nur wird 
beim Concurs der Kaufleute möͤglichſt ſchnell verfahren, und Vieles 
außergerichtlich abgemacht, was ſonſt wohl gerichtlich beſorgt wird: 
beſonders auch der Verkauf der Güter. 


1) C. c. art. 437 — 439. 586 — 599. art. 89. C. pen. art. 402 — 404. 
Vergl. art. 21. Abſ. 2. Zu allem dieſem die Noten von Sirey, Faustin Helie 
und Cuzon in den Codes annotes par Gilbert. Par. 1854. 

2) Blackstone, t. 2. p. 481. *Bergl. Engl. Strafrecht und Verfahren von 
Stephen, überſ. v. Mühry. Gött. 1843. S. 151. 152. wonach jetzt die Todes⸗ 
ſtrafe ceſſirt, und lebenslängliche Transportation eintreten kann. 

) Neue Fall. Ord. v. 31. Aug. 1753. Art. 102 — 105. 

) C. c. art. 529. 530. Verändert durch G. v. 28. Mai 1838. 

Blackstone, T. 2. p. 483. 6) Eb. S. 484. 

7) N. Fall. O. Art. 105. Nr. 2. Art. 107. 
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Für Frankreich enthält der code de commerce ſehr umſtändliche 
Vorſchriften über das Verfahren bei Concurſen. Ein eigentliches 
Concursverfahren, wo die Befriedigung ſämmtlicher Gläubiger gemein— 
ſchaftlich betrieben wird, kommt nur bei Kaufleuten vor, und muß 
durch ein Urtheil des Handelsgerichts erkannt werden. Die Haupt⸗ 
eigenheiten deſſelben ſind: 

1) Gleich bei Erkennung des Concurſes wird ein Mitglied des 
Tribunals zum Commiſſär ernannt; dieſer hat die Oberaufſicht über 
das ganze Concursverfahren, thut faſt Alles allein, und das Tribunal 
concurrirt nur bei wichtigen Punkten und entſtehenden Streitigkeiten ). 

2) Nach einander kommen ſodann dreierlei Arten von Güter— 
pflegern vor: a) Gleich Anfangs werden einer oder mehrere Agenten 
ernannt, welche die Errichtung einer ungefähren Bilanz, ſowie 
alles, was Eile hat, z. B. den Verkauf verderblicher Waaren, die 
Einkaſſirung der fälligen Wechſel, beſorgen, und höchſtens einen 
Monat im Amt bleiben. Die Gläubiger, welche ſich aus der Bilanz 
und den Büchern ergeben, werden ſodann proviſoriſch berufen, 
ſchlagen eine Anzahl von Perſonen zu b) proviſoriſchen Syndici 
vor, aus denen das Tribunal die betreffenden ernennt. Dieſe laſſen 
die Siegel abnehmen, errichten ein Inventarium, liquidiren mit den 
Gläubigern, und können nach Umſtänden den Verkauf der Waaren 
und die Einkaſſirung der Schulden beſorgen. Sobald die Liquidation 
vollendet, und die Gläubiger ausgemittelt ſind, werden ſie ſämmtlich 
zuſammenberufen, und wählen einige Perſonen zu c) definitiven 
Syndici. Dieſe verwalten bis zu Ende des Concurſes, ſetzen die 
eignen Geſchäfte des Falliten fort, verkaufen die Immobilien und 
vertheilen die Gelder ). 

3) Das franzöſiſche Recht kennt keinen eignen Contradictor: 
die Syndici beſorgen ſeine Funktionen, ſie verhandeln vor dem Com— 
miſſär, und was er und die Syndici für richtig annehmen, gelangt 
gar nicht an das Gericht; nur im Falle des Streites wird es 
vorgelegt. Dabei findet ſich das Eigne, daß jeder Gläubiger ſeine 
Forderung eidlich beſtärken muß 3). 

4) Auch kennt das franzöͤſiſche Recht keinen eigentlichen Liqui— 
dationstermin, und ebenſowenig eine Präcluſion. Es erfolgt eine 
Edictalladung und daneben eine Ladung an die einzelnen bekannten 
Gläubiger. Allein kein beſtimmter Termin zur Liquidation mit allen 


1) Art. 454. 458. ) Art. 454 flag. 476 flag. 527 flag. ) Art. 503 — 508. 
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Gläubigern: ſondern es wird mit jedem einzeln liquidirt ſowie er 
kommt und ſich anmeldet. Ebenſo wenig tritt eine Präcluſion wie 
in dem deutſchen gemeinen Concurs nach dem code ein. Wenn 
die Citationsfriſt verlaufen iſt, ſo wird eine Liſte der bekannten 
Gläubiger, welche nicht erſchienen ſind, angefertigt und an dieſe ergeht 
eine neue Ladung. Wer auf ſolche nicht kommt, von dem wird keine 
Notiz weiter genommen, ſondern mit der Vertheilung verfahren. Doch 
ſteht es Jedem frei, bis zur vollendeten Vertheilung nachzukommen 
und ſeine Anſprüche geltend zu machen. Nur eine geſchehene Aus— 
zahlung von Geldern kann nicht mehr angefochten werden, wenn 
gleich dem Ausgebliebenen ſein Platz vor dem Befriedigten gebührt 
hätte ). Endlich kennt das franzöſiſche Recht 

5) kein förmliches Prioritäts-Urtheil und keinen Diſtributions⸗ 
beſcheid. Statt Deſſen nehmen blos die Syndici ein Verzeichniß der 
Gläubiger auf, welche ein Privilegium in Anſpruch nehmen. Wenn 
Keiner widerſpricht, ſo bleibt es dabei. Entſteht Streit über Einzelne, 
ſo gelangt dies zur ſpeciellen Entſcheidung des Tribunals. Ebenſo 
wenig kommt ein Diſtributionsbeſcheid vor. Sobald die Liquidation 
vollendet und die definitiven Syndici gewählt ſind, fängt die Diftri- 
bution an, ſowie Gelder eingehen. Zuerſt werden die Privilegirten 
abgefunden: dann am Ende jeden Monats der Caſſenbeſtand über 
ſämmtliche Gläubiger ratenweiſe vertheilt ). 

Ein ähnliches Concursverfahren kommt in England vor. Seine 
Eigenthümlichkeit beſteht beſonders darin, daß kein gerichtliches Verfahren 
ſtattfindet, ſondern Alles im Wege außergerichtlicher Theilung vor 
ſich geht. Der Lord Canzler ernennt beliebige Perſonen zu Com— 
miſſarien und dieſe ernennen wiederum die Curatoxen (assignees), 
beſorgen die Liquidation, die Verſilberung und die Vertheilung, Alles 
außergerichtlich “). 

B. Gültigkeit der Verträge und Veräußerungen eines Falliten. 

1) Nach eröffnetem Concurs verliert er alle Dispoſitionsbefugniß 
über ſein Vermögen: alle Veräußerungen und Pfandbeſtellungen ꝛc. 
ſind mithin nichtig. Nach engliſchem Recht jedoch iſt das gültig, 
was ein Dritter in gutem Glauben von ihm gezahlt erhält. 

2) Vor ausgebrochenem Concurſe dagegen veräußert und con— 
trahirt der Schuldner gültig, ausgenommen wenn es zum Betrug 


) Art. 510 — 513. ) Art. 533. 558. 559. 
) Blackstone, T. 2. p. 480 ff, 
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der Gläubiger geſchieht. Dieſe letzte Ausnahme findet allerdings 
auch bei Kaufleuten ſtatt. Ueberdies haben mehrere Geſetze die 
beſondere Regel, daß alle Veräußerungen und Verpflichtungen, welche 
in beſtimmter Friſt vor dem Concurs ſtattgefunden haben und ein— 
gegangen ſind, durch dieſen verhindert und ungültig werden. Der 
Grund ſolcher Geſetze liegt in den häufigen Betrügereien, die nicht 
nachweisbar ſind 1). In Hamburg ſind alle Waarenkäufe, die 
binnen 14 Tagen vor dem Concurs geſchloſſen ſind, nichtig 2). In 
Lübeck beträgt die Friſt 4 Wochen 3). Ebenſo in Roſtock ). Kur— 
Sachſen geſtattet die Vindication aller Waaren, die in den beiden 
letzten Monaten, und aller Wechſel, welche 14 Tage vor eröffnetem 
Concurſe gekauft ſind 5). Der code de commerce nennt in dieſer 
Beziehung die Friſt von 10 Tagen vor eröffnetem Concurs, und 
verordnet für die Vorgänge dieſes Zeitraums: a) die Nichtigkeit 
1) aller Privilegien und Hypotheken; 2) aller Schenkungen von Immo— 
bilien; 3) aller Zahlungen noch nicht fälliger Schulden. b) Die 
Vernichtung aller abgeſchloſſenen Handelsgeſchäfte, ſobald der Betrug 
des andern Contrahenten erwieſen iſt; der Betrug von Seiten des 
Schuldners wird präſumirt; c) den Verkauf von Immobilien unter 
läſtigem Titel kann der Richter caſſiren, wenn er den Umſtänden 
nach glaubt, daß ein Betrug zum Grunde liege ©). 

C. Das Vindicationsrecht im Concurſe. 

Es iſt ſchon Regel des gemeinen Rechtes, daß, wenn ein Fallit 
fremdes Eigenthum in Händen hat, dieſes von dem Eigenthümer vin— 
dicirt werden kann. Bei kaufmänniſchen Concurſen findet ſich 

1) die Eigenheit, daß in einzelnen Fällen, in denen Eigenthum 
der Regel nach übergegangen iſt, ſolches durch den Concurs wieder 
hergeſtellt wird, und der frühere Eigenthümer die Erlaubniß erhält, 
es zu vindiciren. Dieſes findet beſonders dann ſtatt, wenn das 
Eigenthum erſt durch Connoſſement erworben iſt, und die Waare 
ſich noch nicht ſelbſt in den Händen des Falliten befindet. Iſt die 
Waare dann noch unbezahlt, ſo geſtatten mehrere Geſetze die Vin— 
dication 7). 

2) Zuweilen kann Geld vindicirt werden, welches aus einer 


) Büſch, Darſtellung, Th. 2. S. 545 ff. ) N. F. O. Art. 24. 
) Vergl. Engelbrecht, Obs. for. Nr. 68. 

) Roſt. St. R. P. 3. t. 1. § 18. add. $ 23. 

5 Bankerottmandat 1766. § 20. 21. 6) Art. 443 — 446. 

) So in Hamburg, N. F. O. Art. 25. 
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Waare gelöſt iſt. So vom Verkäufer der Erlös des Verkaufs— 
commiſſionärs ). Ebenſo das Geld für ein verkauftes Connoſſement ?). 

Auch hierüber finden ſich beſondere Vorſchriften im code de 
commerce. Es iſt geſtattet: 

1) die Vindication der von einem fremden Verkäufer abgeſandten 
Waaren, wenn ſie 

a) noch nicht in des Falliten oder ſeines Verkaufscommiſſionärs 
Hände gekommen ſind; 

b) noch nicht an einen Dritten in gutem Glauben verkauft 
ſind; und 

c) die Ballen und Päcke noch unverändert und ungeöffnet 
find 2). Hierin beſtand das droit de suite nach altem franzöſiſchen 
Recht. Doch ging ſolches ehemals noch weiter. Auch wenn die 
Waare ſchon in den Händen des Falliten ſich befand und von ihm 
weiter verladen war, fand daſſelbe ſtatt. Daraus entſtand große 
Gefahr für Verkaufscommiſſionen, und deßhalb ward es abgeſchafft!). 

2) Die Vindication aller Wechſel und Handelspapiere, welche 
dem Falliten eingeſendet ſind, wenn ſie 

a) noch nicht bezahlt ſind; - 

b) zur Eincaſſirung für Rechnung des Verkäufers aufgetragen 
waren, oder das Geld zur Bezahlung anderer Wechſel des Vindi— 
canten beſtimmt war, oder der Vindicant in ſeiner Rechnung mit 
dem Falliten bei Einſendung jener Papiere blos Gläubiger war 5). 

3) Die Vindication der Waaren, die in Verkaufscommiſſion 
eingeſendet ſind oder des Kaufpreiſes dafür, ſo lange ſolcher noch 
nicht bezahlt iſt, oder zwiſchen dem Käufer und dem Falliten in 
laufende Rechnung geſtellt iſt. Das erſtere iſt ſchon den allgemeinen 
Regeln gemäß, das letztere enthält etwas beſonderes ©). 

D. Claſſification der Gläubiger. 

Im Ganzen die gewöhnlichen Regeln: Abſolute- Bevorzugte, 
Privilegirte, Hypothekarier, Chirographarier. Doch im Einzelnen einige 
Eigenheiten: 

1) Haushaltsſchulden werden zu den abſolut-privilegirten 
gerechnet. Grund: weil ſie unbedeutend ſind; oft nicht im ganzen 
Belauf, ſondern nur der Betrag des letzten Jahres. 


1) N. F. O. Art. 26. Nr. 2. 2) N. F. O. Art. 25. Nr. 6. 

3) Art. 5 — 580. 

4) Büſch, Darftellung der Handl. Th. 2. S. 281 ff. (Th. 3. S. 227). 
5) Art. 588. 584. ) Art. 581. 
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2) Die Rechte der Ehefrauen ſind eingeſchränkt. Das gemeine 
Recht giebt ihnen zu große Rechte: daher beſonders bei Kaufleuten 
wohl eingeſchränkt. In Hamburg ſoll von der Frau, wenn der 
Mann fünf Jahre nach eingegangener Ehe fallirt, nichts zurückge— 
fordert werden !). 

3) Vorzug der Wechſelſchulden § 128. 

4) Vorzug der Depoſitengelder § 17 (richtiger wohl der General— 
hypotheken). 

Das franzöſiſche Recht kennt nichts von dieſem Allen, außer der 
Einſchränkung der Ehefrauen, worüber weitläufige Vorſchriften 2). — 
In England cejjiren alle Vorrechte außer dem Fauſtpfande. Sonſt 
genießen gerichtliche und anerkannte in beſiegelten Contracten contra— 
hirte Schulden (debts of record and by speciality) ein Vorzugs— 
recht; aber im Concurſe fällt es weg ). 

E. Beweiskraft der Handelsbücher eines Falliten )). 

Hierüber nicht viel Beſtimmtes: jehr®viel hängt vom richter— 
lichen Ermeſſen ab. 

1) Die Bücher ſollen zu Beweiſen gegen die Gläubiger gebraucht 
werden. Wenn die Bücher in Ordnung und kein Verdacht eines 
Betrugs oder eines groben Leichtſinnes gegen den Falliten vorhanden 
iſt, ſo haben deſſen Bücher ebenſo gut Beweiskraft, wie die Bücher 
eines Andern. Es iſt kein Grund vorhanden, hier mindern Glauben 
zu geben: das Unglück des Falliten vermindert nicht ſeine Glaub— 
würdigkeit in Anſehung Deſſen, was er früher gethan. 

2) Der Gläubiger beruft ſich darauf, um ſeine Forderung gegen 
die Maſſe zu beweiſen. 

a) Gegen den Falliten perſönlich haben die Bücher volle Beweis— 
kraft; die Schrift beweiſt immer gegen den Schreibenden; 

b) Gegen ſeine Concursmaſſe und die übrigen Gläubiger. Hier 
ſcheint das Handelsbuch keinen Glauben zu verdienen, wenigſtens 
muß der Richter die Befugniß haben, es nach Umſtänden zu ver— 
werfen. Denn immer bleibt der Verdacht einer Colluſion, daß viel— 
leicht dieſe Gläubiger zum eigenen Vortheil des Falliten eingetragen 
ſind, um dereinſt aus dem Erlös, nach Geſetz oder Vertrag, für ſich 
Vortheil zu ziehen. 


) N. F. O. Art. 30. 2) Art. 544 fg. 

8) Blackstone, T. 2. p. 487. 

) Heineceius de libris mercatorum foro cedentium in Syllog. opusc. 
nr. 14. 
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Der code de commerce hat hier nichts Beſonderes, überläßt 
alſo die Beurtheilung dem richterlichen Ermeſſen. Zwar enthält 
er 1) eine Verweiſung auf die Lehre vom Concurſe: das bezieht ſich 
jedoch nur auf die dortigen Strafen gegen Perſonen, welche falſche 
und unordentliche Bücher geführt haben. 

F. Separation der Gläubiger, wenn derſelbe Kaufmann mehrere 
getrennte Handlungen geführt hat ). 


DW: MER 

2) Arg. I. 5. $15. 16. D. de trib. act. 14, 4. Hierüber folgende Literatur: Dabelow, 
Vom Concurſe, S. 347. 348. Struben, R. B. Th. 3. Nr. 108. Lauterbach, Diss. 
acad. V. I. nr. 47. § 14. Mevius, Comm. ad Jus Lub. 1.3. t. I. art. 10. n. 55 fgg. 
Voet, Comm. ad Pand. I. 14. t. 4. $6 fgg. Stryk, Usus modern. 1.14. t. 4. § 2. 
Struv Synt. jur. civil. exerc. 20. th. 46. Hofacker, Princip. t. 3. $ 1809. 
Huber ad Pand. 1.14. t. 4. § 3. 4. Bülow und Hagemann, Erörterungen, Th. 7. 
Nr. 105. 


Imeites Buch. 
Das MWerhselrerhz. 


— — 


Das Wechſelrecht umfaßt alle die beſonderen Rechtsprincipien, 
welche ſich auf Wechſel und Wechſelgeſchäfte beziehen. Martens 
ſendet ihm als Einleitung eine Darſtellung des Rechts der gewöhn— 
lichen Schuldbriefe und Anweiſungen nach gemeinem Recht zu dem 
Zweck voraus, um das Wechſelgeſchäft zu erläutern, und den Gegen— 
ſatz des Wechſelrechts gegen das gemeine Recht hervorzuheben. Allein 
damit wird dieſer Zweck doch nicht erreicht. Eine andere Einleitung 
iſt zweckmäßiger. Die Darſtellung des Wechſelgeſchäfts beginnt beſſer 
mit dem Wechſel ſelbſt. Der Gegenſatz gegen das gemeine Recht 
erhellt daraus theils von ſelbſt, theils wird er am anſchaulichſten bei 
den einzelnen Grundſätzen des Wechſelrechtes entwickelt. Die gegen— 
wärtige Einleitung enthält daher nur eine allgemeine Beſchreibung 
des Wechſels und der Eigenthümlichkeiten des Wechſelrechts und 
Wechſelgeſchäfts. 


Erſter Abſchnitt. 
Einleitung. 
§ 46. Der Wechſel. 

Der Wechſel iſt ein Schuldſchein oder eine Anweiſung, welche 
ſich Wechſel nennt, und wobei deßhalb im Nichterfüllungsfall der 
Verbindlichkeit die ſtrengſte und ſchleunigſte Execution eintritt. An 
ſich iſt alſo der Wechſel nur ein gewöhnlicher Schuldſchein, welchen 
man auf ſich ſelbſt, oder eine Anweiſung, welche man auf einen 
Andern ausgeſtellt hat, ganz wie nach gemeinem Recht. Wird aber 
in dieſen Urkunden das Wort Wechſel gebraucht, ſo zieht dies in 
Ländern, wo Wechſelrecht gilt, die ſchleunigſte Execution nach ſich. 
Dieſe eigenthümliche Wirkung macht den Wechſel zu einer beſondern 
Art von Urkunden, und zeichnet die Wechſelverbindlichkeit vor gewöhn— 
lichen Verbindlichkeiten aus. Die Urkunde erhält dieſe Eigenſchaft 
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heutzutage in der Regel nicht dadurch, daß der Ausſteller eine 
beſondere deßfallſige Verpflichtung übernimmt, ſondern durch den 
bloßen Gebrauch des Wortes „Wechſel.“ Fehlt das Wort, ſo tritt 
die ſtrenge Verbindlichkeit nicht ein. Wie dies gekommen iſt, läßt 
ſich nur hiſtoriſch erklären: vergleiche den zweiten Abſchnitt. Allein 
dieſer Satz gilt nur als Regel, und ausnahmsweiſe kommt 1) aus 
beſtimmten Urkunden, nämlich kaufmänniſchen Anweiſungen, auch 
ohne das Wort „Wechſel“ die ſtrenge Verbindlichkeit vor, § 117; 
und andererſeits tritt ſie 2) bisweilen nicht ein bei Urkunden, welche 
das Wort führen, bei denen ſich aber ſonſt im Einzelnen ein Mangel zeigt. 


§ 47. Das Eigenthümliche des Wechſelrechtes. 


Das Eigenthümliche des Wechſelrechtes beſteht zunächſt in der 
Executionsſtrenge, und darin vornehmlich tritt der Unterſchied des 
Wechſels von einfachen Schuldſcheinen und Anweiſungen hervor. 
Alle Geſchäfte, die mit einem Wechſel gemacht werden, laſſen ſich 
auch mit einfachen Anweiſungen vornehmen. Dieſe können indoſſirt, 
girirt, präſentirt, acceptirt, proteſtirt, und zum Regreß wider Andere 
benutzt werden, ebenſo wie der Wechſel. Allein aus einer einfachen 
Anweiſung läßt ſich höchſtens der gewöhnliche Executivprozeß ableiten. 
Liegt aber ein Wechſel vor, ſo tritt ein viel ſchnelleres und ſtrengeres 
Verfahren ein, und als Executionsmittel die perjönliche Haft. Dieſe 
Eigenthümlichkeit hat aber auf der andern Seite die Folge, daß der 
Inhaber eines Wechſels an beſtimmte Förmlichkeiten und Friſten 
gebunden iſt, die er zur Erhaltung ſeines Rechtes beobachten muß. Soll 
ſein Schuldner ſo viel ſtrenger behandelt werden, ſo muß auch er ſeinerſeits 
genauer und förmlicher verfahren: ſonſt verliert er ſein Recht. Das zeigt 
ſich z. B. bei der Präſentation des Wechſels und dem Proteſt. Beide Punkte 
zuſammen, die Strenge der Rechtsverfolgung gegen den Schuldner, und 
die Strenge der Friſten und Förmlichkeiten, welche der Inhaber beobachten 
muß, bilden das Eigenthümliche des Wechſelrechtes. Die nähere Ent— 
wicklung von Beiden bildet einen Hauptgegenſtand der Lehre. Die 
Strenge der Execution beſteht gewöhnlich in dem Perſonalarreſt. 
Sonſt wird zuerſt Execution gegen das Vermögen erkannt, und 
Arreſt der Perſon gar nicht oder nur zur Aushülfe. Hier hat der 
Gläubiger gleich Anfangs die Wahl. Allein doch nicht durchgängig 
und nicht allenthalben tritt die gleiche Strenge ein. Das Nähere § 140. 


§ 48. Eigner und traſſirter Wechſel. 


Der Ausſteller des Wechſels verſpricht entweder ſelbſt die 
Zahlung — eigner, trockner Wechſel, cambium siccum. Dieſer iſt 
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ein Schuldſchein mit der Wechſelclauſel. Zwei Perſonen ſind dabei 
hinreichend: der Ausſteller oder Wechſelſchuldner, und der Wechſel— 
inhaber oder Gläubiger. Dieſe Art des Wechſels kommt ſeltener 
vor und iſt von geringerer Wichtigkeit. Oder der Ausſteller trägt 
einem Andern die Zahlung auf, er richtet ſeine Rede an dieſen und 
giebt ihm die Zahlung auf — traſſirter Wechſel, Tratte, cambium 
trassatum; Wechſel traſſiren, ziehen. Er iſt eine Anweiſung mit 
der Wechſelclauſel. Dabei kommen wenigſtens drei Perſonen vor: 
der Ausſteller, Traſſant; der Inhaber, mit mehreren beſonderen 
Namen; der Dritte, welcher zahlen ſoll, der Bezogene oder Traſſat. 
Dieſe Art des Wechſels iſt die wichtigſte und häufigſte. 


§ 49. Veranlaſſungen zum Gebrauch des Wechſels. 


Ein eigner Wechſel wird auf dieſelben Veranlaſſungen hin 
ausgeſtellt, wie ein anderer Schuldſchein. Er wird gebraucht, wenn 
der Ausſteller eines Schuldſcheins ſich beſonders bündig verpflichten 
will. Die ſtrenge Verpflichtung des Schuldners bewirkt mehr 
Zutrauen bei dem Gläubiger. Wer ſonſt kein Geld und keinen 
Credit finden würde, findet ſolches durch den Wechſel. 

Die Hauptveranlaſſung für den traſſirten Wechſel und der 
Hauptvortheil bei ſolchem beſteht in der Erleichterung der Zahlungen 
von und nach fremden Orten. A in London hat an B in Paris 
zu fordern: C in London iſt an D in Paris ſchuldig. Baare Ueber— 
ſendung macht Koſten. Dieſe werden einfach dadurch vermieden, 
daß A einen Wechſel auf B ausſtellt, dieſen giebt er an C und 
erhält den Belauf: C ihn an D, und dieſer bekommt von B Zahlung. 
So kommt Alles in Richtigkeit. Dieſe Nützlichkeit der Zahlung ward 
bei mehrerer Verbreitung der Sache dadurch noch ſehr befördert, 
daß der Wechſel ſich nicht bloß zur Zahlung nach den Orten als 
tauglich erweiſt, wo er fällig iſt, ſondern auch noch nach anderen 
Handelsſtädten, weil ſich dort leicht Gelegenheit zum Abſatz findet. 
Dadurch kam die Sache zuerſt in Gang. Jetzt wird freilich der 
Wechſel auch ohne dieſes Verhältniß zu anderen Zwecken gebraucht. 
Die Ausſtellung geſchieht ſehr oft, um ſich Geld zu verſchaffen. 
Außerdem iſt die Ausſtellung und der Ankauf von Wechſeln ein 
Gegenſtand der Speculation, um auf den Cours zu verdienen. Sind 
z. B. in Frankfurt für 100 Francs zu zahlen 60 Gulden, zur 
Ankaufszeit aber nur 56 Gulden, ſo ſind bei einem Wechſel über 
10000 Francs 400 Gulden verdient. Dieſer Nebenzweck hat den 
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Gebrauch des Wechſels noch viel häufiger gemacht. Er iſt ein 
. Hauptzweig der Handlung. Ein Hauptgeſchäft eines großen Kauf 
manns beſteht im Wechſelhandel. Es giebt eigene Kaufleute blos 
hierfür, — die Banquiers, Banken. Allein auch jeder andere Kauf 
mann treibt nebenher eine große Menge von Wechſelgeſchäften. 


§ 50. Beſchreibung des Ganges des Wechſelgeſchäfts. 


Der Gang braucht nur beim traſſirten Wechſel dargeſtellt zu 
werden. Zuerſt der einfachſte Gang. | 

Das Erſte iſt immer eine Verabredung zwiſchen Ausſteller und 
Empfänger, den Wechſel geben und nehmen zu wollen. Wer aus⸗ 
ſtellen und abgeben will, ſucht ſich einen Nehmer oder umgekehrt. 
Darauf folgt die wirkliche Ausſtellung. Der Traſſant ſchreibt den 
Wechſel, worin er einem Dritten, dem Traſſaten, aufträgt, dem 
Empfänger die Summe, auf welche der Wechſel lautet, zu bezahlen. 
Dieſer Wechſel wird dem Nehmer eingehändigt, und von dieſem der 
Belauf, die Valuta, bezahlt. Der Traſſant wird dadurch dem Nehmer 
verpflichtet, ihm richtige Zahlung zu verſchaffen, ſo daß er widrigen⸗ 
falls für Regreß haftet. Der Nehmer überſendet den Wechſel einem 
Freunde am Wohnort des Traſſaten, und wird daher Remittent, 
genannt. Dieſer legt den Wechſel dem Traſſaten vor, mit der 
Frage, ob er bezahlen wolle, — Präſentant, Präſentation. Der 
Traſſat übernimmt ſie, und ſchreibt ſolches auf den Wechſel, — 
Acceptant, Acceptation, Accept, Annahme. Daraus entſteht die 
Verbindlichkeit zur Zahlung, zu welcher auch der Acceptant nach 
der Strenge des Wechſelrechtes verbunden iſt. Am Zahlungstage 
wird der Wechſel zum zweiten Male präſentirt, und gegen deſſen 
Auslieferung das Geld erhoben. Damit iſt die Wechſelverbindlichkeit 
getilgt; der Traſſat hat das, wozu er ſich anheiſchig gemacht hatte, 
erfüllt. Es bleibt nichts übrig, als daß Traſſant und Traſſat ſich 
mit einander berechnen. Dieſe Berechnung hat aber mit dem Wechſel 
nichts mehr zu thun, ſondern iſt eine gewöhnliche Abrechnung, wie 
bei andern Zahlungen. 

Dieſer einfachſte Gang wird aber oft viel weitläuftiger, indem 
beſonders drei Complicationen eintreten: 


§ 51. 1) Durch Indoſſament. 


Der Remittent erhebt den Wechſel gewöhnlich nicht ſelbſt, ſon⸗ 
dern cedirt ihn an einen Andern; denn Forderungen, welche aus 
einem Wechſel erwachſen, laſſen ſich, wie andere, auch veräußern. 
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Dieſe Uebertragung wird durch eine Notiz auf dem Rücken des 
Wechſels beſchafft, — daher Indoſſament, Indoſſiren, Indoſſant und 
Indoſſat oder Indoſſatar. Der Indoſſat erhält dadurch das Recht, 
die Zahlung zu erheben; der Indoſſant aber iſt, wie der Traſſant, 
verbunden, für die richtige Zahlung zu haften. Eine ſolche Ueber— 
tragung kann auch mehrmals wiederholt werden, indem der Indoſſat 
weiter indoſſirt. So geht der Wechſel oft durch viele Hände, zumal 
da nach dem Obigen auch an anderen Orten ſich Zahlung damit 
leiſten läßt. Dieſer Umlauf des Wechſels heißt Giro, das Giriren. 
Es entſteht dadurch eine Reihe von Theilnehmern. Alle, die vor 
einer beſtimmten Perſon ſtehen, heißen Vormänner; die nach ihm 
Hinter- oder Nachmänner. 

Veranlaſſung zu einer ſolchen Uebertragung iſt bisweilen der 
Discont. Der Wechſelinhaber erhält nicht eher Geld, als bis der 
Wechſel fällig iſt: er braucht es aber gleich, und ſucht ſich einen 
Andern, welcher ihm das baare Geld giebt. Dieſer aber zieht einige 
Procente als Zinſen ab. Dieſe Uebernahme wird Discontiren und 
der Abzug Disconto genannt. 


§ 52. 2) Durch Regreß. 


Wenn die Acceptation oder die Zahlung von dem Traſſaten nicht 
geleiſtet wird, ſo haben Traſſant und Indoſſant ihre Verbindlichkeit 
nicht erfüllt. Der Inhaber iſt daher befugt, an die Vormänner 
ſeinen Regreß zu nehmen, und ſein Geld nebſt Intereſſen wieder zu 
fordern, — Wechſelregreß. Dies geſchieht meiſtens dadurch, daß für 
den Belauf des Anſpruchs ein Wechſel auf ſie traſſirt wird, — 
Rückwechſel, ricambio. Wird dieſer bezahlt, ſo iſt Alles abgethan. 
Sonſt muß die Regreßklage erhoben werden, bei welcher die Strenge 
des Wechſelrechtes eintritt. Um aber dieſen Regreß zu begründen, 
iſt es nothwendige Bedingung, daß über die Weigerung des Traſſaten 
eine Urkunde aufgenommen wird, wodurch man ſofort beweiſen kann, 
daß gehörig präſentirt iſt, daß der Traſſat nicht hat acceptiren oder 
nicht hat zahlen wollen, — der Wechſelproteſt. Iſt dieſer verſäumt, 
ſo iſt entweder das ganze Recht oder doch das Wechſelrecht verloren. 


§ 53. 3) Durch Intervention., 


Wenn der Traſſat nicht acceptiren oder nicht zahlen will, ſo 
kommt es häufig vor, daß ein Dritter auftritt, welcher ſich ſtatt 
ſeiner dazu erbietet. Für den Traſſanten und Indoſſanten iſt es 
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theils verdrießlich und ſchimpflich, theils mit Verluſt verbunden, 
wenn ein Wechſel nicht bezahlt wird und es zum Regreß kommt. 
In Ermangelung des Traſſaten treten daher oft andere gute Freunde 
auf, welche acceptiren oder zahlen, — Intervention, Intervenient. 
Dieſer tritt dadurch an die Stelle des Traſſaten. Seine Verbind⸗ 
lichkeit geht auf Bezahlung, und dagegen hat er das Recht, von dem 
Traſſanten oder Indoſſanten, für deſſen Rechnung die Intervention 
geſchehen iſt, Erſtattung zu verlangen. 


Sweiter Abſchnitt. 
Geſchichte und Literatur. 


Bei dem Wechſelrecht iſt es für die Dogmatik zwar nicht 
nöthig, in die Geſchichte ſeiner Entſtehung einzugehen: aber es iſt 
ſehr intereſſant und zur Erläuterung nützlich. 

Ueber den Urſprung wurde ſonſt viel geſtritten. Es ſind darüber 
mancherlei, zum Theil ſehr alberne, Meinungen aufgeſtellt. Man 
gab ſich nicht die Mühe, hiſtoriſch nachzuforſchen, ſondern erdachte 
Hypotheſen, und hat dabei nicht ſonderlich beachtet, worauf es eigentlich 
ankam. Viel Verdienſt hat hier Büſch: volles Licht iſt erſt durch 
Martens geſchaffen. Seine Schrift !) iſt jo klar und vollſtändig, 
daß ſeitdem kein Zweifel darüber ſtattfindet, und alles Andere ent— 
behrlich wird. Zweierlei iſt hier hauptſächlich zu erklären: 

1) Die Entſtehung und allmälige Ausbreitung des Wechſel— 
geſchäfts: wann und wie man zuerſt darauf gekommen ſei, ſich des 
Wechſels zur Einziehung und Leiſtung von Zahlungen zu bedienen. 
Es ſoll hier nicht gerade der Gebrauch von Anweiſungen zu dem 
gedachten Zweck unterſucht werden; denn das iſt ganz natürlich; 
ſondern, wie es zu einem eigenen Gewerbe wurde, Wechſel zu traſſiren 
und zu nehmen, ſo daß man auch traſſirte, ohne Gläubiger des 
Traſſaten und Schuldner des Empfängers zu ſein. 

2) Die Entſtehung des ſtrengen W. R. Hier iſt anzugeben, 
wie es gekommen, daß man gegen eine Perſon, welche ihre Wechſel— 
verbindlichkeit nicht erfüllt hat, ſo beſonders ſtrenge verfährt, und 


) Verſuch einer hiſtoriſchen Entw. des wahren Urſprungs des W. R. 
Gött. 1797. 
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daß ſchon der bloße Gebrauch des Wortes „Wechſel“ dieſe Verbind— 
lichkeit nach ſich zieht. 

Beides erklärt ſich aus dem beſondern Recht der Meſſen und 
der Campſoren im Mittelalter. 


§ 54. Zahlungen auf Meſſen. 


Schon in $5 iſt bemerkt, daß bei dem Wiederaufblühen des 
Handels im Mittelalter dieſer hauptſächlich auf Meſſen betrieben 
ward, wo oft Kaufleute aus ſehr entfernten Gegenden perſönlich 
zuſammenkamen. Dieſe Meſſen hatten mancherlei Privilegien. 
Darunter befand ſich beſonders auch Folgendes: 

1) Es war ein eigener Richter für alle Rechtsfälle, welche auf 
der Meſſe und aus Meßgeſchäften vorkamen, angeſtellt: conservator 
nundinarum, conservateur des foires. 

2) Bei dieſem Meßgericht fand ſchnelle und prompte Juſtiz 
ſtatt, mit Uebergehung aller Feierlichkeiten. 

Der Grund dieſer Beſtimmung lag natürlich darin, daß die 
Fremden ſich nicht lange aufhalten konnten, und ein Prozeß durch 
Bevollmächtigte damals weniger gewöhnlich war und große Schwie— 
rigkeiten hatte. Eben zum Behuf dieſer ſchleunigen Rechtshülfe 
wurde denn auch wohl der eigene Richter beſtellt. Zu gleichem Zweck 
war es auch ſehr natürlich, daß es bei klaren Schulden ſehr ſchnell 
zu perſönlichem Arreſt kam. Die Schuldner waren meiſtens Fremde, 
welche ſchnell abreiſen konnten, und ſelten Güter hinterließen, an 
die man ſich zu halten vermochte: es blieb alſo kein anderes Siche— 
rungsmittel übrig. Auch heutzutage wird gegen Fremde leichter 
Arreſt erkannt; ebenſo damals. Dieſe ſchleunige Execution wurde 
denn auch auf die Schuldſcheine angewendet, welche auf der Meſſe 
zahlbar waren. Gegen Ende der Meſſe rechneten die Kaufleute 
gewohnlich mit einander ab. Was nicht gezahlt werden konnte, 
darüber wurde entweder ein Schuldſchein auf die nächſte Meſſe, oder 
auch eine Anweiſung auf eine andere Meſſe, daß man dort bei dem 
und dem erheben ſolle, ausgeſtellt, — lettres de foire. Wurde nun 
nicht bezahlt, ſo erfolgte die ſchleunigſte Execution, und, da man 
es mit Fremden zu thun hatte, Perſonalarreſt. Ein fernerer Grund 
zur Strenge lag noch darin, daß der Schuldſchein meiſtens in einer 
gerichtlichen Urkunde beſtand. Auch enthielten die Meßordnungen 
die Vorſchrift, daß die Urkunde ſonſt nicht gültig ſei: ſo auf der 
Champagner-Meſſe im vierzehnten Jahrhundert. Ward nun aus 
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einer ſolchen Urkunde geklagt, ſo war Alles gleich klar und erwieſen. 
Es war nicht einmal nöthig, den Schuldner vorzuladen, ſondern 
man konnte ſogleich um ein Arreſtmandat nachſuchen. So kam in 
der That die Wechſelſtrenge vor den eigentlichen Wechſeln vor. 
Dieſe wurden hauptſächlich durch die Geſchäfte der Campſoren aus⸗ 
gebildet. 


§ 55. Campſoren. 


Im Mittelalter, namentlich vom 12. bis zum 14. Jahrhundert 
war das Münzweſen in der größten Verwirrung. Nicht nur hatte 
jedes Ländchen feine eigne Münze, ſondern es gab auch eine Menge: 
Veränderungen in demſelben Lande, und obendrein ſehr viele falſche. 
Daher war das Geſchäft der Geldumwechslungen, cambium, ſpäter 
cambium minutum, eine ſehr wichtige Sache. Es gab Gelegenheit 
zu einer Menge von Bedrückungen gegen den gemeinen Mann, 
welcher es nicht verſtand. Zu deren Verminderung ward eingeführt, 
daß das Umwechſeln des Geldes kein freies Gewerbe ſein, ſondern 
nur vermöge Privilegiums ausgeübt werden ſolle. In Deutſchland 
war es ein Vorrecht der Münzbürger; in Frankreich und Italien 
wurde es eignen Kaufleuten vom Staate übertragen, den Campſoren. 
Sie mußten ſchwören, die Geſetze zu beobachten und ordentliche Bücher 
zu führen. Daneben hatten ſie eine Caution zu ſtellen: in Piacenza 
1391 für 1000 dortige Pfund. Dagegen genoſſen ihre Bücher 
großen Glauben, und ihre Scheine wurden den öffentlichen Inſtru⸗ 
menten gleich geachtet. Dieſe Campſoren beſorgten mannigfaltige 
Geſchäfte. Sie beſchränkten ſich nicht auf die Geldumwechſelungen, 
ſondern gingen viel weiter und machten große Geldumſätze. Den 
Regenten, welche damals in Geldnoth waren, dienten fie zu Banquiers: 
ſie liehen auf ihren Credit von Privatleuten in kleinen Summen, 
und verliehen wiederum an die Fürſten. Die Peruſini in Florenz 
hatten von Privatleuten 500,000 Goldgulden aufgeliehen und der 
König von England war ihnen dagegen 600,000 Goldgulden ſchuldig: 
da dieſe nicht bezahlt wurden, ſo machten die Peruſini 1339 bankerott. 
Auch der Papſt gebrauchte die Campſoren, um ſeine großen Revenüen 
aus der katholiſchen Chriſtenheit einzuziehen. Dies that nach einer 
Nachricht von 1233 Gregor IX., indem er den Campſor Solafico 
zu Siena benutzte, um ſeine Revenüen aus Frankreich und England 
zu erhalten. So große Geſchäfte waren für einen einzelnen Campſor 
zu viel. Um ſie beſſer zu betreiben, traten Viele zuſammen, und 
errichteten zur Erleichterung außer dem Hauptcomptoir eine Menge 
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von Nebencomptoiren an verſchiedenen oft entfernten Orten. Es 
gab Florentiner Campſoren in Venedig, Paris, Brügge, London. 
Die Medicis waren urſprünglich nichts als große Campſoren. Im 
14. Jahrhundert waren 16 Campſoren an ebenſo vielen verſchie— 
denen Orten etablirt. Dieſe verſchiedenen Comptoirs erleichterten 
beſonders die Geldübermachung von einem Ort zum andern. Sie 
nahmen an einem Comptoir das Geld, und trugen dagegen dem 
andern die Auszahlung auf. Der Hauptſitz dieſer Campſoren in 
der frühſten Zeit, vom 12. bis zum 14. Jahrhundert war Italien, 
Frankreich und das öſtliche Spanien. Deutſchland wurde es erſt 
im 15. und 16. Jahrhundert. Nennenswerth iſt beſonders die Familie 
Fugger in Augsburg. ö 


§ 56. Entſtehen der wirklichen Wechſel, zuerſt auf 
Meſſen. 


Wie der Handel überhaupt, ſo wurde auch das Geſchäft der 
Campſoren hauptſächlich auf Meſſen betrieben. Hatten ſie kein 
Comptoir, ſo reiſten oder ſchickten ſie ihre Leute hin: ebenſo wie noch 
jetzt bei Meſſen. Auf dieſen war die meiſte Gelegenheit zur Geld— 
verwechſelung, weil daſelbſt ſo viel fremdes Geld zuſammenfloß. 
Auch war daſelbſt die meiſte Gelegenheit, um Geld von Kaufleuten 
zu leihen, die es übrig, oder es an ſolche zu verleihen, welche es 
nöthig hatten. Hier entſtanden nun die eigentlichen Wechſelbriefe und 
zwar wahrſcheinlich ſo. Wenn ein Kaufmann Geld eingenommen hatte 
und es auf einer andern Meſſe gebrauchte, ſo war es für ihn 
unbequem, ſolches mitzunehmen: denn die Landſtraßen waren unſicher, 
und die auf der einen Meſſe empfangenen Münzſorten konnte er 
auf der andern nicht gebrauchen. Er trug daher ſein Geld zu dem 
Campſor, und dieſer verſprach die gleiche Summe an dem andern 
Ort in dortiger Münzſorte auszahlen zu laſſen. Darüber wurde 
ein gewöhnlicher Meßcontract oft gerichtlich aufgenommen. Darin 
lag eine wahre Geldverwechſelung, und zwar gewiſſermaßen eine 
doppelte, indem theils eine andere Münzſorte, theils dieſe an einem 
andern Orte ausgetauſcht wurde. Es war alſo ein Contract über 
eine Geldverwechſelung. In Folge dieſes Contracts gab der Campſor 
dem Kaufmann einen Brief an ſein Comptoir an jenem Ort, oder 
an einen andern Campſor daſelbſt, worin er dieſem die verſprochene 
Zahlung auftrug, lettera di cambio genannt; der Sache nach ein 
wahrer traſſirter Wechſel. In dieſem Briefe war dann auch immer 
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ſorgfältig ausgedrückt, daß ein cambium zum Grunde liege: dieſes, 
um den Verdacht eines gewöhnlichen Darlehns und des wucherlichen 
Zinsnehmens abzulehnen. Denn damals waren alle Zinſen, und 
alſo auch das zinsbare Darlehn ſtreng verboten. Es war daher nicht 
gleichgültig, ob das Geldgeſchäft als Darlehn oder als Verwechſelung 
angeſehen wurde. Man mußte es mithin vermeiden, daß das Geſchäft 
als Darlehn erſcheine, und der Vortheil, welchen man für die 
Verwechſelung nahm, als Zins angeſehen werde. Daher war es 
ſorgfältig ausgedrückt, daß lettera di cambio vorhanden ſei. 


§ 57. Wechſelſtrenge dabei. 


Wurden dieſe lettere di cambio von dem Traſſaten nicht 
acceptirt oder bezahlt, ſo war der Inhaber natürlich zum Regreß 
befugt. Es war ihm die in dem vorangegangenen contractus cambii 
verſprochene Zahlung zu ſchaffen, und er war daher berechtigt, auf 
Empfang des Geldes zu klagen. Dabei verſtand es ſich von ſelbſt, 
daß die größeſte Strenge und ſogleich Arreſt eintrat. Denn: 

1) die Forderung rührte aus einem Meßcontracte her, es trat 
alſo dabei das Recht aller Meßcontracte ein, daß die ſchleunigſte 
Execution daraus ſtattfinde. 

2) Der Contract war mit einem Campſor geſchloſſen, deſſen 
Urkunden den öffentlichen Inſtrumenten gleichſtanden, der aber 
dagegen zur ſtrengen Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten ſchuldig war, 
und ſich zur Ordnung in ſeinem Geſchäft eidlich verpflichtet hatte. — 
So verfährt man noch jetzt in Frankreich gegen Mäkler und 
Notarien ſtrenger als gegen Andere. 5 

3) Er hatte das baare Geld ſchon erhoben, und hielt dem 
Inhaber in der augenſcheinlichſten Weiſe, wie es nur bei irgend 
einem Geſchäft vorkommen konnte, das Seinige vor. An Einreden 
war gar nicht zu denken. Nicht einmal die der Compenſation war 
hier anwendbar, wo er ſich zur Zahlung an einem anderen Orte 
und in einer anderen Münzſorte anheiſchig gemacht hatte. 

Dieſe Gründe machten ein ſtrenges Verfahren gegen den Aus— 
ſteller ſehr erklärlich. Die gleiche Strenge mußte aber auch gegen 
den Traſſaten eintreten, wenn dieſer einmal acceptirt hatte. Der 
dritte Grund zwar trat bei ihm nicht ſo offenſichtlich hervor: das 
baare Geld war an den Freund und Mandanten des Traſſaten 
gegeben, und dieſer hatte den ihm ertheilten Auftrag gutgeheißen. 
Die beiden andern Gründe aber traten hier ebenſo ein: 
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1) die Verbindlichkeit rührte aus einem Meßcontract her, und 
war auf der Meſſe zu erfüllen: es trat mithin allgemein die Meß— 
ſtrenge ein. 

2) Der Acceptant war faſt immer auch ein Campſor, und alſo 
der Strenge gegen die Campſoren unterworfen. 

Büſch hat in ſeiner Abhandlung den Grund der Wechſelſtrenge 
nur in dem dritten Punkte geſucht, nämlich in der baar empfangenen 
Valuta, zu deren Vorenthaltung kein Grund vorhanden geweſen ſei. 
Daß dieſer mitgewirkt hat, iſt wahrſcheinlich; allein unmöglich war 
es der alleinige Grund. Denn er tritt 1) bei jedem Darlehn ebenſo 
gut ein. Hier hätte alſo dieſelbe Strenge ſtattfinden müſſen. Dagegen 
trifft er 2) bei dem Acceptanten nicht zu: man hätte alſo dieſe nicht 
mit gleicher Strenge behandeln können. 


§ 58. Entſtehung eigner Wechſel. 


Die eignen Wechſel ſind ſo ziemlich auf demſelben Wege wie 
die traſſirten entſtanden. Ein fremder Kaufmann, welcher bei ſeiner 
Ankunft auf der Meſſe Geld zu Einkäufen mit ſich brachte, trug 
dieſes gewöhnlich zum Campſor. Denn er mußte es doch gegen das 
am Orte der Meſſe gangbare Geld verwechſeln, und es war beim 
Campſor ſicherer aufgehoben, als in ſeinem Quartier. Er nahm 
aber nicht gleich anderes Geld dafür, denn jetzt hatte er daſſelbe noch 
nicht nöthig, ſondern erſt in der Zahlwoche. Er ſchloß daher mit 
dem Campſor einen Contract ab, daß dieſer gegen das empfangene 
Geld in der Zahlwoche am Meßorte courſirendes Geld zurückzahlen 
wolle, und empfing darüber einen Schuldſchein. Dieſer Contract 
beruhte alſo wieder auf einer Geldverwechſelung. Der einzige Unter— 
ſchied beſtand gewöhnlich darin, daß das eingewechſelte Geld nicht 
gleich ausbezahlt ward. Er hieß alſo contractus cambii, und der 
Schuldſchein ward auch lettera di cambio genannt. Auch hier war 
es wichtig, in der Urkunde ausdrücklich zu bemerken, daß der Con— 
tract ein cambium ſei, und der Schuldſchein aus ſolchem herrühre. 
Dieſes um deßwillen, damit es nicht das Anſehen eines Darlehns habe, und 
die Einrede des Zinswuchers entgegenſtehe. Daher wurde der Ausdruck 
cambium ſorgfältig eingerückt, und man machte einen großen Unter— 
ſchied zwiſchen einem Schuldſchein über ein cambium und einem 
Schuldſchein über ein mutuum. — So entſtand der eigene Wechſel, 
und es mußte auch aus dieſem dieſelbe ſtrenge Execution ſtattfinden, 
wie aus einem traſſirten. Denn es traten dafür dieſelben drei 
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Gründe ein: ein Meßcontract lag vor, der Schuldner war ein 
Campſor, und der Wechſel enthielt das Geſtändniß baar empfangener 
Valuta. N 

Dieſer eigene Wechſel ward freilich bald gemißbraucht. Da ein 
ſolcher Wechſelbrief große Vorzüge vor einer Handſchrift über ein 
Darlehn hatte, jo fing man an, auch in dieſe fälſchlich die Clauſel 
einzurücken, daß ſie aus einem cambium herrühre. Der eigene 
Wechſel enthielt alſo ſehr oft ein fingirtes Geſchäft, welches zur Ver— 
ſteckung eines zinsbaren Darlehns gebraucht wurde. Daher fing 
man an, dieſe eigenen Wechſel anzufeinden. Sie wurden als bloßer 
Deckmantel eines verbotenen Darlehns angeſehen und wohl ganz 
verboten, oder ihnen wenigſtens die ſtrenge Execution abgeſprochen. 
Im ſechzehnten Jahrhundert erging dagegen ſogar eine eigene päpft- 
liche Bulle. Sie erhielten den Namen trockene Wechſel, cambia sicca, 
mortua, von dem Vergleich mit dem trockenen Baum ). Es iſt 
merkwürdig, daß dieſes Vorurtheil bis auf die neueſte Zeit geblieben 
iſt. Jetzt iſt gar kein Grund mehr vorhanden, ſie von einer gehäſſigen 
Seite zu betrachten: vergleiche § 113. 


§ 59°. Alter des Wechſelrechts. 


Genaue Angaben darüber giebt es natürlich nicht, wie bei 
Allem, was ſich nicht durch Verordnung von Oben her, ſondern 
allmälig von ſelbſt macht. Das eigentliche Vaterland der Wechſel 
iſt vermuthlich Ober-Italien. Dort ſind ſie im zwölften Jahrhun⸗ 
dert entſtanden, und im dreizehnten auch über die franzöſiſchen 
und ſpaniſchen Meſſen ausgebreitet, ſo daß gegen Ende des drei— 
zehnten Jahrhunderts das Wechſelgeſchäft ſchon ſehr lebhaft war, 
und das Wechſelrecht ſich in regelmäßiger Ordnung befand. Denn 
aus dem dreizehnten Jahrhundert rühren mehrere ſehr beſtimmte 
Spuren her, und aus dem Anfang des vierzehnten Jahrhunderts 
haben wir beſtimmte Nachrichten, welche zeigen, daß es ſchon ſeit 
längerer Zeit ſehr ausgebildet war. Wir haben nämlich aus dieſer 
Zeit die Schrift eines Factors eines Florentiner Hauſes. Darin 
wird der Uſo des Wechſels zwiſchen Florenz und vielen anderen 
Orten angegeben, d. h. die durch Gewohnheit eingeführte Zahlungs⸗ 
zeit für Wechſel, die auf Florenz aus dieſen Orten und umgekehrt 
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traſſirt wurden. Es kommen darin Wechſel vor aus und auf 
Spanien, Flandern, Cypern, Conſtantinopel und England. Wenn 
fi) damals bei allen dieſen Orten ſchon durch Gewohnheit eine 
Zahlungsfriſt gebildet hatte, ſo läßt ſich daraus ſchließen, daß die 
Wechſel ſchon lange und ſtark im Gange waren. Daß ſie zu Anfang 
des vierzehnten Jahrhunderts auch in England gewöhnlich waren, 
ergiebt ſich noch aus einer andern Nachricht. Eine Verordnung 
König Eduard's I. von 1307 ſchreibt vor, daß das Geld, welches von 
England nach Rom zu zahlen ſei, nicht baar, ſondern auf dem Wege 
eines cambium abgeführt werden ſolle. 

Der älteſte Wechſelbrief ſelbſt, welcher uns übrig iſt, ſteht in 
den Conſilien von Baldus de Ubaldis ), und iſt aus dem Jahre 
1325. Die Form iſt ſchon faſt ganz dieſelbe, wie die, welche heutigen 
Tags üblich iſt. 


§ 59°. Entſtehung der Wechſel und des Wechſelrechts 
außerhalb der Meſſe. 


Bisher war nur von dem Gebrauch der Wechſel auf Meſſen 
die Rede, wo die Strenge der Execution nichts dem Wechſel Eigen— 
thümliches, ſondern nur eine Folge des ſtrengen Rechtes gegen alle 
Meßſchulden war. Nun iſt zu erörtern, wie das Wechſelgeſchäft, 
theils auch außer den Meſſen ausgebreitet, theils es gekommen iſt, 
daß auch bei dieſen Wechſeln ein gleich ſtrenges Verfahren gegen 
Ausſteller und Acceptanten angewendet ward: und zwar bloß, weil 
es ein Wechſelbrief war, obgleich der Grund, daß eine Meßſchuld 
vorliege, keine Anwendung fand. 

Ueber das erſte giebt es wenige beſtimmte hiſtoriſche Nachrichten. 
Man braucht dieſelben auch nicht, da ſich die Ausbreitung von ſelbſt 
leicht erklärt. Wechſelgeſchäfte folgen überhaupt dem Handel. Sowie 
daher dieſer ji) von den Meſſen wegzog, und auch außerhalb 
derſelben lebhaft wurde, ſo auch das Wechſelgeſchäft. Der erſte 
Anfang lag wohl darin, daß Wechſel, welche auf einer Meſſe aus— 
geſtellt waren, nicht gerade immer auf einer andern Meſſe zahlbar 
gemacht wurden, ſondern auch an einem andern Orte, wo keine 
Meſſe war, oder an einem Meßort außerhalb der Meßzeit. Z. B. 
ein Kaufmann wollte ſein Geld, welches er auf der Meſſe gelöſt 
hatte, bei ſich zu Hauſe empfangen: der Campſor gab ihm einen 
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Wechſel, welcher in ſeiner Heimath zahlbar war. Dadurch gewohnte 
man ſich auch an die Ausſtellung der Wechſel außerhalb der Meſſe. 
In den Meßgeſchäften hatte man den großen Vortheil und die 
Bequemlichkeit eingeſehen, welche Wechſel zu Geldübermachungen 
gewährten. Warum hätte man ſie nicht auch außer den Meſſen 
gebrauchen ſollen? Z. B. ein Kaufmann in Florenz hatte eine For⸗ 
derung in Genua, er fand einen Campſor, welcher dort Connexion 
hatte und erbötig war, die Forderung gegen einen billigen Vortheil 
zu bezahlen, und eine lettera di cambio zu nehmen. Oder umge⸗ 
kehrt, der Florentiner war in Genua ſchuldig: er ſuchte einen Campſor, 
der dort einen Freund oder einen Campſor hatte, dieſer nahm in 
Florenz das Geld nebſt einem Vortheil für ſeine Mühe, und gab 
eine lettera di cambio auf Genua. — Allmälig ging man dabei 
noch einen Schritt weiter. Die bisher berührten Wechſelbriefe waren 
noch immer wahre lettere di cambio. Es ſteckte eine Geldverwech— 
ſelung darin: denn ſtatt des einheimiſchen Geldes, was der Ausſteller 
empfing, gab er fremdes Geld. Später hat ſich auch dieſes verwiſcht. 
Die Zeit, wo dieſe Außer-Meßwechſel recht üblich geworden ſind, 
läßt ſich auch nicht genau angeben. Wir haben nur inſoweit 
beſtimmte Nachrichten, daß ſie im vierzehnten Jahrhundert ſchon im 
vollen Gange waren. 

Der zweite Punkt iſt die Strenge des Wechſelrechts. Wie kam 
es, daß bei dieſen Außer-Meßwechſeln auch eine jo ſtrenge Execution 
in Gebrauch kam, und auf das Wort „Wechſel“ ein ſo ſtrenges 
Gewicht gelegt ward? Der Urſprung davon liegt nicht ſowohl in 
eigentlichen Geſetzen, als in der Praxis der Handelsgerichte. An 
Orten, wo auch keine Meſſen, aber viele Kaufleute zumal in Gilden 
vereint waren, ſuchten ſich dieſe durch beſondere Privilegien eigene 
Handelsgerichte zu verſchaffen, welche mit Kaufleuten beſetzt waren. 
Auch dazu gaben die Meßgerichte die Veranlaſſung. Man hatte auf 
Meſſen die Vortheile einer ſolchen eigenen und prompten Juſtiz in 
Handelsſachen erfahren. Wo alſo ſonſt ein lebhafter Handel war, 
da ſuchte man ſich dieſelben Vortheile zu verſchaffen, und erhielt 
auch wohl namentlich das Privileg, daß man Handelsgerichte auf 
dem Fuß der Meßgerichte haben ſolle. So bekamen 1345 die Kauf⸗ 
leute in Nismes das Privileg, ſie ſollten ein Handelsgericht haben 
ad imitationem nundinarum Campaniae et Briae. Dieſe Handels⸗ 
richter hießen in den italienischen Städten im dreizehnten und vier⸗ 
zehnten Jahrhundert consules. Auch verſchafften ſich die italieniſchen 
Kaufleute, welche ſich an fremden Orten niederließen, dergleichen 
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Privilegien vom Landesherrn. So in Nismes 1264 und 1278 die 
Lombarden. In Spanien wurden die Piſaner durch ein Privilegium 
von 1256 geſchützt. Bei dieſen Handelsgerichten wurde es Praxis, 
in allen Handelsſachen ſehr ſtrenge zu verfahren, und beſonders auf 
klare Briefe und Siegel ſogleich perſönlichen Arreſt zu erkennen. 
Man hatte es auf den Meſſen gelernt, welche großen Vortheile theils 
für die Ordnung in den Geſchäften, theils für den Credit der Kauf— 
leute in dieſem Arreſt liege. So verordnen die Statuten des Handelsgerichts 
von Verona 1319, daß, wenn ein Kaufmann baare Zahlung ver— 
ſprochen habe, und ſolche nicht leiſte, ſogleich Perſonalarreſt eintreten 
ſolle. Die Statuten von Bergamo jagen 1457: Si quis fuerit 
debitor occasione mercantiae etc., et de debito constet per car- 
tam, . vel alio modo, .. debent consules .. cogere debitorem etiam 
per captionem personae, nisi prius ipse deponat id, de quo 
videtur debitor. Dieſe Strenge beſchränkt ſich aber in der Anwen— 
dung meiſtens auf Zahlungen aus Geldumſätzen, und kommt nicht 
leicht bei Waarencontracten und Zahlungen daraus vor. Es ſind 
mehrere Gründe, welche dies nicht zuließen. Als: 

1) ſelten werden ſchriftliche Contracte über Waarengeſchäfte 
abgeſchloſſen, wie über Wechſelſachen. Es fehlt alſo ein klarer 
Beweis durch Urkunden. 

2) Auch kommt ſelten ein ſo genau beſtimmter Zahlungstag 
bei ihnen wie in Wechſelſachen vor. 

3) Dem Schuldner ſtehen leicht wahrſcheinliche Einreden aus 
der Quantität und Qualität der Waaren zu. 

Indeſſen unter Umſtänden findet ſich die Wechſelſtrenge auch 
bei Waarenſchulden. Der erwähnte Factor des florentiniſchen Han— 
delshauſes aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts giebt den Rath, 
wenn man Waaren einkauft, ſo ſoll man ſich einen ſchriftlichen 
Schein mit beſtimmten Zahlungsterminen geben laſſen. Dieſer ſei 
gerichtlich zu agnosciren und ins Buch einzuſchreiben. Wenn man 
dann klage und nicht längſtens am vierten Tage bezahlt werde, ſo 
trete Perſonalarreſt ein. Allein die Strenge kam doch hauptſächlich 
bei Verbindlichkeiten aus Geldgeſchäften vor, und da ſie bei Waaren— 
Contracten ſelten Anwendung fand, ſo kam der Perſonalarreſt allmälig 
ganz in Abgang, auch in den Fällen, wo er in conereto möglich geweſen 
wäre. Bei Geldgeſchäften machte es allerdings einen wichtigen 
Unterſchied, ob die Urkunde ſich als lettera di cambio oder als 
Contract über ein Darlehn ankündigte. Und zwar wegen des Ver— 
bots der Zinſen. War es eine gewöhnliche Handſchrift, ſo entſtand 
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in den damaligen Zeiten immer der Verdacht, daß ein Darlehn und 
unerlaubte Zinſen zum Grunde lägen. Daher konnte ſich der 
Schuldner leicht durch die Einrede des unerlaubten Zinſes helfen, 
und die Handelsgerichte ließen aus Furcht vor dem canoniſchen 
Recht keine ſo durchgreifende Strenge eintreten. War es dagegen 
eine lettera di cambio, ſo trat dieſer Verdacht weniger dringend 
hervor. Der Ausſteller ſelbſt hatte einen anderen Rechtsgrund ein- 
geräumt und die volle Strenge war nun unbedenklicher. Dieſer 
Grund hat es hauptſächlich bewirkt, daß auf das Wort cambium 
geſehen ward, und aus Urkunden, die dieſes enthielten, ſtrenger als 
aus anderen verfahren wurde. — Damit iſt aber nicht geſagt, daß 
nicht auch aus andern Urkunden oft Perſonalarreſt erkannt worden 
ſei. Auch heutzutage iſt es ja nicht ſelten, daß bei kaufmänniſchen 
Anweiſungen gleiche Strenge eintritt, wie bei Wechſeln. Sie trat 
nur bei den lettere di cambio ſicherer und allgemeiner ein, als bei 
anderen Urkunden. 

Auf dieſe Weiſe iſt ſowohl das Wechſelgeſchäft wie die Wechſel— 
ſtrenge allmälig von ſelbſt entſtanden, ohne daß ſie durch eigene 
Geſetze eingeführt wäre. Gewiß über 100 Jahre haben ſie als 
Folge des Meßrechtes und durch Gewohnheit beſtanden, bevor eigene 
und beſtimmte Geſetze darüber gegeben wurden. Im 14. Jahr⸗ 
hundert aber kommen in Italien und Spanien auch eigene Geſetze 
vor, und durch dieſe ward es zum geſetzlichen Princip erhoben, 
daß gegen den Ausſteller einer lettera di cambio mit beſonderer 
Strenge verfahren werde. Die Ausbildung des Wechſelrechts iſt 
hierdurch vollendet, und dieſen Geſetzen iſt es zuzuſchreiben, daß das 
Princip der Wechſelſtrenge auch jetzt noch beibehalten iſt. Ohne 
dieſe Geſetze würde vielleicht, als in anderen Handelsſachen die große 
Strenge abkam, dieſelbe auch wohl in Wechſelfachen abgekommen ſein. 
Da ſie aber hier einmal geſetzliches Princip geworden war, ſo blieb 
ſie für dieſe beſtehen, als ſie bei den übrigen Handelsſachen wegfiel. 

Das älteſte eigentliche Wechſelgeſetz, was uns noch übrig iſt, 
datirt aus Barcelona vom Jahre 1394. Doch gab es wahrſcheinlich 
in Italien ſchon früher Wechſelgeſetze. 

Nach allem Dieſem hatte das Wechſelrecht ſeinen urſprünglichen 
Sitz hauptſächlich in Italien, und demnächſt in Spanien und 
Frankreich. In Frankreich galt es aber hauptſächlich nur auf der 
Champagnermeſſe, und mit deren Verfall kam es in Rückgang. 
Außer-Meßwechſel kamen erſt ſpäter daſelbſt in Gang, und bis auf die 
neueſte Zeit iſt die volle Wechſelſtrenge dort mit am wenigſten üblich. 
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Von dieſen Ländern kam das Inſtitut zuerſt hauptſächlich nach 
den Niederlanden. Schon im 14. Jahrhundert war da lebhafter 
Handel, und aus Pegolotti erhellt, daß ſchon um 1330 ein förm— 
licher Wechſeluſo zwiſchen Flandern und Florenz beſtand. — Wechſel— 
geſetze kamen erſt ſpäter vor, beſonders von Carl V. Er hat vier 
verſchiedene Edicte über Wechſelrecht erlaſſen. Späterhin haben auch 
einzelne Städte umſtändliche Wechſelordnungen bekommen. Zuerſt 
Amſterdam 1601. 

Auch in England war ſchon früh Wechſelverkehr. In Pegolotti 
findet ſich ſchon ein Wechſeluſo zwiſchen England und Florenz von 
75 Tagen. Doch ſcheint der Verkehr mehr durch die Italiener, welche ſich 
dort niedergelaſſen, als durch Inländer getrieben zu ſein. Die 
rechte Ausbreitung des Wechſelgeſchäftes trat erſt mit der Zunahme 
des Handels ſeit Eliſabeth's Zeit ein. Es iſt aber merkwürdig, daß 
alle Wechſelgeſchäfte mit dem Auslande noch jetzt einzig von London 
aus getrieben werden. Umſtändliche Wechſelgeſetze hat England bis 
auf die neueſte Zeit nicht. Wie dort faſt alles Recht mehr auf 
Gewohnheit beruht, ſo auch das Wechſelrecht. Daher auch ſehr 
ſchwankende Principien. 

Die Hanſeaten dagegen haben, ſo lange die Hanſa eigentlich in 
Blüthe ſtand, wenig Antheil an Wechſelgeſchäften genommen; die 
ganze Art ihres Handels war nicht darauf angelegt, daß ein großer 
Wechſelverkehr dabei nothwendig ward. Daher hat auch die Hanſa 
keine eigentliche Wechſelordnung. Sie beſitzt zwar ein eignes hanſeatiſches 
Seerecht, aber kein Wechſelrecht. 

In der neueſten Zeit iſt das Wechſelrecht in den meiſten euro— 
päiſchen Ländern eingeführt. Es wurde gewiſſermaßen nothwendig, 
den Ländern, die vorangegangen waren, nachzuahmen. Ohne Hülfe der 
Wechſel läßt ſich kein lebhafter Handel, und ohne ſtrenges Wechſel— 
recht kein lebhafter Gang des Wechſelgeſchäfts erwarten. Wollten alſo 
Deutſchland und die nordiſchen Reiche ihren Handel emporbringen, 
jo mußten ſie darauf denken, Wechſelrecht einzuführen.. Wo es ſich 
daher nicht von ſelbſt gemacht hatte, iſt es durch Geſetze eingeführt 
worden. In Schweden 1671; in Daͤnemark 1681; in Rußland 
1729; in Polen 1775 1). Indeſſen iſt noch Manches zu thun übrig. 

Theils haben nicht alle europäiſchen Länder ausführliche 
Wechſelgeſetze. So England. Dort finden ſich nur ein Paar ein— 


) Beseke, Thes. p. 1288. 1289. 
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zelne Parlamentsacten ). Allein fie betreffen höchſt unweſentliche 
Punkte, und ſind namentlich gegen Wechſelverfälſchung gerichtet. 

In Portugal giebt es nur ein Paar Edicte über einzelne 
Punkte. Außerdem haben es einzelne Städte. 

In Spanien haben einzelne Städte ebenfalls eigenes Wechſel— 
recht. Für das ganze Land gilt eine königliche Verordnung von 1782 
über ein Paar Punkte. 

In der Schweiz haben ein Paar Cantone, St. Gallen und 
Baſel, Wechſelordnungen. 

In Italien giebt es Wechſelgeſetze nur in einzelnen Städten 
und einzelnen Theilen des Landes. Im Uebrigen haben außer 
Deutſchland beſondere Wechſelgeſetze Oeſterreich, Preußen, Frankreich, 
Holland, Neapel und Sardinien. 

Theils ſind auch die meiſten Wechſelordnungen ſehr unvollſtän— 
dig, zumal für die jetzigen Zeiten. Das Wechſelgeſchäft iſt in den 
neueſten Zeiten viel verwickelter geworden. Seit 20 bis 30 Jahren 
iſt Manches darin aufgekommen, was vorher gar nicht üblich war. 
Auch iſt man auf manche neue Frage aufmerkſam geworden. Die 
Wechſelordnungen aber ſind faſt alle älter, und auch neue ſind nicht 
immer mit voller Sachkenntniß abgefaßt. Es giebt daher noch 
manche Lücke im Wechſelrecht und vieles beruht auf dem Herkommen. 


§ 60. Deutſches Wechſelrecht insbeſondere. 


Deutſchland hat jetzt ein ſehr ausgebildetes Wechſelgeſchäft und 
die meiſten und beſten Wechſelgeſetze. Allein Beides hat es erſt ſehr 
ſpät bekommen. In Pegolotti findet ſich keine Spur eines Wechſeluſo 
von Italien auf deutſche Städte. Auch ein anderer Schriftſteller 
Uzzano um 1442 führt den Wechſeluſo von einer großen Menge 
von Orten mit Italien an; aber kein deutſcher Ort iſt darunter. 
Ueberhaupt findet ſich vor dem ſechzehnten Jahrhundert gar keine 
Nachricht vom Wechſelgeſchäft, wenngleich es nicht unwahrſcheinlich 
iſt, daß einzelne Hanſeſtädte es getrieben haben mögen. Es ſcheint 
aber mehr von ihren Comptoiren in Flandern und England, als 
von Hauſe aus geſchehen zu ſein. Aber ſchon zu Anfang des ſech— 
zehnten Jahrhunderts betrieben die Fugger in Augsburg ihren unge— 
heueren Handel, und ſeitdem iſt das Wechſelgeſchäft mehr und mehr 


) Martens Verf. über den Urſprung des Wechſelrechts. Anhang Nr. 5. 
S. 234 — 246. 
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in Gang gekommen. So iſt es natürlich, daß auch erſt ſpät Wechſel— 
recht und Wechſelgeſetze in Deutſchland vorkommen. Zwar waren 
im Mittelalter mehrere acceſſoriſche Clauſeln üblich, durch welche 
Contractsverbindlichkeiten beſtärkt wurden, — bei Strafe des Schelm— 
ſcheltens, pictura famosa, obstagium, Execcutivelauſel der Selbſt- ° 
hülfe. Auch die Verpflichtung zum Perſonalarreſt war üblich. Aber 
die Wechſelclauſel war unbekannt, d. h. der Grundſatz, daß ſchon 
der bloße Gebrauch des Wortes „Wechſel“ die ſtrengſte Execution 
nach ſich ziehe. Dieſer Grundſatz iſt erſt im ſechzehnten Jahrhundert 
allmälig aufgekommen, und erſt im ſiebzehnten Jahrhundert finden 
ſich eigene Wechſelgeſetze. Das erſte deutſche Wechſelgeſetz iſt in 
Hamburg 1603 vorgekommen: bei der damaligen Reviſion des Stadt— 
rechtes wurde ein eigenes Capitel über den Wechſel beigefügt. Sodann 
Nürnberg 1621; Bautzen 1635; Frankfurt und Lübeck 1662; 
Augsburg 1665. Für das bis in die neueſte Zeit geltende Wechſel— 
recht kommen theils die Particulargeſetze einzelner Länder in Betracht, 
theils die Reichsgeſetze *und endlich ſeit 1848 die allgemeine deutſche 
Wechſelordnung.“ 
A. Particulargeſetze. 

Die meiſten deutſchen Länder haben jetzt eigene Wechſelord— 
nungen; und nicht bloß Länder, ſondern auch viele Handelsſtädte: 
Augsburg, Nürnberg, Breslau, Frankfurt, Leipzig, Naumburg, 
Erfurt u. ſ. w. Das beſte Wechſelgeſetz iſt in dem preuß. L. R.!) 
zu finden, ſowohl in Anſehung der Vollſtändigkeit als der Zweck— 
mäßigkeit. Baden hatte früher die Frankfurter Wechſelordnung reci— 
pirt und ſpäter den code de commerce. Anhalt-Cöthen erhielt eine 
Wechſelordnung 1802. Sachſen-Weimar ſeit dem 1. Auguſt 1819, 
welche beſonders mit Rückſicht auf die königlich ſächſiſchen Wechſel— 
geſetze abgefaßt iſt; Hannover 1822: doch hat es „bis zum Erlaß 
der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung* in Deutſchland Länder 
gegeben, in denen kein Wechſelrecht galt, z. B. Mecklenburg. 


B. Reichsgeſetze. 


Sie enthalten nichts als zwei Verordnungen über einzelne 
Punkte: 


1) J. R. A. § 107, daß an Orten, wo Wechſelrecht eingeführt 
iſt, die Appellation an die Reichsgerichte keinen Suspenſiveffekt haben, 
ſondern vorläufige Execution eintreten ſolle. 


) Th. 2. T. 8. Abſch. 8. 
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2) R. S. v. 1671 §5, daß die Einrede des nicht bezahlten 
Geldes gegen traſſirte Wechſel unſtatthaft ſei. Dieſe Verordnung iſt 
jedoch gar nicht einmal gültiges Geſetz, weil ſie nicht ordentlich publi— 
eirt, ſondern nur im Project des künftigen R. A. enthalten iſt ). 
Daraus ergiebt ſich, daß wir kein Reichswechſelrecht haben, d. h. das 
Wechſelrecht iſt kein gemeines deutſches Recht, ſondern gilt nur nach 
Particularrecht, alſo nur in den Ländern, wo es durch Geſetz oder 
Gewohnheit beſonders eingeführt iſt. Denn jene Verordnung ſagt 
nicht, daß Wechſelrecht gelten ſolle, ſondern enthält nur eine einzelne 
Beſtimmung für die Orte, wo es gilt. Daraus folgt ferner, daß in 
Ländern, wo kein Wechſelrecht eingeführt iſt, auch keins gilt, und 
daß der Wechſel dort nur die Kraft einer gerichtlichen Anweiſung 
oder Schuldverſchreibung hat, und die eigenthümlichen Grundſätze 
des Wechſelrechts keine Anwendung finden. Denn durch die Reichs- 
geſetze ſind ſie nicht ſanctionirt. Jene beiläufige Sanctionirung eines 
einzelnen Princips kann aber unmöglich die Wirkung haben, das 
geſammte Wechſelrecht als Reichsgeſetz anzuſehen. Durch Particular— 
geſetz des betreffenden Landes gilt es auch nicht: es exiſtirt alſo gar 
keine gültige Sanction dafür, mithin tritt auch da, wo aus einem 
Wechſel geklagt wird, kein Wechſelprozeß ein, und es wird nicht nach 
der Strenge des Wechſelrechts verfahren. Es findet vielmehr nur 
der gemeine Executivprozeß oder der ſummariſche ſtatt. In Mecklen⸗ 
burg z. B. werden nur mandata cum clausula erkannt 2). 


§ 61. Allgemeines und beſonderes Wechſelrecht. 


Hierüber iſt nichts beſonderes zu bemerken, ſondern auf § 2 
zu verweiſen. Nur das iſt hervorzuheben, daß in dem Wechſel— 
recht die allgemeinen Rechtsgrundſätze von beſonderer Wichtigkeit ſind. 
Es kommen in ihm mehr allgemeine Grundſätze vor, als ſonſt im 
Handelsrecht. Denn: 

1) ſehr Vieles iſt wenigſtens in der Hauptſache allenthalben 
gleichförmig beſtimmt; 

2) eine Menge von Grundſätzen ergeben ſich aus der Natur 
der Sache und dem Weſen des Wechſelgeſchäfts. 

Die Folge wird zeigen, wie viele allgemeine Principien ſich aus 
den allgemeinen Grundſätzen des Rechtes, aus der Natur des Wechſel— 
geſchäftes und dem Grundprineip des Wechſelrechtes ableiten laſſen! 


) Püttmann, Advers. jur. t. 3. p. 208 fgg. 
) Weſtphal, D. Pr. R. Th. 2. Abh. 62. § 7. 
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§ 62. Entſcheidende Quellen in Wechſelſachen. 

Martens rechnet hieher: 

1) Beſondere Abrede der Parteien. Das verſteht ſich von 
ſelbſt: nur kommt beim Wechſelgeſchäft es ſehr ſelten vor, daß ſich 
außer dem, was in dem Wechſel ſelbſt ſteht, beſondere Nebenabreden 
finden. Im Wechſelprozeß ſind ſie auch nur ſoweit zu berückſichtigen, 
als ſie auf der Stelle liquide ſind, denn in dieſem gilt nichts Anderes. 
Martens erwähnt dabei die Frage, ob in Ländern, wo geſetzlich keine 
Wechſelſtrenge gilt, dieſelbe durch Abrede der Parteien geſchaffen 
werden könne. Manche haben dies bejaht, und zwar: 

a) weil alle Verträge der Parteien, welche nicht beſonders ver— 
boten ſind, zuläſſig ſeien und gültige Rechtsnormen enthielten, warum 
alſo nicht auch dieſe Abrede? Auch ſei daran 

b) um ſo weniger zu zweifeln, da die Zuläſſigkeit der Wechſel— 
ſtrenge auch durch die Reichsgeſetze gebilligt ſei 1). 

Allein dieſe Meinung iſt unrichtig. Das Weſentliche der 
Wechſelſtrenge beſteht in dem ſchleunigen Prozeß und der Perſonal— 
execution. Es bezieht ſich alſo auf die richterliche Procedur, und 
fordert ein von dem gewöhnlichen Wege abweichendes Verfahren. 
Dabei haben aber die Parteien dem Richter nichts vorzuſchreiben. 
Die Form des Prozeſſes gehört zum öffentlichen Recht, wobei der 
Richter ſich nur nach Dem richten kann, was ſeine Geſetze vorſchrei— 
ben: durch Abrede der Parteien aber darf keine neue Verfahrungs— 
art geſchaffen werden. Wenn alſo die Geſetze keine Wechſelſtrenge 
autoriſiren, ſo kann die Verabredung der Parteien ihn nicht ver— 
binden, oder auch nur berechtigen. Die Parteien ſind zwar ver— 
möge ſolchen Vertrags verbunden, ſich dem Wechſelrecht zu unterwerfen, 
allein der Richter iſt nicht befugt, es anzuwenden. Die Reichsgeſetze 
ändern daran nichts. Sie ſagen keineswegs, daß es allgemein erlaubt 
ſein ſoll, ſich nach Wechſelrecht zu verbinden, oder geſtatten es dem 
Richter, nach Wechſelrecht zu verfahren. Sie drücken ſich nur bedingt 
aus: wenn der Wechſelprozeß eintrete, ſo ſolle dabei kein Suspenſiv— 
effect vorkommen. Was aber dazu gehöre, damit er eintrete, iſt 
nicht beſtimmt 2). Nur ſoviel iſt richtig, daß, wenn man einen 
Schuldner, welcher ſich ſo verpflichtet hat, an einem Orte belangen 


) Böhmer, Consult. et dec. T. 3. p. 2. resp. 108. Runde, Deut. P. N. 
6226. Riccius, Ex. 1, § 19. 31. 

) Püttmann, Advers. t. 3. p. 231. Weſtphal, D. Pr. R. Th. 2. Abh. 62. 
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kann, wo Wechſelrecht gilt, er dann auch nach Wechſelrecht behandelt 
wird, und es ſteht nicht entgegen, daß an dem Orte der Ausſtellung 
keins galt; vergl. § 131. 

2) Wechſelgeſetze der einzelnen Orte und Länder ). Hiebei 
kommt oft die Frage nach der Colliſion in Betracht. Wo es nöthig 
iſt, ſoll ihrer in den einzelnen Fällen gedacht werden. 

In Frankreich gilt jetzt der code de commerce J. 1. t. 8. 
Ehemals waren die Grundſätze über Wechſelrecht in der ordonnance 
pour le commerce von 1673 enthalten. Daraus iſt jetzt der code 
de commerce entnommen, mit wenigen Abänderungen und Zuſätzen. 
Schon daraus ergiebt ſich, daß er ſehr mittelmäßig iſt, weder voll— 
ſtändig, noch durchgehends zweckmäßig. Seit 130 Jahren iſt man im 
Wechſelrecht viel weiter gekommen: was damals gut war, iſt es um 
deßwillen nicht auch jetzt. Einzelne deutſche Wechſelgeſetze, beſonders 
das preußiſche Landrecht waren ſchon viel beſſer. Der code de 
. commerce gilt auch in Baden, jedoch mit mehreren Zuſätzen. 

3) Die aus der Natur und dem Weſen der Wechſelgeſetze 
abzuleitenden Grundſätze. Vergl. darüber $ 6. So wie im Han⸗ 
delsrecht überhaupt manche Grundſätze aus der Natur des Geſchäftes 
zu entwickeln ſind, ſo ganz vorzüglich beim Wechſel. Gleich hier 
mag eines Hauptprincips gedacht werden. Das Weſen des Wechſel— 
rechts beſteht in ſchleuniger und ſtrenger Execution. Dieſe iſt 
gerechter Weiſe nur inſofern möglich, als der Kläger ſeine Anſprüche 
ſofort erwieſen hat, als ſogleich eine totale Liquidität eingetreten iſt. 
Hauptſatz iſt alſo, bei allen Verträgen und Verhandlungen im 
Wechſelgeſchäft Alles ſo einzurichten, daß alle Punkte, welche zur 
Begründung einer Wechſelklage gehören, auf der Stelle klar ſind, 
mit andern Worten, daß ſie insgeſammt durch klare Urkunden 
erweislich gemacht werden. a 

4) Gemeines, namentlich römiſches Recht. Freilich nicht unbe: 
dingt und direct. Denn das Wechſelrecht war den Römern unbekannt, 
und auch von dem Wechſelgeſchäft findet ſich in den römiſchen 
Geſetzen keine Spur. Allein ſie erleiden dennoch eine ſehr bedeutende 
Anwendung. Freilich iſt oft dagegen declamirt: es ſei abſurd, das 
römiſche Recht auf ein Geſchäft anwenden zu wollen, welches den 
Römern ganz fremd geweſen ſei. Aber es iſt leichter zu declamiren, 
als gründlich zu beurtheilen. Das Richtige iſt Folgendes. Sehr 
viele im Gange des Wechſelgeſchäftes vorkommende Verträge und 


) Ein Verzeichniß bei Beseke, Thes. T. 2. p. 1288 feg. 
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Rechtsgeſchäfte waren dem römiſchen Recht zwar in dieſer Species 
fremd: allein ſie gehören zu einer Gattung, welche das römiſche 
Recht kennt. Denn die Grundſätze, welche von der Gattung gelten, 
müſſen auch auf die Species Anwendung finden, inſoweit nicht deren 
eigenthümliche Beſchaffenheit eine Ausnahme begründet. Dahin gehört: 
die Zahlung des Wechſels; das Indoſſament als Species der Ceſſion; 
der Vertrag zwiſchen Traſſanten und Remittenten als Species eines 
Kaufs; das Verhältniß zwiſchen Traſſanten und Traſſaten als 
Species des Mandats. Ein Beiſpiel dafür, daß die eigenthümliche 
Beſchaffenheit des Wechſelgeſchäftes Ausnahmen veranlaſſen könne, 
findet ſich bei der Zahlung. Sie darf der Regel nach auch vor 
Eintritt des Termins beſchafft werden, — ein Satz, der beim Wechſel 
keine Anwendung leidet. 


§ 63. Geſchichte der Literatur des Wechſelrechts. 


Hierüber nur ſehr wenig. Die älteſte Schrift iſt Thomas de 
Vio de cambiis 1499 1). Darauf im ſechzehnten Jahrhundert mehrere 
Andere. Einer, der ſonſt viel galt, iſt Raphael de Turri tr. de 
cambiis 2). Ein Anderer iſt Scaccia de commerciis et cambio ?). 
Dieſe und alle älteren Schriftſteller ſind jetzt ohne Werth. 
Einer der erſten, welcher ein beſonderes Werk geliefert hat, iſt 
J. G. Franck, inst. jur. cambialis ex legibus diversarum gen- 
tium pp. collectae ). Er iſt noch jetzt brauchbar, beſitzt gute 
Kenntniß der Wechſelgeſetze, iſt ſehr ausführlich und hat Manches 
berührt, was bei Späteren fehlt. Unter denen, welche auf ihn folgten, 
ſind Siegel und Heineccius zu nennen. Von Siegel kommt beſon— 
ders die Einleitung zum Wechſelrecht 5) in Betracht. Er hat nicht 
die beſte Methode, jedoch eine Menge von Wechſelordnungen ange— 
führt, und enthält mehrere gute Erörterungen. Weniger ſind Heinec- 
cii elementa juris cambialis “) zu empfehlen. Er beſitzt keine 
vollſtändige Sachkenntniß, iſt ſehr kurz und befolgt die axiomatiſche 
Methode. Indeſſen hat er, wie in andern Schriften, ſo auch hier 
ſich eines unverdient großen Anſehens zu erfreuen. In Polen iſt 
1775 eine eigene Wechſelordnung erlaſſen worden, und an deren Schluß 


) Tract. tract. T. 6. p. 407. 

2) Frankf. 548. 645. 648. fol. Genev. 641. 

) Frankf. 648. Cölln 738. ) Hal. 721. Jen. 737. 751. Lips. 741. 
5) Leipzig 743. 752. 4; durch Schott 773. 8. 

6) Amst. 742. 8. Ausg. 779. 
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hat man ſich für alle Punkte, welche die Wechſelordnung nicht ent⸗ 
ſcheidet, zur Aushülfe auf ihn berufen 1). 

Auch die neueſte Literatur iſt ſehr dürftig. Ein gutes aus— 
führliches Syſtem fehlt noch immer. Sogar wenige Compendien. 
Die beſte Darſtellung hat Martens geliefert. Er geht von richtigen 
Anſichten aus, verbindet damit eine lichtvolle Darſtellung, und iſt 
für die Kürze ſehr vollſtändig. 

Eine merkwürdige Schrift ſind die „Materialien zu einem voll— 
ſtändigen und ſyſtematiſchen Wechſelrecht mit beſonderer Rückſicht auf 
Hamburg“ 2). Sie ſind keine wiſſenſchaftliche Bearbeitung, ſondern 
der Entwurf einer neuen Wechſelordnung für Hamburg, deſſen letzte 
von 1711 datirt. In den neunziger Jahren hat man dort eine 
neue Wechſelordnung anfertigen wollen: die Verfaſſer waren die 
Commerzcollegien und beſonders Sieveking. Man verfertigte einen 
Entwurf und ließ ihn unter obigem Titel vorläufig als Project 
drucken, damit erſt Anmerkungen der Kaufleute und Rechtsgelehrten 
gemacht, und er danach corrigirt würde. Es iſt jedoch bei dem Ent- 
wurf geblieben, und derſelbe nicht Geſetz geworden. Die Materialien 
ſind ein muſterhaftes Werk, an Vollſtändigkeit, Conſequenz und 
Zweckmäßigkeit. Man ſieht daran, wie eine deutliche Einſicht in die 
Natur des Geſchäfts auch den Kaufmann, welcher nicht Juriſt iſt, 
richtig leiten kann. Uebrigens enthalten dieſelben nur Weniges in 
Bezug auf die Localität von Hamburg. 


§ 64. Bibliothek des Wechſelrechts. 


I Sammlungen von Wechſelgeſetzen. Das Beſte iſt 
J. G. Siegelii corpus juris cambialis, T. 1. 2. Lpz. 742. fol. und dazu 
J. Lud. Uhl, Fortſetzungen, Nr. 1. 757; 2. 3. 773; 4. 786. Die 
Siegel'ſche Sammlung bezieht ſich beſonders auf Deutſchland, jedoch 
nicht ausſchließlich. Uhl's Fortſetzungen ſind ſehr klein; alle vier 
umfaſſen nur einen Band. 

Eine neue Sammlung hat angefangen: von Zimmerl, Voll— 
ſtändige Sammlung der Wechſelgeſetze aller Länder und Handels— 
plätze von Europa. Th. 1. Wien 1809. 4. Die Sammlung iſt 
alphabetiſch, der erſte Band umfaßt A. und B.; die Sammlung iſt 


) Beseke, T. 2. p. 1288. f 
) Nicht in den Buchhandel gekommen. Hamburg 792. 8, mit breitem Rand. 
Mit Anm. von Eggers. 801. 8. Dieſe Anmerkungen find ſehr unbedeutend. 
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nicht fortgeſetzt. Sie iſt nicht zu empfehlen, und enthält theils 
Einiges, was nicht zur Sache gehört, z. B. die Amſterdamer Aſſe— 
curanz-Ordnung. Anderes dagegen fehlt, z. B. Baſel. 

Viele ausländiſche Wechſelgeſetze finden ſich bei von Martens, 
über den Urſprung des Wechſelrechts im Anhang. 0 

II. Sammlungen von Urtheilen und Gutachten in 
Wechſelſachen. Das Wechſelrecht allein haben zum Gegenſtand: 

1) Wechſelreſponſa der Juriſtenfacultät zu Frankfurt a. d. O 
Th. 1. 2. 749. 750. 4. 

2) Siegel, C. j. c. Th. 2. 

3) P. K. Scherer, Rechtsf. in Wechſelſachen. Na a. M. 1802. 

III. Erläuterungen einzelner Wechſelordnungen. Hier 
findet ſich kein einziges Werk von Bedeutung. Die Commentare 
über die franzöſiſche Wechſelordnung finden ſich in den Schriften 
über den code de commerce: beſonders Locré. Der ganze zweite 
Theil bildet das Wechſelrecht. Ein beſonderes Werk iſt: Grat— 
tenauer, die neue franzöſiſche Wechſelordnung, überſetzt und erklärt. 
Leipzig 810. 

IV. Syſtematiſche Schriften. Schon oben iſt bemerkt, 
daß für Deutſchland ein beſſeres Werk nöthig ſei. Beck iſt ſchlecht. 
Püttmann, Grundſätze des Wechſelrechts, Leipzig 784, 795, 805, 
iſt eins der beſten: nur zuviel beſondere Rückſicht auf ſächſiſches 
Recht; auch keine gute Anordnung. Die neueſte Auflage iſt von 
Martens beſorgt, welcher eigene Anmerkungen hinzugefügt hat. 

Scherer, Handb. des Wechſelrechts. 3 B. Frankfurt a. M. 800. 
801. Eigentlich ein Repertorium, in welchem nach alphabetiſcher 
Ordnung die Hauptmaterien durchgegangen werden. Es empfiehlt 
ſich durch ſeine Vollſtändigkeit, beſonders im Anführen der einzelnen 
Wechſelordnungen; iſt jedoch eine geiſtloſe Compilation und eine 
Bearbeitung nach wiſſenſchaftlichen Grundſätzen darin überall nicht 
zu ſehen. 

V. Wechſelrecht einzelner Länder 

Oeſterreich. Von Zimmerl, Anl. zur Kenntniß des Wechſel— 
rechts mit beſonderer Rückſicht auf Oeſterreich. Wien 821. 8. 

Preußen. C. Goßler, Anl. zum Fuß, Wechſelrecht für Kauf— 
leute. Berlin 814. 

Frankreich. Unter den ältern Schriften iſt hervorzuheben: 
Pothier, traité du contrat de change. Par. 763. 12. par Hutteau 809. 

Seit dem code de commerce: Pardessus, traité du contrat 
et des lettres de change. 2 Vol. Par. 809. 
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England. T. Cunningham, the law of bills of exchange, 
promissory notes. 6. Aufl. London 778. Kyd, on the law 
of bills of exchange. London 790. 

Italien. J. Senebier, trattato dei cambii. 2 Bde. Milano 784. 
Das Wechſelrecht wird hier nur in der erſten Hälfte des erſten 
Bandes behandelt. 

VI. Abhandlungen über einzelne Lehren. Sie werden in 
der Folge mitgetheilt werden: hier ſind nur die Verfaſſer von ganzen 
Sammlungen zu nennen. 

C. G. Riccii Exercitatt. 17 de jure cambiali pp. T. 1. 2. 
Gött. 779. 4. Die Abhandlungen ſind alle von Riccius, und 
umfaſſen faſt das geſammte Wechſelrecht, enthalten jedoch mehr eine 
Compilation aus den Wechſelordnungen, als eine eigene wiſſenſchaft— 
liche Bearbeitung. 

J. M. G. Beseke, thes. juris cambialis, T. 1. 2. Berlin 783. 4. 
enthält keine eignen Abhandlungen, ſondern eine Sammlung von 
Diſſertationen über das Wechſelrecht. Dieſe iſt ziemlich vollſtändig. 
Nur taugen die Diſſertationen nicht viel. Es wäre zu wünſchen, 
daß ein dritter Theil erſchiene, wozu allenfalls der Stoff vorhanden wäre. 

VII. Literatur des Wechſelrechts. Eine ſolche findet ſich 
hinter Scherer's Rechtsfällen. Sie iſt aber weder vollſtändig, noch 
gut geordnet; ferner hinter von Zimmerl's Wechſelrecht. 


Dritter Abſchnitt. 
Von wechſelfähigen Perſonen. 
Mit dem dritten Abſchnitt beginnt das Wechſelrecht ſelbſt, und 


zwar zuerſt die Lehre von den wechſelfähigen Perſonen, in welcher 
die Frage erörtert wird, wer ſich nach Wechſelrecht verpflichten kann. 


§ 65. Allgemeine Grundſätze. 


Wer ſich nach Wechſelrecht verbindet, verpflichtet ſich durch Ver— 
trag, und zwar ſeine Perſon und fein Vermögen !). Die allgemeine 
Regel geht alſo dahin: nur der kann ſich nach Wechſelrecht verbinden, 


) D. W. O. Art. 2. Der Wechselschuldner haftet für die Erfüllung 
der übernommenen Wechsel- Verbindlichkeit mit seiner Person und seinem 
Vermögen. 
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wer Verträge ſchließen, wer über Perſon und Vermögen verfügen 
kann 1). Daraus ergiebt ſich von ſelbſt, daß Perſonen, welche unter 
Vormündern ſtehen, ohne deren Einwilligung nicht dazu berechtigt 
ſind. Dahin gehören: Wahnſinnige 2), Verſchwender, Unmündige 
und Minderjährige. Nur von Letzteren ſoll hier näher gehandelt 
werden. 

Ein Minderjähriger kann ſich eigentlich nicht einmal unter 
Zuſtimmung ſeines Curators wirkſam wechſelrechtlich verpflichten. Zwar 
kann man eine ſolche Verpflichtung nicht ungültig nennen; ſie hat 
aber doch nicht leicht Wirkung, weil der Minderjährige ſich in den 
vorigen Stand ſetzen laſſen kann. Denn dazu hat er das Recht, ſo 
oft er verletzt iſt. Sobald er aber zum Arreſt gebracht werden ſoll, 
ergiebt ſich meiſtens ſchon daraus an ſich eine Verletzung; ſeine 
Unvorſichtigkeit iſt klar, und mithin die Reſtitution ſofort begründet. 
Manche Geſetze ) haben deßhalb die Wechſelverbindlichkeit eines 
Minderjährigen allgemein für ungültig erklärt, ohne zu unterſcheiden, 
ob er einen Curator hatte oder nicht. Uebrigens giebt es einzelne 
Ausnahmen, in denen auch ein Minderjähriger im Stande iſt, ſich 
gültig nach Wechſelrecht zu verpflichten, als: 

1) Wenn die Wechſelverbindlichkeit eidlich bekräftigt iſt. Denn 
nach gemeinem Recht ) werden durch den Eid des Minderjährigen 
alle Verträge deſſelben vollgültig, und die Reſtitution ceſſirt ?). Nur 
muß der Eid gleich liquide ſein, alſo aus dem Wechſel ſelbſt oder 
einem beigelegten öffentlichen Inſtrument erhellen. 

2) Wenn der Minderjährige für volljährig erklärt iſt: denn 
damit fällt die Nothwendigkeit eines Curators und die Rechtswohl— 
that der Reſtitution hinweg. 

3) Wenn er beſondere Autoriſation erhalten hat, Handel zu 
treiben. Es iſt § 12 Nr. 3 bemerkt worden, daß Minderjährige hiezu 
oftmals ohne beſondere Autoriſation nicht befugt ſind. Sobald dieſe 
eingetreten iſt, dürfen ſie Wechſel gültig ausſtellen. Denn alsdann 
ſind ſie als Sachverſtändige anzuſehen, und können als ſolche wegen 


) D. W. O. Art. 1: Wechselfähig ist Jeder, welcher sich dureh Verträge 
verpflichten kann. 

2) F. 34. b) Zu den Einreden, welche aus dem Wechſelrechte ſelbſt hervor— 
gehen, gehört die Einrede der Wechſelunfähigkeit wegen fehlender Vertragsfähigkeit, 
z. B. Geiſtesabweſenheit. 

) C. e. art. 114. Ueber England ſ. Cunningham, S. 3. 5 11. 

) Authent. Sacramenta puberum C. si adversus vendit. 2, 38. 

) Püttmann, W. R. $ 36. 
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Unvorſichtigkeit nicht um Reſtitution bitten. Auch iſt dies allent⸗ 
halben ) eingeführt: ein Minderjähriger könnte ohnedies unmöglich 
mit Erfolg Handel treiben. 

Auf der andern Seite dagegen gilt die allgemeine Regel, daß 
alle Perſonen, welche gültige Verträge ſchließen können, welche freie 
Befugniß über Perſon und Vermögen haben, berechtigt ſind, ſich 
gültig nach Wechſelrecht zu verbinden, da bei ihnen alle Erforderniſſe 
einer ſolchen Verpflichtung vorhanden ſind. Indeſſen haben beſondere 
Geſetze hier noch manche Perſonen ausgenommen, und ihnen dieſe 
Fähigkeit entzogen. Zum Theil iſt dies nur zum eigenen Beſten ſolcher 
Perſonen geſchehen. So bei Frauen. Wie das römische Recht ihre 
Interceſſion zu ihrem eigenen. Beſten für ungültig erklärt hat, ſo 
haben neuere Geſetze nicht ſelten ihre Fähigkeit, Wechſelverbindlich— 
keiten zu übernehmen, beſeitigt. Zum Theil aber ſind auch Aus⸗ 
nahmen eingetreten im öffentlichen Intereſſe, weil dieſes unter der 
Vollziehung der Wechſelſtrenge leiden würde. So bei der Geiſtlichkeit 
und Militärperſonen. 

Uebrigens ſind die Geſetze hierüber nicht gleichförmig. Es ent— 
ſteht daher die Frage, nach welchen Ortes Geſetzen die Wechſelfähigkeit 
zu beurtheilen iſt: ob der Ort der Ausſtellung oder der der Klage 
entſcheide? Einige haben dem Ort der Ausſtellung den Vorzug 
gegeben. Da man an dieſem unfähig ſei, jo ſei die Wechſelverbind⸗ 
lichkeit null. Wenn man alſo auch am Orte der Klage fähig wäre, 
ſo könne doch keine Procedur nach Wechſelrecht eintreten, weil man 
ſich nicht danach verpflichtet habe. Andere ?) wollen auf den Ort 
der Klage ſehen: wer da nicht wechſelfähig ſei, gegen den dürfe der 
Richter nicht nach Wechſelrecht verfahren, wenn er auch urſprünglich 
die Wechſelverbindlichkeit gültig übernommen habe. Die richtige Anſicht 
iſt, daß die Wechſelſtrenge nur dann zuläſſig iſt, wenn Jemand nach 
den Wechſelgeſetzen beider Orte Wechſelfahigkeit hat. Auf den Ort 
der Ausſtellung kommt es an, weil die betreffende Perſon ſich ſonſt 
nicht nach Wechſelrecht verpflichten könnte. Auf den Ort der Klage, 
weil ſonſt dem Richter die Macht fehlen würde, die Wechſelſtrenge 
gegen ſie zur Anwendung zu bringen, wenn ſie ſich auch urſprünglich 
mit Recht wechſelmäßig verpflichtet haben ſollte 3). 


) C. c. art. 114. mineur non nögociant; u. c. N. art. 1308. Riceius, 
Ex. 5. s. 1. § 25 — 56. 

Eichmann, Rechl.-Bemerkungen u. Ausführungen. Nr. 4. Bayreuth 803. 8. 

D. W. O. Art. 84: Die Fähigkeit eines Ausländers, wechselmässige 
Verpflichtungen zu übernehmen, wird nach den Gesetzen des Staates beur- 
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§ 66. Gewöhnliche geſetzliche Ausnahmen. 

1) Frauenzimmer. Wie ſie zu andern Verträgen zu ihrem 
eigenen Beſten bisweilen für unfähig erklärt ſind, ſo auch zu Wechſel— 
verbindlichkeiten. Wenn ſie keinen Handel treiben, ſo tritt nicht 
leicht der Fall ein, daß es für ſie nothwendig wird, einen Wechjel 
auszuſtellen: der Perſonalarreſt iſt für ſie doppelt unangenehm. 
Allgemein wird übrigens bei Handelsfrauen, welche Handel für eigne 
Rechnung treiben, eine Ausnahme zugelaſſen ). Für Handelsfrauen 
ſind Wechſel ein großes Bedürfniß, und es würde ihnen ſehr nach— 
theilig ſein, wenn ſie keine gültigen Wechſel ausſtellen könnten. In 
Handelsſachen iſt ihnen ſolches daher allgemein geſtattet 2). Der 
Wechſel von Nichthandelsfrauen gilt in Frankreich ?) nur als ein— 
faches Schuldbekenntniß. Wo übrigens eine Frau einen Wechſel 
gültig ausſtellen darf, da iſt ihr meiſtens auch die Einrede aus dem 
vellejaniſchen Senatsſchluß abgeſchnitten. So z. B. in Leipzig . 

2) Handwerker und Landleute. Auch ſie kommen nicht leicht 
in den Fall, Wechſel auszuſtellen, ſo daß ihnen dieſelben nöthig und 
nützlich wären. Der Perſonalarreſt aber würde ihrem Gewerbe ſehr 
nachtheilig ſein. Daher iſt ihnen die Wechſelfähigkeit bisweilen ent— 
zogen. So in der Frankfurter Wechſelordnung ). Der code de 
commerce hat nichts davon. Zwar war es in Vorſchlag, alle 
Perſonen für wechſelunfähig zu erklären, welche nicht négociants ſeien: 
er wurde aber verworfen. Uebrigens iſt die Anwendung dieſer Aus- 
nahme zuweilen ſchwierig, da der Uebergang vom Handwerker zum 
Kaufmann durch den Fabrikanten ſehr allmälig geht. 

3) Schreibensunerfahrene ſind nach allgemeinen Grundſätzen 
nicht abſolut ausgeſchloſſen. Der Wechſel iſt zwar ein ſchriftlicher 
Contract; es kann aber ein Anderer für ſie unterſchreiben, und 


theilt, welchem derselbe angehört. Jedoch wird ein nach den Gesetzen 
seines Vaterlandes nicht wechselfähiger Ausländer durch Uebernahme von 
Wechsel- Verbindlichkeiten im Inlande verpflichtet, insofern er nach den 
Gesetzen des Inlandes wechselfähig ist. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

) H. 2. a) In dem einmaligen Indoſſiren eines Wechſels iſt der Beweis, 
daß eine Frau Handelsfrau ſei, noch nicht enthalten. 

d) Will eine Handelsfrau ein Geſchäft, welches ſich als Handelsgeſchäft auf: 
faſſen läßt, darum als nichtig anfechten, weil es eine Interceſſion für ihren 
Ehemann enthalte, ſo muß ſie dieſe und darthun, daß der Gläubiger darum 
gewußt habe. e 

2) Riceius, Ex. 5. 8. 2. ) C. e. art. 113. Püttmann, 8 29. 

) Riceius, Ex. 5. s. 4. 
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inſofern werden ſie aus ihrem Auftrage vollkommen verpflichtet. Nur 
wird ein liquider Beweis Zwecks Anwendung der Wechſelſtrenge 
wider ſie vorliegen müſſen: alſo durch Bekenntniß oder ein öffent⸗ 
liches Inſtrument. Einige Geſetze aber haben den Schreibensunfähigen 
die Wechſelfähigkeit entzogen. Doch iſt dies allerdings ſelten der Fall. 

4) Militärperſonen ſind um des öffentlichen Beſtens willen für 
wechſelunfähig erklärt, da ihr Dienſt es nicht zuläßt, daß ſie dem 
Perſonalarreſt einer Privatperſon unterworfen werden. Das ließe 
ſich ſogar ſchon nach allgemeinen Grundſätzen behaupten: wegen ihrer 
Dienſtpflicht haben ſie nicht die Befugniß, ihre Perſon in dieſem 
Maaße zu verpflichten. Uebrigens findet ſich die Ausnahme keines⸗ 
wegs in allen Geſetzen. Der code de commerce hat davon nichts; 
und einige Geſetze giebt es, welche den Soldaten die Ausſtellung von 
Wechſeln ausdrücklich geſtatten. So im Königreich Sachſen und in 
Oeſterreich ). Auch die ruſſiſche W. O. erklärt ſie ausdrücklich für 
wechſelfähig. Wo es ihnen übrigens unterſagt iſt, da zeigt der 
Grund der Verordnung, daß ſie nicht auf verabſchiedete Militär⸗ 
perſonen, welche nur noch den Titel führen, ohne im activen Dienſt 
zu ſtehen, anzuwenden ſei. — Aus gleichem Grunde iſt auch wohl 
höheren Staatsbeamten die Wechſelfähigkeit entzogen. So in Baden. 

5) Geiſtliche. Der Grund iſt bei ihnen ſo ziemlich derſelbe, 
wie bei Nr. 4. Ihr Beruf geſtattet es nicht; ihr Amt erfordert 
perſönliche Gegenwart; ihr Einfluß und ihr Anſehen würden durch 
die Wechſelhaft den größten Schaden erleiden. Daher ließe ſich auch 
hier wohl ſchon nach allgemeinen Grundſätzen die Wechſelunfähigkeit 
behaupten, weil ihr Amt ſie hindere, in dieſem Maaße über ihre 
Perſon zu verfügen. In Rußland ſind jedoch auch Geiſtliche aus— 
drücklich für wechſelfähig erklärt. Der code de commerce enthält 
nichts. Vor der Revolution wurde die Wechſelunfähigkeit der Geiſt— 
lichen auch in Frankreich angenommen. Allein jetzt iſt kein gültiges 
Geſetz mehr vorhanden, was ihnen die Ausſtellung von Wechſeln 
unterſagte. Loeré meint jedoch, die Praxis würde es wohl noch 
annehmen. — Inwiefern übrigens die untere Geiſtlichkeit, Küſter, 
Schulmeiſter, Organiſten ꝛc. für wechſelunfähig zu halten ſind, iſt 
aus den Particulargeſetzen zu entnehmen. Im Zweifel genießen ſie 
keine Freiheit von der Wechſelverbindlichkeit: ihre Lage iſt in der 
That nicht dieſelbe. 


') Franck, Inst. 1.1. s. 1. t. 9. § 5. not. b. »Ueber Oeſterreich ſiehe jetzt 
V. v. 3. Juli 852; in Bezug auf Preußen ſ. Einf.⸗G. v. 5. Febr. 1850. $ 9. 
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6) Studirende ſind bisweilen ebenſo für wechſelunfähig erklärt, 
wie man ihre Verbindlichkeiten aus Schulden oftmals eingeſchränkt 
hat. Das iſt aber keineswegs allgemein: kommt hauptſächlich auf 
ſächſiſchen Univerſitäten vor, und in Heidelberg exiſtirt kein Geſetz 

der Art. 

7) Mäkler, beſonders Wechſelmäkler. Wie ihnen überhaupt der 
Antheil an den Geſchäften, welche unter ihrer Mitwirkung getrieben 
werden, unterſagt iſt, jo auch der Antheil am Wechſelgeſchäft 1). 
Beſonders der code de commerce ?) unterſagt ſolches jedem Mäkler, 
dem Wechſelmäkler wie andern. Allein ihre Unfähigkeit macht das 
abgeſchloſſene Geſchäft nicht ungültig, ſondern zieht nur Abſetzung 
und Geldſtrafe bis zu 3000 Franken nach ſich. 

8) Hauskinder. So viel iſt an ſich klar, daß Wechſeln über 
Darlehen, eignen Wechſeln, die Einrede des macedonianiſchen Senats— 
ſchluſſes entgegenfteht: denn dieſes wird durch die hinzugefügte Wechſel— 
clauſel nicht ausgeſchloſſen. Außerdem hat man ſich nach allge— 
meinen Grundſätzen dahin auszuſprechen: Ein Hauskind kann ſich 
gültig nach Wechſelrecht verpflichten. Allein die Vollziehung der 
Wechſelſtrenge durch perſönliche Execution findet hier nicht Statt, 
denn der Vater hat auch ein Recht auf die Perſon des Hauskindes, 
welches von dieſem durch deſſen Verträge dem Vater nicht entzogen 
werden kann. Uebrigens haben manche Wechſelordnungen ſie für 
wechſelunfähig erklärt ?). Eine Ausnahme tritt ein, wenn ſie mit 
Einwilligung des Vaters contrahirt haben. Dieſe liegt von ſelbſt 
darin, daß der Vater den Sohn zum Handelscompagnon annimmt. 

Beſonders eingeſchränkt iſt die Wechſelverbindlichkeit nach preußi— 
ſchem Landrecht ). Nur wer die Rechte eines Kaufmanns hat, 


) Franck, 1.1. s. 1. t. 9. $ 16. Riccius, Ex. 12. § 76 — 81. 

) Art. 85. 87. 3) Riceius, Ex. 5. s. 1. $3—13. 

) 2, 8. § 718 fg. Jetzt Antiquität. Preuß. Einf.⸗Geſ. v. 5. Febr. 1850. 
$1. Bei der Bestimmung des $ 1 der Verordnung vom 6. Januar *. J. 
(Gesetz - Sammlung 5.49), nach welcher die im Reichsgesetzblatt vom 27. Nov. 
1848 publizirte Allgemeine deutsche Wechsel-Ordnung in Preussen mit dem 
1. Februar v. J. in Kraft getreten ist und dagegen mit diesem Tage die 
$$ 713 bis 1249, Titel 8, Theil L. des Allgemeinen Landrechts, sowie die 
Artikel 110 bis 189 des rheinischen Handels- Gesetzbuches aufgehoben sind, 
behält es sein Bewenden. 

$9. Die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts über Handels- 
Billets und kaufmännische Assignationen in den $$ 1250 bis 1304, Titel8, 
Theil IL. und $ 297, Titel 16, Theil I. werden hiermit aufgehoben. — Auf 
Rechtsverhältnisse aus solchen Handels- Billets und kaufmännischen Assig- 
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Fabrikanten, Apotheker, Schiffer, Juden, Beſitzer adeliger Güter, 
Domänenpächter ſind wechſelfähig. Doch kann auch andern Perſonen 
dieſe Fähigkeit durch richterliche Autoriſation ertheilt werden . 


§ 67. Wechſel fürſtlicher Perſonen und Geſandten. 


Nach der ehemaligen Reichsverfaſſung konnten ſich alle reichs— 
unmittelbare Perſonen nicht mit Erfolg nach Wechſelrecht verbinden, 
denn ſie ſtanden unter den Reichsgerichten, und bei dieſen galt kein 
Wechſelprozeß. Nur inſofern fand eine Ausnahme ſtatt, als ſie in 
eines andern Landesherren Dienſten ſtanden, und dadurch deſſen 
Gerichten unterworfen waren. — Jetzt iſt dies ganz anders: man 
hat ſouveräne Fürſten und Mediatiſirte von einander zu unterſcheiden. 
Der Souverän iſt an ſich der Wechſelſtrenge nicht unterworfen. 
Bei Mediatiſirten dagegen iſt kein Grund vorhanden, gegen ſie 
nicht ſo gut wie gegen Andere wechſelmäßig zu verfahren. Ebenſo 
iſt es bei den Mitgliedern der ſouveränen Familie: ſie ſind nach der 
Regel des Rechts der Wechſelſtrenge unterworfen, denn ſie ſind 
Unterthanen und ſtehen unter den Gerichten. In der Praxis iſt es 
freilich zweifelhaft, ob der Richter ſich entſchließen wird, die Wechjel- 
ſtrenge hier anzuwenden, und ob der Souverän ſolches geſtatten werde. 

Gegen Geſandte kann an dem Ort, wo ſie beglaubigt ſind, 
feine Wechſelſtrenge zur Anwendung gebracht werden. Sie ſind den 
dortigen Gerichten gar nicht unterworfen, ſondern den Gerichten 
ihrer Heimath. Bei dieſen ſind ſie unbedenklich der Wechſelſtrenge 
unterworfen, wenn man ihre Perſon dort antrifft. Ebenſo der 
Strenge nach in einem fremden Staat, durch welchen ſie reiſen. Hier 
genießen ſie keine Exterritorialität und Unabhängigkeit vom Gerichts⸗ 
zwang. — Was übrigens von der Unabhängigkeit der Geſandten 
geſagt iſt, gilt nicht von bloßen Conſuln. Sie haben keinen 
Repräſentativcharakter und genießen keine Exterritorialität, ſondern 
ſtehen unter den gewöhnlichen Landesgerichten. Daher iſt kein 
Grund vorhanden, ſie zu eximiren. Vergl. den Fall von Bethmann 
in Frankfurt. 


nationen, welche vor dem Tage ausgestellt sind, mit dem dies Gesetz in 
Kraft tritt, findet diese Vorschrift keine Anwendung. — Mit dem Tage, an 
dem dies Gesetz in Kraft tritt, erlischt die Gültigkeit der Verordnung vom 
6. Januar 1849. (Gesetz- Sammlung S. 40.) 

) A. a. O. § 781 fg. 
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§ 68. Wirkungen der Verpflichtung einer unfähigen 
Perſon. 

Hier iſt nicht blos der Fall zu erörtern, wenn Jemand ſich 
fälſchlich für wechſelfähig ausgegeben hat, ſondern allgemein die Wir— 
kungen, welche eintreten, wenn eine unfähige Perſon ſich wechſelrechtlich 
verpflichtete. Darüber gelten folgende Regeln: 

1) Eine ſolche Perſon kann ſelbſtverſtändlich nach Wechſelrecht 
nicht belangt werden. Iſt die Perſon unfähig, ſo iſt die Verbind— 
lichkeit nichtig: was dem Geſetze widerſtreitet, exiſtirt nicht. Doch 
machen einige Geſetze wohl Ausnahmen. So z. B. das franzöſiſche bei 
Mäklern. Auch gilt eine allgemeine Ausnahme dann, wenn ſich 
Jemand argliſtig für fähig ausgegeben hat, und die Unfähigkeit zu 
ſeinem eigenen Beſten vorgeſchrieben war. Dann iſt er allerdings 
dem Wechſelrecht unterworfen, damit er aus ſeiner Argliſt keinen 
Vortheil zieht. Die Argliſt erſetzt die Fähigkeit. Dafür ſprechen 
entſchieden die Analogien des macedonianiſchen wie des vellejaniſchen 
Senatsſchluſſes ). Eine ſolche Argliſt iſt indeſſen noch nicht daraus 
zu ſchließen, daß z. B. ein Minderjähriger ſich in dem Wechſel für 
großjährig ausgegeben hat: denn das iſt ein Kunſtgriff der Wucherer ?). — 
Wo hingegen die Unfähigkeit im öffentlichen Intereſſe vorgeſchrieben 
ward, da findet auch in dieſem Fall keine Procedur nach Wechſel— 
recht ſtatt; denn ſonſt würde das öffentliche Intereſſe unſchuldig 
unter der Argliſt einer Privatperſon leiden. Selbſt eidliche Beſtärkung 
begründet in dieſem Fall kein Wechſelrecht: denn ein Eid zum Nach— 
theil Dritter hat keine bindende Kraft. 

2) Dagegen iſt in einem Fall, wo ein nach Wechſelrecht Unfähiger 
ſich in dieſer Weiſe verpflichtet hat, und er nur überhaupt fähig war, 
ſich zu verpflichten, wider ihn eine Rechtsverfolgung im ordentlichen 
oder im Executiv-Prozeſſe zuläſſig. Denn das Verbot einer Ver— 
pflichtung nach Wechſelrecht benimmt die Fähigkeit, ſich überhaupt zu 
verpflichten, noch keineswegs. Das Rechtsbeſtändige wird durch das 
Rechtswidrige nicht berührt ). 

) J. 1. C. ad sc. maced. 14, 6. 1.5. C. ad sc. vellej. 16, 1. Vergl. 1.2. 
J. 3. in. C. si minor se majorem dixerit. 2, 23. Kind, Quaest. for. T. 4. c. 12. 
(T. 2. nr. 35. T. 3. nr. 46. ed. 1.) — Nicht entgegenſtehend iſt e. N. art. 1307, 
welcher nicht vom Fall eines Betrugs zu verſtehen iſt. 

2) Kind a. a. O. 

) Berger, Elect. disc. for. T. 5. o. 3. not. 1. Ebenſo c. c. art. 113 bei 
Frauenzimmern in den Worten sont reputes simples promesses. Bei Minder— 
jährigen ſcheint art. 114 weiterzugehen: allein im Erfolg gilt auch bei ihnen dieſe Regel. 
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3) Andere wechſelfähige Theilnehmer am Wechſel ſind aber noch 
immer nach Wechſelrecht verpflichtet. Wenn der Unfähige nicht Aus— 
ſteller iſt, ſondern nur ſonſt Theilnehmer, ſo hat dies gar kein Bedenken. 
Es iſt kein Grund vorhanden, weßhalb ſeine Unfähigkeit den Uebrigen 
zu ſtatten kommen ſollte. Zweifelhafter iſt der Fall, wenn der Aus- 
ſteller ſelbſt unfähig war. Man möchte einwenden, nun ſei die Urkunde 
gar kein Wechſel, alſo Niemand vorhanden, der daraus nach Wechſel— 
recht verpflichtet werden könnte. Allein die entgegengeſetzte Anſicht 
iſt die richtige. Die Urkunde iſt nur in Anſehung des Unfähigen 
kein Wechſel, und kann es doch ſehr wohl im Betreff der Uebrigen 
ſein. Denn die Urkunde wird Wechſel durch dieſe Benennung. Daß 
ſie in Anſehung des Ausſtellers dennoch nicht dafür gilt, iſt Folge 
ſeiner perſönlichen Unfähigkeit, und kann den Uebrigen nicht zu ſtatten 
kommen. Das wird auch allgemein anerkannt ). 


869. Erwerb von Rechten aus Wechſeln. 


Auf die Frage: Wer kann aus Wechſeln Rechte erwerben? 
lautet die allgemeine Antwort ſo: Jedermann ohne Unterſchied, auch 
Perſonen, welche nicht fähig ſind, ſich nach Wechſelrecht zu verbinden. 
Wer unfähig iſt, ſich durch Vertrag zu verbinden, iſt keinesfalls 
unfähig, daraus zu erwerben: z. B. Unmündige und Frauen. Denn 
die Eingehung von Rechtsverbindlichkeiten und der Erwerb von Rechten 
ſind zwei ganz verſchiedene Dinge. Ebenſo iſt es auch bei Wechſeln. 
Nur für Mäkler hat man zuweilen eine Ausnahme gemacht. Denn 
ihnen iſt aller Antheil am Wechſelgeſchäft unterſagt, und zwar der 
Unparteilichkeit wegen. Dieſe würde auch darunter leiden, wenn ſie 
Rechte aus Wechſeln erwerben könnten. — Uebrigens macht auch die 
Religion keinen Unterſchied. Nur ein Punkt iſt beſtritten, ob Juden 
berechtigt find, Wechſel, die ihnen zugehören, an Chriſten zu indoſ— 
ſiren: ſiehe §82. Ferner: ob die Verordnung der Reichsgeſetze 
wegen Confirmation der an einen Juden auszuſtellenden Obligationen 
auf Wechſel gehe, was mit Recht verneint wird ). 


) Klein, Annalen, Th. 16. S. 297 fgg. Püttmann, Adversar. jur. 1.3. c. 2. 
So auch c. c. art. 113. 114. à leur égard. D. W. O. Art. 3: Finden sich 
auf einem Wechsel Unterschriften von Personen, welche eine Wechsel- Ver- 
bindlichkeit überhaupt nicht, oder nicht mit vollem Erfolge eingehen können, 
so hat dies auf die Verbindlichkeit der übrigen Wechselverpflichteten keinen 
Einfluss. 

) Brokes, Select. obs. 439. 
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Vierter Abſchnitt. 
Gattungen und Beſtandtheile der Wediel. 
§ 70. Eigene und traſſirte Wechſel. 


Dieſer Unterſchied iſt ſchon in der Einleitung entwickelt, weil 
ſich ohnedies das Wechſelgeſchäft nicht auseinanderſetzen läßt. Der 
eigene Wechſel, Sola-Wechſel in dieſem Sinn,“ billet A ordre, promis- 
sory note, iſt ein Schuldſchein, in welchem ſich der Ausſteller ſelbſt 
zur Bezahlung verpflichtet, und in welchem das Wort „Wechſel“ vor— 
kommt. Der traſſirte Wechſel, lettre de change, bill of exchange, 
dagegen iſt eine Anweiſung, welche ſich Wechſel nennt, mittelſt 
deren der Ausſteller einem Andern die Zahlung aufträgt, ſo daß er 
ſelbſt nur zur Aushülfe haftet “). Nach dem code de commerce 2) 
gehört zum traſſirten Wechſel weſentlich, daß er von dem einen Ort 
auf den andern gezogen iſt. Iſt das nicht der Fall, ſo gilt er nur 
für eine einfache Anweiſung. Indeſſen kann unter Kaufleuten dennoch 
Wechſelſtrenge eintreten: denn bei dieſen kommt ſie auch wohl aus 
einfachen Anweiſungen vor ). Die Beſtimmung ſelbſt iſt ſonderbar. 
Freilich trat bei der erſten Entſtehung der Wechſel der gedachte Fall 
immer ein. Jetzt iſt aber kein vernünftiger Grund mehr vorhanden, 
um dies als nothwendig vorzuſchreiben. Die Tribunale haben ſehr 
dagegen reclamirt; auch das Tribunat: allein vergeblich. — Dagegen 
iſt es in Frankreich nicht weſentlich, daß der Wechſel an dem fremden 
Ort auf eine dritte Perſon gezogen ſei Y. 

Ein zweiter Unterſchied beſteht zwiſchen Sola- und Primas, 
Secunda- u. ſ. w. Wechſeln. Oft wird von dem Wechſel nur ein 
Original⸗Exemplar ausgeſtellt, — Solawechſel *in dieſem Sinn *. 
Oft mehrere Original-Exemplare, von denen das erſte Primawechſel 


) B. 4. b) Eine Anweiſung zur Zahlung in einem Wechſel oder einer Aſſig— 
nation enthält zugleich eine Anweiſung, die Zahlung zu verſprechen. Vergl. Juriſt. 
Abh. 2, 13. g 

2) Art. 110. F. 33. a) Nach franzöſiſchem Recht (e. e. art. 110, 187, 188) 
iſt bei billets à ordre eine remise de lieu en lieu zur Begründung des Wechſel 
rechtes nicht erforderlich. 

5) Mann, Handelsgeſetzbuch des franz. Reichs. S. 490. 

) Merlin, Quest. de droit. T. 3. v. lettre de change $ VII. 


10* 


148 Wechſelrecht. 


oder die Prima u. ſ. f. genannt wird. In jedes Exemplar wird 
der Name eingerückt, um zu bezeichnen, daß alle für ein und daſſelbe 
Geſchäft gelten. Die Secunda mit der Clauſel: Prima unbezahlt ).— 
Der Grund, weßhalb zwei oder mehrere Exemplare ausgeſtellt werden, 
beſteht hauptſächlich darin, damit die Prima zur Acception geſchickt 
und die Secunda nach anderen Orten girirt werde. Bei traſſirten 
Wechſeln iſt es nützlich, daß ſie gleich zur Acception geſandt werden; 
oft will man aber auch den Wechſel gleich an einen dritten Ort ſenden. 
Dieſer doppelte Gebrauch würde collidiren, wenn nur ein Exemplar 
vorhanden wäre. Eine Tertia wird beſonders des Verluſtes wegen 
ausgeſtellt. Nach dieſem Zwecke ſollen alle Exemplare nur einmal 
gelten, und nur einmal bezahlt werden: nicht jedes beſonders 2). 
Sie müſſen daher vor der Zahlung wieder zuſammengebracht werden. 
Zu dieſem Ende wird auf der Secunda bemerkt, wo die Prima 
anzutreffen jei, und dort muß ſie vom Inhaber der Secunda abge 
fordert werden 2). Das Verfahren dabei ſ. § 87. 

Noch etwas Anderes iſt die Wechſelcopie “). Im Allgemeinen 
verſteht man darunter eine jede Abſchrift eines Wechſels. Im tech⸗ 
niſchen Sinn dagegen eine Abſchrift, welche während des Giro von 
einem Wechſelinhaber gemacht und videmirt iſt, um die Stelle eines 
Original-Exemplars zu vertreten. Oft iſt nur ein Exemplar aus⸗ 
geſtellt, und während des Giro werden mehrere nöthig. Dann läßt 
ſich dadurch helfen. Oder es ſind zwei ausgeſtellt, und ein drittes 
wird erforderlich. Eine ſolche Copie unterſcheidet ſich von einer ein— 


) D. W. O. Art. 66: Der Aussteller eines ‚gezogenen Wechsels ist 
verpflichtet, dem Remittenten auf Verlangen mehrere gleichlautende Exem- 
plare des Wechsels zu überliefern. Dieselben müssen im Kontexte als Prima, 
Secunda, Tertia u. s. w. bezeichnet sein, widrigenfalls jedes Exemplar als 
ein für sich bestehender Wechsel (Sola- Wechsel) erachtet wird. 

) D. W. O. Art.67': Ist von mehreren ausgefertigten Exemplaren 
das eine bezahlt, so verlieren die übrigen ihre Kraft. — Ausnahmen ſiehe 
$ 102. 

) D. W. O. Art. 68: Wer eins von mehreren Exemplaren eines Wechsels 
zur Annahme versandt hat, muss auf den übrigen Exemplaren bemerken, 
bei wem das von ihm zur Annahme versandte Exemplar anzutreffen ist. 
Das Unterlassen dieser Bemerkung entzieht jedoch dem Wechsel nicht die 
Wechselkraft. Art. 707: In der Kopie ist zu bemerken , bei wem das zur 
Annahme versandte Original des Wechsels anzutreffen ist. Das Unterlassen 
dieses Vermerkes entzieht jedoch der indossirten Kopie nicht ihre wechsel- 
massige Kraft. Vergl. Art. 98. Nr. 8. 

) Ueber Wechſel-Duplicate und Wechſel-Abſchriften. Frankfurt a. M. 807. 
8. Juriſtiſche Abhandlungen B. 1. Nr. 26. 
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fachen Abſchrift durch den fernern Gebrauch als Original: von dieſem 
dadurch, daß ſie nicht vom Ausſteller herrührt.“ Wechſel-Copieen 
müſſen eine Abſchrift des Wechſels und der darauf 
befindlichen Indoſſamente und Vermerke enthalten und 
mit der Erklärung: „bis hierher Abſchrift (Copie)“ oder 
mit einer ähnlichen Bezeichnung verſehen ſein ). 


§ 71. Beſtandtheile der Wechſel-Urkunde. 


Wie muß der Wechſelbrief beſchaffen ſein 2)? Sieht man 
auf die äußere Form, ſo beſteht der Wechſel gewöhnlich aus drei 
Stücken: 

1) Eine Ueberſchrift: Datum und Summe. 

2) Der Wechſel ſelbſt: ein Zahlungsverſprechen oder ein Zah— 
lungsauftrag. 

3) Die Unterſchrift: der Name des Ausſtellers, und, bei traſ— 
ſirten Wechſeln, die Angabe des Traſſaten. 

Sieht man auf den materiellen Inhalt, jo zerfallen die Beſtand— 
theile in drei Claſſen: 

a) weſentliche, welche nicht fehlen dürfen, wenn die Urkunde 
Kraft und Gültigkeit eines Wechſels haben ſoll; 

b) gewöhnliche, welche zwar nicht nothwendig ſind, aber zur 
größeren Richtigkeit und Sicherheit regelmäßig hinzugefügt werden. 
Unter Kaufleuten kommt nämlich ein beſtimmter Styl vor, worin die 
Wechſel gewöhnlich geſchrieben werden. Nicht Alles, was dieſer 
Styl mit ſich bringt, iſt weſentlich. Es iſt aber doch nicht über— 
flüſſig und dient zum beſſeren Sinn, zur mehreren Richtigkeit und 
Sicherheit. 

c) Zufällige Beſtandtheile, welche nicht als Regel bei jedem 
Wechſel üblich ſind, ſondern bei einzelnen aus Willkür oder beſon— 
deren Gründen hinzugefügt werden. 

Weſentliche Beſtandtheile. Bei deren Beurtheilung kann man 
theils auf allgemeine Rechtsgrundſätze, theils auf poſitive Vorſchriften 
der Wechſelgeſetze Rückſicht nehmen?). Mehrere dieſer Beſtandtheile 
ſind ſchon nach allgemeinen Grundſätzen für weſentlich zu halten, 
weil ſie in der Natur der Sache liegen. Andere ſind zwar nicht 


) D. W. Art. 70 1. Vergleiche Art. 98. Nr. 8. 
2) Riccius, Ex. 3 von Anfang bis zu Ende. 
2) In D. W. O. Art. 4 find acht als weſentlich bezeichnet. 
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hiernach weſentlich, wohl aber durch die Vorſchriften der meiſten 
Wechſelgeſetze dafür erklärt. Sie ſind im Einzelnen durchzugehen, 
und bei jedem iſt zu bemerken, inwieweit er ſchon nach allgemeinen 
Grundſätzen weſentlich ſei. 

Weſentliche Vorausſetzung eines jeden Wechſels iſt vor Allem 
eine ſchriftliche Urkunde. Ohne eine ſolche iſt kein ſtrenges Wechſel— 
verfahren denkbar, weil es unmöglich iſt, ohne ſie volle Liquidität 
herzuſtellen. Nicht einmal der Executivprozeß wird zugelaſſen, 
wenn nicht das Fundament der geltend gemachten Anſprüche durch 
eine darüber ausgeſtellte Urkunde bewieſen iſt: noch weniger alſo der 
Wechſelprozeß. Inſofern kann man jagen, der Wechſelcontract ſei 
ein Literalcontract. Dieſe Urkunde muß nun enthalten: 

1) Das Datum, den Ort und Tag der Ausſtellung. Nach 
allgemeinen Grundſätzen iſt dies nicht abſolut nothwendig, da kein 
Geſetz vorſchreibt, daß nichtdatirte Urkunden ungültig ſein ſollen. 
Das Datum iſt indeſſen, wie ſich von ſelbſt verſteht, ſehr nützlich. 
Daher haben die meiſten Geſetze es für weſentlich erklärt ). 

2) Die Unterſchrift des Ausſtellers, wie ſich von ſelbſt ver— 
ſteht 2). Denn nur dadurch erhält das Document Verbindlichkeit 
für ihn und Glauben bei Anderen. Die eigenhändige Unterſchrift 
iſt nicht gerade nöthig. Was ein Anderer vermöge Auftrags ſchreibt, 
verbindet den Vollmachtgeber 2). Es iſt alſo genug, wenn nur ein 
Anderer vermöge allgemeinen oder beſondern Auftrags unterſchreibt: 
aber freilich muß dieſer Auftrag liquide ſein ). Bei Handelsgeſell⸗ 


) C. c. art. 110. D. W. O. Art. 4. Nr. 6: Die Angabe des Ortes, Monats- 
tages und Jahres der Ausstellung. 

2) D. W. O. Art. 4. Nr. 5: Die Unterschrift des Ausstellers (Trassan- 
ten) mit seinem Namen oder seiner Firma. — Art. 94: Wechsel- Erklärun- 
gen, welche statt des Namens mit Kreuzen oder anderen Zeichen vollzogen 
sind, haben nur dann, wenn diese Zeichen gerichtlich oder notariell beglau- 
bigt worden, Wechselkraft. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

) D. W. O. Art. 95: Wer eine Wechsel- Erklärung als Bevollmäch- 
tigter eines Anderen unterzeichnet, ohne dazu Vollmacht zw haben, haftet 
persönlich in gleicher Weise, wie der angebliche Machtgeber gehaftet haben 
würde, wenn die Vollmacht ertheilt gewesen wäre. Dasselbe gilt von Vor- 
mündern und anderen Vertretern, welche mit Ueberschreitung ihrer Befug- 
nisse Wechsel-Erklärungen ausstellen. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

) „„Vielleicht die Hälfte aller in Roulance kommenden Wechſel iſt nach glaub⸗ 
haften Verſicherungen jetzt per procura gezogen oder acceptirt, und es iſt unmög⸗ 
lich, ſich jedesmal die Vollmacht vorher zeigen zu laſſen, geſchweige denn ſerupulös 
zu examiniren.“ Bemerkung des Dr. Auguſt Heiſe i. S. Sandford w. Stäcker. 
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ſchaften wird der Name der Firma unterſchrieben. Wenn einzelne 
Perſonen unterſchreiben, ſo verlangen einige Geſetze auch die Bei— 
fügung des Vornamen. So Leipzig ). 

3) Angabe Deſſen, der zahlen ſoll. Bei eigenen Wechſeln iſt 
es der Ausſteller, alſo nur dieſer zu bezeichnen. Bei traſſirten Wech— 
ſeln ein Anderer: alſo deſſen Name und Wohnort, — ſeine 
Adreſſe 2). Ehemals wurde ſie, wie eine Briefadreſſe, auf den Rücken 
geſchrieben. Seit hier die Indoſſamente ihren Platz gefunden haben, 
ſetzt man die Adreſſe unter den Wechſel zur Linken. 

4) Die Summe, auf welche der Wechſel geht 3). Auch das 
verſteht ſich von ſelbſt. Entweder wird geradezu die Münzſorte des 
Ortes der Auszahlung genannt, oder die Summe wird im Gelde 
des Ausſtellungsortes bezeichnet. Im letzten Fall muß zugleich der 
Wechſelcours bemerkt werden, d. h. das Verhältniß des genannten 
Geldes zu dem am Zahlungsorte. — Muß der Gegenſtand des 
Wechſels nothwendig Geld ſein? Schuldſcheine und Anweiſungen 
ſind auch wegen anderer Gegenſtände zuläſſig, und in der Natur der 
Wechſelclauſel liegt nichts, was Geld als Gegenſtand des Wechſels 
abſolut nothwendig machte. 

5) Die Zeit der Zahlung iſt nach allgemeinen Grundſätzen 
nicht abſolut nothwendig. Denn was man ohne Termin ſchuldet, 
ſchuldet man ſofort. Es wäre alſo zu zahlen, ſobald gefordert wird. 
Indeſſen wird die Zeit der Zahlung im Wechſel durchgängig bemerkt, 


Allein wer das unterläßt, thut's auf ſeine Gefahr“. Vergl. F. Chriſtophle & Comp. 
w. Bayha'ſche Deb.-Maſſe Nov. 857. 

H. 14. Soll ein per procura gezogener Wechſel den Prinzipal verbinden, ſo 
muß der Factor die Grenzen ſeiner Vollmacht genau eingehalten haben. 

) Kind, Quaest. for. T. 4. c. 16. (1, 28. ed. 1.) 

2) D. W. O. Art. 4. Nr. 7: Der Name der Person oder die Firma, 
welche die Zahlung leisten soll (des Bezogenen oder Trassaten); Nr. 8: Die 
Angabe des Ortes, wo die Zahlung geschehen soll; der bei dem Namen oder 
der Firma des Bezogenen angegebene Ort gilt für den Wechsel, insofern 
nicht ein eigener Zahlungsort angegeben ist, als Zahlungsort und zugleich als 
Wohnort des Bezogenen. Art.6?: Der Aussteller kann sich selbst als 
Bezogenen (Art. 4. Nr. 7) bezeichnen, sofern die Zahlung an einem anderen 
Orte als dem der Ausstellung geschehen soll (trassirt eigene Wechsel). 

) D. W. O. Art. 4. Nr. 2: Die Angabe der zu zahlenden Geldsumme: 
Art. 5: Ist die zu zahlende Geldsumme (Art. 4. Nr. 2) in Buchstaben und 
in Ziffern ausgedrückt, so gilt bei Abweichungen die in Buchstaben ausge- 
drückte Summe. — Ist die Summe mehrmals mit Buchstaben oder mehrmals 
mit Ziffern geschrieben, so gilt bei Abweichungen die geringere Summe. Vergl. 
Art. 98. Nr. 1. ) 
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und die Wechſelordnungen !) haben ſie häufig für weſentlich erklärt. 
Von der verſchiedenen Weiſe, wie die Zahlungszeit bezeichnet wird, 
ſiehe § 74. 

6) Die Benennung der Perſon, an welche gezahlt werden 
ſoll 2). Die Nothwendigkeit dieſer Bezeichnung im Allgemeinen iſt 
ſchon an ſich klar; denn jede Schuldurkunde muß nicht blos den 
Schuldner, ſondern auch den Gläubiger bezeichnen. Dabei iſt jedoch 
zu bemerken: 


a) Die Bezeichnung geſchieht nicht immer ſchon im Wechſel 
ſelbſt. Hier wird bisweilen blos der Ausſteller genannt, und dabei 
bemerkt, daß die Zahlung an ſeine Ordre geſchehen ſoll. Dann muß 
aber die Perſon des Gläubigers nachmals auf dem Rücken durch 
Indoſſament bezeichnet werden. Zuweilen weiß nämlich der Traſſant 
in dem Augenblick der Ausſtellung noch nicht, an wen der Wechſel 
übertragen werden ſoll; gleichwohl können andere Gründe, z. B. 
baldige Acceptation, die Ausſtellung ſchon jetzt wichtig machen. Dann 
bedient man ſich dieſer Aushülfe. In Frankreich wurde die Zuläſ— 
ſigkeit früher bezweifelt; jetzt?) iſt ſie anerkannt. 


b) Iſt es hinreichend, wenn der Wechſel „an Vorzeiger dieſes“ 
lautet? Es geſchieht das freilich faſt niemals, iſt indeſſen in einzelnen 
Fällen wohl vorgekommen, und in dieſen darüber geſtritten. Viele“) 
haben es für unzuläſſig erklärt: der bloße Beſitz einer Urkunde ſei 
keine hinreichende Legitimation; wenn alſo der Name des Gläubigers 
nicht im Wechſel ſtehe, ſo fehle es an einer ſolchen. Allein jener Satz 
iſt nur richtig bei Urkunden, welche einen beſtimmten Gläubiger 
nennen. Da iſt der bloße Beſitz der Urkunde von Seiten eines 
Andern für dieſen keine Legitimation. Anders ſteht die Sache aber 
im vorliegenden Falle. Wenn der Ausſteller erklärt, daß er an den 
Inhaber zahlen wolle, jo iſt ja in deſſen Perſon die Bedingung vor⸗ 
handen, an welche das Recht auf Zahlung geknüpft iſt. Warum 
aber ſollte es unzuläſſig ſein, ſich zur Zahlung an jeden Inhaber 


) C. c. art. 110. D. W. O. Art. 4. Nr 4: Die Angabe der Zeit, zu 
welcher gezahlt werden soll. 

2) D. W. O. Art. 4. Nr. 3: Der Name der Person oder die Firma, an 
welche oder an deren Ordre gezahlt werden soll (des Remittenten). 

) C. c. art. 110. D. W. O. Art. 61: Der Aussteller kann sich selbst 
als Remittenten (Art. 4. Nr. 3) bezeichnen (Wechsel an eigne Ordre). 

) Franck, Instit. 1.1. s. 3. t. 6. § 12. Hommel, Rhaps. V. 5. o. 645. nr. 8. 
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zu verpflichten, da es bei Staatsobligationen tagtäglich geſchieht? 
Freilich iſt es möglich, daß eine Perſon unrechtmäßig beſitzt. Allein 
da die Bedingung, an welche das Recht der Zahlung geknüpft ward, 
bei dem Inhaber vorhanden iſt, ſo hat nicht er einen weitern Beweis 
des rechtmäßigen Beſitzes zu führen, ſondern ſeinen Gegner trifft der 
Beweis der Unrechtmäßigkeit 1). — Wo ein beſtimmter Gläubiger 
dagegen genannt iſt, kann die Beifügung des Vornamens nicht für 
abſolut nothwendig angeſehen werden 2). 

7) Erklärung des Documentes für einen Wechſel, oder Gebrauch 
dieſes Wortes. In der Regel iſt dies allerdings nothwendig, obwohl 
Viele ?) anderer Meinung ſind. Da die ſtrenge Wechſelverbindlichkeit 
immer eine Ausnahme von der Regel iſt, ſo kann ſie nur inſofern 
eintreten, als die Parteien, welche haften, ſie beſonders übernommen 
haben. Das geſchieht durch dieſe Benennung. Fehlt es daran, ſo 
haben ſie ſich dieſer Strenge nicht unterworfen, und es iſt kein Grund 
vorhanden, aus dieſer Urkunde ſtrenger zu verfahren, als aus anderen 
Schuldurkunden. Will man das Wort nicht als weſentlich anſehen, 
ſo ſchwindet jeder ſcharfe Unterſchied zwiſchen einem Wechſel und 
anderen Schuldurkunden. Auch wird die Nothwendigkeit gewöhnlich 
angenommen ). Doch ſind Ausnahmen in einzelnen Fällen zuzu— 
laſſen 5). In einigen Geſetzen wird allen Schuldſcheinen und Anwei— 
ſungen, welche Kaufleute in Handelsgeſchäften ausgeſtellt haben, auch 
ohnedies Wechſelverbindlichkeit beigelegt. Dann iſt der Name Wechſel 
bei ſolchen Urkunden überflüſſig. So theilweiſe in Preußen “) und 
Sachſen 7). Vergleiche §S 117. In Frankreich iſt zwiſchen eigenen 


) Bynkershoek, Quaest. jur. priv. I. 2. c. 11. Kind, Quaest. for. t. 3. 
0. 48. (1, 29; 3, 40. ed. 1.) 

) Hommel, Rhaps. V. 5. o. 645. nr. 2 — 7. 

3) Stryck, De accept. litt. camb. c. 3. § 9. Titius, Jus. priv. I. 10. c. 5. 
$21. Ludovici, Wechſelprozeß, c. 2. §8. Knorre in Zimmerl, Beiträge z. W. R. 
Abh. 5. Pöhl's, Handelsr. Thl. 2. § 236. 

) Riccius, Ex. 3. § 24 — 30. Berger, Suppl. ad E. D. F. T. 1. tit. 5. 
nr. 5. p. m. 49 fg. Leyser, Sp. 133. m. 3. Scherer, Handbuch, Th. 3 v. Wechſel— 
brief § 25 — 30. Beseke p. 183. 226. Cramer, Obs. T. 1. o. 196. Müller ad 
Leyser, V. 2. 0.297. D. W. O. Art. 4. Nr. 1: Die in den Wechsel selbst 
aufzunehmende Bezeichnung als Wechsel, oder, wenn der Wechsel in einer 
fremden Sprache ausgestellt ist, ein jener Bezeichnung entsprechender Aus- 
druck in der fremden Sprache. 

) Riceius, Ex. 11. s.1. ) L. R. 2, 8. 1297. 1298. 

) Oberlauſitziſches Wechſel-Mandat v. 26. November 1776. § 1. (II. C. C. 
A. III, 701.) 
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und traſſirten Wechſeln zu unterſcheiden. Bei letzteren iſt die Benen- 
nung lettre de change weſentlich. Zwar ſteht dies nicht ausdrücklich 
im code de commerce: aber der obige Grund tritt ein, und es 
geſchieht durchgängig. Bei eigenen Wechſeln dagegen kommt es auf 
dieſe Benennung nicht an. Sie heißen gar nicht ſo, ſondern blos 
billets. Bei ihnen beſteht vielmehr der weſentliche Punkt darin, ob 
ſie blos auf die individuelle Perſon des Gläubigers, oder an deſſen 
Ordre geſtellt ſind. Daher auch der Name billet à ordre. — In 
England iſt der Name Wechſel nicht abſolut nöthig; ob er ſolches 
ſei, wird aus der Form der Urkunde im Ganzen beurtheilt. — 
Uebrigens iſt es keineswegs nöthig, daß jeder einzelne Theilnehmer 
ſeine Verbindlichkeit beſonders für eine Wechſelverbindlichkeit erkläre, 
oder das Wort Wechſel gebrauche. Es iſt genug, daß die Urkunde 
ein- für allemal ſo genannt iſt, und er eine Verpflichtung in Anſehung 
dieſer Urkunde übernommen hat. Es gilt alſo die allgemeine Regel: 
wer ſeine Handſchrift auf eine Urkunde ſetzt, die ſich einen Wechſel 
nennt, haftet nach Wechſelrecht. 

8) Erwähnung der Valuta, d. h. Angabe, ob und wie der 
Ausſteller für den Werth des Wechſels vom Empfänger befriedigt 
ſei. Eine Bemerkung in Betreff der Valuta wird gewöhnlich 
immer hinzugefügt, und iſt großentheils weſentlich. Es iſt dabei zu 
unterſcheiden: 

a) Bei eigenen Wechſeln iſt die Hinzufügung ſchon nach allge— 
meinen Grundſätzen weſentlich: ſie ſind ein Schuldſchein unter 
Wechſelclauſel. Alſo gilt bei ihnen die allgemeine Regel von Schuld— 
ſcheinen. Nun iſt es aber ein bekannter Grundſatz, daß ſie nur 
dann Beweiskraft haben, wenn die causa debendi in ihnen ausgedrückt 
iſt, und daß ein chirographum indiscretum keine Beweiskraft hat. 
Daſſelbe muß alſo auch bei eigenen Wechſeln gelten. Je ſtrenger 
man ſich verpflichtet hat, um ſo mehr iſt es nothwendig, daß auch 
der Grund der Verbindlichkeit klar ſei. Dieſe causa debendi liegt 
aber in der Erwähnung der Valuta, und würde ohnedies fehlen !). 


) C. c. art. 188. — B. 6. a) Einem verfallenen eigenen Wechſel, welcher nur 
beſagt „Werth in Rechnung,“ und als einfache Schuldverſchreibung einer Klage 
zum Grunde gelegt iſt, ſteht die Einrede mangelnder causa debendi entgegen. 

F. 25. a) Das in einer — zwar nach Partikulargeſetz die Rechte einer Tratte 
genießenden, jedoch als ſolche präjudicirten — Anwelfung enthaltene Bekenntniß 
des Ausſtellers, „dem Aſſignaten die genannte Summe zu ſchulden,“ kann von 
Dieſem zur Begründung einer Klage gegen Jenen ohne nähere Angabe der causa 
debendi nicht benutzt werden. 
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b) Traſſirte Wechſel. Hier iſt die Erwähnung der Valuta 
nach allgemeinen Grundſätzen nicht gerade abſolut nöthig. Die causa 
debendi liegt in der Natur des Gejchäftes. Für den Acceptanten 
in dem erhaltenen und angenommenen Auftrage. Auch kann er ſich 
nicht damit ſchützen, daß der Ausſteller den Wechſel sine causa aus— 
geſtellt habe: das würde eine Einrede aus dem Rechte eines Dritten 
ſein. Für den Traſſanten liegt die causa im Falle des Regreſſes 
in dem nicht erfüllten Verſprechen. Er hat ſich verpflichtet, durch 
den Traſſaten Zahlung zu verſchaffen, und dieſe nicht geleiſtet: daher 
der Regreß. — Allein auch bei traſſirten Wechſeln iſt die Erwäh— 
nung der Valuta in Wechſelgeſetzen oft zur Nothwendigkeit gemacht. 
So in Frankreich ) und England ). * Anders in Deutſchland 3). 
Bei Erwähnung der Valuta gebrauchen die Kaufleute gewöhnlich 
zwei Formeln: „Valuta empfangen,“ oder „Valuta in Rechnung.“ 
Es giebt nämlich zwei Hauptfälle: 

1) Gegen Ausſtellung des Wechſels durch wirkliche Leiſtung — 
Geld oder Waaren — empfangen. Statt „Valuta empfangen“ wird 
auch geſchrieben „Valuta von demſelben“ (nämlich „empfangen “). 
Nach franzöſiſcher Praxis wird auch das wie? hinzugefügt: ob in 
Geld oder Waaren oder in anderen Wechſeln. 

2) Die Valuta wird durch Abrechnung vergütet. Entweder als 
Zahlung einer früheren Schuld, oder vorläufig zu creditiren und 
künftig zu bezahlen. Hierin liegen eigentlich zwei Fälle: 

a) Dient der Wechſel als Zahlung einer frühern Schuld, die 
dagegen abgerechnet werden ſoll, ſo bedient man ſich nach Belieben 
des Ausdruckes „Werth empfangen“ oder „Werth in Rechnung.“ 
Hier wird auch der Ausdruck „Valuta von uns ſelbſt“ gebraucht. 
Soll dagegen 

b) vorläufig creditirt und künftig bezahlt werden, ſo heißt es 
nur „Werth in Rechnung“ ). 


1) C. c. art. 110. ) Cunningham s. 5. 8 7. 

) D. W. O. Art. 4 nennt die valuta nicht unter den weſentlichen Erforder— 
niſſen eines Wechſels. a 

) F. 12. c) Die bei Wechſeln an eigne Ordre vorkommende Formel „Werth 
in mir ſelbſt“ bedeutet nur, daß kein Wechſelnehmer vorhanden ſei, welcher die 
Valuta für den Wechſel bezahlt habe; nicht aber, Traſſanten ſtehe beim Traſſaten 
ein Guthaben zu. 

F. 18. a) Die Erwähnung der Valuta mit den Worten „Werth erhalten“ 
ohne Hinzufügung des Wortes „baar“ beweiſt nicht gegen die Annahme eines 
Darlebns als Grund für die Ausſtellung des Wechſels. rat. 
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Die franzöſiſche Praxis übrigens läßt einen Wechſel, der auf 
Credit gegeben iſt, nicht für einen wahren Wechſel, gelten, ſondern 
nur für eine einfache Anweiſung. 

Fehlt es an einem der weſentlichen Erforderniſſe, ſo liegt kein 
Wechſel vor, und kein Wechſel-Verfahren iſt geſtattet “). Die Urkunde 
iſt darum nicht ganz ungültig. Wenn ſie nur die Erforderniſſe einer 
gewöhnlichen Schuldurkunde hat, ſo gilt ſie noch als ſolche, und 
begründet eine Klage im ordentlichen oder im Executiv- Prozeß. Bei⸗ 
ſpiel: Datum und Zeit der Zahlung fehlen. 


§ 72. Gewöhnliche und zufällige Beſtandtheile. 


A. Gewöhnliche Beſtandtheile ſind ſolche, die zwar nicht abſolut 

nothwendig ſind, jedoch der mehreren Richtigkeit und Sicherheit wegen 
gewöhnlich hinzugefügt werden. Der Mangel derſelben hebt alſo 
war die Wechſelverbindlichkeit nicht auf, denn ſonſt wären ſie 
5 ) . 
weſentlich; es wird aber doch der, welcher einen Wechſel zu fordern 
hat, verlangen können, daß ſie hinzugefügt werden, eben weil ſie 
gewöhnlich ſind. Denn was eine entſchiedene Gewohnheit mit ſich 
bringt, iſt ſchon als ſtillſchweigend in der Abrede der Parteien 
begriffen anzuſehen. Der Wechſel iſt eine Waare, welche man kauft. 
So wie bei anderen Waaren, jo auch bei Wechſeln darf man for- 
dern, daß ſie alle Eigenſchaften haben, welche bei dieſer Art der 
Waaren gewöhnlich ſind. Dahin gehört: 
b) Der Umſtand, daß ein Wechſel für ein Darlehn nicht ausgeſtellt iſt, 
beweiſt nicht, daß er für eine andere Forderung als Deckung hat dienen ſollen, 
ſo lange noch eine andere Möglichkeit für die Ausſtellung, z. B. als Prämie für 
die Prolongation eines Darlehns, übrig bleibt. 

1) D. W. O. Art. 7: Aus einer Schrift, welcher eines der wesent- 
lichsten Erfordernisse eines Wechsels (Art. 4) fehlt [Nürnb. Conf.-Zuſ.: Eine 
entgegenstehende Uebereinkunft hat keine wechselrechtliche Wirkung], entsteht 
keinewechselmässige Verbindlichkeit. Auch haben die auf eine solche Schrift gesetz- 
ten Erklärungen (Indossament, Accept, Aval) keine Wechselkraft. Vergl. Art. 98. 

er. 1. Art. 85: Die wesentlichen Erfordernisse eines im Auslande ausge- 
stellten Wechsels, sowie jeder anderen im Auslande ausgestellten Wechsel- 
Erklärung, werden nach den Gesetzen des Ortes beurtheilt, an welchem die 
Erklärung erfolgt ist. Entsprechen jedoch die im Auslande geschehenen 
Wechsel- Erklärungen den Anforderungen des inländischen Gesetzes, so 
kann daraus, dass sie nach ausländischen Gesetzen mangelhaft sind, kein 
Einwand gegen die Rechtsverbindlichkeit der später im Inlande auf den 
Wechsel gesetzten Erklärungen entnommen werden. Ebenso haben Wechsel- 
Erklärungen, wodurch sich ein Inländer einem anderen Inländer im Aus- 
lande verpflichtet, Wechselkraft, wenn sie auch nur den Anforderungen der 
inländischen Gesetzgebung entsprechen. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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1) Die hergebrachte Form im Aeußern, in der Form des 
Papiers, in der Art der Faſſung. Martens rechnet dies zu den 
zufälligen Stücken: richtiger gehört es hierher. Denn es iſt unter 
Kaufleuten allgemein üblich und jetzt nicht gleichgültig. Wechſel in 
anderer Form finden leicht Anſtand; ſind auch nicht ſo bequem zur 
Verſendung. 

2) Die doppelte Bezeichnung der Summe: über dem Wechſel 
mit Zahlen, im Wechſel mit Buchſtaben. 

3) Die Richtung an die Ordre des Gläubigers. Nach allge— 
meinen Grundſätzen iſt dies eigentlich ein müſſiger Zuſatz. Er wird 
aber durchgängig beigefügt, um dadurch ausdrücklich das Recht zur 
weiteren Uebertragung zu geben. Auch iſt ſolches nach einigen Geſetzen 
(vergl. § 82 A. Nr. 2) inſofern nothwendig, weil ſonſt nicht weiter 
indoſſirt werden kann. Ein Wechſel, wo dieſes Erforderniß fehlt, 
wird Recta-Wechſel genannt. In Frankreich !) iſt bei eigenen 
Wechſeln ſogar der Wechſel-Charakter davon abhängig. 

4) Eine Bemerkung über die Zahl der Exemplare: damit 
nämlich kein Zweifel entſtehe, daß die mehreren Exemplare nur für 
eins gelten, und alſo nur einmal zu bezahlen ſei. In Frankreich?) 
wird dies ausdrücklich gefordert. 

5) Die Beziehung auf einen Avisbrief bei traſſirten Wechſeln. 
Wegen Gefahr der Verfälſchung wird kein Wechſel von einiger 
Bedeutung anders acceptirt, als wenn der Ausſteller in einem beſon— 
dern Briefe Nachricht davon gegeben hat, — der Avisbrief genannt. 
Darauf wird im Wechſel gewöhnlich ausdrücklich Bezug genommen, 
um keinen Zweifel zu laſſen, daß er erfolgen werde 3). 

B. Zufällige Beſtandtheile; welche ſich nicht in jedem Wechſel 
zu befinden pflegen, ſondern nur bei einzelnen aus beſonderen Gründen 
hinzutreten. Hievon läßt ſich ſelbſtverſtändlich keine Aufzählung 
geben, ſondern nur Beiſpiele. Als: Bürgſchaft, Hypothekenclauſel, 
Beſiegelung bei eigenen Wechſeln, beſonders aber Nothadreſſe, d. h. 


) C. c. art. 187. Y) OC. c. art. 110. 

) F. 12. d) Die Worte „und ſtellen es auf Rechnung“ haben nicht die Ver: 
pflichtung des Traſſaten zur Folge, bei ſeiner Klage eine weitere Rechnung vor— 
zulegen. £ 

e) Die Worte „laut Bericht“ verpflichten den Traſſaten nicht, einen weiteren 
Bericht zur Begründung ſeiner Klage beizubringen: doch ſteht dem Traſſanten das 
Recht zu, auf Edition eines ſchriftlichen Berichts anzutragen, wenn deſſen Vor— 
handenſein erwieſen iſt. 
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Angabe eines zweiten Traſſaten, an welchen der Inhaber ſich wenden 
ſoll, wenn der Haupttraſſat nicht zahlt: ſ. § 106. 

Die Frage, ob Wechſel auf Stempelpapier zu ſchreiben ſeien, 
iſt nur nach Particulargeſetzen zu beantworten. In Deutſchland 
geſchah ſolches bei traſſirten Wechſeln bisher (51819) gewöhnlich nicht. 
Waren auch alle anderen Urkunden jtempelpflichtig, die traſſirten 
Wechſel waren gewöhnlich ausgenommen. So in Preußen ). Anders 
in Frankreich. Alle Wechſel, ſie mögen ins Inland oder Ausland 
gehen, müſſen geſtempelt werden, und der Stempel beträgt 1% per 
mille. Selbſt Wechſel, die aus dem Ausland kommen, müſſen 
geſtempelt werden, ehe ſie gebraucht werden können 2). Auch in Eng⸗ 
land ſind alle Wechſel dem Stempel unterworfen. 


§ 73. Meß- und Außer-Meß-Wechſel. 


Meßwechſel, cambium regulare, iſt ein Wechſel, welcher ent- 
weder auf einer Meſſe ausgeſtellt, oder dort zahlbar iſt: beſonders 
der letztere. Außer-Meßwechſel, cambium irregulare, iſt ein Wechſel, 
bei dem keins von beiden ſtattfindet ?). Die Meßwechſel werden 
reguläre genannt, weil ſie die erſte und urſprüngliche Art der Wechſel 
waren. Beim Aufkommen des Inſtituts waren ſo ziemlich alle 
Wechſel Meßwechſel. Erſt ſpäter kamen allmälig auch andere auf. 
Jetzt ſind freilich die Außer-Meßwechſel die häufigſten. Die übrigen 
rechtlichen Unterſchiede zwiſchen beiden Arten ſind nicht mehr von 
Bedeutung. Sie beſtanden hauptſächlich darin, daß bei Meßwechſeln 
ſich meiſtens im Geſetz genaue Vorſchriften finden über die Zeit der 
Ablieferung und Präſentation, über Proteſtation und Zahlung. 


§ 74. Dato⸗-, Sicht-, Uſowechſel. 


Dieſer Unterſchied bezieht ſich auf die Art, wie die Zahlungszeit 
im Wechſel beſtimmt iſt )). 


1) L. R. 2, 8. § 939. Siehe jedoch jetzt Gef. v. 7. März 1822 § 26 und 
Cab.⸗Ordre v. 3. Jan. 1830. Reſcr. v. 27. Juni 1826; 5. und 26. April 1830; 
28. Aug. 1832; 24. Oct. 1833; 30. Mai 1840; 24. Dec. 1841; 9. Februar und 
14. Nov. 1849; 15. Dec. 1851. Zuſammengeſtellt in A. Heckert, Preuß. Wechſel⸗ 
recht, Berlin 853. S. 65 — 68. 

2) Mann S. 552. 

* Siegel, Einl., P. 2. c. 1. 88. Püttmann 871. 

) D. W. O. Art. 4 bei Nr. 2: Die Zahlungszeit kann [Nürnb. Gonf. = Zuf.: 
für die genannte Geldsumme nur eine und dieselbe sein, und] nur festgesetzt 
werden: auf einen bestimmten Tag, auf Sicht (Vorzeigung, @ vista etc.) oder 
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1) Der Ausdruck Datowechſel kommt in doppelter Bedeu— 
tung vor: 

a) Ein Wechſel, worin ein durch ſich ſelbſt beſtimmter Zahlungs— 
Termin, unabhängig vom Tage der Ausſtellung oder Präſentation 
angegeben iſt: z. B. der 1. Mai, Weihnachten, Oſter-Meſſe. 

b) Ein Wechſel, welcher zu einer beſtimmten Zeit nach der 
Ausſtellung zahlbar, worin eine Friſt genannt iſt, welche vom Datum 
des Wechſels an zu rechnen iſt. Solche Wechſel werden vorzugs— 
weiſe Datowechſel genannt, und die Friſt wird meiſtens nach Monaten 
beſtimmt. 

2) Sichtwechſel, c. à vista. Sie ſind eine beſtimmte Friſt nach 
dem Tage der Präſentation zahlbar. Hier wird alſo angerechnet von 
dem Tage, an welchem der Wechſel dem Traſſaten vorgezeigt iſt. In 
dem Wechſel wird dies durch den Ausdruck „nach Sicht“ bezeichnet. 
Steht blos „nach Sicht“ ohne Friſt, ſo ſind ſie gleich bei der Vor— 
zeigung zu bezahlen. Dieſe Sichtwechſel ſind nicht ſehr beliebt, weil 
ſie dem Traſſaten ſehr gefährlich werden können ). 

3) Uſowechſel, c. à uso. Darin iſt die Zahlungsfriſt blos 
durch Beziehung auf hergebrachte Gewohnheit beſtimmt. Gleich bei 
Entſtehung des Wechſelverkehrs bildeten ſich an Orten, die fleißig 
auf einander traſſirten, allmälig eine Gewohnheit darüber aus, wann 
Wechſel, die von einem Ort auf den andern traſſirt waren, daſelbſt 
bezahlt werden müßten. Schon zu Anfang des vierzehnten Jahr— 
hunderts gab es zwiſchen einer Menge von Handelsſtädten darüber 
feſte Gewohnheiten. Ebenſo noch jetzt unter allen Plätzen, welche 
bedeutenden Verkehr mit einander haben. Dieſe durch Gewohnheit 
eingeführte Zahlungsfriſt heißt der Ufo, Tusance: die Wechſel Uſo— 
wechſel. Die Zeitfriſt dieſes Uſo iſt nach Verſchiedenheit der Orte 
verſchieden. London auf Hamburg ein Monat; auf Spanien zwei 
Monate; auf Livorno drei Monate. Auch der Termin, von welchem 
an gerechnet wird, iſt verſchieden: a dato, und von Sicht an. In 
Frankreich?) iſt allgemeine Regel, daß der Uſo dreißig Tage, von der 
Ausſtellung des Wechſels an gerechnet, beträgt. Uebrigens giebt es 
auch Wechſel auf anderthalb und auf zwei Uſo. 


auf eine bestimmte Zeit nach Sicht, auf eine bestimmte Zeit nach dem Tage 
der Ausstellung (nach dato), auf eine Messe oder einen Markt (Mess- oder 
Marktwechsel). 

) Büſch, Darſtellung, Th. 1. ©. 77. 2) C. c. art. 132. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Traſſirte Wechſel. 


Die Menge der hier folgenden Hauptſtücke wird veranlaßt durch 
die einzelnen, bei einem traſſirten Wechſel vorkommenden Geſchäfte. 


Erſtes Hauptſtück. 
Schließung des Wechſel-Contractes; richtiger: Ausſtellung des Wechſels. 


§ 75. Pactum de cambiando. 


Der gewöhnliche Gang bei Ausſtellung eines Wechſels iſt fol— 
gender. Zuerſt tritt eine Verabredung ein, daß der Eine einen 
Wechſel traſſiren und dem Andern geben wolle. Demgemäß wird 
der Wechſel geſchrieben und ausgeliefert. Erſt mit der Auslieferung 
fängt die eigentliche Wechſelverbindlichkeit an: erſt nun haften die 
Parteien nach Wechſelrecht. Inſofern hat man alſo bei dieſer Aus— 
ſtellung zwei Arten zu unterſcheiden: das pactum de cambiando 
und den contractus cambialis. Das pactum de cambiando iſt 
die Verabredung, daß man einen Wechſel ausſtellen und geben 
wolle; der contractus cambialis enthält die aus der erfolgten Liefe— 
rung des Wechſels entſtehenden Rechte und Verbindlichkeiten. Es 
iſt derſelbe Unterſchied wie zwiſchen dem Vertrage über die Hingabe 
eines Darlehns und dem Darlehnscontract ſelbſt. In dieſem Sinne 
läßt ſich allenfalls jagen, der contractus cambialis ſei ein Real⸗ 
contract, weil die Verbindlichkeiten erſt mit der Uebergabe des Wechſels 
anfangen. Auch können beide Verträge mit einander zuſammenfallen: 
z. B. A. ſchickt dem B. einen Wechſel an Zahlungsſtatt ohne vor⸗ 
hergehende Abrede: oder, er ſchreibt den Wechſel erſt und bietet ihn 
dem B. an, ob er den Wechſel kaufen wolle. Inſofern iſt der ganze 
Unterſchied von geringer Erheblichkeit. 

Das pactum de cambiando beſteht in der bloßen Abrede, einen 
Wechſel geben und nehmen zu wollen. Es wird entweder unmit⸗ 
telbar, oder durch Vermittelung eines Mäklers abgeſchloſſen, über 
deſſen Amt und Dazwiſchenkunft ganz die obigen Regeln, § 30, 
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gelten ). Perfect wird dieſer Vertrag durch bloße Uebereinkunft, 
wie überhaupt Verträge unter Kaufleuten. Nur da, wo er durch 
Mäkler abgeſchloſſen wird, tritt auch hier zuweilen die Regel ein, 
daß er nicht eher verbindlich iſt, als bis die Mäklernote angenommen 
ward. — Die Gegenſtände dieſer Abrede ſind hauptſaͤchlich: 

1) Die Summe des Wechſels. 

2) Ort und Zeit der Zahlung. 

3) Bezahlung der Valuta. — Indeſſen iſt darüber nicht gerade 
eine Verabredung nothwendig; iſt nichts beſtimmt, ſo verſteht ſich 
Baarzahlung von ſelbſt. a 

4) Der Wechſelcours, d. h. wieviel hieſiges Geld auf das 
Geld des Zahlungsortes zu rechnen ſei. In größeren Städten iſt 
auch hierüber nicht immer eine beſondere Abrede nöthig. Denn hier 
wird mehrmals in der Woche ein eigner Courszettel abgefaßt, und 
dieſer bildet die geſetzliche Norm bei allen Verträgen, worin keine 
beſondere Abrede getroffen iſt. Hingegen wird 

5) über die Perſon des Traſſaten gewöhnlich nichts verabredet, 
ſondern darüber entſcheidet die Willkür des Traſſanten. Der Grund 
liegt darin, weil der Wechſelnehmer zu ſeiner Sicherheit doch nicht 
auf die Perſon des Traſſaten ſehen kann. Denn es iſt ja noch 
ungewiß, ob er acceptiren wird. Der Traſſant dagegen iſt haupt— 
ſächlich dabei intereſſirt, eine Perſon zu wählen, welche bereit und 
fähig iſt zu zahlen, weil er ſonſt dem Regreß unterworfen iſt. Er 
wird alſo ſchon von ſelbſt eine Perſon ausſuchen, von der er dieſes 
hoffen darf. 

Wenn übrigens der Wechſel nicht gleich geliefert wird, ſo wird 
zuweilen ein beſonderer Interimswechſel, d. h. ein eigner Wechſel, in 
welchem der Traſſant die Lieferung der Tratte beſonders verſpricht, 
ausgeſtellt. Nach einigen Wechſelordnungen iſt dieſes eine Schul— 
digkeit bei Meßwechſeln ?). 


§ 76. Ausſtellung und Ablieferung des Wechſels. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Traſſant ſchuldig iſt, einen 
Wechſel mit allen weſentlichen und gewöhnlichen Beſtandtheilen zu 
liefern. Die weſentlichen müſſen da ſein, weil er ſonſt keinen 
Wechſel liefert: die gewöhnlichen, weil ſie ſtillſchweigende Bedingung 
des Vertrages ſind, ſ. § 72. 


) Riceius, Ex. 12. Vergl. $ 77. S. 167 Note 2. 9) Siegel, Einl. S. 133. 
11 
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1) Muß der Traſſant auf Verlangen des Remittenten mehrere 
Exemplare des Wechſels ausſtellen? Darüber wird nicht leicht Streit 
ſein, weil der Traſſant ſich nicht weigern wird. Wäre dies der 
Fall, ſo würde die Frage zu bejahen ſein: 

a) weil ſolches durchaus gewöhnlich it; zwar nicht, fie immer 
auszuſtellen, aber wohl, ſie auf Verlangen zu geben. 

b) weil dies ohne allen Nachtheil für den Traſſanten geſchehen 
kann, und für den Zweck des Geſchäftes, die Beförderung ſicherer 
Zahlung, nützlich iſt. Es iſt dem Traſſanten unnachtheilig, weil er 
dadurch nicht mehr verpflichtet wird, und kein größeres Riſico läuft. 
Dagegen befördert es die ſichere Zahlung. Denn wo nur ein 
Exemplar ausgeſtellt iſt, kann dem Remittenten nicht zugemuthet 
werden, daß er ſolches ſofort zur Acceptation einſende (§ 78), wo 
aber zwei Exemplare da ſind, kann eins ſogleich eingeſandt werden. 
Die Acceptation geſchieht alſo um ſo viel früher, und von dieſer 
hängt die ſichere Zahlung größtentheils ab. Daher iſt die Ver— 
pflichtung zur Ausſtellung mehrerer Exemplare an manchen Orten 
ausdrücklich anerkannt. So in Preußen !) und in Baden 2). 

Eine andere Frage aber iſt es, ob der Traſſant ſchuldig ſei, 
beide Exemplare auszuliefern, oder ob er die Prima für ſich behal— 
ten und ſelbft zur Acceptation einſenden könne. Dieſe Frage iſt 
zu bejahen. Die Einſendung geſchieht zur mehreren Sicherheit der 
Zahlung, deren Bewirkung vorzüglich ſeine Obliegenheit iſt, und bei 
welcher er zunächſt intereſſirt iſt, weil der Regreß auf ihn fällt. 
Es kann ihm alſo nicht zugemuthet werden, ſich deßfalls auf den 
Remittenten zu verlaſſen ?). 


R , 8. 598. 2) L. R. Anh. § 11a. 

) Siehe jedoch D. W. O. Art. 661: Der Aussteller eines gezogenen 
Wechsels ist verpflichtet, dem Remittenten auf Verlangen mehrere gleich- 
lautende Exemplare des Wechsels zu überliefern. Dieselben müssen im 
Kontexte als Prima, Secunda, Tertia u. s. w. bezeichnet sein, widrigenfalls 
jedes Exemplar als ein für sich bestehender Wechsel (Sola- Wechsel) 
erachtet wird. 

Und ferner: B. 11. In Bremen darf, Schon nach der älteren Wechſelordnung, 
der Remittent von dem Traſſanten die Auslieferung einer Secunda nachträglich 
verlangen, wenn er gleich Anfangs die Prima allein ohne Vorbehalt angenommen 
hatte; ſelbſt nach der Begebung; und ſogar nach dem Verfall des Wechſels: ohne 
genöthigt zu ſein, weder ein beſonderes Jutereſſe für ſein Verlangen nachzuweiſen 
oder anzugeben, noch dem Traſſanten Caution wegen etwaigen Nachtheils zu 
beſtellen, gleichgültig, ob in der Prima die caſſatoriſche Clauſel enthalten war oder 
nicht, ſobald nur die Prima als Prima bezeichnet worden iſt. 
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2) Darf der Traſſant, ſtatt ſelbſt einen Wechſel zu traſſiren, 
einen Wechſel, welcher von einem Andern traſſirt iſt, und ſich in 
ſeinen Händen befindet, indoſſiren? Zunächſt kommt es auf die 
Verabredung an. Ging dieſe blos dahin, einen Wechſel auf einen 
beſtimmten Ort zu liefern, ihn zu verkaufen, ſo darf er ſolches ohne 
Zweifel: denn auch dadurch wird ſein Verſprechen buchſtäblich erfüllt. 
Ging es beſtimmt auf Traſſiren, ſo iſt er nach allgemeinen Grund— 
ſätzen gleichfalls dazu berechtigt. Denn nach dieſen haftet der Indoſ— 
ſant eben ſo ſtreng für die Zahlung wie der Traſſant ſelbſt; näm— 
lich nach dem gewöhnlichen Gang, wenn auch nicht in allen Com— 
plicationen. Der Remittent verliert alſo nichts. Er hat vielmehr 
den Vortheil, daß nun außer feinem Indoſſanten auch deſſen Vor— 
männer ihm haften; er genießt alſo eine um ſo viel größere Sicher— 
heit. Allein nach einzelnen Wechſelgeſetzen iſt der Indoſſant nicht 
ganz in demſelben Maaße verhaftet, wie der urſprüngliche Traſſant. 
So in Frankreich. Wo ein ſolches Geſetz exiſtirt, iſt er nicht befugt 
zu indoſſiren, ſtatt zu traſſiren: denn alsdann übernähme er eine 
geringere Verbindlichkeit, als er in dem pactum de cambiando 
verſprochen. 

3) Zeit der Ablieferung der Tratten. Nach allgemeiner Regel 
muß dies ſogleich geſchehen: was ohne Termin geſchuldet wird, wird 
ſogleich geſchuldet. Auch iſt ſolches für den Remittenten von Intereſſe. 
Zwar kann er vor der Verfallzeit die Zahlung nicht erheben, wohl 
aber den Wechſel zur Zahlung an dritte Perſonen gebrauchen. 
Giebt Säumniß hierin ein Recht zum Rücktritt vom Handel? — 
Uebrigens haben einige Wechſelgeſetze !) bei Meßwechſeln erſt eine 
bejtimmte Zeit ſeit Anfang der Meſſe, z. B. 14 Tage, für die 
Ablieferung vorgeſchrieben, wo dann beſonders die Interimswechſel 
gegeben werden; ſ. § 75 z. E. 

4) Kann der Traſſant nach Wechſelrecht zur Ablieferung der 
Tratte angehalten werden? Wenn ein Interimswechſel gegeben 
ward, allerdings; denn dadurch iſt er nach Wechſelrecht zur Lieferung 
verpflichtet. Wo nicht, findet der Regel nach keine Wechſelſtrenge 
ſtatt. Denn der Traſſant hat ſich nicht nach Wechſelrecht verbunden. 
Dazu gehört die Unterſchrift einer Urkunde, die ſich Wechſel titulirt. 
Hieran fehlt es noch. Indeſſen haben einige Wechſelordnungen ?) 
dies allerdings vorgeſchrieben, und das iſt beſonders da geſchehen, 


) Siegel S. 132. 2) Siegel S. 131. 
er 
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wo auch der Remittent für die Zahlung der Valuta nach Wechjel- 
recht haftet. In Preußen ) findet deßhalb der Executivprozeß ſtatt. 


§ 77. Zahlung der Valuta. 


Durch Lieferung des Wechſels erhält der Remittent an den 
Traſſanten einen Anſpruch auf die Summe, worauf der Wechjel 
lautet. Dieſer ſoll in den wenigſten Fällen ein Geſchenk ſein. Alſo 
muß der Werth des Wechſels von dem Remittenten vergütet, d. h. 
die Valuta muß bezahlt werden. Wie dieſe Vergütung erfolgen ſoll, 
iſt von der Verabredung abhängig. Wirkliche Zahlung in baarem 
Gelde, oder in Waaren, oder durch andere Wechſel. Abrechnung 
auf eine Schuld des Traſſanten, wenn dieſer vorher aus anderen 
Gründen dem Remittenten ſchuldig war, und dafür den Wechſel in 
Zahlung giebt. Auch kann vorläufig creditirt werden, ſo daß erſt 
künftig Zahlung geleiſtet wird. In dieſem Fall wird wohl zur beſſern 
Sicherheit des Traſſanten ein eigener Wechſel des Remittenten gegeben; 
auch wohl ein Interimswechſel bis zur wirklichen Zahlung 2). Iſt 
nichts verabredet, jo gilt die baare Zahlung der Valuta als allge⸗ 
meine Regel. Denn der Remittent wird ſoviel ſchuldig. Wo aber 
über die Berichtigung der Schuld keine beſondere Abrede getroffen iſt, 
muß baar und ſogleich bezahlt werden. 

1) Kann der Remittent nach Wechſelrecht dazu angehalten 
werden? Hier gilt dieſelbe Antwort, welche $ 76 No. 4 beim Traj- 
ſanten gegeben iſt. Iſt alſo ein Interimswechſel ausgeſtellt, aller⸗ 
dings; wenn nicht, der Regel nach nicht: denn der Remittent hat ſich 
nicht nach Wechſelrecht verpflichtet. Auch ſteht nicht entgegen, daß 
der Traſſant ihm nach Wechſelrecht haftet. Beide Fälle ſind ver— 
ſchieden; der Traſſant hat ſich nach Wechſelrecht verbunden. Indeſſen 
geſtatten einige Wechſelordnungen ?) dies unbedingt; ſie haben es 
billig befunden, daß die Rechte der Parteien gleich ſeien. So in Baden ). 
In Preußen ) iſt wieder der Executiv-Prozeß gegeben. 


) L. R. 2, 8. 8956. 

2) Siegel S. 112. 113. — B. 9. Nach bremiſcher Uſance vertritt eine Anwei⸗ 
ſung, welche der Verkäufer eines Wechſels dem Käufer über die Wechſelſumme 
zuſtellt, die Stelle einer Quittung über die Berichtigung der Valuta des Wechſels. 

) Siegel S. 113 fgg. Püttmann §80. Riceius, Ex. 10. 8. 1. 837 — 53. 

) L. R. Anh. § 114 a. b. 

8) L. R. 2, 8. 8 958. 
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2) Darf der Remittent die Valuta zurückhalten, wenn vor der 
Bezahlung die Gefahr eintritt, der Wechſel werde nicht bezahlt werden? 
Eine Analogie hiefür findet ſich in dem, was bei der Eviction Rech— 
tens iſt. Bei einem gewöhnlichen Verkauf iſt der Verkäufer zur 
Uebergabe der Sache und zur Evictionsleiſtung verbunden. Hier 
beſteht die Pflicht des Traſſanten in der Lieferung des Wechſels und 
in der Entſchädigung wegen Nichtzahlung. Das Ausbleiben der 
Zahlung läßt ſich alſo paſſend mit der Eviction bei einem gewöhn— 
lichen Verkauf vergleichen. Hier gilt nun die Regel: wenn vor der 
Bezahlung des Kaufpreiſes eine dringende Gefahr der Eviction her— 
vortritt, ſo kann der Käufer den Preis zurückhalten, bis ihm wegen 
der Evictionsleiſtung Caution geworden iſt 1). Nach dieſer Analogie 
iſt auch hier zu verfahren. Wenn eine dringende Gefahr der Nicht— 
zahlung hervortritt, z. B. die Nachricht von der Einſtellung der 
Zahlung des Traſſaten, ſo kann der Remittent den Preis zurück— 
halten, bis ihm wegen des Regreſſes Caution geleiſtet iſt. Dergleichen 
Cautionen werden in Wechſelfällen oft dadurch beſchafft, daß das 
Geld einſtweilen gerichtlich hinterlegt wird. Das Reſultat iſt alſo: 
der Remittent iſt ſo lange befugt, den Preis des Wechſels zu depo— 
niren, bis es ſich ausweiſt, ob Zahlung erfolgen werde 2). 

3) Nach der Art und Weiſe, wie die Valuta berichtigt wird, iſt 
es zu beurtheilen, zu welcher Gattung von Contracten der Vertrag 
zwiſchen dem Traſſanten und dem Remittenten gehört. Aeltere 
Juriſten haben häufig die Frage aufgeworfen, zu welcher Gattung 
von Contracten der Wechſel zu rechnen ſei. So ganz allgemein hin— 
geſtellt iſt das eine thörichte Frage. In dem Wechſelgeſchäft ſteckt 
eine Menge von Verträgen ſehr verſchiedener Art. Zwiſchen Traſſanten 
und Remittenten, zwiſchen Indoſſanten und Indoſſaten 3), zwiſchen 


1) 1.18. § 1. D. de peric. et comm. 18, 6. 1.24. C. de evictt. 21, 2. 

2) (Sieveking) Materialien § 34 bis 37. 

) F. 35. Ward ein Wechſel in blanco indoſſirt, und bei Ausfüllung des 
Indoſſaments hinzugefügt: „Werth baar erhalten,“ ſo können dieſe Worte gegen 
den Indoſſanten nicht geltend gemacht werden, um daraus gegen ihn einen gewiſſen 
Anſpruch herzuleiten, oder dadurch gegen ihn einen gewiſſen Beweis zu führen. 

F. 37. Die Uebertragung eines Wechſels durch Indoſſament befreit den Indoſ— 
ſanten nicht von der Beweislaſt in Betreff des der Uebertragung angeblich zum 
Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts. 

L. 4. b) Ein Kläger iſt nicht berechtigt, die Edition von Documenten zu ver— 
langen, welche die Rechnungsverhältniſſe zwiſchen dem Beklagten und einem Dritten 
liquide ſtellen ſollen, um in Betreff eines von Dieſem an Jenen ausgeſtellten, in 
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Inhaber und Acceptanten, zwiſchen Traſſanten und Traſſaten. Alle 
dieſe ſind von ſehr verſchiedener Natur. Man kann alſo bei jedem 
dieſer Verträge nur abgeſondert fragen, zu welcher Gattung von 
Contracten er gehört. So auch bei dem Vertrage zwiſchen Traſ— 
ſanten und Remittenten. Aber auch darauf läßt ſich keine einfache 
Antwort geben, ſondern die Antwort iſt davon abhängig, wie es mit 
der Berichtigung der Valuta gehalten wird, und hier ſind drei Haupt⸗ 
fälle zu unterſcheiden: 

1) Der Remittent empfängt umſonſt und ohne alle Vergütung, — 
ein möglicher Fall, der aber doch nicht leicht eintreten wird. Dann 
liegt eine wahre Schenkung vor, und zwar des Anſpruchs, welcher 
aus dem Wechſel entſpringt. 

2) Er erhält ihn zur Bezahlung einer frühern Schuld: es iſt 
alſo ſchon vorher ein Rechtsverhältniß zwiſchen Traſſanten und 
Remittenten eingetreten geweſen, vermöge deſſen Dieſer an Jenen 
eine Forderung hat. Wird nun der Wechſel zur Bezahlung gegeben, 
ſo liegt eine Hingabe an Zahlungsſtatt vor: ſtatt Baarzahlung die 
Hingabe einer Forderung. Dabei iſt jedoch zu bemerken, daß hier 
die alte Forderung nicht gleich durch Annahme des Wechſels für 
getilgt zu halten iſt, ſondern erſt durch die wirkliche Bezahlung 
deſſelben. Denn: 

a) Anweiſung iſt keine Zahlung: der Wechſel aber nichts, 
als eine Anweiſung, wobei ſtrenge Wechſelverbindlichkeit eintritt; und 
dieſer Unterſchied hat auf unſere Frage keinen Einfluß. 

b) Würde gleich getilgt, ſo wäre eine wahre Novation vorhanden: 
denn an die Stelle der alten Verbindlichkeit wäre die Wechſelverbind— 
lichkeit getreten, mithin jene durch Subſtituirung dieſer aufgehoben; 
und darin liegt dem Weſen nach eine Novation. Eine ſolche iſt aber 
in Zweifel niemals anzunehmen, ſondern nur da, wo ausdrücklich 
verabredet iſt, daß die alte Verbindlichkeit aufhören ſolle. Sonſt gelten 
beide Verbindlichkeiten neben einander. So auch hier; wenn nicht 
eine andere Abſicht der Parteien ausdrücklich dargethan iſt, bleibt die 
alte Verbindlichkeit noch beſtehen. Daraus ergiebt ſich aber die wich— 


den Händen des Klägers befindlichen Wechſels das dem Wechſel zum Grunde 
liegende Rechtsverhältniß klar zu machen. 

F. 26. Ein Indoſſant, auf welchen der Wechſel Mangel Annahme des Traſ— 
ſaten zurückgegangen und von welchem der Wechſel eingelöſt iſt, kann gegen den 
Indoſſatar nicht auf Mittheilung eines von dem Traſſaten an den Indoſſatar 
gerichteten vorläufigen Antwortſchreibens klagen, aus welchem die Verbindlichkeit 
des Traſſaten zur künftigen Annahme des Wechſels ſich ergeben ſoll. 
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tige Folge, daß, wenn der Wechſel nicht bezahlt wird, der Remittent 
die Wahl hat, ob er aus der alten Verbindlichkeit klagen will, oder 
aus dem Wechſel ). 

3) Remittent verſpricht eine neue Gegenleiſtung, entweder jetzt 
oder künftig. Dann kommt es darauf an, worin dieſe Gegenleiſtung 
beſteht. In den meiſten Fällen iſt es baares Geld. Dann liegt ein 
wahrer Kaufcontract vor; der Wechſel iſt die verkaufte Sache; ein 
Kaufcontract alſo, durch welchen eine Sache gegen baares Geld über— 
laſſen it 2). Die Sache braucht ja nicht eine körperliche zu ſein; 
auch Forderungen können verkauft werden, und das iſt hier der Fall. 
Durch den Wechſel erhält der Remittent eine Forderung, theils gegen 
den Traſſaten, theils gegen den Traſſanten: und zwar gegen Zah— 
lung einer Geldſumme, — alſo ein Kauf 3). Die gewöhnliche Ter— 
minologie der Kaufleute iſt alſo ganz richtig. — Zuweilen beſteht 
aber auch die Gegenleiſtung in Waaren oder in einem andern Wechſel: 
dann liegt ein contractus facio ut des oder facio ut facias vor. 
Denn die Leiſtung des Traſſanten iſt gerade wie die Leiſtung des 
Verkäufers eine obligatio in faciendo. Der Verkäufer iſt zur 
Uebergabe der Sache und Evictionsleiſtung verpflichtet; ebenſo der 
Traſſant zur Uebergabe des Wechſels und Haftung für die richtige 
Zahlung 9). 8 

* 

) H. Jaſter w. Heßlein & Comp. 1. April 857. G. 3. Nr. 331. L. W. 3. S. 441. 

) H. 18. a) Wer einen ächten Wechſel verdiscontirt, haftet für den richtigen 
Eingang deſſelben nur in Folge ſeines auf den Wechſel geſetzten Indoſſaments 
oder kraft beſonderen Verſprechens. 

H. 18. b) Wer Jemanden, der um ein Darlehen bittet, ſtatt deſſen einen 
Wechſel, um ihn zu verdiscontiren, überläßt, hat die Gefahr des richtigen Ein— 
ganges nicht zu tragen. 

H. 16. Wer einen in blanco indoſſirten Wechſel von einem Mäkler, welcher 
nicht ausdrücklich im Namen des Blancogiranten abgeſchloſſen, gekauft hat, iſt 
befugt, ohne vorgängige Anfrage bei dem Blancogiranten an den Mäkler oder deſſen 
Ordre Zahlung zu leiſten; der Beweis einer entgegenſtehenden Obſervanz in Ham— 
burg ward nachgelaſſen. 

) F. 16. a) Sind von mehreren als Ganzes verkauften Wechſeln einzelne 
bereits eingeklagt, oder iſt die deßfalls erhobene Klage rechtskräftig wegen Mangels 
an Zuſtändigkeit abgewieſen, ſo kann der Käufer auch die Annahme der übrigen 
weigern. J. -F. Göttingen. 

J. H. Heise, D. de natura atque indole contractus cambialis. Gott. 802. 4. 
Pezold, das Recht des Wechſelcontracts. Leipz. 810. 8. 
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Zweites Hauptſtück. 
§ 78. 79. Verbind lichkeiten beider Theile. 


A. Verbindlichkeiten des Traſſanten: 

1) Auslieferung des Wechſels ſ. § 76. 

2) Sorge für die richtige Bezahlung des Wechſels ). Er ſoll 
zwar nicht ſelbſt zahlen, muß aber doch dafür ſorgen, daß vom 
Traſſaten richtig gezahlt werde. Denn durch Ueberlieferung des 
Wechſels hat er ſich dem Remittenten verpflichtet, dieſem richtige 
Zahlung zu verſchaffen; und ihn trifft der Regreß, wenn ſie nicht 
erfolgt. Dazu gehört dann: 

a) die Abſendung der Prima zur Acceptation, inſofern ſie inne 
behalten iſt; 

b) die Abſendung des Aviſo. 

Es iſt ſchon oben erinnert worden, daß wegen Gefahr eines 
Betruges nicht leicht acceptirt wird ohne vorhergehende Benachrich— 
tigung. Es iſt alſo eine nothwendige Pflicht des Traſſanten, daß 
er den Avisbrief abſende, und zwar gleich. Denn der Remittent 
pflegt das eine Exemplar des Wechſels zur Acceptation ſofort ein- 
zuſenden, und der Avisbrief muß bei der Präſentation ſchon da ſein. 
Auch verordnen mehrere Geſetze ausdrücklich die Einſendung mit 
nächſter Poſt. Uebrigens geſchieht es wohl zuweilen, daß der Avis— 
brief dem Remittenten zugeſtellt wird, damit dieſer ihn zugleich mit 
dem Wechſel einſende. Das iſt bequemer, aber nicht ganz zweck— 
mäßig; denn die Sicherheit gegen Betrug, welche durch den Avisbrief 
bezweckt werden ſoll, wird dadurch ſehr gemindert. Wenn übrigens 
auch dieſe Einſendung dem Remittenten überlaſſen iſt, ſo bleibt doch 
der Ausſteller dem dritten Inhaber für ein dabei begangenes Ver— 
ſehen und die daraus entſtandene Nichtbezahlung des Wechſels ver— 
antwortlich. Denn es iſt ſein Geſchäft, was er eigentlich einem 
Andern nicht hätte überlaſſen ſollen 2). 

c) Beſchaffung der Deckung, d. h. Uebermachung der Fonds, 
die zur Bezahlung des Wechſels nöthig find, — die Proviſion 9). 


) D. W. O. Art. 8: Der Aussteller eines Wechsels haftet fur dessen 
Annahme und Zahlung wechselmässig. 

2) L. R. 2, 8. $ 955. 

5) Juriſt. Abh. 6. 2. Nr. 13. Ueber die Anſprüche des Inhabers einer Anwei⸗ 
fung oder eines traſſirten Wechſels auf die dafür vorhandene Deckung. §1 — 23. 

H. 15. a) In dem Ziehen eines Wechſels an ſich liegt keine Ceſſion des bei 
dem Traſſaten ausſtehenden Guthabens des Traſſanten an den Remittenten. 
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Die Beſchaffung der Deckung iſt jedoch dann überflüſſig, wenn der 
Traſſat ſchon jo viel vom Traſſanten in Händen hat, oder fein 
Schuldner für ſo viel iſt, oder erbötig iſt, vorläufig auf Credit zu 
bezahlen 1). In dieſem letzten Fall befindet ſich jedoch der Traſſant 
nach einigen Geſetzen ?) in einer ſchlechteren Lage, als wenn der 
Traſſat wirklich Fonds in Händen hatte oder Schuldner des Traſ— 
ſanten war; denn wo der Traſſat auf Credit bezahlen ſollte, da hat 
der Traſſant nicht alle die Rechte, wie da, wo der Traſſat die 
Fonds in Händen hatte. Uebrigens kann die Beſchaffung der 
Deckung auch einem Dritten obliegen. Nicht immer zieht der Traſ— 
ſant für eigne Rechnung, ſondern oft zufolge Auftrags eines Drit— 
ten, ſo daß der Traſſat ſich wegen deſſen, was er bezahlt hat, nicht 
an den Traſſanten, ſondern an den Dritten halten joll?). Dann 
hat dieſer Dritte die Deckung zu beſchaffen; denn Derjenige, für 
deſſen Rechnung der Traſſat die Zahlung leiſten ſoll, iſt dazu ver— 
bunden. Wo dies der Fall, wird es gewöhnlich im Wechſel ange— 
deutet, jedoch nur auf verſteckte Weiſe: „und ſtellen es à Conto 
N. N. laut Avis.“ Dieſer ganze Umſtand befreit aber den Traſ— 
ſanten nicht von ſeiner Verbindlichkeit gegen den Remittenten und 
die übrigen Wechſelinhaber. Er iſt ein ſeparater Umſtand, welcher 
auf ſein Verhältniß zum Traſſaten von Einfluß iſt, aber nicht auf 
ſeine übrigen Verbindlichkeiten. 

3) Haftung für den Regreß. Wird der Wechſel nicht bezahlt, 
ſo iſt der Traſſant dem Remittenten und jedem Inhaber für den 
Regreß verantwortlich, ſ. § 102. 

B. Verbindlichkeiten des Remittenten. 

1) Zabhlung der Valuta ſ. § 77. 

2) Er hat ſeinerſeits alles zu beſorgen, was zur richtigen 
Erhebung des Wechſels nöthig iſt. Er erhebt zwar für eigene Rech— 
nung, und nicht als bloßer Mandatar. Er will aber ſeinen Regreß 
nehmen, wenn er Zahlung nicht erhält, und das kann er nicht, 
wenn ſolches in Folge ſeiner eigenen Vernachläſſigung geſchehen iſt, 
nach der Regel, damnum, quod quis sua culpa sentit, non sentire 
videtur. Alſo iſt er in dieſer Hinſicht ſchuldig, alle Sorgfalt anzu— 
wenden, daß ſeinerſeits Alles beobachtet wird, was zur Erhebung 
gehört; insbeſondere zwei Punkte: 


) C. c. art. 115. 116. Je a . 

3) L. 2. d) Der Traſſat iſt nach franzöſiſchem Rechte [C. c. art. 117. 115 
in Beihalt von G. v. 19. März 1817] nicht befugt, einem Traſſanten für fremde 
Rechnung die Einrede mangelnder Deckung entgegenzuſetzen. J.-F. Bonn. 


170 Wechſelrecht. 


a) ſchleunige Einſendung des Wechſels zur Acceptation. 
Dieſe Verbindlichkeit trifft ihn nur inſofern, als der Traſſant 
dieſelbe nicht übernommen hat, ſ. 876. Auch nur dann, wenn 
mehrere Exemplare ausgeſtellt ſind. Wo nur eins, iſt dieſe 
Einſendung nicht nöthig, ſondern daſſelbe in Giro zu ſetzen, und 
dahin zu ſenden, wo der Remittent den Wechſel braucht. Wollte 
man auch hier dem Remittenten die ſofortige Abſendung zur Accep— 
tation zumuthen, ſo würde er an der Benutzung des Wechſels behin— 
dert. Er kauft ihn nicht immer zur Zahlung am Orte des Traſ— 
ſaten, ſondern auch oft zu Zahlungen nach andern Orten. Wollte 
man ihm alſo jene Verpflichtung in dieſem Falle auflegen, ſo würde 
der Remittent an der beliebigen Benutzung ſeines Eigenthums behin— 
dert. Der Traſſant hat ſich hier um ſo weniger zu beſchweren, als 
die Nichteinſendung ſeine eigene Schuld iſt. Hielt er ſchleunige Ein— 
ſendung für nöthig, jo hätte er mehrere Exemplare ausſtellen jollen. 
Wo der Remittent dagegen mehrere Exemplare erhalten hat, da trifft 
ihn nach der Anſicht Mancher allerdings die Verpflichtung, eins ein⸗ 
zuſenden; denn die baldige Acceptation gewährt immer mehr Sicher— 
heit für die zukünftige Zahlung. Hier fragt es ſich, wann ſie 
geſchehen müſſe. Bei Meßwechſeln ſind gewöhnlich beſtimmte Tage 
feſtgeſetzt, an denen die Präſentation geſchehen muß. Dann kann 
die frühere Einſendung doch nichts helfen, und es iſt genug, wenn 
ſie ſo zeitig geſchieht, daß ſie am erſten der vorgeſchriebenen Tage 
beſchafft werden kann. Außermeßwechſel dagegen können an jedem 
Tage präſentirt werden. Sie ſind daher mit erſter Poſt einzuſenden, 
denn der Remittent iſt procurator in rem suam, und haftet als 
ſolcher für jedes Verſehen; die Zögerung wäre aber ein Verſehen. — 
Einige Wechſelordnungen haben die ſofortige Einſendung ausdrück— 
lich vorgeſchrieben. Nach anderen aber wird dies nicht ſo genau 
genommen. Beſonders in England gilt der Grundſatz, es hänge 
von ſeinem Gutdünken ab. — Indeſſen läßt ſich doch noch zweifeln, 
ob die ſofortige Einſendung ſich als allgemeine Verbindlichkeit gegen 
den Traſſanten anſehen läßt. Denn einer aus dieſer entnomme⸗ 
nen Einrede ſteht die Replik entgegen, daß der Traſſant es 
ſelbſt hätte beſorgen ſollen, wenn er es für nöthig hielt, zumal 
da er leichter einen Correſpondenten am Zahlungsorte haben wird, 
als der Remittent, und die Ueberſendung überdies Porto koſtet. 
Da nun der Traſſant richtige Zahlung zu verſchaffen verbunden 
iſt, ſo kann er dem Remittenten dieſes Porto nicht zumuthen. 
Kaufleute halten ihn auch entſchieden nicht für verbunden. Ein 
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anderer Fall dagegen iſt es, wenn der Remittent Mandatar eines 
Dritten iſt. Da bringt ſeine Verbindlichkeit gegen Dieſen es mit 
ſich, daß er für alle Sorgfalt hafte, und dahin gehört auch dieſe 
Einſendung. Ein ſolcher Fall findet ſich bei Hufeland ). 

b) Daß der Wechſel am Zahlungstage präſentirt und Zahlung 
erhoben wird. Bei Wechſeln iſt es eingeführt, daß ſie nicht anders 
bezahlt werden, als nach Anmeldung. Es gehört daher zur Pflicht 
des Inhabers, ſich am Zahlungstage zu melden. Dieſe Verbindlich— 
keit iſt jedoch natürlich an den Beſitz des Wechſels geknüpft. Wenn 
daher der Remittent, wie es gewöhnlich geſchieht, weiter veräußert 
hat, ſo geht die Verbindlichkeit auf den letzten Inhaber über, welcher 
den Wechſel am Zahlungstage in Händen hat. 


Drittes Hauptſtück. 
Von der Uebertragung des Wechſels. 
§ 80. Allgemeine Einleitung. 


Der Remittent hat durch Vertrag mit dem Traſſanten das 
Eigenthum des Wechſels und der darin enthaltenen Forderung 
erworben. Er darf alſo nicht blos einen Andern mit der Eincaſſirung 
beauftragen, ſondern auch an Andere veräußern. Denn jeder Inhaber 
einer Forderung iſt befugt, ſie an Andere zu cediren, mithin auch 
der Remittent, als Inhaber des Wechſels. Daſſelbe kann von jedem 
folgenden Eigenthümer des Wechſels geſchehen, an welchen der 
Remittent ihn übertragen hat, und ſo kann der Wechſel durch eine 
ganze Reihe von Händen gehen. Der Form nach geſchieht dieſe 
Uebertragung in zweifacher Weiſe: 

1) Durch eine beſondere Urkunde, welche neben dem Wechſel 
ausgefertigt wird, — Ceſſion des Wechſels. 

2) Dürch eine Notiz, welche auf die Rückſeite des Wechſels 
geſchrieben wird, — Indoſſament 2). Dieſe doppelte Form iſt an ſich 
gleichgültig. Allein nach allen Wechſelrechten ſind dem Indoſſament 
einige beſondere Wirkungen beigelegt, die von den gewöhnlichen Regeln 
der Ceſſion ganz abweichen. Daher ſind beide Arten weſentlich von 


) Beiträge zur poſit. R. W. St. 3. S. 199 fg. 
) D. W. O. Art. 9: Der Remittent kann den Wechsel an einen Ande- 
ren durch Indossament (Giro) übertragen. Vergl. Art. 98. Nr. 2. 
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einander verſchieden, und ganz getrennt abzuhandeln, vorher aber 
Folgendes zu bemerken: 

1) Da jeder Eigenthümer einer Forderung ſchon kraft ſeines 
Eigenthumsrechtes befugt iſt, dieſelbe weiter zu übertragen, ſo gehört 
auch zum Indoſſament des Wechſels keine beſondere Erlaubniß des 
Traſſanten oder ſeines ſonſtigen Autors. Daher iſt das Indoſſa⸗ 
ment der Regel nach auch dann zuläſſig, wenn der Wechſel oder das 
Indoſſament, wodurch der Inhaber ihn erworben hat, nicht auf 
Ordre lautet. Einige Wechſelordnungen verfügen jedoch das Gegen— 
theil, und geſtatten da, wo nicht auf Ordre übertragen iſt, keine 
Uebertragung überhaupt oder nur die durch Ceſſion ). Wo eine 
ſolche Vorſchrift exiſtirt, und dennoch indoſſirt ward, iſt ſolches ent⸗ 
weder ganz ungültig, oder hat höchſtens die Wirkungen einer Ceſſion, 
und nicht die eigenthümlichen Vorrechte eines Indoſſaments. — Uebri⸗ 
gens iſt es noch ſehr zweifelhaft ob nicht eine beſondere Erlaubniß 
des Traſſanten ꝛc. zur Uebertragung des Wechſels durch Indoſſament 
erforderlich iſt. Ein ſolches hat die Wirkung, daß der Traſſant dem 
neuen Inhaber ebenfalls haftet, und daß ihm keine Einreden aus 
der Perſon des Indoſſanten entgegenſtehen. Es iſt alſo dieſe Ueber— 
tragung nachtheiliger für den Traſſanten, als die Ceſſion ſolches ſein 
würde, und daher läßt ſich vom Rechte zu cediren kein Schluß auf 
das Recht zu indoſſiren machen. Die ganze Frage gehört alſo nicht 
hieher, ſondern abgeſondert zur Ceſſion und zum Indoſſament des 
Wechſels. f 

2) Wenn der Wechſel oder das Indoſſament dagegen dahin 
lauten: „nicht aber an deſſen Ordre,“ ſo iſt auch ſchon nach allgemeinen 
Grundſätzen keine Uebertragung zuläſſig 2). Denn es hing bei Ein- 
gehung des Geſchäftes von der Willkür der Parteien ab, unter welchen 
Bedingungen übertragen, und wieviel Dispoſitionsrechte geſtattet 
werden ſollten. Hat alſo der Autor bei der Uebertragung durch 


) Materl. § 186. — F. 16. e) Nur Ordre-Wechſel find indoſſabel, Recta⸗ 
Wechſel nur ceffibel nach gemeinem wie frankfurtiſchem Rechte. J.-F. Göttingen. — 
Die Stellung an Ordre enthält jedoch keine Verpflichtung zu indoſſiren. 

B. 7. Der Art. 14 der bremiſchen W. O. hat nicht den Sinn, daß an Ordre 
geſtellte Wechſel nothwendig girirt werden müßten, ſondern beſtimmt nur, wie das 
Indoſſament geſchehen ſoll. N 

) D. W. O. Art. 92: Hat jedoch der Aussteller die Uebertragung im 
Wechsel durch die Worte „nicht an Ordre“ oder durch einen gleichbedeu- 
tenden Ausdruck untersagt, so hat das Indossament keine wechselrechtliche 
Wirkung. Vergl. Art. 98. Nr. 2. 


$ 81. Ceſſion des Wechſels. 173 


dieſen Zuſatz die Befugniß ſeines Mitcontrahenten beſchränkt, und 
der jetzige Inhaber dieſes ſo angenommen, ſo kann er kein Recht 
haben, was ſein Titel ihm abſpricht. 

3) Wo der Wechſel lautet „auf Inhaber dieſes,“ da geſchieht 
die Uebertragung ſchon durch bloße Tradition des Wechſels, und es 
bedarf gar keiner Urkunde. Hat aber dieſe Uebertragung die Wir— 
kungen des Indoſſaments oder der Ceſſion? Die letzten. Denn die 
eigenthümlichen Wirkungen des Indoſſaments ſind beſondere Vorrechte, 
welche dieſer Form der Uebertragung als Ausnahmen gegen die 
allgemeine Regel beigelegt worden ſind. Dieſe beſonderen Privilegien 
dürfen im Zweifel nicht auf andere Formen der Uebertragung aus— 
gedehnt werden. 


§ 81. Ceſſion des Wechſels. 

Die Ceſſion des Wechſels iſt nichts weiter, als eine beſondere 
Species der gewöhnlichen Ceſſion, und wird daher ganz nach den 
Regeln des gemeinen Rechtes beurtheilt. Nur einige Hauptpunkte im 
Gegenſatz zu dem Indoſſament ſind herauszuheben: 

1) Die Urkunde über die Ceſſion darf keine bloße Privaturkunde, 
ſondern muß eine öffentliche, oder wenigſtens muß die Unterſchrift des 
Cedenten von einer öffentlichen Perſon beglaubigt ſein. Denn ſie 
ſoll die Legitimation des Ceſſionars gegen einen Dritten — den 
Traſſanten oder Traſſaten — beweiſen. Gegen dieſe aber macht die 
Privatunterſchrift des Cedenten keinen Beweis, weil ſie nicht ſchuldig 
ſind, die Handſchrift des Cedenten zu recognosciren. Es fehlt alſo 
die in Wechſelſachen nothwendige Liquidität, und dieſe läßt ſich nur 
dadurch herſtellen, daß die Richtigkeit der Ceſſion in einer öffentlichen 
Urkunde beglaubigt wird. 

2) Die Ceſſion bedarf keiner beſondern Erlaubniß des Aus— 
ſtellers; ſie iſt alſo auch geſtattet, wenn der Wechſel nicht auf Ordre 
lautet. 

3) Der Cedent haftet nur für die Aechtheit und Richtigkeit des 
Wechſels, nicht aber für deſſen wirkliche Zahlung. Denn der Cedent 
haftet nur für die Exiſtenz, nicht aber für die Güte einer Forderung. 
Der Cedent eines Wechſels haftet alſo nur dafür, daß dieſer wirklich 
einen gegründeten Anſpruch gegen den Traſſanten und Traſſaten 
enthalte. Ob dieſelben aber zahlungsfähig ſind, geht den Cedenten 
nichts an, und es findet deßwegen kein Regreß gegen ihn ſtatt. 
Haftet nun aber ein Cedent, welcher einen nicht acceptirten Wechſel 
cedirt hat, auch für die künftige Acceptation, oder gehört dieſe zur 
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Güte der Forderung? Das Letzte. Ein nicht acceptirter Wechſel 
enthält noch zur Zeit nichts als eine Forderung gegen den Traſſanten; 
es iſt alſo nur dieſe cedirt, und nur deren Richtigkeit zu gewähren. 
Die Forderung gegen den Traſſaten iſt nur eine bedingte, und wer 
eine ſolche cedirt, haftet nicht für den Eintritt der Bedingung. — 
Haftet der Cedent für die Richtigkeit der Forderung nach Wechſel— 
recht, wenngleich er ſeine Handſchrift nicht auf den Wechſel geſetzt 
hat? Wohl nicht; denn ſeine Abſicht ging dabei dahin, ſich von dem 
Wechſelnexus loszuſagen. 

3) Dem Ceſſionar können alle Einreden entgegengeſetzt werden, 
welche gegen den Cedenten ſtattgefunden hätten. Es gelten hier wieder 
die Regeln des gemeinen Rechtes. Nur müſſen dieſe Einreden, wenn 
ſie im Wechſelprozeſſe geltend gemacht werden ſollen, ſogleich liquide 
ſein: denn andere Einreden werden im Wechſelprozeſſe überall nicht 
zugelaſſen. Wenn es jedoch daran fehlt, ſo ſteht dies der Zuläſſigkeit 
einer Einrede gegen den Ceſſionar überhaupt nicht im Wege, ſondern 
hat nur die Wirkung, daß die Einrede zur beſondern Ausführung 
verwieſen wird. 

4) Die Beſchränkungen, welchen eine Ceſſion nach gemeinem 
Recht unterworfen iſt, kommen auch hier zur Anwendung. Das 
gemeine Recht läßt z. B. keine Ceſſion an einen Mächtigeren zu. 
Alle dieſe Beſchränkungen kommen auch bei der Ceſſion eines Wechſels 
in Betracht. Unter den Beſchränkungen ſind beſonders zwei zu 
bemerken: 

1) Ein Jude ſoll eine Forderung, die er gegen einen Chriſten 
hat, nicht an einen andern Chriſten cediren dürfen: alſo auch nicht 
einen Wechſel, welchen ein Chriſt zu zahlen hat. 

2) Die lex anastasiana: der Ceſſionar darf von dem cedirten 
Schuldner nicht mehr eincaſſiren, als er ſelbſt ſeinem Cedenten 
bezahlt hat. 


§ 82. Indoſſament ). 


N 
Das Indoſſament iſt bei Weitem die häufigſte Art der Ueber— 
tragung des Wechſels, und geſchieht zu einem doppelten Zwecke: 
1) Um zur Eincaſſirung für Rechnung des Indoſſanten zu 
bevollmächtigen. Hier ſoll kein Eigenthum übertragen, ſondern blos 


) Beseke, Thes. T. 1. p. 407, woſ. die Diſſ. v. Grollmann. Ricecius, 
Ex. 6. s. 1. Weſtphal, D. Pr. R. Th. 2. Abh. 64. J. M. Gries, D. de indos- 
satione liter. camb. Gott. 795. 4. 
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eine Vollmacht ertheilt werden zur Erhebung für Rechnung des 
Judoſſauten, — Indoſſament in procura s. per modum mandati. 

2) Um Eigenthum an den Indoſſaten zu übertragen, ſo daß 
dieſer für ſeine Rechnung eincaſſirt oder weiter veräußert, — 
Andofjament per modum cessionis, eigentliches Indoſſament. Beide 
ſind in ihren Wirkungen weſentlich verſchieden, daher ganz abgeſon— 
dert zu behandeln. Außerdem aber noch eine gemeinſchaftliche Lehre, 
die Form des Indoſſaments. 

A. Eigentliches Indoſſament ). Das eigentliche Indoſſament 
iſt an ſich nichts als eine Ceſſion. Denn die Ceſſion iſt die eigen— 
thümliche Uebertragung einer Forderung an einen Dritten. Durch 
das Indoſſament geſchieht eine eigenthümliche Uebertragung einer 
Wechſelforderung, ſie iſt alſo eine Species der Ceſſion. Abgeſehen 
von beſonderen Beſtimmungen der Wechſelgeſetze würde daher 
das Indoſſament in ſeinen Erforderniſſen und Wirkungen ganz nach 
den Grundſätzen der Ceſſion zu beurtheilen ſein. Allein es wird 
durchgängig nicht danach beurtheilt, ſondern es gelten dabei mehrere 
ganz beſondere Grundſätze: 

1) Die Aechtheit der Unterſchrift bedarf keines Beweiſes, ſon— 
dern wird bis zum Beweiſe des Gegentheils als richtig angenommen. 
Eigentlich wäre durch die nicht beglaubigte Unterſchrift eines Indoſ— 
ſanten kein Beweis der Legitimation gegen einen Dritten zu führen, 
weil dieſer nicht verbunden iſt, ſie anzuerkennen. Die Unterſchrift 
müßte alſo, um eine bündige Legitimation zu bewirken, öffentlich 
beglaubigt ſein. Allein es iſt durchgängig eingeführt, daß dieſes 
unnöthig, und daß die einfache Unterſchrift jedes Indoſſanten, wenn 
ſich keine Spuren der Verfälſchung zeigen, bis zum Beweiſe des 
Gegentheils als richtig und ächt angenommen wird ?). Der Inhaber, 
auf welchen der Wechſel durch eine fortlaufende Reihe von Indoſ— 
ſamenten übertragen worden iſt, woran weiter kein Mangel erſcheint, 
gilt für hinreichend legitimirt 3). Der Grund hierfür iſt leicht ein— 


D. W. O. Art. 10: Durch das Indossament gehen alle Rechte aus 
dem Wechsel auf den Indossatarüber, insbesondere auch die Befugniss, den 
Wechsel weiter zu indossiren. Auch an den Aussteller, Bezogenen, Accep- 
tanten oder einen früheren Indossanten kann der Wechsel gültig indossirt 
und von denselben weiter indossirt werden. Vergl. Art. 98. Nr. 2. 

) Merlin, Repert. de jurisp. t.4. v. endossement nr. IV. 

) D. W. O. Art. 36: Der Inhaber eines indossirten Wechsels wird 
durch eine zusammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indos- 
samenten als Eigenthümer des Wechsels lenitimirt. Das erste Indossament 
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zuſehen. Bei lebhaften Wechſelgeſchäften kommt das Indoſſiren ſo 
häufig vor, daß jene Weitläufigkeit der Beglaubigung unmöglich wird. 

2) Nach vielen Wechſelordnungen iſt das Indoſſiren nur 
geſtattet, wenn der Wechſel auf Ordre lautet und dadurch die weitere 
Uebertragung beſonders erlaubt iſt. Man faßt ſolches alſo als Aus⸗ 
nahme von der Regel auf. Daſſelbe läßt ſich jedoch ſchon aus allge- 
meinen Gründen vertheidigen ). Siehe § 80. 

3) Der Indoſſant haftet nicht blos für die Exiſtenz, ſon⸗ 
dern auch für die Güte der Forderung. Er haftet alſo ohne Unter- 
ſchied für die richtige Bezahlung des Wechſels, ſo gut wie der 
Traſſant, und gegen ihn findet Regreß ſtatt, wenn nicht gezahlt 
wird. Hierin iſt er alſo viel ſtrenger verpflichtet, als ein gewöhn⸗ 
licher Cedent, und darin liegt ein Grund, weßhalb ein Wechſel eine 
viel größere Sicherheit darbietet, als eine einfache Handſchrift. — 
Sollte jedoch Jemand im Auftrag eines Andern einen Wechſel gekauft 
und an dieſen indoſſirt haben, ſo haftet er ſeinem Mandanten nicht 
für die richtige Zahlung, ſondern kann ihm die Einrede entgegen⸗ 
ſtellen, er habe nur als ſein Bevollmächtigter gehandelt 2). 
muss demnach mit dem Namen des Remittenten, jedes folgende Indossament 
mit dem Namen Desjenigen unterzeichnet sein, welchen das unmittelbar vor- 
hergehende Indossament als Imdossatar benennt. Wenn auf ein Blanko- 
Indossament ein weiteres Indossament folgt, so wird angenommen, dass der 
Aussteller des letzteren den Wechsel durch das Blanko-Indossament erwor- 
ben hat. Ausgestrichene Indossamente werden bei Prüfung der Legitimation 
als nicht geschrieben angesehen. Die Aechtheit der Indossamente zu prüfen, 
ist der Zahlende nicht verpflichtet. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

F. 6. a) Die Unterfchrift eines Indoſſanten wird, wenn ſonſtige Verdadhts- 
gründe fehlen, auch ohne Beglaubigung als richtig angenommen. 

e) Mängel in der Legitimation des Inhabers, z. B. verſchiedene Schreibart 
des Namens eines Vormanns, haben nur Depoſition der Wechſelſumme bis zur 
Erledigung des Legitimationspunktes, z. B. Nachweis der Identität, zur Folge. 
Frankf. W. O. Art. 40. 

H. 6. Die Worte eines Indoſſaments: „In Blanco an x. Werth von y. Z. 
(Indoſſant)“ ſind zur Legitimation im Wechſelprozeß ausreichend. 

) D. W. O. Art. 15: Ist in dem Indossamente die Weiterbegebung 
durch die Worte „nicht an Ordre“ oder durch einen gleichbedeutenden Aus- 
druck verboten, so haben diejenigen, an welche der Wechsel aus der Hand 
des Indossatars gelangt, gegen den Indossanten keinen Regress. Vergl. 
Art. 98. Rt. 2. 

F. 6. c) Wenn einem Indoſſament der Zuſatz „an Ordre“ fehlt, ſo werden 
dadurch, etwa mit Ausnahme der Befugniß zu ferneren Indoſſamenten, wodurch 
die Unzuläſſigkeit von Einreden aus der Perſon des Vormanns bedingt iſt, die 
ſonſtigen wechſelrechtlichen Grundſätze nicht beeinträchtigt. 

Merlin, Quest. de droit. T. 2. v. endossement. $ 4. 
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Für diefen Regreß haftet der Indoſſant denn auch nach Wech— 
ſelrecht, weil er ſeine Handſchrift auf einen Wechſel geſetzt hat. Zwar 
haben einige ältere Juriſten 1) dies geläugnet: allein ohne allen Grund. 
Es widerſpricht der allgemeinen Regel, und iſt gegen die entſchiedene 
tägliche Praxis 2). — Uebrigens hat es keinen Anſtand, daß der 
Indoſſant ſich von dieſer Verbindlichkeit, für die richtige Zahlung 
des Wechſels zu haften, durch beſonderen Vertrag befreien könne: 
ebenſo wie ein Verkäufer ſich von der Verbindlichkeit für die Eviction 
zu haften losmachen kann. Die dabei üblichen Clauſeln ſind: „ich 
cedire dieſen Wechſel“ oder „ohne Gewähr,“ „frei von Giro ?).“ 
Dabei fragt es ſich: 

a) ob nun auch nicht mehr für die Exiſtenz des Wechſels 
gehaftet werde? Bei der Clauſel „ich cedire“ hat man gewiß noch 
zu haften. Wie aber bei den andern? Nach der gewöhnlich dabei 
gehegten Abſicht wohl auch noch Y. 

b) Wird der Indoſſant bei Anwendung einer dieſer Clauſeln auch 
in Anſehung der übrigen Folgen wie bei der Ceſſion behandelt; namentlich 
in der Weiſe, daß die Einreden gegen den Indoſſanten auch dem Indoſſaten 
entgegengeſtellt werden können? Bei der Clauſel „ich cedire“ aller— 
dings, bei den anderen aber liegt es weder in Wort noch Abſicht. 

3) Dem Indoſſaten dürfen keine Einreden aus der Perſon 
ſeines Indoſſanten entgegengeſetzt werden 5). Jeder Inhaber eines 
Wechſels iſt nur ſolchen Einreden unterworfen, die ſich auf ſeine 
eigene Perſon beziehen, nicht aber ſolchen, die aus Verhältniſſen 
ſeines Autors entnommen ſind. Der Grund liegt wieder in der 
größeren Sicherheit des Inhabers. Dergleichen Einreden müßten 


) Wernher, O. F. p. 1. o. 173. 

) D. W. O. Art. 14: Der Indossant haftet jedem späteren Inhaber de 
Wechsels für dessen Annahme und Zahlung wechselmässig. 

) Materialien, $198. — D. W. O. Art. 14 ?: Hat er aber dem Indossa- 
mente die Bemerkung „ohne Gewährleistung,” „ohne Obligo” oder einen 
gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, so ist er von der Verbindlichkeit 
aus seinem Indossamente befreit. Vergl. Art. 98. Nr. 2. 

F. 16. b) Wer Wechſel zu giriren „ohne Obligo“ verkauft hat, muß dem 
Käufer gleichwohl für die Möglichkeit einer Weiterübertragung der Wechſel mittelſt 
Indoſſaments einſtehen; ebenſo dafür, daß die Wechſel unverjährt find. J. F. Göt— 
tingen. 

5) a. M. Boehmer, Cons, et dec. t. 3. p. 2. resp. 390. quaest. 2. 

) D. W. O. Art. 82: Der Wechsel- Schuldner kann sich nur solcher 
Hin reden bedienen, welche aus dem Wechselrechte selbst hervorgehen oder. 
ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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häufig eintreten, da der Wechſel durch ſo viele Hände geht. Bei der 
Annahme obigen Satzes hat man aber nicht zu fürchten, daß die 
Wechſelforderung leide, weil Gegenforderungen oder ſonſtige Einreden 
gegen die Vorgänger ausgeſchloſſen ſind. Auch iſt der Satz ſehr 
allgemein angenommen 1). Der code de commerce enthält ihn nicht: 
in der Praxis wird er aber dennoch befolgt. Dabei iſt zu bemerken: 

a) Einige Wechſelordnungen machen eine Ausnahme für den 
Fall, wenn eine ſolche aus dem Wechſel ſelbſt klar hervorgeht: 
z. B. die Gegenforderungen ſind reſervirt. 

b) Der Satz iſt nicht auf ſolche Verhältniſſe zu beziehen, 
welche zur Begründung der Klage gehören. Was einen Mangel 
daran zeigt, darf opponirt werden, wenn gleich dieſer Mangel auf 
Handlungen der Autoren beruht. So wenn ein Autor den Wechſel 
durch Diebſtahl erworben hat; vergleiche § 137. 

4) Die Beſchränkungen, denen die Ceſſion unterworfen iſt, 
werden beim Indoſſament häufig nicht berückſichtigt; z. B. die lex 
anastasiana. In den Geſetzen findet ſich ſeltener eine Vorſchrift 
darüber; aber in der Praxis iſt es ſehr gewöhnlich hergebracht, daß 
bei Indoſſamenten keine Rückſicht darauf genommen wird 2). 

Schließlich iſt Folgendes zu bemerken. Alle dieſe Eigenheiten, 
obgleich ſehr häufig eingeführt, ſind doch gar nicht in der Natur 
des Geſchäftes enthalten, ſondern nur ein Produkt beſonderer Geſetze 
und Gewohnheiten. Nach der Natur der Sache iſt das Indoſſament 
nichts als eine Species der Ceſſion, die Uebertragung einer Forderung. 
Der Natur der Sache nach muß alſo das Indoſſament nach den 
Regeln der Ceſſion beurtheilt werden, und jene Abweichungen ent- 
halten ein wahres jus singulare, welches des Nutzens wegen durch 
beſondere Geſetze und Gewohnheiten eingeführt iſt. Wenn daher 
Streit entſteht, ob es an einem gewiſſen Orte gelte, ſo läßt ſich 
ſolches nur inſoweit annehmen, als es auch in den Geſetzen und 
Gewohnheiten dieſes Ortes enthalten iſt. So in Betreff der Ein— 
reden aus der Perſon der Vormänner. Daß ſolches anderswo häufig 
eingeführt iſt, bildet kein Recht für dieſen Ort: daß es vortheilhaft 
iſt für die Wechſelgeſchäfte, enthält nur einen Grund für den Geſetz— 
geber 3). Selbſt wenn in einem Lande die eine oder andere dieſer 
Eigenheiten eingeführt ſein ſollte, ſo läßt ſich davon doch kein Schluß 
auf die übrigen machen, ſondern es verbleibt in den übrigen nicht 


) Hommel, Rhaps. v. 1. 0. 121. 
) Püttmann, Adv. jur. t. 3. p. 235. 
) Boehmer, Cons, et dee. t. 3. p. 2. resp. 222. 
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abgeänderten Punkten bei den Regeln der Ceſſion. Denn darum, 
daß eine dieſer Eigenheiten gilt, hört das Indoſſament noch nicht 
auf, eine Species der Ceſſion zu ſein. Sie iſt eine Ceſſion mit 
eigenthümlichen Wirkungen, aber doch eine Species derſelben. Denn 
der Begriff der Ceſſion iſt von jenen Wirkungen nicht abhängig, 
ſondern beſteht in der Uebertragung einer Forderung. Dieſer weſent— 
liche Charakter bleibt auch hier: die Species der Ceſſion iſt alſo nach 
deren Regeln zu beurtheilen. Auch ſtehen dieſe Eigenheiten nicht in 
einem ſo nothwendigen Zuſammenhange, daß nicht die eine recht gut 
ohne die andere Statt haben könnte; es läßt ſich alſo kein Schluß 
von der einen auf die andere machen 1). — Indeſſen läßt ſich doch 
an der Richtigkeit des Vorſtehenden zweifeln. Da jene Folgen jo 
allgemein mit dem Indoſſament verbunden ſind, ſo läßt ſich wohl 
annehmen, daß Parteien, welche dieſe Form gewählt haben, dabei 
die Abſicht hatten, die bei Indoſſamenten gewöhnlichen Regeln ein— 
treten zu laſſen. Was alſo von dieſen eigenthümlichen Wirkungen des 
Indoſſaments durch Abreden der Parteien beſtimmt werden kann, das 
wird auch ohne ſpecielle Vorſchrift zur Anwendung zu bringen fein. — 
Eine Anwendung der obigen Grundſätze iſt in Folgendem enthalten: 

1) Es wird darüber geſtritten, ob die lex anastasiana auf 
Indoſſamente angewendet werden könne. Die gewöhnliche Meinung?) 
verneint es. Das Geſetz rede nur von Ceſſionen: das Indoſſament 
ſei aber davon weſentlich verſchieden; ein eigenthümlich deutſches 
Inſtitut, und den Römern gänzlich unbekannt. Ueberdies paßten 
die Gründe des Geſetzes durchaus nicht. Sie gingen dahin, daß 
Niemand ein Gewerbe daraus machen ſolle, fremde Forderungen für 
einen geringen Preis an ſich zu bringen, um den Schuldner mehr 
zu preſſen, als der urſprüngliche Gläubiger gethan haben würde. 
Das ſei bei Wechſeln, die aus ganz anderen Gründen indoſſirt 
würden, nicht zu beſorgen. Endlich enthalte es die ſchädlichſte Hin— 
derung des Wechſelverkehrs, wenn dieſe Einrede geſtattet, und dem 
Inhaber der Beweis zugemuthet werde, daß der volle Belauf bezahlt 
ſei. Allein dieſe Gründe ſind nicht ausreichend 3). Ungeachtet der 
eigenthümlichen Wirkungen bleibt das Indoſſament doch immer eine 
Species der Ceſſion. Man kann alſo nicht ſagen, daß es von der 


) Beseke, Thes. t. 1. nr. 51. 87 12, woſ. Koch. 
2) W. Rahn, Ueber die Unzuläſſigkeit der Einrede des anaſtaſiſchen Geſetzes 
gegen Wechſelforderungen. Braunſchweig 802. Leyser sp. 203. med. 4 — 6. 
) H. K. Schönjahm, Ueber die Zuläſſigkeit der Einrede des anaſtaſiſchen 
Geſetzes gegen Wechſelforderungen. Wolfenb. 802. 
* 
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Ceſſion weſentlich verſchieden ſei. Es gehört noch immer unter die 
Gattung Ceſſion, und muß alſo da, wo die Geſetze nichts Eigenes 
vorſchreiben, nach deren Regeln beurtheilt werden. Daß der Grund 
des Geſetzes bei dem Indoſſament, wie es gewöhnlich vorkommt, nicht 
ſtattfinde, iſt richtig; es laſſen ſich aber doch ſehr wohl Fälle denken, 
in denen jener Grund auch bei Wechſeln Anwendung findet, und 
gerade die Fälle, wo der Indoſſat die Valuta nicht voll bezahlt, 
dürften meiſtens in dieſe Claſſe gehören. Ueberdem iſt der bloße 
Wegfall des Grundes für ein Geſetz kein Grund, deſſen Anwendung 
in einem beſtimmten Fall auszuſchließen. Endlich iſt die Behinderung 
des Wechſelverkehrs nur ein Grund für den Geſetzgeber, nicht für 
den Richter. Ueberdies würde jene Behinderung auch nur dann zu 
beſorgen ſein, wenn man annimmt, daß der Ceſſionar den Beweis, 
daß Valuta bezahlt ſei, liefern müſſe. Nach der richtigen 1), wenigſtens 
bei Indoſſamenten auf jeden Fall anzunehmenden, Anſicht hat aber 
der abgetretene Schuldner den Beweis zu liefern, daß die Valuta 
nicht voll bezahlt ſei, und dann liegt darin gar keine Hinderung für 
den Indoſſaten, der wirklich zu voll bezahlt hat. Denn der Schuldner, 
welcher dieſe Einrede nicht ſofort beweiſen kann, iſt damit im Wechſelprozeß 
nicht zu hören, die Zahlung wird alſo dadurch nicht aufgehalten. 
Man hat alſo in folgender Weiſe zu unterſcheiden: 

a) Die Einrede wird im Wechſelprozeß zu dem Zweck vorge: 
ſchützt, daß der Kläger zuerſt die Bezahlung der vollen Valuta 
beweiſen ſolle. Das iſt unſtatthaft, und kann mit dem ſchnellen 
Wechſelverfahren nicht beſtehen. Es entſtände daraus Chikane, 
wodurch jeder Wechſelſchuldner ſich von der ſchleunigen Execution 
befreien könnte. 

b) Dagegen iſt es allerdings zuläſſig, die Einrede nach geleiſteter 
Zahlung im beſonderen Verfahren geltend zu machen, und das Zuviel— 
gezahlte zurückzufordern 5). 

2) Findet das Geſetz, daß ein Jude ſeine Forderung gegen einen Chriſten 
nicht an andere Chriſten cediren dürfe, auch auf Indoſſamente Anwendung? 
) »Nach Anſicht des O. A. G. zu Lübeck trifft den Ceſſionar die Beweislaſt. 
B. Schleſinger w. Schwartz. 19. Febr. 25. S. 10 — 13. H. Mader Horn & Comp. 
w. Engelhardt. 11. Nov. 26. S. 9. F. Maas w. Mertens. 23. Juni 30. S. 16. 
B. Thaulkuhl w. Breuls. 19. Nov. 34. S. 23. — Seitdem iſt die J. an. in den 
freien Städten, Hamburg ausgenommen, aufgehoben“. 

) F. 6. g) Die Einrede des anaſtaſiſchen Geſetzes iſt gegen Wechſel überall 
nicht zuläſſig. rat. — F. 9. c) Die Einrede aus dem anaſtaſiſchen Geſetz kann bei 
einem an Ordre geſtellten Wechſel dem Indoſſatar nicht entgegengeſetzt werden. — 
H. 17. Die lex Anastasiana iſt unanwendbar bei Ordrewechſeln. rat. 
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Gewöhnlich wird dies gleichfalls verneint: aus denſelben Gründen 
wie bei der vorigen Nummer. Es ſei keine Ceſſion: alle Wechſel— 
geſchäfte von Bedeutung würden dadurch unmöglich gemacht Y); 
wenigſtens finde es keine Anwendung auf Schutzjuden, bei ihnen 
liege in der Schutzbewilligung eine Dispenſation vom gedachten 
Geſetz 2). Auch hier iſt die gewöhnliche Meinung irrig. Das 
Indoſſament richtet ſich als Species der Ceſſion in allen nicht abge— 
änderten Punkten nach deren Regeln. Die Hinderung der Wechſel— 
geſchäfte iſt zwar ſehr begründet, enthält aber keinen Grund für den 
Richter, das Geſetz nicht anzuwenden. Daß in der Ertheilung des 
Schutzes eine Dispenſation von allen ſolchen Verordnungen enthalten 
ſei, iſt eine ganz willkürliche Behauptung. In einzelnen Ländern 
ſind noch neuerlich ganz ähnliche Verordnungen gegen die Juden 
erlaſſen, und ausdrücklich auf Wechſel und Indoſſamente ausgedehnt. 
So ſollen im Königreich Sachſen 3) alle Ceſſionen von Juden an 
einen Chriſten bei Strafe der Nichtigkeit gerichtlich geſchehen, was 
auch auf Indoſſamente angewandt wird. Kaufleute allein ſind aus— 
genommen. Wo alſo keine Abweichung in Bezug auf obiges Verbot 
eingeführt iſt, da muß ſolches auch auf Indoſſamente angewendet 
werden. Nur bei Juden, welche ausdrücklich zum Großhandel auto— 
riſirt ſind, muß man eine Ausnahme machen. Denn ein bedeutender 
Großhandel iſt ohne Wechſelgeſchäft nicht möglich, und ebenſo wenig 
ein bedeutendes Wechſelgeſchäft bei Anwendung dieſes Verbots. Inſo— 
fern läßt ſich alſo wohl behaupten, daß in jener Autoriſation eine 
Dispenſation liege ). 
B. Indoſſament in Procura. 


Wenn das Indoſſament blos den Zweck hat, den Indoſſaten 
zur Eincaſſirung zu bevollmächtigen, ſo vertritt es die Stelle einer 
gewöhnlichen Vollmacht. Bei andern Schuldurkunden wird eine 
ſolche beſonders ausgeſtellt; hier mit zwei Worten auf dem Rücken 
des Wechſels. Dieſes Indoſſament enthält alſo keine Veräußerung, 
ſondern bloß ein Mandat, und das Rechtsverhältniß zwiſchen Indoſ— 
ſant und Indoſſat iſt nach den Grundſätzen des Mandatscontractes 
zu beurtheilen. Hieraus folgt: 


) Franck, Inst. I. 1. s. 1. t. 9. § 3. Püttmann, Advers. t. 3. p. 242 fg. 

) Martens, H. R. 8 69. 5) V. v. 1. Aug. 1811. 

) F. 9. d) „Die Uebertragung eines Wechſels von einem Juden an einen 
Chriſten als eine ungültige cessio in potentiorem anzuſehen, iſt rechtlich durch— 
aus verwerflich.“ 
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1) Der Indoſſat hat, wie beim eigentlichen Indoſſament, das 
Recht, den Wechſel einzucaſſiren, und der Traſſat kann ihm gültig 
zahlen. Beim wirklichen Indoſſament caſſirt er als Eigenthümer 
ein, hier als Bevollmächtigter. Einem ſolchen kann eben ſo gültig 
bezahlt werden wie dem Principal ). 

2) Der Indoſſat hat die eingehobene Zahlung dem Indoſſanten 
herauszugeben. Denn das iſt die Pflicht jedes Bevollmächtigten. 
Er kann jedoch dazu nicht im Wechſelprozeß angehalten werden. 
Denn der Indoſſat hat ſeine Handſchrift nicht auf den Wechſel 
geſetzt, und ſich alſo nicht nach Wechſelrecht verbunden. Ueberdies 
hat der Indoſſant den Wechſel gar nicht in Händen, kann alſo ſeine 
Klage durch ihn nicht begründen. Uebrigens erhält der Indoſſat 
nach allgemeiner Obſervanz eine Proviſion für die Eincaſſirung, 
gewöhnlich ½ pCt. 

3) Dieſem Indoſſaten ſtehen alle Einreden entgegen, welche 
gegen den Indoſſanten ſtattfinden. Da er gar kein eigenes Intereſſe 
hat, ſondern blos für Rechnung ſeines Indoſſanten einhebt, ſo iſt 
er natürlich aus deſſen Perſon zu beurtheilen. Geſetze, welche bei 
Indoſſamenten das Gegentheil verordnen, ſind auf eigentliche Indoſ— 
ſamente zu beſchränken. Der Zweck iſt die Begünſtigung des Indoſ⸗ 
ſaten, und dieſer hat hier keinen Vortheil davon 2). 

4) Dem Indoſſanten ſteht bei dieſem Indoſſament der Wider⸗ 
ruf frei, beim eigentlichen Indoſſament dagegen nicht. Denn was 
man einmal veräußert hat, kann man nicht einſeitig zurückziehen; 
wohl aber einen ertheilten Auftrag. Daher kann man auch dem 
Traſſaten die Zahlung an dieſen Indoſſaten unterſagen, denn das 
iſt nichts als eine Art des Widerrufs. 

5) Kann ein ſolcher Indoſſat weiter indoſſiren !?)? 

) D. W. O. Art. 17: Ist dem Indossamente die Bemerkung „zur Hin- 
kassirung, „in Prokura” oder. eine andere, die Bevollmächtigung aus- 
drückende Formel beigefügt worden, so überträgt das Indossament das Eigen- 
mum an dem Wechsel nicht, ermächtigt aber den Indossatar zur Einziehung 
der Wechselforderung, Protest- Erhebung und Benachrichtigung des Vor- 
mannes seines Indossanten von der unterbliebenen Zahlung (Art. 45), sowie 
zur Einklagung der nicht bezahlten und zur Erhebung der deponirten 
Wechselschuld. Vergl. Art. 98. Nr. 2. 

2) Riccius, Ex. 6. s. 3. $6 

D. W. O. Art. 17 ?: Ein solcher Indossatar ist auch berechtigt, diese 
Befugniss durch ein weiteres Prokura-Indossament einem Anderen zu über- 
tragen. Dagegen ist derselbe zur weiteren Begehung durch eigentliches 
Indossament selbst dann nicht befugt, wenn dem Prokura -Indossament der 
Zusatz „oder Ordre” hinzugefügt ist. 
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a) in Procura allerdings: denn der Mandatar kann ſubſtituiren !). 

b) Durch Eigenthumsindoſſament? Das hängt in Bezug auf 
ſeine Perſon von dem Inhalt des Auftrags ab. In Betreff Dritter 
kommt in Betracht, daß die Vollmacht ſichtbar nur in dem Indoſſa— 
ment enthalten iſt, und das lautet allgemein ſo, daß ein Dritter 
nichts daraus erſehen kann. Hat dieſer alſo in gutem Glauben - 
erworben, ſo hat er gültig erworben, und der Wechſel kann von 
dem früheren Eigenthümer nicht vindicirt werden 2). 


C. Form des Indoſſaments. 

Das Indoſſament muß auf den Wechſel, eine Copie 
deſſelben oder ein mit dem Wechſel oder der Eopie?) 
verbundenes Blatt (Alonge) geſchrieben werden). Die 
jetzt übliche Form iſt gewöhnlich die: „Für mich an die Ordre des 
N. N.“; dazu die Erwähnung der Valuta, das Datum und die Unter— 
ſchrift des Indoſſanten 5). 

1) Von der Richtung an Ordre gilt daſſelbe, was beim Wechſel 
ſelbſt entwickelt iſt, $ 72. 80. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt es 
überflüſſig. Wem eine Forderung übertragen iſt, der iſt auch ohne 
beſondere Erlaubniß befugt, weiter zu übertragen ). Es geſchieht 
aber durchgehends, und nach einzelnen Wechſelordnungen iſt es 
nöthig, um weiter indoſſiren zu können. Vgl. § 80. 82. 

2) Auch das Datum und die Erwähnung der Valuta ſind 
nach allgemeinen Grundſätzen nicht abſolut nothwendig. Das Datum 
gehört nach gemeinem Recht nicht zur Gültigkeit einer Urkunde. 
Das Indoſſament iſt aber nichts als eine Urkunde über die geſche— 
hene Uebertragung. In Betreff der Valuta, ſo iſt es gemeinrechtlich 
zur Gültigkeit einer Ceſſionsurkunde nicht erforderlich, daß der Titel 
der Ceſſion — Kauf, Schenkung ), Uebergabe an Zahlungsſtatt — 


1) Siegel, Einl. Th. 1. K. 1. § 14. Not.“. 
) Pardessus, Du contrat de change. t. 1. 8 130. 131. Sirey Recueil 1808. 
P. I. p. 17. 1812. P. 2. p. 137. 

5 ) D. W. O. Art. 21: Jedes auf einer Kopie befindliche Original- 
Indossament verpflichtet den Indossanten eben so, als wenn es auf einem 
Original- Wechsel stünde. Vergl. Art. 98. Nr. 8. 

) D. W. O. Art. 11: Vergl. Art. 98. Nr. 2. 

) Ueber Unterkreuzung und Unterſchriften von Bevollmächtigten ſ. $ 71. Nr. 2 
und D. W. O. Art. 94. 95. 

) D. W. O. Art. 10: Durch das Indossament .. geht die Befugniss, 
weiter zu indossiren, auf den Indossatar über. 

) F. 6. b) Iſt in einem Indoſſament eine Schenkung’ als Uebertragungs⸗ 
grund angegeben, ſo hindert dies die gewöhnlichen wechſelrechtlichen Wirkungen nicht. 
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darin ausgedrückt ſei, damit die Ceſſionsurkunde Beweiskraft habe. 
Die Erwähnung der Valuta findet indeſſen gewöhnlich ſtatt, und iſt 
nach mehreren Wechſelordnungen !) allerdings nothwendig, beſonders 
beim Eigenthumsindoſſament. Dabei bedient man ſich zur Bezeich- 
nung der Valuta derſelben beiden Ausdrücke wie im Wechſel ſelbſt: 
„Valuta empfangen“ und „Valuta in Rechnung“. $ 71. a. E. 
Uebrigens fragt es ſich, was es wirkt, wenn eine Wechſelordnung 
dieſe Stücke vorſchreibt, und ſie dennoch fehlen. Hier iſt zu unter⸗ 
ſcheiden: 

a) Die Vorſchrift iſt nur für Eigenthums-Indoſſamente gege⸗ 
ben. Dann iſt das in Rede ſtehende Indoſſament als in Procura 
geſchehen anzuſehen: denn als ſolches kann es gelten, nicht aber als 
eigentliches Indoſſament, und Rechtsgeſchäfte ſind im Zweifel ſo zu 
erklären, daß ſie gelten können?). Wie aber, wenn entſchieden vor⸗ 
läge, daß ein eigentliches Indoſſament beabſichtigt ward? Dann iſt 
ſolches ganz nichtig, ebenſo wie ein Teſtament, dem deſſen Förmlich— 
keiten fehlen, ohne die Codicillarklauſel nicht als Codicill aufrecht 
erhalten werden kann, wenn gleich deſſen Erforderniſſe vorhanden ſind. 

b) Iſt dagegen die Vorſchrift für jedes Indoſſament gegeben, 
und fehlt es daran, ſo iſt das Indoſſament ungültig, denn der 
Mangel der geſetzlichen Form hat Nichtigkeit zur Folge. 

3) Auch bei Indoſſamenten entſteht die Frage, ob es erlaubt 
ſei, dieſeldñen ohne Benennung einer beſtimmten Perſon an „Inhaber 
dieſes“ zu richten? Hiefür gilt dieſelbe Entſcheidung wie beim 
Wechſel ſelbſt: es iſt nach denſelben Gründen erlaubt, § 71., auch 
in Preußen geſtattet ?). 

4) Gilt im Zweifel die Vermuthung für ein Eigenthums⸗ 
indoſſament, oder für ein Indoſſament in Procura? Zuweilen ergiebt 
ſich die Antwort aus dem Inhalte des Indoſſaments. So, wenn 
nach den Geſetzen zum Eigenthumsindoſſament Datum und Valuta 
nöthig ſind, und es daran fehlt. Oder: wenn es heißt „Valuta 
empfangen“, da es klar iſt, daß der Mandatar, welcher eincaſſiren 
ſoll, nicht im Voraus bezahlt. — Oftmals iſt es jedoch aus dem 
Indoſſament gar nicht zu erſehen, da die Kaufleute für beide Fälle 
gewöhnlich ganz dieſelbe Form gebrauchen. Hier iſt die Frage, wofür 
die Vermuthung ſtreite, ſehr verſchieden beantwortet. Aeltere Juriſten “) 


1) Pr. L. R. 2, 8. 6819. 821. C. c. art. 137. 
) P. L. R. u. c. c. a. a. O. ) L. R. 2, 8. 8816. 
) Franck, 1.1. s. 2. t. 5. § 23. 
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haben ſich meiſtens für das Indoſſament in Procura erklärt, weil 
für Veräußerungen die Vermuthung nicht ſtreite. Dieſer Grund iſt 
unpaſſend. Eine Veräußerung wird nicht vermuthet, weil ſie auf 
einer Handlung beruht. Auf einer ſolchen beruht aber auch das 
Mandat. Jener Grund läßt ſich nur gebrauchen, wenn es fraglich 
iſt, ob überall etwas geſchehen ſei. Hier iſt aber die Handlung 
gewiß, und nur deren Natur in Frage: da ſind aber ſolche Argu— 
mente unbrauchbar. Neuere ?) haben häufig eine Vermuthung für 
das eigentliche Indoſſament aufgeſtellt, weil es gewöhnlicher ſei. Auch 
das iſt nicht ausreichend. Die bloße factiſche Gewöhnlichkeit iſt kein 
Grund zu einer Rechtsvermuthung. Das richtigſte iſt alſo zu ſagen, 
es laſſe ſich eine beſtimmte Vermuthung überall nicht aufſtellen: wer 
ſeinen Anſpruch darauf gründe, daß dieſe oder jene Art des Indoſ— 
ſaments vorhanden ſei, müſſe es beweiſen. Z. B. der Traſſat will 
dem Indoſſaten Einreden aus der Perſon des Indoſſanten entgegen— 
ſtellen. Das iſt nur beim Indoſſament in Procura ſtatthaft, deſſen 
Vorhandenſein muß alſo bewieſen werden 3). Oder umgekehrt: der 
Indoſſat will ſeinen Regreß gegen ſeinen Indoſſanten nehmen. Das 
iſt nur bei Eigenthumsindoſſamenten ſtatthaft. Alſo muß der Indoſ— 
ſat beweiſen, daß ein ſolches vorhanden ſei. Indeſſen iſt es in der 
Praxis zweifelhaft, ob man die Einrede, es liegt nur ein Indoſſa— 
ment in Procura vor, ohne klaren Beweis geſtatten werde . 


5) Indoſſament in bianco [blanco]! — was man deutſch „ein 
offenes Indoſſament“ nennen könnte. Es geſchieht oft, daß der 
Indoſſant ſtatt eines wirklichen Indoſſaments nur ſeinen Namen 
hinſchreibt, und Platz darüber offen läßt, auf welchen der Inhaber 
künftig etwas hinſchreiben kann. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt 
das nicht geradezu ungültig. Viele verwerfen es freilich, weil es 


) P. L. R. 2, 8. § 808. Auch aus dem c. c. läßt ſich vermöge eines 
Schluſſes vom Gegentheil daſſelbe ableiten. 

2) »So verwies J. F. Göttingen, März 826 i. S. L. w. W. die Einrede, 
Indoſſat ſei dies nur in procura und dem Indoſſanten falle ein dolus zur Laſt 
zur beſonderen Ausführung. Vergl. § 137. Nr. 3. z. E. und F. 4“. 

) H. 12. Ein Blanco-Indoſſament wird im Zweifel als Uebertragung des 
Wechſels zum Eigenthum und nicht als Mandat zur Einhebung angeſehen; jedoch 
bleibt dem Gegner im ordentlichen Prozeſſe der Gegenbeweis vorbehalten. 

F. 14. c) Wenn das Indoſſament auf den Indoſſatar in eignem Namen 
lautet, ſo wird der Wechſelſchuldner in Frankfurt nicht mit der Einrede gehört, 
der Kläger ſei nur Indoſſatar in procura und die dem Indoſſanten entgegen— 
ſtehenden Einreden könnten nicht gegen ihn geltend gemacht werden. 


186 Wechſelrecht. 


eine carte blanche ſei, und dieſe keine Beweiskraft habe !). Der 
Grund iſt aber nicht ausreichend. Auch eine carte blanche iſt dann 
nicht ohne Beweiskraft, ſobald es gewiß iſt, daß ſie zu dieſem 
beſtimmten Zwecke ausgeſtellt ward; z. B. ein Blanquet zu einer 
Vollmacht. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Aus der Sache ſelbſt 
iſt es klar, daß der Indoſſant ſeinen Namen deßwegen hingeſetzt hat, 
um den Wechſel dadurch an jeden künftigen Empfänger zu über⸗ 
tragen, und jeden künftigen rechtmäßigen Beſitzer zur Erhebung zu 
autoriſiren. Dem Erfolg nach iſt es alſo ſo gut wie ein Indoſſa⸗ 
ment „an Inhaber dieſes“ 2). Viele Particularrechte, z. B. die 
Leipziger, Nürnbergiſche und Gothaiſche Wechſelordnung, ſowie das 
Preußiſche Landrecht s) haben es verboten. Daraus folgt, daß der 
Inhaber des Wechſels daraus nicht anders klagen kann, als bis er 
ſich anderweitig legitimirt. Denn um gültig klagen zu können, muß 
er ſich als rechtmäßiger Inhaber legitimiren, und das kann ein 
Indoſſament in bianco, wenn es verboten iſt, nicht leiſten. Bis 
dahin, daß eine beſſere Legitimation von ihm beigebracht wird, kann 
er alſo nicht einmal auf proviſoriſche Depoſition des Geldes klagen. 
Denn wer nicht zur Sache legitimirt iſt, hat überall kein Klagrecht 
aus dem Wechſel. Viele Wechſelordnungen geſtatten jedoch, daß er 
einſtweilige Depoſition begehren könne, da ſich aus ſeinem Beſitz doch 
die Wahrſcheinlichkeit ergebe, daß er rechtmäßiger Beſitzer ſei. Auch 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn zu der Zeit, wo geklagt wird, 
das Indoſſament gehörig ausgefüllt iſt, der Beklagte mit der Ein⸗ 
rede, es ſei urſprünglich ein Indoſſament in bianco geweſen, im 
Wechſelprozeß nicht anders gehört werden kann, als wenn dies jofort 
erwieſen wird. Uebrigens wird das Bianco-Indoſſament, des geſetz⸗ 
lichen Verbots ungeachtet, von den Kaufleuten tagtäglich gebraucht. 
Es iſt in vieler Hinſicht vortheilhaft, beſonders, weil dem Empfänger 
Gelegenheit gegeben wird, weiter zu veräußern, ohne ſelbſt zu indoſ— 
ſiren. Wegen dieſes Vortheils wird es tagtäglich gebraucht. Die 
Kaufleute verlaſſen ſich theils darauf, daß es nicht zum Streit kom⸗ 
men werde, theils darauf, daß, wenn nur der Inhaber vor dem 
gerichtlichen Gebrauch es gehörig ausfüllt, nicht leicht ein Beweis 
möglich wird, es ſei urſprünglich ein Bianco-Indoſſament geweſen. 
Auch die Praxis der Gerichte nimmt es oft in Schutz und chicanirt 


) Boehmer, Consult. et dec. t. 3. p. 2. resp. 323. Riccius, Ex. 6. s. 5. §4. 7. 
) Weſtphal, D. P. R. Th. 2. Abh. 64. § 4. 5. 
5) 2, 8. 8 817. 
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die Geſetze. Man ſagt, nur ein Indoſſament in bianco ſei ungültig, 
und das heiße, der Inhaber könne nicht eher klagen, als bis er es 
ausgefüllt; ſobald dies geſchehen ſei, liege kein Indoſſament in bianco 
mehr vor. Es ſind Fälle vorgekommen !), wo zur Zeit des Wechſel— 
proteſtes das Indoſſament noch unausgefüllt war, mithin aus dem 
Wechſelproteſt ein liquider Beweis über die urſprüngliche Beſchaffen— 
heit ſich ergab. Bei Anſtellung der Klage aber war es ausgefüllt, 
und durch dieſe offenbare Chicane ward geholfen. Die deutſche 
Wechſelordnung 7) ſchreibt jetzt vor: Ein Indoſſament iſt gültig, 
wenn der Indoſſant auch nur ſeinen Namen oder ſeine 
Firma auf die Rückſeite des Wechſels oder der Copie, oder 
auf die Alonge ſchreibt (Blanco-Indoſſament). — Jeder 
Inhaber eines Wechſels iſt befugt, die auf demſelben 
befindlichen Blanco-Indoſſamente auszufüllen; er kann 
den Wechſel aber auch ohne dieſe Ausfüllung weiter 
indoſſiren. 

Schließlich fragt es ſich, ob, wenn der Wechſel bei einem 
Bianco-Indoſſament durch die Hände mehrerer Perſonen gegangen 
iſt, welche auf dem Wechſel nicht erſcheinen, gegen dieſe ein Regreß 
ſtattfinde. Indoſſanten ſind ſie offenbar nicht: denn das ſind nur 
diejenigen, welche ihre Handſchrift auf den Wechſel ſelbſt geſetzt 
haben. Allein Cedenten und Verkäufer einer Forderung ſind ſie 
allerdings und als ſolche verhaftet ?). 

„Anhang. Der Regel nach hört die Indoſſirung eines Wechſels 
mit dem Verfalltag auf. — Wenn aber ein Wechſel indoſſirt 
wird, nachdem die für die Proteſt-Erhebung Mangels 


1) Weſtphal, D. P. R. Th. 2. Abh. 64. resp. 99. Nr. 18. Riceius J. c. 


2) Art. 12. 13. Vergl. Art. 98. Nr. 2. — H. 30. a) Sind mittelſt Blanco⸗ 
Indoſſaments auf Namen lautende Werthpapiere auf Inhaber geſtellt worden, ſo 
hat dies nur die Bedeutung, ihre Uebertragung durch bloße Hingabe möglich zu 
machen, und es entſteht dadurch keine Obligation zwiſchen dem Ausſteller des 
Blanco⸗Indoſſaments und einem ſpäteren Inhaber, namentlich nicht dahin, daß 
Jener Dieſem für die Wahrheit der Forderung hafte. 

b) Eine Unterſchrift in blanco ertheilt dem jeweiligen Inhaber des mit ſolcher 
verſehenen Documents nicht die Befugniß, das Blanquet beliebig auszufüllen. 

c) Der Inhaber eines in blanco indoſſirten Wechſels darf das Blanco— 
Indoſſament nur in Folge beſonderer geſetzlicher Erlaubniß (D. W. O. Art. 13), 
und vermöge dieſer auch nur in der Weiſe ausfüllen, daß der Name des Indoſ— 
ſatars und etwa Ort und Zeit des Indoſſamentes beigefügt wird. rat. 

) Weſtphal a. a. O. § 6. Riccius, 1. c. § 15. 
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Zahlung beſtimmte Friſt abgelaufen iſt, ſo erlangt der 
Indoſſatar die Rechte aus dem etwa vorhandenen Accepte 
gegen den Bezogenen und Regreßrechte gegen diejenigen, 
welche den Wechſel nach Ablauf dieſer Friſt indoſſirt 
haben. 

Iſt aber der Wechſel vor dem Indoſſamente bereits 
Mangels Zahlung proteſtirt worden, ſo hat der Indoſ— 
ſatar nur die Rechte ſeines Indoſſanten gegen den Accep— 
tanten, den Ausſteller und diejenigen, welche den Wechſel 
bis zur Proteſterhebung indoſſirt haben. Auch iſt in einem 
ſolchen Fall der Indoſſant nicht wechſelmäßig ver— 
pflichtet ). 


§ 83. Vom Diskonto ). 


Es kommt bei eignen und traſſirten Wechſeln vor, hauptſächlich 
bei letzteren. In England iſt der Diskonto ein Monopol der 
Bank ). Wenn der Inhaber eines Wechſels Geld nöthig hat, jo 
verkauft er den Wechſel, der noch nicht fällig iſt, an einen Andern, 
und überträgt ihn durch Indoſſament ). Dieſer zahlt den Kaufpreis, 
allein weil ſo viel früher, unter Abzug der Zinſen: dieſe heißen 
Diskont, und die Operation Diskontiren. Sie könnte beim Verkauf 
aller Forderungen vorkommen, iſt jedoch nur bei Wechſeln üblich, 
weil hier eine ſo viel größere Sicherheit vorhanden iſt. Dieſes Dis— 
kontiren iſt in großen Städten ein Gewerbe reicher Capitaliſten: 
auch Zettelbanken machen gewöhnlich ein Geſchäft daraus. Die Höhe 
dieſer Zinſen hängt vom Cours ab, nach welchem es ſich regelt, 
wieviel Procente gegeben werden müſſen. Dabei wird nie auf den 
geſetzlichen Zinsfuß Rückſicht genommen, — es kommen 15 ꝛc. pCt. 
jährlich vor. Zwar iſt kein Grund vorhanden, nach allgemeinen 
Grundſätzen dieſen Diskont von der allgemeinen Regel auszunehmen. 
Denn es iſt dabei keine beſondere Gefahr vorhanden: wo alſo keine 
Geſetze oder Obſervanz ſie geſtatten, würde darin ein Zinswucher 
liegen. Allein das Gewohnheitsrecht hat allenthalben dafür ent— 
ſchieden, daß bei dem Diskont auf die Zinsverbote nicht die mindeſte 
Rückſicht genommen wird. Sie kann auch nicht genommen werden, 

1) D. W. O. Art. 16: Vergl. Art. 98. Nr. 2. — F. 16. d) Verfallene Wechſel 
find nicht indoſſabel nach gemeinem wie frankfurtiſchem Rechte. J.. F. Göttingen. 

2) Dieſe Lehre hier, ſtatt des bei Martens in § 83 vorgetragenen Indoſſa— 
ments der Wechſelcopie, worüber nichts beſonderes zu ſagen iſt. 

) Büſch Th. 2. S. 150. ) Vergl. § 77. Nr. 3. 
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wenn man nicht die Capitaliſten zum Zurückziehen ihrer Capitalien 
zum größten Ruin des Handels nöthigen will. — Bei dieſem Dis— 
kont kommt es zuweilen vor, daß der Wechſel nicht förmlich über— 
tragen, ſondern gegen Bezahlung nur einſtweilen zur Sicherheit aus— 
gehändigt, und gegen die Verfallzeit wieder eingelöſt und dann 
eincaſſirt wird. Das geſchieht beſonders, wenn Kaufleute ſich ihre 
Geldverlegenheit nicht merken laſſen wollen. Darin liegt denn eigentlich 
nur ein Anlehen, wogegen der Wechſel zur Sicherheit verpfändet 
wird. Allein auch dies wird unter dem Namen Diskontiren begriffen, 
und dabei ſind dann wieder die Indoſſamente in bianco von Nutzen. 
Denn hiedurch wird der Diskontiſt legitimirt, von dem Traſſaten zur 
Verfallzeit die Zahlung zu erheben. Zwar würde das auch durch 
ein eigentliches Indoſſament erreicht werden können; allein dann 
hätte der Diskontiſt, ſobald ihm ſeine Auslage erſetzt war, zurück— 
indoſſiren müſſen, wodurch der Name des Kaufmanns bekannt 
geworden wäre. 

Anlangend die Zinſen bei Wechſeln, ſo ſind zuweilen höhere 
erlaubt: in Kurſachſen 6 pCt. ). 


Viertes Hauptſtück. 
Präſentation des Wechſels 9. 


Unter den Verhandlungen mit den Traſſaten, welche ſich auf 
die Bezahlung des Wechſels beziehen, iſt zunächſt die Präſentation 
von Bedeutung. 


§ 84. Einleitung. 


Unter Präſentation eines Wechſels verſteht man deſſen Vor— 
zeigung an einen Andern, um dieſen zu einer Leiſtung in Betreff 
deſſelben aufzufordern. Eine genauere Definition läßt ſich nicht geben, 
wenn man alle Arten darunter begreifen will. Die Präſentation 
geſchieht zu einem dreifachen Zweck: zur Acceptation, zur Zahlung 
und zur Auslieferung eines anderen Wechſel-Exemplars. Von der 
Präſentation zur Zahlung ſiehe § 95. Die Präſentation zur Accep— 
tation kommt in der Regel bei jedem traſſirten Wechſel vor, wenn 
man die Fälle abrechnet, wo kleine Wechſel gleich bei der Vorzeigung 
bezahlt werden. Präſentant iſt natürlich eine Perſon, welche ſich 


) Leyser, sp. 245. m. 5. ) Riccius, Ex. 10. s. 2. 
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am Wohnort des Traſſaten aufhält. Wenn daher der Inhaber nicht 
ſelbſt dort iſt, jo muß er den Wechſel an einen dortigen Bevoll⸗ 
mächtigten einſenden. Die Präſentation geſchieht daher bald von dem 
Eigenthümer, bald von einem bloßen Mandatar. Dieſer bedarf aber 
dazu keiner beſonderen Legitimation durch Vollmacht oder Indoſſa⸗ 
ment, das bloße Innehaben des Wechſels iſt hinreichend. Denn die 
Präſentation iſt ohne alles Präjudiz für den wahren Eigenthümer, 
und kann dieſem nur nützlich ſein. Der Traſſat verpflichtet ſich 
durch die Acceptation nicht, an den jetzigen Inhaber des Wechſels 
zu zahlen, ſondern an deſſen rechtmäßigen Eigenthümer; er verſpricht, 
den im Wechſel enthaltenen Auftrag zu befolgen. Dieſer geht auf 
Zahlung an die Ordre der darin benannten Perſonen; er verpflichtet 
ſich alſo nur zur Zahlung an dieſe Ordre. Der Präſentant erhält 
gar kein Recht daraus, Zahlung von ihm zu fordern. Es ſchadet 
alſo gar nicht, wenn auch die Acceptation von einer unbefugten 
Perſon geſchähe. Wenn daher, wie oft, während die Secunda girirt 
wird, die Prima an einen bloßen Mandatar zur Beſorgung der 
Acceptation geſchickt wird, jo iſt es nicht üblich, an dieſen zu indoſ⸗ 
ſiren, oder eine beſondere Vollmacht dazu auszufertigen. Es würde 
eine unzuläſſige Ausflucht ſein, wenn der Traſſat die Acceptation um 
deßwillen weigern wollte ). Uebrigens iſt es üblich, dieſe Präjen- 
tation unentgeltlich zu beſorgen. 


§ 85. An wen iſt der Wechſel zu präſentiren? 


An den Traſſaten: denn dieſer ſoll nach Abſicht der Parteien 
Zahlung leiſten, von ihm iſt alſo auch die Acceptation zu verlangen. 
Sollte ein Anderer acceptirt haben, ſo iſt dieſes zwar nicht ganz 
unverbindlich 2), allein ein Fehler, und der Praͤſentant deßfalls zum 
Schadenerſatz verbunden. — Hiebei iſt noch zu bemerken: 

a) Die Präſentation muß nothwendig dem Traſſaten ſelbſt geſchehen, 
oder einer von dieſem zum Wechſelgeſchäft autoriſirten Perſon. Es 
iſt nicht genug, wenn ein bloßer Buchhalter oder ſonſtiger Comptoir⸗ 
bedienter ſie vorgenommen hat. Denn der Zweck der Präſentation 
geht dahin, eine verbindliche Acceptation des Wechſels zu erhalten. 
Eine ſolche läßt ſich aber von keinem Andern erlangen. Wenn 


) D. W O. Art. 18 5: Der blosse Besitz des Wechsels ermächtigt zur 
Präsentation des Wechsels und zur Erhebung des Protestes Mangels Annahme. 
2) D. W. O. Art. 95. Siehe $ 71. 
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daher der Traſſat oder fein Factor für jetzt nicht anzutreffen iſt, jo 
muß der Präſentant wiederkommen, bis er ſie autrifft. Sollte der 
Traſſat für jetzt gar nicht anzutreffen ſein, ſo iſt ſo zu verfahren, 
wie wenn die Acceptation verweigert wäre, und Wechſelproteſt zu 
leviren. Zuweilen kommt es vor, daß ein Wechſel auf Perſonen 
lautet, welche Niemand kennt, oder welche längere Zeit verreiſt ſind, 
ohne einen hinreichenden Bevollmächtigten zurückzulaſſen. Dann 
bleibt kein anderer Weg, als die Errichtung eines Wechſelproteſtes, 
worin die Gründe der Nichtpräſentation conſtatirt werden. 

b) Sind der Haupttraſſaten aber Mehrere, ſo iſt ihnen allen 
zuſammen zu präſentiren, und einem Jeden ſeine Erklärung abzu— 
fordern. Man hat ſich nicht mit der Acceptation von Einem zu 
begnügen, wenn gleich Alle ſolidariſch ) verbindlich ſein ſollten. 
Denn darin, daß Alle als Haupttraſſaten cumulativ — ein Anderes 
wäre es, wenn alternativ — aufgeſtellt ſind, liegt der Auftrag ihnen 
Allen principaliter zu präſentiren, und wenn auch Einer ſchon accep— 
tirt hat, ſo iſt es doch immer mehr Sicherheit, wenn auch die Ueb— 
rigen es thun. Nur bei mehreren Geſellſchaftern einer offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft tritt eine Ausnahme ein. Denn hier verbindet die 
Erklärung von Einem alle Uebrigen ſolidariſch. Es wäre alſo durch 
deren Acceptation nichts gewonnen. 


§ 86. Ort und Zeit der Präſentation. 

*Die Präſentation zur Annahme oder Zahlung, die 
Proteſt⸗Erhebung, die Abforderung eines Wechſel-Dupli⸗ 
kats, ſowie alle ſonſtigen, bei einer beſtimmten Perſon 
vorzunehmenden Acte, müſſen in deren Geſchäftslokal, 
und in Ermangelung eines ſolchen, in deren Wohnung 
vorgenommen werden. An einem andern Orte, z. B. an 
der Börſe, kann dies nur mit beiderſeitigem Einverſtänd— 
niſſe geſchehen. Daß das Geſchäftslokal oder die Woh— 
nung nicht zu ermitteln ſei, iſt erſt dann als feſtgeſtellt 
anzunehmen, wenn auch eine dieſerhalb bei der Polizei— 
Behörde des Orts geſchehene Nachfrage des Notars oder 
der Gerichtsbeamten fruchtlos geblieben iſt, welches im 
Proteſte bemerkt werden muß ).“ 


) F. 3. e) Haben ſich in einem eigenen Wechſel * in solidum ver- 
bürgt und hat dieſer ſeine Wechſelkraft verloren (Frankfurt. W. O. 1739. Art. 46), 
ſo gelten in Betreff der Rechtswohlthat der Theilung die Grunbfäpe des gemeinen, 


nicht die des Wechſelrechts. 
) D. W. O. Art. 91. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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In Betreff der Zeit lautet die Regel: es muß präſentirt werden 
gleich nach Ankunft des Wechſels am Wohnort des Traſſaten. Für die 
Intereſſenten iſt es von Wichtigkeit, daß ſolches ſobald als möglich 
geſchehe. Denn zögert man, ſo könnten Umſtände eintreten, die den 
Traſſaten zur Weigerung beſtimmten, während er früher noch accep- 
tirt hätte. Wenn alſo der Präſentant blos Mandatar iſt, ſo gehört 
die ſchleunige Präſentation zu der Sorgfalt, zu welcher ihn ſeine 
Eigenſchaft als Mandatar verbindet. Iſt er dagegen Eigenthümer, 
ſo hat er zur Erhaltung des Regreſſes die Pflicht, alle Sorgfalt 
anzuwenden, mithin auch dieſen Theil derſelben. Die näheren Beſtim— 
mungen aus den einzelnen Wechſelordnungen gehen dahin: Bei Meß— 
wechſeln ſind meiſtens einige beſtimmte Tage zu Anfang der Meſſe 
feſtgeſetzt, an denen die Präſentation verrichtet werden muß. Bei 
Außer-Meßwechſeln haben einige Wechſelordnungen den Tag nach 
der Ankunft vorgeſchrieben: andere verlangen ſogar, daß noch an 
demſelben Tage präſentirt werde, wenn man nur vor Sonnenunter- 
gang empfangen hat. Mehrere beſtimmen gar nichts; jo der code 
de commerce 1). Ueberdies iſt noch zu bemerken: 


) D. W. O. Art. 18 1.2 beſtimmt: Der Inhaber eines Wechsels ist berechtigt, 
den Wechsel dem Bezogenen sofort zur Annahme zu präsentiren und in 
Ermangelung der Annahme Protest erheben zu lassen. [Nürnb. Gonf. = Zuj.: 
Eine entgegenstehende Uebereinkunft hat keine wechselrechtliche Wirkung. | 
Nur bei Mess- oder Markt- Wechseln findet eine Ausnahme dahin statt, 
dass solche Wechsel erst in der an dem Mess- oder Markt-Orte gesetzlich 
bestimmten Präsentationszeit zur Annahme präsentirt und in Ermangelung 
derselben protestirt werden können. Eine Modification enthält Art. 24 ?: Der 
Aussteller eines Domizilwechsels kann in demselben die Präsentation zur 
Annahme vorschreiben. Die Nichtbeobachtung dieser Vorschrift hat den 
Verlust des Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten zur Folge. 
Die frühere Jurisprudenz iſt hiedurch weſentlich geändert. 

F. 1. a) Der Inhaber eines Wechſels, welcher zugleich Traſſat iſt, muß 
wegen Nichtannahme oder Nichtbezahlung gegen ſich, als Traſſaten, proteſtiren 
laſſen: und hat im Unterlaſſungsfall den Vormann zu entſchädigen, oder darzu⸗ 
thun, daß dieſer keinen Schaden erlitten habe. 

b) Nach Handelsuſanz iſt jeder Kaufmann verpflichtet, in Betreff der ihm 
von ſeinem Handelsfreunde aufgetragenen Geſchäfte ſelbſt dann, wenn er deren 
Beſorgung ſofort ablehnt, das Erforderliche zur Abwendung von Schaden vor- 
zunehmen. 

H. 26. a) Vor der allgemeinen D. W. O. war in Hamburg der Inhaber 
eines ihm nach Hamburg zugeſchickten dort zahlbaren Wechſels verpflichtet, denſel— 
ben alsbald dem Traſſaten zur Acceptation zu präſentiren. 

b) Iſt ein Wechſel an den Traſſaten ſelbſt indoſſirt, ſo hat dieſer bei und 
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1) Bei Sichtwechſeln leidet die Regel von der alsbaldigen 
Präſentation eine Ausnahme. Zwar muß ein bloßer Mandatar, 
welchem ein Wechſel eingeſandt iſt, auch hier die Präſentation ſogleich 
beſorgen: denn darin, daß der Eigenthümer jetzt einſendet, liegt, daß 
er jetzt acceptirt haben will. Allein der Eigenthümer ſelbſt kann bei 
Sichtwechſeln nach Belieben warten. Denn dieſe ſind eben deßwegen 
ausgeſtellt, damit es der Eigenthümer in ſeiner Macht hat, wann er 
erheben will. Nun richtet ſich aber die Zahlungszeit bei Sichtwech— 
ſeln nach der Präſentation. Wenn alſo nach dem Zweck dieſer 
Wechſel jene ſeiner Willkür überlaſſen ſein ſoll, ſo muß es auch 
dieſe ſein. Der code de commerce !) hat indeſſen ſehr zweckmäßig 
eine beſtimmte Zeit feſtgeſetzt, binnen welcher ſie bei Verluſt des 
Regreſſes längſtens geſchehen muß: nämlich für alle in Europa aus⸗ 
geſtellte und zahlbare Wechſel binnen ſechs Monaten à dato. 
Das Preuß. L. R. ) nennt 18 Monate vom Tage der Ausſtellung. 
*Die D. W. O. zwei Jahre ). 


gegen ſich ſelbſt in Betreff der Präſentation und Proteſtation alle Vorſchriften des 
Wechſelrechts ebenſo zu beobachten, wie wenn der Traſſat ein Dritter wäre. 

c) Schreibt der Empfänger eines Wechſels, welcher dieſen bei ſich als Traſ— 
ſaten zur Annahme präſentiren mußte, nach Ablauf der Präſentationszeit dem 
Remittenten, „er werde das Nöthige für deſſen Credit beſorgen,“ fo liegt darin 
eine ſtillſchweigende Annahme des Wechſels in ſeiner Eigenſchaft als Traſſat. 

H. 29. c) Iſt ein Wechſel an den Traſſaten ſelbſt indoſſirt, ſo hat dieſer 
nach A. D. W. O. Art. 19 nicht, wie früher in Hamburg der Fall war, die Ver— 
pflichtung, ſofort den Wechſel ſich ſelbſt zur Erklärung über die Annahme vorzu— 
legen, event. bei ſich zu proteſtiren, ſondern er kann den Wechſel bis zur Verfall— 
zeit bei ſich liegen laſſen. 

d) Hat ein Geſchäftsfreund einen auf den Traſſaten indoſſirten Wechſel dieſem 
mit der Bitte eingeſandt, den Wechſel anzuerkennen und in das Cxedit zu ſtellen, 
und iſt hierauf nicht bis zum dritten Tag nach Empfang des Briefes Antwort 
gegeben, ſo trifft den Empfänger die Verpflichtung zum Erſatz des durch ſein 
Schweigen entſtandenen Schadens. 

5) Art. 160. 2) 2, 8. 8 971. 

) Art. 19: Eine Verpflichtung des Inhabers, den Wechsel zur Annahme 
zu Präsentiren, findet nur bei Wechseln statt, welche auf eine bestimmte 
Zeit nach Sicht lauten. Solche Wechsel müssen bei Verlust des wechsel- 
mässigen Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller, nach Mass- 
gabe der besonderen im Wechsel enthaltenen Bestimmung und in Erman- 
gelung derselben binnen zwei Jahren nach der Ausstellung zur Annahme 
präsentirt werden. Hat ein Indossant auf einen Wechsel dieser Art seinem 
Indossamente eine besondere Präsentationsfrist hinzugefügt, so erlischt seine 
wechselmässige Verpflichtung, wenn der Wechsel nicht innerhalb dieser Frist 
zur Annahme präsentirt worden ist. Art. 312: Ein auf Sicht gestellter 
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2) An Sonn- und Feſttagen braucht die Präſentation weder 
verrichtet, noch angenommen zu werden. Es ſind Tage, die von welt— 
lichen Geſchäften frei ſein ſollen, ſo daß Niemand genöthigt iſt, an 
ihnen die gewöhnlichen bürgerlichen Geſchäfte vorzunehmen. Wenn 
daher der Tag der Präſentation ein Feſttag des einen oder auch 
nur des anderen Theiles iſt, ſo kann ſie von rechtswegen bis zum 
folgenden Tage aufgeſchoben werden 1). Dies muß auch den Juden 
in Anſehung ihrer Feiertage zu Gute kommen: es gehört zu der 
ihnen geſtatteten freien Religionsübung, daß man ſie an den Feſttagen 
ihrer Religion nicht zu bürgerlichen Geſchäften nöthige. Manche 
Wechſelordnungen haben dies ausdrücklich vorgeſchrieben 2). 


§ 87. Präſentation zur Auslieferung des anderen 
Wechſelexemplars. 


Sind zwei Exemplare des Wechſels vorhanden, jo it der gewöhn— 
liche Gebrauch folgender. Die Prima wird an einen Freund am 
Orte des Traſſaten geſendet, damit er ſie acceptiren laſſe und vor— 
läufig aufbewahre. Die Secunda wird in Giro geſetzt und geht 
vielleicht durch manche Hände und Orte. Wenn ſie nun zur Ver— 


Wechsel muss bei Verlust des wechselmässigen Anspruchs gegen die Indos- 
santen und den Aussteller nach Massgabe der besonderen im Wechsel ent- 
haltenen Bestimmung, und in Ermangelung derselben binnen zwei Jahren 
nach der Ausstellung zwr Zahlung präsentirt werden. Hat ein Indossant 
auf einem Wechsel dieser Art seinem Indossament eine besondere Präsen- 
tationsfrist hinzugefügt, so erlischt seine wechselmässige Verpflichtung, wenn 
der Wechsel nicht innerhalb dieser Frist präsentirt worden ist. Vergl. Art. 98. 
Nr. 2 u. 5. 

1) D. W. O. Art. 92: Die Erklärung über die Annahme kann nur an 
einem Werktage gefordert werden. Fällt der Zeitpunkt, in welchem dieselbe 
spätestens gefordert werden musste, auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag, so muss die Erklärung am nächsten Werktage gefordert werden. 
Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

2) F. 23. 24. a) Fällt der in Art. 13 der Fr. W. O, beſtimmte vierzehnte 
Tag vor der Verfallzeit eines Wechſels auf einen Sabbat, ſo iſt der bezogene Jude 
nicht verbunden, ſich ſchon am Freitage über die Annahme des Wechſels zu erklären, 
ſondern braucht dies erſt am nächſten Werktage nach dem Sabbat zu thun. 

b) Der in Art. 13 der Fr. W. O. beſtimmte vierzehnte Tag vor der Verfall⸗ 
zeit eines Wechſels iſt immer nach dem im Wechſel ausgedrückten Verfalltage zu 
berechnen, wenn auch an dieſem Tage — weil derſelbe auf einen Sonntag oder 
bei einem jüdiſchen Traſſaten auf einen Sabbat fällt — die Zahlung nicht ver⸗ 
langt werden kann. 
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fallzeit am Wohnorte des Traſſaten ankommt, und Zahlung darauf 
erhoben werden ſoll, ſo muß der Eigenthümer derſelben nothwendig 
auch die Prima haben. Denn darauf ſteht ja die Acceptation des 
Traſſaten, und dieſer zahlt deßhalb nur gegen deren Auslieferung. 
Es wird daher unter dem girirten Exemplar notirt, wo die Prima 
anzutreffen ſei “), und der Inhaber der Secunda muß ſich beim 
Inhaber der Prima wegen der Auslieferung melden, und legitimirt 
ſich durch Präſentation des zweiten Exemplars 2). Eine ſolche Prä— 
ſentation findet natürlich nur dann ſtatt, wenn mehrere Exemplare 
ausgeſtellt ſind, oder eine Copie angefertigt worden iſt. Dabei iſt zu 
bemerken: a 

1) Bei dieſer Abforderung muß ſich der Präſentant durch ein 
an ihn gehörig indoſſirtes Exemplar legitimiren. Der Inhaber des 
acceptirten Exemplars darf nicht an Jeden ausliefern, der ſich 
meldet, ſondern nur an den Legitimirten. Das acceptirte Exemplar 
iſt deßhalb von Wichtigkeit, weil der Traſſat ohne deſſen Auslieferung 
nicht zahlt, und noch weniger belangt werden kann. Es iſt alſo 
wichtig, daß es nicht in fremde Hände, ſondern an den rechtmäßigen 
Inhaber abgeliefert wird. Der Abfordernde legitimirt ſich dadurch, 
daß er das andere Exemplar des Wechſels mit den Indoſſamenten, 
durch welche er auf ihn übertragen iſt, producirt. 


2) Auf Vorzeigung eines ſolchen richtig indoſſirten Exemplars 
muß aber der Inhaber des acceptirten Wechſels allerdings auslie— 


) D. W. O. Art. 681: Mer eins von mehreren Exemplaren eines Wechsels 
zur Annahme versandt hat, muss auf den übrigen Exemplaren bemerken, 
bei wem das von ihm zur Annahme versandte Exemplar anzutreffen ist. 
Das Unterlassen dieser Bemerkung entzieht jedoch dem Wechsel nicht die 
Wechselkraft. 

F. 13. Iſt dem Käufer der Copie eines Sichtwechſels ein zu ſpäter Verfall: 
tag des, dem Traſſaten bereits präſentirten, in der Verwahrung eines Dritten 
befindlichen Originalwechſels aufgegeben, in Folge deſſen zu ſpät zur Zahlung 
präſentirt, und weigert ſich der Traſſat, der Verſpätung wegen Zahlung zu leiſten, 
jo ſteht dem Käufer der Regreß an ſeinen Verkäufer ſelbſt im Wechſelprozeſſe zu, 
wenn über die unrichtige Aufgabe liquide Beweismittel, z. B. die Schlußnote des 
Mäklers, vorhanden ſind. 

) D. W. O. Art. 92: Die Herausgabe eines Wechsel- Duplikats kann 
nur an einem Werktage gefordert werden. Fällt der Zeitpunkt, in welchem 
dieselbe gefordert werden müsste, auf einen Sonntag oder allgemeinen Feier- 


tag, so muss die Herausgabe am nächsten Werktage gefordert werden. 
Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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fern ). Er ſelbſt hat gar kein Recht an dem Wechſel: dieſer iſt 
ihm nur überſandt, um ihn für den Eigenthümer acceptiren zu 
laſſen. Es iſt alſo kein Grund vorhanden, die Auslieferung an den 
wahren Eigenthümer zu verweigern, ſobald ſich dieſer durch das 
indoſſirte Exemplar legitimirt. Die acceptirte Prima iſt für den 
Eigenthümer nach dem ganzen Zuſammenhang des Geſchäftes offenbar 
beſtimmt, und durch Uebertragung der Secunda auch der Anſpruch 
auf die Prima übertragen. Der Inhaber kann daher ausliefern, 
wenn er auch vom Einſender nicht beſonders dazu beauftragt ſein 
ſollte. Denn der Zuſammenhang des Geſchäftes ergiebt, daß der 
Zweck des Einſendens kein anderer ſein könne. 

3) Der Inhaber kann jedoch auf dieſe Auslieferung nicht nach 
Wechſelrecht belangt werden. An der nöthigen Liquidität fehlt es 
freilich nicht: das Recht des Präſentanten ergiebt ſich aus ſeinem 
Wechſelexemplar, und der Beſitz des Inhabers wird durch die Note 
darunter beſcheinigt. Allein der Inhaber hat ſeine Handſchrift nicht 
auf den Wechſel geſetzt, ſich alſo nicht nach Wechſelrecht verpflichtet, 
und ohne dies giebt es kein Wechſelverfahren. 

*4) Der Käufer einer Wechſelcopie, welche wegen verſpäteter 
Präſentation zur Zahlung präjudicirt iſt, hat keinen Anſpruch gegen 
ſeinen Verkäufer auf Auslieferung des zur Acceptation eingeſandten 
Originalwechſels 2). 


Tünftes Hauptſtück. 
Acceptation des Wechſels ). 
688. Begriff und Arten. 


Acceptation iſt die nach Wechſelrecht übernommene Verpflichtung, 
eine Tratte zu bezahlen. Nicht jedes Verſprechen, den von einem 
Andern traſſirten Wechſel zu bezahlen, iſt ſchon eine Acceptation; 


) D. W. O. Art. 68 2: Der Verwahrer des zum Accepte versandten 
Laemplars ist verpflichtet, dasselbe Demjenigen auszuliefern, der sich als 
Indossatar (Art. 30) oder auf andere Weise zur Empfangnahme legitimirt. 
Art. 72 1: Der Verwahrer des Original- Wechsels ist verpflichtet, denselben 
dem Besitzer einer mit einem oder mehreren Original- Indossamenten ver- 
schienen Copie auszuliefern, sofern sich derselbe als Indossatar oder auf 
andere Weise zur Empfangnahme legitimirt. Vergl. Art. 98. Nr. 8. 

2) H. 7. Juriſtiſche Abh. B. 1. Nr. 26. $5 fgg. 
) Carpzov, De litt. camb. § 49. Stryck, De camb. litt. acc. Riecius, De accep- 
tatione camb. trassat. aut indossat. Ex. 10. 8. 3. J. D. Gries de litt. camb. 
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ſie iſt eine unter der Strenge des Wechſelrechtes übernommene Ver— 
pflichtung. So iſt z. B. ein Verſprechen in Briefen an den Traſ— 
ſanten ), oder eine mündliche Erklärung auf die Präſentation noch 


acceptatione. Jen. 800. Auch deutſch. J. Brouwer, De litt. camb. acceptatione. 
Groning 804. 

) L. 5. Hat der Traſſat dem Traſſanten erklärt, er werde einen von dieſem 
für an einen Dritten verkaufte Waaren auf ihn zu ziehenden Wechſel in Folge 
eines von jenem Dritten erhaltenen Auftrages für deſſen Rechnung honoriren, ſo 
kann er von ſeiner Verpflichtung zur Acceptation dieſes Wechſels nicht deßhalb 
zurücktreten, weil ſein Mandant den Auftrag nachher widerrufen habe. 

B. 4. a) Hat der Traſſat dem Traſſanten angezeigt, er werde den Wechſel für 
Rechnung des Dritten, für welche er gezogen iſt, demnächſt acceptiren, ſo iſt er 
aus dieſer Anzeige dem Traſſanten bindend verpflichtet. rat. 

F. 2. Ein brieflich ertheiltes Verſprechen, eine auf den Schreiber des Briefes 
für Rechnung eines Dritten gezogene gehörig aviſirte Tratte bei Vorkommen ſchützen 
und ſich deßhalb mit dem Dritten berechnen zu wollen, iſt klagbar, und wird durch 
vor Verfallzeit des Wechſels eingetretenes Falliſſement des Dritten nicht beein— 
trächtigt. Sch.⸗St. z. Lpz. 

H. 29. b) Aus einer Erklärung des Traſſaten an den Traſſanten, einen 
Wechſel honoriren zu wollen, ſteht dem Remittenten an ſich kein Klagrecht wider 
den Traſſaten zu. 

H. 10. a) Ein vor mehreren Jahren gegebenes Verſprechen, die von einem 
Dritten gezogenen Wechſel acceptiren zu wollen, verbindet nicht mehr, wenn die 
Geſchäftsverbindung fett längerer Zeit unterbrochen iſt. 

b) Um zur Acceptation von Wechſeln vermöge gegebenen Verſprechens ver— 
bunden zu ſein, iſt es erforderlich, daß die Vorausſetzung, unter welcher der Auf— 
trag ertheilt iſt, genau eingehalten iſt. 

B. 5. a) Wenn ein Commiſſionär auf Acceptation von Wechſeln klagt, die 
er zum Facturabetrag überſandter Waaren auf Dritte für Rechnung des Commit— 
tenten gezogen und deren Schutz dieſer dem Commiſſionär verſprochen hat, ſo ſteht 
dem Richter, wenn der Prozeß bis nach dem Verfall der Wechſel ſich hinzieht, die 
Befugniß zu, den Beklagten ſtatt zur Acceptationserwirkung in die Bezahlung der 
ſchuldigen Summe zu verurtheilen. 

b) Ein Verſprechen, für den Facturabelauf von committirten Waaren bei 
Einſendung des Connoſſements gezogene Tratten ſchützen zu wollen, kann dem 
Betrag nach gemindert werden, wenn der Committent vor Annahme der Tratten 
von der Fehlerhaftigkeit der Waare ausreichende Kunde erhalten hat. 

H. 21. a) Wenn der Traſſat dem Traſſanten die Anzeige macht, er habe den 
Wechſel acceptirt, Letzteres aber in der Wirklichkeit nicht geſchehen iſt, ſo enthält 
die Anzeige weder eine Acceptation des Wechſels, noch ein Verſprechen, ihn accep— 
tiren zu wollen, ſondern der Traſſant erhält aus der unrichtigen Anzeige nur das 
Recht, den Erſatz des Schadens zu fordern, welcher ihm erweislich durch dieſelbe 
verurſacht worden iſt. 

b) Aus einem Verſprechen, einen Wechſel acceptiren zu wollen, kann in 
Hamburg nach W. O. Art. 6 nur dann wechſelmäßig geklagt werden, wenn der 
Traſſat neben dem Verſprechen den Wechſel zu ſich genommen hat. 
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keine Acceptation. Acceptirt iſt erſt dann, wenn ſolches auf den 
Wechſel geſchrieben iſt. Acceptation und Verſprechen zu acceptiren 
ſind alſo wohl zu unterſcheiden. 

Die Acceptation iſt beſonders deßwegen wichtig, weil erſt mit 
ihr die Verpflichtung des Traſſaten beginnt. Vorher hat der Inha⸗ 
ber gar keinen Anſpruch an ihn, ſondern nur gegen Traſſanten und 
Indoſſanten. Es ſteht daher ganz in der Willkür des Traſſaten, 
ob er acceptiren will. Der Wechſel iſt ein bloßer Auftrag an ihn. 
Wer einen Auftrag erhält, in deſſen Willkür ſteht es, ob er ihn 
übernehmen will 1). Selbſt dann, wenn der Traſſat Schuldner des 
Traſſanten iſt, ſo verpflichtet ihn dieſes nur, die Schuld zu bezahlen, 
aber nicht dazu, es in der Weiſe zu thun, daß er ſich der ſtrengen 
Wechſelverbindlichkeit unterwirft?). Der Inhaber des Wechſels hat 
daher keine Klage gegen den Traſſaten auf Acceptation, ſondern nur 
ſeinen Regreß wider die Vormänner. Die einzige Ausnahme tritt 
ein, wenn ein Verſprechen zu acceptiren vorherging. Durch ein 
ſolches kann der Traſſat dem Traſſanten oder jedem Inhaber ver— 
pflichtet ſein, je nachdem das Verſprechen dieſem oder jenem geleiſtet 
iſt ?). Dieſe Verbindlichkeit kann aber nicht im Wechſelprozeß geltend 
gemacht werden, da der Traſſat noch nicht nach Wechſelrecht ver— 
bunden iſt ). 

Zur Gültigkeit der Acceptation iſt es nothwendig, daß ſie vom 
Traſſaten oder einem zum Wechſelgeſchäfte autoriſirten Factor erfolge. 
Denn ſie ſoll eine wechſelrechtliche Zahlung bewirken, und dieſe ent— 
ſteht nicht anders. Daher iſt es nicht genug, wenn ſie von einem 
bloßen Comptoirbedienten erfolgt: denn deſſen Handlungen ver— 
pflichten den Principal nicht: § 85. Not. c. und § 29. Wenn ſie 
vom Factor geſchehen, und deſſen Vollmacht nicht etwa an einem 
öffentlichen Orte niedergelegt iſt, jo ſollte eigentlich ein Exemplar der 
Vollmacht dem Wechſel beigefügt werden, um nöthigenfalls einen 
liquiden Beweis zu ſchaffen. Das geſchieht aber niemals. Wie 
man überhaupt mit der Bevollmächtigung des Factors ſehr nach- 
läſſig verfährt, ſo auch hier. Wenn die Perſon nur im Publicum 


1) Franck, Inst. 1.1. s. 3. t. 2. § 2. Siegel, Einl. Th. 2. K. 5. § 2. 

) Riceius, Ex. 10. s. 3. $ 10. Franck, I. c. § 3 u. 4. — A. M. Loeré, esprit, 
T. 2. p. 73. ad c. c. art. 119. 

2) Franck, 1. c. 85 — 7 u. I. 2. s. 5. t. 5. § 3. Riceius, 1. c. § 10. 12. 
Loeré, I. c. p. 73. 74. Vergl. S. 197. not. 1. 

) Püttmann, § 125. Note a. Siegel a. a. O. 
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als Factor des Traſſaten bekannt iſt, ſo iſt man zufrieden, und 
verläßt ſich auf deſſen Ehrlichkeit, daß er nicht läugnen werde. 

Ihrem Inhalt nach zerfällt die Acceptation in eine unbeſchränkte 
und beſchränkte 1). Jene liegt vor, wenn ſie ganz dem Inhalt des 
Wechſels gemäß iſt, wenn der Traſſat gerade ſo zu bezahlen ver— 
ſpricht, wie ihm im Wechſel aufgetragen iſt. Beſchränkt iſt die 
Acceptation, wenn eine Modification hinzugefügt ward. Er ver— 
ſpricht zwar zu bezahlen, aber nicht ganz wie der Wechſel lautet, 
ſondern mit Einſchränkung. Da der Traſſat überhaupt nicht ſchul— 
dig iſt zu acceptiren, ſo iſt er auch, wenn er es thut, nicht ſchuldig, 
es unbeſchränkt zu thun, ſondern kann beliebige Modificationen hin— 
zufügen. Solche Beſchränkungen kommen hauptſächlich fünf vor: 

1) Es wird bedingt acceptirt; z. B. unter der Bedingung des 
Aviſes oder der Deckung; 

2) für eine geringere Summe; 

3) auf andere Zahlungszeit; 

4) für einen andern Zahlungsort; 

5) für andere Rechnung, als für welche der Wechſel gezogen 
iſt. Dieſer Fall wird gewöhnlich und auch von uns zur Inter— 
vention gerechnet. 

Eine bedingte Acceptation iſt in einigen Geſetzen 2) für unſtatt— 
haft erklärt. Dann fragt es ſich, ob, wenn es geſchehen, die Accep— 
tation ganz ungültig ſei, oder die Bedingung als nicht hinzugefügt 
gelte. Hier iſt das erſte anzunehmen ). — Auch entſteht bei der 
beſchränkten Acceptation noch die Frage, wie der Präſentant ſich zu 
verhalten habe, ob er anzunehmen hat, oder, falls nicht unbeſchränkt 
acceptirt würde, ganz ablehnen und Regreß ſuchen müſſe. Hier iſt 
zu unterſcheiden, ob der Eigenthümer oder ein bloßer Mandatar 
präſentirt. 

) D. W. O. Art. 21 2 Jede auf den Wechsel geschriebene und von 
dem Bezogenen unterschriebene Erklärung gilt für eine unbeschränkte Annahme, 
sofern nicht in derselben ausdrücklich ausgesprochen ist, dass der Bezogene 
entweder überhaupt nicht oder" nur unter gewissen Einschränkungen anneh- 
men wolle. Grleichergestalt gilt es für eine unbeschränkte Annahme, wenn 
der Bezogene ohne weiteren Beisatz seinen Namen oder seine Firma auf 
die Vorderseite des Wechsels schreibt. 

) C. c. art. 124. — D. W. O. Art. 22: Der Bezogene kann die Annahme 
auf einen Theil der im Wechsel vorgeschriebenen Summe beschränken. 
Werden dem Accepte andere Einschränkungen beigefügt, so wird der Wechsel 
einem solchen gleichgeachtet, dessen Annahme gänzlich verweigert worden 
ist, der Acceptant haftet aber nach dem Inhalt seines Acceptes wechselmässig. 

5) Arg. 1.77. D. de R. J. Locre, Esprit, ad c. c. art. 124. 
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1) Der Eigenthümer kann nach Gutdünken verfahren. Er iſt 
nicht ſchuldig anzunehmen. Der Traſſant hat ſich durch die Aus⸗ 
ſtellung verpflichtet, ihm ſo Zahlung zu verſchaffen, wie der Wechſel 
lautet. Will der Traſſat alſo nicht auf dieſe Weiſe Zahlung leiſten, 
ſo braucht er ſie gar nicht anzunehmen. Der Gläubiger kann die 
genaue Erfüllung der Verbindlichkeit fordern, und wenn ihm dieſe 
nicht angeboten wird, ſo ſtehen Nichtzahlung und nicht gehörige 
Zahlung einander gleich. Er kann alſo ablehnen und ebenſo Regreß 
nehmen, wie wenn ganz verweigert wäre. Nur dann tritt eine Aus⸗ 
nahme ein, wenn blos für andere Rechnung acceptirt wird, denn 
das iſt ein Umſtand, der ihn gar nicht intereſſirt. Dieſer Fall 
gehört jedoch zur Intervention. § 109. 

2) Ein Mandatar dagegen, welcher für dieſen Fall nicht 
inſtruirt iſt, hat ſich nach den Umſtänden zu richten. Es entſcheidet 
hier die allgemeine Regel, daß ein Mandatar, wenn ihm ein Fall 
vorkommt, der in dem Mandat nicht vorhergeſehen war, ſich nach 
vernünftigem Ermeſſen für das zu entſcheiden hat, was ſeinem 
Auftraggeber am nützlichſten ſein würde. Er muß alſo annehmen 
oder ablehnen, je nachdem er ſolches ſeinem Mandanten für zuträg⸗ 
lich hält. Meiſtens hat er daher anzunehmen, denn er verliert 
dadurch den Regreß für das, was ihm entgeht, keineswegs. Ob 
aber auch dann nicht, wenn die Zahlungszeit verlängert iſt? Wenn 
übrigens der Inhaber auch annimmt, ſo hat er doch nie zu ver— 
ſäumen, zur Erhaltung des Regreſſes Proteſt zu errichten, ebenſo 
wie bei gänzlicher Weigerung: § 98. 


§ 89. Aeußere Form der Acceptation. 


Die gewöhnliche Form iſt, daß man unten auf den Wechſel 
oder quer über ſolchen „acceptirt,“ und ſeinen Namen 1) hinzufügt. 
Vorſichtigerweiſe wiederholt man dabei die Summe nochmals, um Verfäl⸗ 
ſchungen zu verhüten. Das unterbleibt aber oft, jedoch mit Unrecht. 
Vergleiche den Fall von Tourton & Ravel: §137. Das Datum iſt 
überflüſſig, außer bei Sichtwechſeln. Denn hier läuft die Zahlungs⸗ 
friſt von dieſem Dato an; wenn es alſo fehlt, ſo iſt ſie nicht aus 
dem Wechſel klar. Der code de commerce ?) enthält für dieſen 


) Ueber Unterkreuzung und Unterſchriften von Bevollmächtigten ſ. $ 71. Nr. 2 
und D. W. O. Art. 94. 95. 

2) Art. 122. — Anders D. W. O. Art. 20: Wenn die Annahme eines 
auf bestimmte Zeit nach Sich it gestellten Wechsels nicht zu erhalten ist, oder 
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Fall die Vorſchrift, wenn die Zahlungszeit fehle, ſo werde vom Datum 
des Wechſels an gerechnet. Dabei iſt noch zu bemerken: 

1) Die angegebene Form iſt zwar durchaus gewöhnlich, und 
der Präſentant kann daher wohl begehren, daß der Traſſat ſie 
beobachte: allein weſentlich nothwendig iſt ſie doch nicht. Zum Weſen 
der Acceptation gehört nur ein wechſelrechtlich verpflichtendes Ver— 
ſprechen zur Bezahlung, und dieſes iſt auch in anderer Form möglich. 
Auch haben die Geſetze die angegebene Form nicht leicht als weſentlich 
vorgeſchrieben. Zwar iſt dieſe Form oft ſanctionirt, jedoch nirgends, 
ſoviel bekannt, bei Strafe der Nichtigkeit ). Die Acceptation kann 
daher ebenſo gut in einer beſonderen Urkunde erfolgen, die dem 
Wechſel beigelegt wird. Muß dieſe Urkunde die Wechſelclauſel ent— 
halten? Die Acceptation kann ſelbſt mündlich geſchehen, dann aber 
nur in Gegenwart einer öffentlichen Perſon, welche ſogleich eine Urkunde 
darüber errichtet: denn ſonſt würde es an liquidem Beweiſe fehlen?). 
Einige Geſetze verwerfen jedoch die mündliche Acceptation inſofern, 
als ſie ihr nicht die wechſelrechtlichen Wirkungen der Acceptation bei— 
legen, ſondern ſie blos als einfaches Verſprechen anſehen ). 

2) Nach einigen Geſetzen findet ſogar ſtillſchweigende Acceptation 
ſtatt. Wer einen präſentirten Wechſel 24 Stunden im Hauſe behält, 
ohne ihn zurückzugeben, ſoll ebenſo verbunden ſein, wie wenn er 
wirklich acceptirt hätte. Dieſer Satz iſt ein merkwürdiges Beiſpiel, 
wie die Wechſelordnungen von einander geborgt haben. Der Satz 
ſteht ſchon in der älteſten Wechſelordnung, die wir haben, der zu 
Barcelona von 1394, und ebenſo bis auf die neueſte Zeit in den 


der Bezogene die Datirung eines Acceptes verweigert, so muss der Inhaber 
bei Verlust des wechselmässigen Anspruchs gegen die Indossanten und den 
Aussteller die rechtzeitige Präsentation des Wechsels durch einen innerhalb 
der Präsentationsfrist (Art. 19) erhobenen Protest feststellen lassen. Der 
Protesttag gilt in diesem Falle für den Tag der Präsentation. Ist die 
Protest- Erhebung unterblieben, so wird gegen den Acceptanten, welcher die 
Datirung seines Acceptes unterlassen hat, die Verfallzeit des Wechsels vom 
letzten Tage der Präsentationsfrist an gerechnet. Vergl. Art.98. Nr. 3. 

) Vergl. c. c. art. 122. — D. W. O. Art. 211: Die Annahme des 
Wechsels muss auf den Wechsel schriftlich geschehen. 

H. 26. d) Vor der Allgemeinen Deutſchen W. O. Art. 21 war nach gemeinem 
Deutſchen Wechſelrechte auch aus einer nicht auf den Wechſel ſelbſt geſetzten, ſon— 
dern in einem Briefe geſchehenen Annahme die Wechſelklage ſtatthaft. 

H. 29. a) Iſt die Annahme nicht auf dem Wechſel ſelbſt geſchehen, ſo findet 
nach A. D. W. O. Art. 21 eine Wechſelklage nicht Statt. 

2) Riccius, I. c. 8 4. 3) Preuß. L. R. 2, 8. $ 992. 
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meiſten ). Der code de commerce?) hat ihn jedoch nicht, und verpflichtet 
nur den, welcher den Wechſel länger behält, zum Schadenerſatz gegen 
den Inhaber. Dieſe Vorſchrift wird aber oft zu demſelben Reſultat 
führen. Der Schaden kann darin beſtehen, daß der Proteſt ver— 
ſäumt wird, und der Regreß dadurch verloren geht; der Schaden— 
erſatz beſteht dann in der Bezahlung des Wechſels. Wo übrigens 
obige Vorſchrift gilt, wird es oft an liquidem Beweiſe fehlen, und 
deßhalb kein ſtrenger Wechſelprozeß ſtattfinden. Das hindert indeſſen 
nicht, den Traſſaten im gewöhnlichen Prozeß auf Zahlung zu 
belangen, und nach vorgängigem Beweiſe durch Perſonalarreſt zur 
Zahlung anzuhalten. 

3) Zuweilen kommt es vor, daß der Wechſel nicht am Wohn⸗ 
orte des Traſſaten, ſondern an einem andern Orte zu bezahlen iſt. 
Entweder ſchon nach Inhalt des Wechſels, oder vermöge Reſtriction 
bei der Acceptation. Dann muß bei der Acceptation auf dem Wechſel 
eine Perſon am Zahlungsorte bemerkt werden, bei der man ſich 
wegen der Zahlung zu melden hat. Man nennt dies einen Wechſel 
domiciliren 3). Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Perſon, 
bei welcher domicilirt ward, als bloßer Bevollmächtigter zur Zah⸗ 
lung anzuſehen, und aus dem Wechſel ſelbſt nicht verpflichtet iſt. 
Der Inhaber hat ſich alſo zwar bei ihm zu melden, allein bei nicht 
erfolgter Zahlung wird die Rechtsverfolgung nicht gegen ihn, ſondern 
gegen den Acceptanten gerichtet ). 


§ 90. Auf welchem Inſtrument? 


Für die Gültigkeit der Acceptation iſt es im Ganzen gleichgültig, 
ob ſie auf der Prima, der Secunda, oder einer bloßen Copie erfolgt. 
Wo mehrere Exemplare ausgeſtellt ſind, wird gewöhnlich die Prima 

1) Hamb. W. O. Art. 7. Brem. W. O. Art. 21. Pr. L. R. 2, 8. 8 998. 

2) Art. 125. Ebenſowenig die D. W. O. 

3) C. c. art. 111. 123. Preuß. L. R. 2, 8. § 942. 999. 1000. 1112 — 14. 
D. W. O. Art. 24: Ist in dem Wechsel ein vom Wohnorte des Bezogenen 
verschiedener Zahlungsort (Art. 4. Nr. 8) angegeben (Domizilwechsel), so ist, 
insofern der Wechsel nicht schon ergiebt, durch wen die Zahlung am Zahlungs- 
orte erfolgen soll, dies vom Bezogenen bei der Annahme auf dem Wechsel 
zu bemerken. Ist dies nicht geschehen, so wird angenommen, dass der 
Bezogene selbst die Zahlung am Zahlungsorte leisten wolle. Juriſtiſche Abh. 
B. 1. Nr. 27. 

*) Riceius, Ex. 10. s. 2. § 35 — 40. s. 3. $87— 90. Pardessus, El. de jur. 
comm. p. 247. 283. 284. Ueber Wechſelduplikate. § 23. 24. Mann, H. G. B. 
d. frz. Reichs, Comm. zu c. e. art. 111. 


891. Zeit der Acceptation. 203 
zur Acceptation geſandt, und die Secunda in Giro geſetzt, daher 
gewöhnlich die Prima acceptirt. Das iſt aber ganz außerweſentlich: 
wenn die Secunda zuerſt präſentirt wird, jo kann die Acceptation 
auch auf dieſer erfolgen. Dagegen hat ſich ein vorſichtiger Traſſat 
in Acht zu nehmen, daß er nie mehr als ein Exemplar deſſelben 
Wechſels acceptirt. Denn wenn durch Zufall oder Betrug die ver— 
ſchiedenen Exemplare in verſchiedene Hände kämen, und er die Irrung 
nicht gleich klar machen könnte, ſo würde er einen Jeden, der ein 
Accept in Händen hat, bezahlen müſſen. Auch Wechſelcopien können 
ohne Zweifel gültig acceptirt werden: denn da der Accept auf einem 
abgeſonderten Inſtrument gültig geſchehen kann, ſo iſt dieſes auch 
auf der Copie möglich 1). Allein es iſt unvorſichtig, dies zu thun. 
Denn hätte man die Copie ohne Vorbehalt acceptirt, ſo müßte man 
auch auf deren Präſentation bezahlen, ohne die Vorzeigung und 
Auslieferung des Original-Wechſels fordern zu können. Daraus 
entſteht aber für den Acceptanten die Gefahr, daß er keine Urkunde 
in Händen hat, wodurch er ſeinen Regreß gegen den Traſſanten 
begründen kann; beſonders aber iſt der Traſſat in Gefahr, daß, 
wenn künftig ein Anderer mit dem Originalwechſel kommt und Zah— 
lung nicht mehr erhalten kann, dieſer aus dem Original ſeinen Regreß 
gegen den Traſſanten nimmt. Der Traſſat, welchem die Copie zur 
Acceptation präſentirt wird, wird daher wohlthun, dieſe bedingt 
dahin zu acceptiren, daß er deren Original „auf erfolgte Vorzeigung“ 
zu acceptiren verſpreche. Alle dieſe Bedenklichkeiten fallen aber 
weg, wenn nicht für Rechnung des Traſſanten acceptirt wird, ſon— 
dern für Rechnung eines Indoſſanten, deſſen Indoſſament ſchon im 
Original auf der Copie ſteht. 


§ 91. Zeit der Acceptation. 


Hier kommen zwei Fragen in Betracht: 1) Wie bald muß der 
Traſſat ſich erklären? 2) Wie lange kann ein Präſentant bei ver: 
zoͤgerter Erklärung, oder ſonſtigem Ausbleiben der Acceptation, z. B. 
wegen Abweſenheit, warten, ehe er Maßregeln des Regreſſes nimmt? 
Die zweite Frage iſt die wichtigſte, und wird beim Proteſt behandelt 
werden: § 98. — Ueber die erſte Frage läßt ſich nach allgemeinen 
Grundſätzen gar nichts beſtimmen. Der Traſſat iſt vor ſeiner 
Acceptation ein ganz unverbundener Dritter, den aus dem Auftrage 


= 


) Dieſer Grund iſt nach D. W. O. Art. 21 nicht mehr zu gebrauchen. 
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des Traſſanten noch gar keine Verbindlichkeit trifft, alſo auch nicht 
die, ſich binnen beſtimmter Friſt zu erklären. Wenn er alſo ant⸗ 
wortet, er könne ſich für jetzt nicht erklären, er wolle ſich beſinnen, 
ſo hat der Präſentant kein Recht, ihn zu einer poſitiven Erklärung 
zu nöthigen. Dagegen hat er ohne Zweifel das Recht, gar keine 
Erklärung als eine negative anzunehmen, und ebenſo zu verfahren, 
als ob die Acceptation verweigert wäre. Denn es iſt ihm Accep⸗ 
tation verſichert, und dieſe nicht erfolgt. Einzelne Wechſelordnungen 
enthalten nähere Vorſchriften. Einige geſtatten, bis zum nächſten 
Poſttage zu warten, jo daß an dieſem dem Einſender oder Traſſan⸗ 
ten Nachricht zugehe. Andere ) geſtatten 24 Stunden zu warten. 
Eine ſolche Vorſchrift nutzt aber wenig. Denn wenn ſich der Traſ— 
ſat in dieſer Friſt nicht erklärt, ſo trifft ihn nicht das Präjudiz, daß 
der Wechſel für acceptirt gilt, ſondern der Präſentant hat nur das 
Recht, die Acceptation als verweigert anzunehmen und danach zu 
verfahren. Das konnte er aber auch ohnedies. Das Reſultat iſt 
alſo, daß der Präſentant ſo lange, aber nicht länger zu warten 
ſchuldig iſt. 

Zu den Wirkungen der Acceptation gehört auch noch die Frage, 
ob, wenn auf Schuld des Acceptanten an den Traſſanten gezogen 
iſt, dieſe dadurch getilgt werde? Sie iſt aber nach den Grundſätzen 
von der Novation zu verneinen. Vergl. § 77. 


Sechstes Hauptſtück. 
Zahlung des Wechſels und deren Folgen. 


§ 92. Verbindlichkeit zur Zahlung aus der 
Acceptation. 

Die allgemeine Regel lautet: Acceptation wirkt abjolute Ver⸗ 
bindlichkeit zur Bezahlung des Wechſels. Sie iſt nichts als ein 
Verſprechen, dem Inhaber zu zahlen. Es iſt alſo nun ein Vertrag 
zwiſchen dem Acceptanten und dem Inhaber des Wechſels vorhan⸗ 
den, und deſſen Erfüllung iſt die Folge dieſes wie jedes Vertrages. 
Den Satz enthalten alle Wechſelordnungen 2): daher das brocar- 
dicon: qui acceptat solvat. Dabei iſt zu bemerken: 


1) C. c. art. 125. 

2) C. e. art. 121. — D. W. O. Art. 231: Der Bezogene wird durch 
die Annahme wechselmässig ver, Michtet, die von ihm acceptirte Summe zur 
Verfallzeit au zahlen. 
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1) der Acceptant haftet nach Wechſelrecht auch ohne beſondere 
Clauſel. Es iſt genug, daß er die Bezahlung einer Urkunde über— 
nommen hat, die ſich einen Wechſel nennt. Er hat ſeine Hand— 
ſchrift auf einen Wechſel geſetzt. 

2) Dieſe Verbindlichkeit iſt in der Regel unwiderruflich. Das 
iſt Selbſtverſtand, da ein Vertrag nicht einſeitig zurückgenommen 
werden kann. Auch nicht wegen Falliſſement des Traſſanten ). 
Der Acceptant kommt nun freilich in großen Schaden: denn er 
muß die Erſtattung des Gezahlten bei dem Traſſanten ſuchen, und 
von dem iſt nur wenig zu hoffen. Das iſt aber kein Grund, eine 
einmal übernommene Verbindlichkeit aufzuheben. Was einmal ver— 
ſprochen iſt, muß erfüllt werden, wenn auch nachher Umſtände ein— 
treten, unter denen man Schaden leidet, und das Verſprechen nicht 
gethan haben würde?). Nur zwei Fälle find einigermaßen zwei- 
felhaft: 

a) Wenn man durch Betrug verleitet iſt. Im Allgemeinen 
laſſen ſich freilich Verſprechen, zu denen man durch Betrug verleitet 
iſt, durch eine aus ſolchem entnommene Einrede anfechten. Allein 
bei Wechſeln kommt der Umſtand in Betracht, daß dem Inhaber 
keine Einreden aus der Perſon ſeines Vormanns entgegengeſetzt 
werden können. Das gilt beſonders von der Einrede des Betrugs, 
zumal da der Regel nach mittelſt oneroſen Titels erworben iſt ?). 
Es muß alſo unterſchieden werden: 

1) nicht der jetzige Inhaber, ſondern ein Anderer hat den 
Betrug begangen; dann hat man keine Einrede, ſondern muß zahlen, 
und darf gegen den Betrüger ſeinen Regreß nehmen ). 

2) Der jetzige Inhaber ſelbſt iſt der Betrüger. Dann iſt man 
allerdings zum Widerruf berechtigt. Im Wechſelprozeß indeſſen 
ſteht dieſe Einrede nur dann zu, wenn ſie auf der Stelle beweislich 
iſt, weil hier überhaupt keine andern Einreden zugelaſſen werden. 
Sonſt wird die Einrede zur beſonderen Ausführung verwieſen. 

b) Darf der Acceptant, ſo lange er den Wechſel noch in Hän— 
den hat, das Accept wieder ausſtreichen? Man möchte ſagen: es 
fehlt nun noch an der Annahme des andern Theils, und ein noch 


) Reinharth ad Christin. V. 1. o. 74. Vergl. S. 197. not. 1. F. 2. 

2) C. c. art. 121. — D. W. O. Art. 20“: Die einmal erfolgte Annahme 
kann nicht wieder zurückgenommen werden. 

5) 1.4. § 27. 28. 31. D. de doli mali exc. 44, 4. 

) Reinharth, I. e. 
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nicht angenommenes Verſprechen kann man widerrufen. Das iſt 
aber unrichtig. Die Annahme des andern Theils iſt ſchon vorher: 
gegangen, und liegt in der Präſentation. Dieſe enthält eine Anfrage. 
Hat man etwas auf vorangehende Frage verſprochen, ſo bedarf es 
einer nachfolgenden Annahme nicht. Ein deutlicher Beweis hiefür 
liegt in der Stipulation. Hat man daher einmal geſchrieben, ſo iſt 
man verbunden, und die Ausſtreichung befreit nicht ). Einige 
Geſetze ſind ſo ſtrenge, daß ſie den Acceptanten ſchon für verbunden 
erklären, wenn er nur angefangen hat zu ſchreiben 2). — In Frank⸗ 
reich ward ſonſt das Gegentheil angenommen, ſelbſt bei ſchon zurüd- 
gelieferten Wechſeln ). Jetzt iſt dies wohl abgeſtellt. 

3) Auch ein Verbot des Traſſanten befreit den Acceptanten 
von der einmal übernommenen Verbindlichkeit nicht. Das Funda⸗ 
ment ſeiner Obligation iſt nun nicht mehr deſſen Auftrag, ſondern 
ſein eigenes Verſprechen. Wenn Cajus Jemandem aufträgt, Bürg⸗ 
ſchaft für ihn zu leiſten, und, nachdem ſolches geſchehen, den Auf- 
trag zurücknimmt und die Zahlung verbietet, ſo iſt darum die 
Bürgſchaft nicht ungültig“). So auch hier, und zwar um jo mehr, 
als der Traſſant gar nicht befugt war, die Zahlung zu verbieten; 
er handelt damit offenbar gegen die Schuldigkeit, welche er gegen 
ſeinen Abnehmer übernommen hat. 

4) Mehrere Traſſaten, welche gemeinſchaftlich acceptirt haben, 
haften in der Regel nur Jeder für ſeinen Theil. Denn im Zweifel 
iſt jede Obligation von Mehreren nur pro rata 5). Nach vielen 
Wechſelordnungen ©) indeſſen in solidum. Dabei findet denn auch 
die Einrede der Theilung nicht ſtatt: denn dazu ſind nur vertrags⸗ 
mäßige Correalſchuldner berechtigt. 


§ 93. Zeit der Zahlung. 
Der Wechſel iſt immer genau an dem Tage zu bezahlen, an 
welchem er fällig iſt 7). Weder früher, noch ſpäter. Das iſt näher 
zu erörtern: 


) Königken bei Beseke, Th. 1. S. 454. Preuß. L. R. 2, 8. § 997. 

) Riceius, Ex. 10. s. 3. § 5. 

) Büſch, Handl. Bibl. (Werke, Wien 817. B. 13. S. 329 fgg.). 

9 1.27. D. de constit. pec. 13, 5. 

) Berger, Elect. disc. for. t. 5. 0.3 not. 5. ) C. e. art. 140. 

) D. W. O. Art. 30 *: Ist in dem Wechsel ein bestimmter Tag als 
Zahlungstag bezeichnet, so tritt die Verfallzeit an diesem Tage ein. [Nürnb. 
Gonf.=Zuf.: Ist die Zahlungszeit auf Anfang oder ist sie auf Vnde eines 
Monats gesetzt worden, so ist darunter der erste oder der letzte Tag des 
Monats zu verstehen.) Vergl. Art. 98. Nr. 5. 
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1) Frühere Zahlung anzunehmen, iſt der Inhaber des Wechſels 
nicht ſchuldig. Daß er nicht berechtigt iſt, ſie zu fordern, verſteht 
ſich von ſelbſt; er iſt aber auch nicht verbunden, ſie anzunehmen. 
Sonſt gilt freilich die Regel, daß eine Zahlungsfriſt zu Gunſten des 
Schuldners für beigefügt erachtet wird, man alſo früher zahlen 
kann. Beim Wechſel läßt ſich das aber nicht anwenden. Er iſt 
ein Papier, was eben darum verfertigt iſt, weil es bequemer iſt zum 
Gebrauch als Geld: es dient alſo auch zum Beſten des Gläubigers. 
Der Inhaber des Wechſels gebraucht ihn meiſtens dazu, um ihn in 
der Welt herumzuſenden, und verfügt gewöhnlich ſo, daß der Wechſel 
erſt unmittelbar vor der Verfallzeit am Zahlungsorte eintrifft. An 
dieſem freien Gebrauch würde er gehindert, wenn der Traſſat das 
Recht hätte, früher zu zahlen: dann würde man genöthigt ſein, den 
Wechſel während der ganzen Zeit ſeines Laufs am Orte des Traſſaten 
zur Empfangnahme bereit zu halten. Der ganze Gang des Geſchäftes 
zeigt alſo, daß die Zahlungsfriſt zum Vortheil beider Theile 
dienen ſoll. 

2) Der Traſſat kann auch frühere Zahlung nicht mit Sicher- 
heit leiſten. Wenn auch der Inhaber ſie annehmen wollte, ſo kann 
ſolches dem Traſſaten nachtheilig werden. Der Wechſel iſt eine 
Urkunde, die bis zur Zahlung fortwährend von einer Hand in die 
andere geht. Unter dieſen Perſonen iſt der Traſſat derjenigen Perſon 
die Zahlung ſchuldig, welche am Verfalltage Eigenthümer iſt. Wenn 
er alſo früher zahlt, ſo zahlt er leicht an die unrechte Perſon. Er 
läßt ſich freilich bei der Zahlung den Originalwechſel ausliefern. 
Es iſt aber möglich, daß eine Copie verfertigt und weiter indoſſirt 
worden iſt. — Ein anderer Grund gegen die frühere Zahlung liegt 
in Folgendem. Es kann dem Traſſanten daran liegen, daß nicht 
früher bezahlt werde: z. B. wenn er vom Inhaber die Valuta nicht 
empfangen hat, und deßhalb Arreſt auf die Zahlung legen will. 
Der Traſſat iſt aber Mandatar des Traſſanten, und ihm verant— 
wortlich, wenn er ſein Mandat nicht genau erfüllt hat. Die meiſten 
Wechſelordnungen !) ſchreiben daher vor, daß frühere Zahlung nicht 
ſtattfinde. Eine Aushülfe gegen dieſe Vorſchrift, wenn der Inhaber 
es zufrieden iſt, liegt darin, daß man den Wechſel nicht zahlt, ſon— 
dern an ſich kauft, und auf ſich indoſſiren läßt, wo dann die ganze 
Wechſelverbindlichkeit durch conkusio erliſcht. 


1) C. c. art. 144. 146. Franck, Inst. I. 1. s. 3. t. 6. 84 — 6. 
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3) Auch findet keine Prolongation gegen den Inhaber ſtatt 
ohne Verluſt ſeines Regreſſes. Es würde ihm hieraus die Einrede 
eigener Schuld entgegenſtehen. Er iſt ſeinerſeits ſchuldig, Alles zu 
thun, um richtige Zahlung zu bewirken, und das hat er offenbar 
nicht gethan, wenn er eine Zahlungsfriſt bewilligte. Der Inhaber 
erhebt die Zahlung aus Auftrag des Traſſanten und der Indoſſanten, 
hat ſich alſo genau an ihr Mandat zu halten. Einiger Zweifel ent⸗ 
ſteht zwar daraus, daß doch der Bürge durch Prolongation, welche 
dem Hauptſchuldner zu Theil ward, nicht frei wird. Allein der 
Traſſant und die Indoſſanten ſind mit einem gewöhnlichen Bürgen 
nicht zu vergleichen. Ihre Verbindlichkeit iſt nicht acceſſoriſch, ſon⸗ 
dern ſie ſind principaliter verbunden: alſo nicht in gleichem Maaße 
von den Handlungen des Traſſaten abhängig, wie der Bürge von 
den Handlungen des Hauptſchuldners. Will man jene mit Bürgen 
vergleichen, jo bieten die fidejussores indemnitatis eine Parallele 
dar; denn jene haften für das, was von dem Traſſaten nicht zu 
erhalten ſteht. Die Indemnitätsbürgen werden aber durch Zögerung 
frei 1). Einen noch beſſeren Vergleich bietet das mandatum quali- 
ficatum dar. Auch haben viele Wechſelordnungen dem Inhaber die 
Ertheilung von Zahlungsfriſten an den Traſſaten ausdrücklich ver⸗ 
boten, und gewiß keine hat das Gegentheil beſtimmt 2). 

4) Eben ſo wenig hat der Richter die Befugniß zur Prolongation 
und Feſtſetzung von terminlichen Zahlungen. Sonſt wird ihm wohl 
die Befugniß geſtattet, daß er einem Schuldner eine billige Friſt 
ſetzen kann. Aber bei Wechſeln findet das nicht ſtatt. Das Weſen 
des Wechſelrechts beſteht in der ſtrengen Verbindlichkeit des Wechſel— 
ſchuldners. Der Richter würde alſo dadurch das Weſen des Wech— 
ſelverkehrs aufheben ?). 

5) Welcher Tag eigentlich der Verfalltag iſt, muß aus dem 
Inhalt des Wechſels beurtheilt werden, da in jedem Wechſel die 
Zahlungszeit beſtimmt wird. Es laſſen ſich nur einige allgemeine 
Regeln zur Erklärung unbeſtimmter Ausdrücke geben: 

a) Bei Meßwechſeln muß die Zahlung an dem in der Wechſel— 
ordnung beſtimmten Zahltage geſchehen. Lautet der Wechſel nun 
allgemein, daß auf der Meſſe zu zahlen ſei, ſo muß dies am Zahl— 
tage geſchehen. Denn dieſer gilt für alle Verbindlichkeiten, die auf 


) 1.41. pr. D. de fidejussor. 46, 1. 5 
) C. c. art. 135. Redet von Abſchaffung der Reſpittage“. 
2706 Ark 10T: 
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der Meſſe zu erfüllen ſind 1). In Frankreich ?) gilt die allgemeine 
Regel, daß am Tage vor dem Schluſſe der Meſſe gezahlt wird. 

b) Bei Sichtwechſeln wird nicht ſowohl vom Tage der Präſen— 
tation, als dem der Acceptation an gerechnet. Dieſer Tag wird aber 
nicht mit eingerechnet 3). Meiſtens fallen freilich beide Tage zuſammen; 
wo dieſes aber nicht der Fall iſt, entſcheidet der letztere. Der Grund 
liegt darin, weil erſterer nicht aus dem Wechſel zu erſehen iſt ). 
Heißt es übrigens ſchlechtweg „auf Sicht,“ ſo iſt es Regel, daß binnen 
24 Stunden gezahlt werden muß ). 

c) Wenn die Zahlungszeit nach Monaten beſtimmt iſt, ſo 
werden nicht wie ſonſt für jeden Monat 30 Tage gerechnet, ſondern 
man rechnet von einem Monatstage zum andern, ſo daß der Wechſel 
an demſelben Tage fällig wird, von welchem die Rechnung ausgeht“). 


) Franck, Inst. 1.1. s. 3. t. 4. §4 — 7. Preuß. L. R. § 862 — 868. 

2) C. c. art. 133. — D. W. D. Art. 35: Mess- oder Marktwechsel 
werden zu der durch die Gesetze des Mess- oder Marktortes bestimmten 
Zahlungszeit, und in Ermangelung einer solchen Festsetzung an dem Tage 
vor dem gesetzlichen Schlusse der Messe oder des Marktes fällig. Dauert 
die Messe oder der Markt nur einen Tag, so tritt die Verfallzeit des Wechsels 
an diesem Tage ein. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

) Preuß. G. S. 1815. Nr. 293. 

) Siehe jedoch D. W. O. Art. 32 12: Bei Wechseln, welche mit dem 
Ablaufe einer bestimmten Frist nach Sicht oder nach Dato zahlbar sind, 
tritt die Verfallzeit ein: 1) wenn die Frist nach Tagen bestimmt ist, an 
dem letzten Tage der Frist; bei Berechnung der Frist wird der Tag, an 
welchem der nach Dato zahlbare Wechsel ausgestellt oder der nach Sicht 
zahlbare zur Annahme präsentirt ist, nicht mitgerechnet. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

5) Preuß. L. R. 2, 8. §849. Abweichend c. c. art. 130 und D. W. O. Art. 311: 
Ein auf Sicht gestellter Wechsel ist bei der Vorzeigung fällig. Vergl. 
Art. 98. Nr. 5. 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 855; c. c. art. 132. — D. W. O. Art. 32°: Bei 
Wechseln, welche mit dem Ablauf einer bestimmten Frist nach Sicht oder 
nach Dato zahlbar sind, tritt die Verfallzeit ein: "wenn die Frist nach 
Wochen, Monaten, oder einem mehrere Monate umfassenden Zeitraume 
(Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) bestimmt ist, an demjenigen Tage der Zah- 
lungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch seine Benennung oder Zahl 
dem Tage der Ausstellung oder Präsentation entspricht; fehlt dieser Tag in 
dem Zahlungsmonate, so tritt die Verfallzeit am letzten Tage des Zahlungs- 
mon ats ein. — Art. 34: Ist in einem Lande, in welchem nach altem Style 
gerechnet wird, ein im Inlande zahlbarer Wechsel nach Dato ausgestellt, 
und dabei nicht bemerkt, dass der Wechsel nach neuem Style datirt sei, 
oder ist derselbe nach beiden Stylen datirt, so wird der Verfalltag nach 
demjenigen Kalendertage des neuen Styls berechnet, welcher dem nach altem 
Style sich ergebenden Tage der Ausstellung entspricht. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 
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Der Grund hierfür liegt darin, damit der Zahlungstag beſſer in die 
Augen falle. Soll aber der Wechſel Mitte Monats zahlbar ſein, 
jo iſt es am 15ten “). 

d) Fällt der Zahlungstag auf einen Feiertag des einen oder 
des andern Theils, ſo findet ſolche an dieſem Tage nicht ſtatt. Es 
gilt hier daſſelbe wie bei der Präſentation § 86. Nur fragt es ſich, 
ob am Tage vorher oder nachher zu zahlen iſt. Der Regel nach 
am Tage nachher. Denn am Tage vorher war der Wechſel noch 
nicht fällig. Erſt am erſten Werktage nachher trifft beides zuſammen, 
daß er fällig und daß auch kein Feiertag im Wege ſteht 2). Mehrere 
Wechſelordnungen beſtimmen indeſſen das Gegentheil und verlangen 
die Zahlung am letzten Werktage vorher ?). 

*) Beſtehen an einem Wechſelplatze allgemeine Zahl 
tage (Kaſſirtage) (wie z. B. in Augsburg Montag und Donner⸗ 
ſtag, in Bremen Mittwoch und Sonnabend), jo braucht die Zah⸗ 
lung eines zwiſchen den Zahltagen fällig gewordenen 
Wechſels erſt am nächſten Zahltage geleiſtet zu werden, 
ſofern nicht der Wechſel auf Sicht lautet. Die im 
Artikel 41 für die Aufnahme des Proteſtes Mangels Zah— 
lung beſtimmte Friſt darf jedoch nicht überſchritten werden).“ 

§ 94. Reſpittage. 

Nach allgemeinen Grundſätzen iſt der Traſſat abſolut ſchuldig, 
am Verfalltage zu zahlen; und wenn er auf Vorzeigung des Wech⸗ 
ſels nicht zahlt, ſo treten alle Wirkungen der nicht erfolgten Zahlung 
ein: Klage gegen den Acceptanten, Proteſt, Regreß. Faſt alle Par⸗ 
ticulargeſetze haben aber eine Ausnahme gemacht durch Einführung 
der Reſpit- (wohl nicht Reſpect-) oder Discretions-Tage, jours de 
grace, days of grace 5). Man verſteht darunter eine beſtimmte 


) Pr. L. R. 2, 8. 8857. D. W. O. Art. 30% Ist die Zahlungs- 
zeit auf die Mitte eines Monats gesetzt worden, so ist der Wechsel am 
Isten dieses Monats fällig. [Nürnb. Conf.-Zuſ.: Ist die Zahlungszeit auf 
Anfang oder ist sie auf Ende eines Monats gesetzt worden, so ist darunter 
der erste oder der letzte Tag des Monats zu verstehen.] — Art. 325 Der 
Ausdruck „halber Monat” wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleichge- 
achtet. Ist der Wechsel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen 
halben Monat gestellt, so sind die 15 Tage zuletzt zu zählen. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

?) Preuß. L. R. 8870; vergl. $872 in Betreff der Juden. Merlin, Quest. 
de droit, t. 4. v. protet § 3. D. W. O. Art. 92 z. A.: Verfällt der Wechsel 
an einem Sonntage oder allgemeinen Feiertage, so ist der nächste Werktag 
der Zahlungstag. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

8) C. c. art. 184. 

) D. W. O. Art. 93. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 6) Riccius, Ex. 9. s. 3. 
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Zahl von Tagen, während welcher der Acceptant berechtigt iſt, die 
Zahlung zurückzuhalten, ohne daß man ſich über die Nichterfüllung 
beſchweren kann. In den meiſten Wechſelordnungen ſind ſolche zur 
Milderung der Wechſelſtrenge vorgeſchrieben. Ihre Zahl iſt ver— 
ſchieden 1): 142), 11, 10 (reſp. 8) ), 3 0 bis 6. Die Tage müſſen 
immer nach dem Ort der Zahlung berechnet werden. Bei Meß— 
wechſeln treten ſie niemals ein. Auch bei Sichtwechſeln zuweilen 
nicht 5); neuerdings ſind fie zuweilen abgeſchafft ), wodurch für 
deutſche Länder ein Nachtheil entſtanden iſt. Dieſer iſt hinweggefallen, 
ſeit auch die D. W. O. ) beſtimmt hat: Reſpecttage finden 
nicht jtatt.* Dabei iſt zu bemerken: N 

1) Die Zeit wird fortlaufend von Augenblick zu Augenblick 
berechnet 9). Sonn- und Feiertage werden alſo mitgezählt 9). Sit 
aber der letzte Tag ein Feiertag, ſo muß vor ſolchem bezahlt 
werden: denn die Reſpittage ſind eine Friſt, binnen welcher gezahlt 
werden muß. F. 39 e. ſ. § 102.“ 

2) Ihre Wirkung beſteht darin, daß die Zahlung bis dahin 
ſuspendirt wird. Der Traſſat darf nicht belangt werden: die Auf— 
nahme eines Proteſtes iſt unnöthig: es iſt unzuläſſig, früher Regreß 
zu nehmen. Denn da das Geſetz den Traſſaten ſo lange berechtigt, 
Zahlung zu leiſten, ſo kann man vor Ablauf dieſer Zeit nicht 
ſagen, daß unerfüllt geblieben ſei. Vergl. H. 5. Der letzte Punkt 
iſt in einigen Particulargeſetzen anders beſtimmt: man darf ſofort 
ſeinen Regreß nehmen. 

Bei Reſpittagen kommt eine zweifache Präſentation vor. 


§ 95. Art der Zahlung. 

Bei der Zahlung von Wechſeln finden ſich dieſelben ver— 
ſchiedenen Zahlungsarten, welche überhaupt bei Kaufleuten gebräuchlich 
find 10) § 16. Es iſt hierüber Folgendes zu bemerken: 

1) Wenn geſagt wird, es müſſe in der im Wechſel beſtimmten 


) *Eine Tabelle bei Pöhls W. R. S. 403 — 406. 

2) So in Madrid bei ausländiſchen Wechſeln (die aus Rom ausgenommen): 
Suarez, Tentado legal. T. 2. Nr. 402. 
3) Copenh. W. O. $9. 10, jenes für Acceptanten, dieſes für Präſentanten. 
9) Ueber England ſ. Cunningham, seet. 3. § 8; Preußen, L. R. 2, 8. 81094. 
) Pr. L. R. 2, 8. § 1098. ) C. e. art. 185. 
7) Art. 33. Vergl. Art. 98. Nr. 5. ) Riceius, I. c. § 45. 
) Selchow, W. R. $62. 
0) Selchow, W. R. § 64 — 67. 
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Münzſorte gezahlt werden !), jo iſt das freilich im Allgemeinen 
richtig, jedoch cum grano salis zu verſtehen. Theils iſt an 
einigen Orten durch Obſervanz eine beſondere Wechſelzahlung ange— 
nommen, d. h. eine beſtimmte Valuta, in welcher alle Wechſel bezahlt 
werden, ſie mögen lauten, wie ſie wollen. So geſchieht z. B. in 
Hamburg die Zahlung in Bankgeld durch Zuſchreibung in den 
Bankbüchern 2). Theils iſt oft die Münzſorte nicht benannt, um 
die Zahlung gerade in dieſer Münzſorte feſtzuſetzen, ſondern nur zur 
genaueren Bezeichnung der Summe: z. B. 1000 Rthlr. in Louisd'or 
a 5 Rthlr., d. h. in ſolchen Thalern, wovon fünf auf einen Louisd'or 
gehen. Wenn es daher auf eine beſtimmte Münzſorte ankommt, ſo 
iſt dafür zu ſorgen, daß fie im Wechſel genau ausgedrückt werde ö). 

2) Die Zahlung muß zu voll geſchehen, d. h. der Inhaber darf 
keine Proviſion für ſeine Mühe abziehen. Sie gebührt ihm freilich, 
allein die Bemühung ward ihm vom Traſſanten durch deſſen Auftrag 
veranlaßt. Der Wechſel-Inhaber iſt ſein Gläubiger, welchem er 
mittelſt ſeiner Acceptation dieſe Summe ſchuldig geworden iſt. Ein 
Schuldner darf aber ſeinem Gläubiger keine Proviſion für die Zah⸗ 
lung der Schuld verrechnen. 

3) Der Traſſat iſt nicht ſchuldig, unaufgefordert zu zahlen, 
ſondern der Inhaber muß am Zahlungstage den Wechſel aufs Neue 
präſentiren ). Sonſt tritt freilich die Regel ein: „dies interpellat 
pro homine,“ und beim Wechſel findet ſich immer ein dies certus. 


1) C. c. art. 143. 

2) H. 20. Der Acceptant eines Wechſels, welcher ihn vom Inhaber am Ver— 
falltag mit dem Bancoindoſſament, der Anweiſung, überſandt erhält, den Betrag 
an einen Dritten abſchreiben zu laſſen, wird von ſeiner Verbindlichkeit ſchon dadurch 
befreit, daß die verlangte Abſchreibung, ſei es durch ihn ſelbſt oder einen Andern 
in ſeinem Auftrag, bewirkt iſt; und hat nicht nöthig, den Dritten daneben zu 
benachrichtigen, für weſſen Rechnung abgeſchrieben ſei. 

) D. W. O. Art. 37: Lautet ein Wechsel auf eine Münzsorte, welche 
am Zahlungsorte keinen Umlauf hat, oder auf eine Rechnungswährung, 
so kann die Wechselsumme nach ihrem Werthe zur Verfallzeit in der Lan- 
desmünze gezahlt werden, sofern nicht der Aussteller durch den Gebrauch 
des Wortes „effectiv” oder eines ähnlichen Zusatzes die Zahlung in der im 
Wechsel benannten Münzsorte ausdrücklich bestimmt hat. Bergl. Art. 98. Nr. 5. 

) F. 31. e) Verzug des Schuldners tritt nach W. R. erſt durch gehörige 
Präſentation des Wechſels und nicht ſchon durch die bloße Thatſache des Nicht: 
zahlens ein. 4 

F. 3. b) Verzugszinſen aus einem eignen Wechſel, welcher ſeine Wechſelkraft 
verloren hat, können von dem in ſolchem feſtgeſetzten Verfalltage ohne ſonſtige 
Mahnung gefordert werden. 
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Allein die Regel findet hier keine Anwendung. Der Grund liegt 
darin, daß der Traſſat gar nicht weiß, wer den Wechſel in Händen, 
wem er alſo zu zahlen hat. Der Wechſel befindet ſich faſt nie in 
den Händen des Remittenten oder Präſentanten, ſondern meiſtens in 
der vierten, fünften Hand. Davon erfährt der Traſſat gar nichts. 
Er kann alſo gar nicht wiſſen, wer ihn jetzt in Händen habe, indem 
er davon erſt durch die Präſentation am Zahlungstage unterrichtet 
wird. Dieſen Tag hat alſo der Inhaber ſorgfältig wahrzunehmen. 
Wie der Traſſat verbunden iſt, gerade an dieſem Tage zu zahlen, 
ſo iſt der Inhaber verbunden zu präſentiren, und wenn er es ver— 
ſäumt und darüber ſpäter keine Zahlung erhält, jo kann er ſeinen 
ganzen Regreß verlieren, weil ihm die Einrede eigener Schuld ent— 
gegenſteht. Aus dieſem Grundſatz folgt denn auch, daß der Inhaber 
das Geld von dem Traſſaten abholen muß. Denn die allgemeine 
Regel geht dahin: ein Schuldner, welcher ungemahnt zahlen muß, 
muß auch bringen; wo Anmahnung nöthig, da muß der Gläu— 
biger holen. Einige Wechſelordnungen haben bei Juden das Gegen— 
theil vorgeſchrieben. Das iſt freilich eine Kleinigkeit, aber doch ein 
garſtiges Ueberbleibſel von Intoleranz. So in Augsburg, Braun- 
ſchweig, Breslau und Frankfurt ). 


*6 958. An wen iſt zu zahlen? 

1) Der Inhaber eines indoſſirten Wechſels wird durch 
eine zuſammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende 
Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des Wechſels 
legitimirt. Das erſte Indoſſament muß demnach mit dem 
Namen des Remittenten, jedes folgende Indoſſament mit 
dem Namen desjenigen unterzeichnet ſein, welchen das 
unmittelbar vorhergehende Indoſſament als Indoſſatar 
benennt. Wenn auf ein Blanco-Indoſſament ein weiteres 
Indoſſament folgt, ſo wird angenommen, daß der Aus— 
ſteller des letzteren den Wechſel durch das Blanco-Indoſ— 
ſament erworben hat. Ausgeſtrichene Indoſſamente werden 
bei Prüfung der Legitimation als nicht geſchrieben ange— 
ſehen. Die Echtheit der Indoſſamente zu prüfen, iſt der 
Zahlende nicht verpflichtet . 

Der nach den Beſtimmungen des Art. 36 legitimirte 
Beſitzer eines Wechſels kann nur dann zur Herausgabe 


) Franck, I. 1. s. 3. t. 10. 8 6; 1.2. s. 3. t. 3. 8 1. 
) D. W. O. Art. 36. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 
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deſſelben angehalten werden, wenn er den Wechſel in 
böſem Glauben erworben hat oder ihm bei der Erwerbung 
des Wechſels eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt ).“ 

2) Der bloße Inhaber der acceptirten Prima hat überall kein 
Recht, die Zahlung einzuheben. Wo die Prima zur Acceptation und 
die Secunda in Giro geſetzt iſt, kommt es zuweilen durch Irrung 
der Poſt und andere Zufälle vor, daß die Secunda am Zah— 
lungstage noch nicht angekommen iſt. Dann kann die Frage ent⸗ 
ſtehen, ob der Inhaber der Prima ſich wohl melden und einheben 
könne. Das muß aber geläugnet werden. Er hat gar kein Recht 
aus dem Wechſel. Zwar hat er das acceptirte Exemplar in Händen: 
allein darum iſt doch nicht ihm durch die Acceptation die Zahlung 
verſprochen, ſondern dem, welcher ſich am Verfalltage als rechtmäßiger 
Eigner melden wird. Indeſſen wäre es vortheilhaft, ihn durch Geſetz 
zu berechtigen, daß er den Traſſaten in ſolchem Fall wenigſtens zur 
Depoſition anhalten könne oder müſſe. Vorſchläge ſind deßhalb 
geſchehen 2), aber noch in keine Wechſelordnung aufgenommen ?). 

3) Inwieweit kann ein Dritter gegen die Zahlung des Wech⸗ 
ſels Einſpruch thun und Arreſt anlegen? Beiſpiel: ein Dritter 
behauptet ein beſſeres Recht, am Wechſel zu haben als der Juhaber ), 


1) D. W. O. Art. 74. Vergl. Art. 98. Nr. 9. — F. 15. In blanco indoſ⸗ 
ſirte Wechſel können vindicirt werden. 

H. 23. a) Wechſel können, wie andere bewegliche Sachen, von einem Beſitzer 
in gutem Glauben (A. M. Allg. D. W. O. Art. 74) vindicirt werden; in Ham⸗ 
burg namentlich dann, wenn ſie geſtohlen ſind. 

c) Wer in Hamburg eine bewegliche Sache, alſo auch einen Wechſel, als 
geſtohlen vindiciren will, hat neben ſeinem Eigenthum die Thatſache des Diebſtahls 
nachzuweiſen. Der letzte Beweis iſt jedoch zu erleichtern, und Kläger leicht zum 
Erfüllungseide zuzulaſſen. 

F., 36. Hat Jemand einen Wechſel in böſem Glauben erworben, oder fällt 
ihm bei der Erwerbung des Wechſels eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt (Art. 74 
D. W. O.), ſo kann er, ſo lange er den Wechſel beſitzt, auf deſſen Herausgabe, 
und nachdem er ihn veräußert hat, auf deſſen Belauf belangt werden. 

2) Sieveking, Material. § 93. 

) Vergl. D. W. O. Art. 40: Wird die Zahlung des Wechsels zur Ver- 
fallzeit nicht gefordert, so ist der Acceptant nach Ablauf der für die Protest- 
erhebung Mangels Zahlung bestimmten Frist befugt, die Wechselsumme auf 
Gefahr und Kosten des Inhabers bei Gericht gder bei einer anderen zur 
Annahme von Depositen ermächtigten Behörde oder Anstalt niederzulegen. 
Der Vorladung des Inhabers bedarf es nicht. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

) II. 24. Der Acceptant kann den Betrag des Wechſels deponiren, wenn ein 
Dritter dieſen als ſein Eigenthum von dem Präſentanten vindicirt. 
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oder ſonſt eine Forderung gegen dieſen, welche er dadurch ſichern 
will; oder: der Traſſant macht Anſpruch wegen nicht bezahlter 
Valuta. — Nach allgemeinen Grundſätzen iſt bei Wechſelforderungen 
Arreſt ebenſo gut möglich, wie bei jeder anderen Zahlung. Allein 
immer nur wegen Anſpruchs an den Wechſel ſelbſt oder wegen Forde— 
rungen an den Inhaber: nicht wegen Forderungen gegen frühere 
Intereſſenten, da dem Inhaber keine Einreden aus deren Perſon 
opponirt werden dürfen. An einzelnen Orten iſt das Recht eines 
Dritten zum Einſpruch beſchränkt. In Frankreich ) gilt es nur 
bei verlorenen Wechſeln, und wenn der Inhaber bankerott macht. 


§ 96. Wirkungen der Zahlung. 


Hier kommt es auf drei Hauptpunkte an: 

1) Die ganze Wechſelverbindlichkeit ſämmtlicher Theilnehmer 
wird dadurch getilgt. Zunächſt liberirt der Acceptant ſich ſelbſt 
von der Verbindlichkeit aus der Acceptation. Zugleich aber liberirt 
er den Traſſanten und ſämmtliche Indoſſanten: denn dieſe haften 
dafür, daß der Traſſat richtig zahle. 

2) Gegen Zahlung wird dem Traſſaten der Wechſel ausgelie— 
fert; ebenſo, wie Jedem, der eine Schuld bezahlt, das darüber errich— 
tete Document zurückgegeben wird; denn dieſes würde nunmehr ohne 
Grund beim Gläubiger bleiben. Der Inhaber quittirt auf dieſem 
Wechſel. Kann der Traſſat Quittung fordern? Allerdings. Der 
Wechſel wird oft in der Erwartung der Zahlung ſchon bei der 
Präſentation zur Zahlung zurückgegeben 2), und deſſen Beſitz iſt kein 
ſicherer Beweis der Zahlung ?). 

3) Der Traſſat erhält ein Recht, die gezahlte Summe vom 
Traſſanten zurückzufordern. Er hat Zahlung aus deſſen Auftrag 


) C. c. art. 149. 

) H. 1. a) Die Vorſchrift des Art. 14 der Hamb. W. O., daß der Inhaber 
den Wechſel nach Präſentation am Verfalltage zu ſich zu nehmen und erſt bei 
oder nach der Zahlung dem Bezahler auszuhändigen hat, iſt antiquirt. 

Einert, Progr., an is qui cambium trassatum acceptaverit in solutione 
praeter redditionem cambii apocham a praesentante exigere possit? Lips. 801. 4. 
Bad. Hand. R. § 157 a. — D. W. O. Art. 39: Der Wechselschuldner ist nur 
gegen Aushändigung des quittirten Wechsels zu zahlen verpflichtet. Hat 
der Wechselschuldner eine Theilzahlung geleistet, so kann derselbe nur ver- 
langen, dass die Zahlung auf dem Wechsel abgeschrieben und ihm Quittung 
auf einer Abschrift des Wechsels ertheilt werde. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 


/ 
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geleiſtet, iſt alſo deſſen Mandatar geweſen, und das gezahlte Geld 
iſt eine Auslage bei Erfüllung des Mandats. Er hat folglich das 
Recht jedes Mandatars, und mithin zu deſſen Erlangung die Gegen— 
klage aus dem Mandat ). Dabei iſt zu bemerken: 

a) Der Traſſat erhält ſeine Auslagen mit Zinſen und Pro⸗ 
viſion vergütet. Die Zinſen nach dem allgemeinen Grundſatz, daß 
einem Mandatar ſeine Auslagen vom Zahlungstag an zu verzinſen 
ſind. Proviſion freilich gegen die Natur des Mandats, allein nach 
der allgemeinen Regel unter Kaufleuten, daß, wer Aufträge eines 
Andern ausrichtet, Proviſion dafür fordern kann. Sie beträgt 
% pi. 

b) Dieſe Forderung des Traſſaten genießt aber kein Wechſel— 
recht. Nach allgemeinem Princip könnte ihr ſolches wohl beigelegt 
werden. Der Traſſant hat ſeine Handſchrift auf den Wechſel geſetzt, 
der Traſſat hat dieſen in Händen, es fehlt nicht an der nöthigen 
Liquidität, theils in Betreff des Mandats, theils der Wechſelſumme, 
theils der Zahlung an den Inhaber vermöge der auf dem Wechſel 
ſtehenden Quittung. Einige haben daher auch dieſem Anſpruch das 
Wechſelverfahren vindiciren wollen 2). Allein eine entſchiedene Obſer— 
vanz ſpricht für das Gegentheil; der Anſpruch wird als eine gewöhn— 
liche Forderung aus dem Mandat behandelt 3). Als Aushülfe geben 


) F. 22. Eine Klage des Bezogenen wider den Ausſteller eines Wechſels auf 
Erſtattung des Gezahlten findet nur ſtatt, wenn der Wechſel von dem Ausſteller 
ſelbſt oder in feinem Auftrag und für feine Rechnung von einem Dritten unter: 
ſchrieben iſt; nicht aber dann, wenn der Dritte den Namen des Ausſtellers mit 
deſſen Wiſſen in eigenen Geſchäften gebraucht hat und dem Bezogenen ſolches 
bekannt geweſen iſt. 

2) Selchow, W. R. § 68. Scherer, Rechtsf. Nr. 45. § 3. 

) Püttmann, W. R. § 141. Siegel, Einl. Th. 2. K. 5. § 9. Sieveking, 
Materialien, § 255. Zimmerl, Beitr. zur Erläut. d. W. R. Abh. 1. § 11 bis 16. 
Eichhorn, D. P. R. § 142. P. L. R. 2, 8. § 1104. D. W. O. Art. 235: Dem 
bezogenen steht kein Wechselrecht gegen den Aussteller zu. 

B. 3. a) Der Traſſat kann gegen den Traſſanten wegen ſeiner Deckung oder 
Erſtattung der Valuta nicht wechſelmäßig klagen. rat. 

F. 12. b) Ein Traſſat, welcher den Wechſel bezahlt hat, und gegen den 
Traſſanten auf Erſtattung des bezahlten Geldes klagt, braucht nicht zu beweiſen, 
daß er ohne Deckung geweſen ſei und auf Credit bezahlt habe, ſondern der Traſ— 
ſant hat das Vorhandenſein eines Guthabens bei dem Traſſaten darzuthun: nach 
gemeinem wie nach frankfurtiſchem Recht. 

F. 25. b) Vermöge des in einem Wechſel liegenden Auftrags, zu zahlen, hat 
der Bezogene, nach geführtem Beweiſe geleiſteter Zahlung, das Recht, von dem 
Ausſteller Erſatz zu verlangen, und dieſen trifft der Beweis vorhandener Deckung. 
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Einige den Rath, der Traſſat ſolle bei Zahlung den Wechſel auf 
ſich indoſſiren laſſen, dann könne er als Indoſſat die Wechſelklage 
anſtellen. Das iſt ganz unrichtig. Der Indoſſant hat ſeine Regreß— 
klage nur im Fall der Nichtzahlung, hier iſt aber eine Zahlung 
erfolgt, und dadurch die Forderung ohne Weiteres mittelſt Confuſion 
erloſchen. Als Indoſſat kann er alſo gar keine Forderung an— 
ſprechen. 

c) Kann der Traſſat ſich im Nothfalle auch wohl an die 
übrigen Intereſſenten halten? In der Regel iſt ſolches gewiß zu 
verneinen. Da aus Auftrag des Traſſanten bezahlt ward, ſo hat 
ſich der Traſſat als deſſen Mandatar auch an dieſen als ſeinen 
Mandanten zu halten. In Anſehung der übrigen Intereſſenten 
ſind höchſtens zwei Klagfundamente denkbar: die Geſchäftsführung 
und die Verwendung. Allein beide ſind nicht ausreichend. Denn: 
1) die Gegenklage aus der Geſchäftsführung ſetzt voraus das Vor— 
handenſein der Abſicht, fremde Geſchäfte zu führen. Daran fehlt 
es hier. Es iſt nicht in der Abſicht acceptirt und bezahlt, um ihnen 
zu dienen; ſondern um den Auftrag des Traſſanten zu erfüllen. 
Auch läßt ſich die Anſicht nicht dadurch ſtützen, daß, wer im Auf— 
trag von Einem handelt, doch zuweilen als freiwilliger Geſchäfts— 
führer eines Andern betrachtet werden darf. Denn dieſer Rechtsſatz 
findet nur da Anwendung, wo das Geſchäft den Andern principa— 
liter angeht. Das iſt aber hier nicht der Fall, die Sache geht 
Principaliter den Traſſanten an. 2) Eine Verwendung zum Nutzen 
aber iſt juriſtiſch gar nicht vorhanden. Aller Vortheil der übrigen 
Intereſſenten beſteht nur in der Abwendung der Regreßklage. Das 
iſt aber etwas, was die Indoſſanten vom Traſſanten zu fordern 


F. 12. a) Die in Art. 46 der frankf. W. O. für traſſirte Wechſel verordnete 
Verjährung geht nicht auf den Fall, wenn der Traſſat den Wechſel eingelöſt hat 
und gegen den Traſſanten auf Erſtattung der Bezahlung des Wechſels klagt. 

B. 6. b) Ein Traſſat, welcher zur Bezahlung eines Wechſels verurtheilt iſt 
und die Summe vom Remittenten condicirt, weil er aus Gefälligkeit für dieſen 
oder für deſſen Rechnung acceptirt habe, muß dieſes und daneben beweiſen, daß 
er weder dem Traſſanten, noch dem Remittenten die Valuta ſchuldig geweſen ſei; 
oder aber, daß ihm direkt oder indirekt Deckung für die Accepte beim Verfall oder 
deßfallſige Schadloshaltung zugeſichert ſei. 

B. 8. Wenn ein Wechſel in der Form eines Waarenwechſels ausgeſtellt iſt, 
und die Parteien auch darüber einverſtanden ſind, daß dies eine Fiction ſei, und 
kein Waarengeſchäft ſtattgefunden habe, ſo kann doch der Traſſat gegen den Traſ— 
ſanten nicht aus der bloßen Bezahlung des Wechſels auf Erſtattung klagen, ſon— 
dern muß hiefür einen beſondern Klaggrund angeben und beweiſen. 


* 
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rechtlich befugt ſind. Wenn man aber nur erhalten hat, was ein 
Dritter rechtlich ſchuldig iſt, ſo iſt keine wahre Verwendung zum 
Nutzen vorhanden. Ueberdies findet die Klage aus Verwendung 
unter freien Perſonen nur dann ſtatt, wenn aus einem Geſchäft 
mit einem Bevollmächtigten eine Verwendung in das Vermögen des 
Geſchäftsherrn ſtattgefunden hat. Das liegt hier wieder nicht vor. 
Der Traſſat hat ein Geſchäft mit dem Traſſanten gemacht, und 
dieſer iſt nicht Bevollmächtigter der übrigen Intereſſenten. — Es liegt 
alſo gar kein Fundament vor, aus welchem er die übrigen Intereſ⸗ 
ſenten in Anſpruch nehmen könnte. Als Aushülfe hat man auch 
hier wohl vorgeſchlagen, der Traſſat ſolle den Wechſel auf ſich 
indoſſiren laſſen, dann könne er als Indoſſat gegen ſämmtliche 
Intereſſenten klagen. So Martens. Allein dagegen ſpricht die 
obige Ausführung. Als Indoſſat hat er nur einen Anſpruch, wenn 
der Wechſel nicht bezahlt worden iſt. Hier iſt aber bezahlt, alſo 
der Fall der Regreßklage gar nicht vorhanden. Die Regel iſt alſo: 
der Traſſat kann ſich nur an dem Traſſanten halten. Davon giebt 
es jedoch zwei Ausnahmen, in welchen er ſich nicht an dieſen, ſon⸗ 
dern nur an einen Andern zu halten hat: 1) Wenn der Wechjel 
für fremde Rechnung lautet, und der Traſſant ſelbſt im Auftrage 
eines Dritten traſſirt hat. Dann hat ſich der Traſſat nur an 
dieſen zu halten, denn nun hat er durch ſeine Zahlung nur deſſen 
Auftrag erfüllt. 2) Wenn eine beſchränkte Acceptation für Rech⸗ 
nung eines andern Intereſſenten vorgenommen iſt, dann muß er 
ſich an dieſen halten. S. Intervention. 3) Von Zahlung an einen 
unrechten Inhaber ). 


Siebentes Hauptſtück. 
Wechſel-Proteſt und deſſen Folgen. 


Bisher wurde der Fall behandelt, wenn das Wechſelgeſchäft 
ungeſtört zu Ende geht, und nach Abſicht der Contrahenten erfüllt 
wird. Nun iſt der umgekehrte Fall darzuſtellen, wenn der Wechſel 
nicht acceptirt oder nicht bezahlt wird. Dann hat der Inhaber das 


) Loere, Esprit, T. 2. p. 164 — 174. Delvincourt, Droit commereial, T. 1. 
p. 94 u. daſ. not. — F. 5. „Nach e. c. 145 u. e. N. 1282. 1283 (Loeré 2. 
p. 176; 178 — 89; 189 — 96) kann die an den unrechten Einhaber des Wechſels 
geleiſtete Zahlung den Traſſaten liberiren und dieſe Liberation durch den Beſitz der 
eingelöſten Prima bewieſen werden.“ rat. 
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Recht zum Regreß gegen ſeine Vormänner. Zu dem Ende iſt vor 
Allem ein Wechſelproteſt zu errichten. Daher zunächſt von dieſem 
und dem dadurch begründeten Regreß. Richtiger wäre es, den letz— 
teren zuerſt zu behandeln und den Proteſt darauf folgen zu laſſen. 


§ 97. Wechſel-Proteſt im Allgemeinen ). 


Wenn der Traſſat nicht acceptirt oder nicht bezahlt, und der 
Inhaber deßhalb Regreß nehmen will, ſo muß er zur Begründung 
der Regreßklage beweiſen, daß er ſich in gehöriger Weiſe gemeldet, 
der Traſſat aber ſich geweigert habe. Dieſer Umſtand erhellt nicht 
aus dem Wechſel. Er zeigt zwar den Mangel der Acceptation oder 
einer Quittung über erfolgte Zahlung: allein nicht, daß Acceptation 
oder Zahlung auf gebührende Weiſe gefordert ſei. Alſo muß dafür 
anderweiter Beweis vorliegen. Wer aber im Wechſelprozeß klagen 
will, muß Alles durch klare Urkunden beweiſen, alſo auch dies. 
Folglich hat er gleich bei der Weigerung dafür zu ſorgen, daß eine 
klare Urkunde errichtet werde, womit er künftig beweiſen könne. 
Dieſe Urkunde iſt der Wechſelproteſt. Es giebt zwei Hauptfälle, in 
denen er aufgenommen wird: der Traſſat hat die Acceptation, er 
hat die Zahlung verweigert. Außerdem kommen noch ein Paar andere 
vor. Wenn Jemand ſonſt etwas, was er nach dem Gange des 
Wechſelgeſchäfts zu leiſten hatte, nicht leiſtet, und deßhalb Regreß 
nöthig wird, ſo liegt dieſelbe Nothwendigkeit vor, zu beweiſen, daß der 
Inhaber dieſe Leiſtung geſucht, aber nicht erhalten habe. Alſo auch 
hier Proteſt. Sein Begriff iſt mithin dahin feſtzuſtellen: er enthält 
eine Beweisurkunde über die von einem Wechſeltheilnehmer geweigerte 
Erfüllung ſeiner Obliegenheiten. Unter Obliegenheit wird hier nicht 
Schuldigkeit verſtanden, ſondern das, was er nach dem bezweckten 
Gange des Wechſelgeſchäfts hätte thun ſollen. Der Name Wechſel— 
proteſt rührt her von der am Ende angehängten Proteſtationsclauſel. 
Dieſe iſt aber ganz außerweſentlich. Eine Proteſtation wird nöthig 
bei zweideutigen Handlungen, woraus gegen die Abſicht des Han— 
delnden ſich leicht ein Verzicht oder eine Einwilligung ſchließen ließe. 
Eine ſolche Handlung von Seiten des Inhabers liegt hier aber gar 
nicht vor. Der wahre Zweck iſt daher nicht auf eine eigentliche 


* 


) Gmelin und Elſäſſer, Beobachtungen und Rechtsfälle, Th. 3. S. 215 fg. 
Hufeland, Doctr. de protest. cambiali. Jen. 799. 4. 
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Proteſtation gerichtet, ſondern darauf, einen Beweis zu ſchaffen, daß 
man das Seinige gethan habe und die Schuld an dem andern Theil 
liege. Daher werden auch die Rechtsprincipien darüber nicht aus 
den Grundſätzen der Proteſtation, ſondern aus der Natur und den 
Regeln des Beweiſes abgeleitet. 


Verfahren bei der Errichtung. 


Wenn der Wechſelinhaber ſich zuerſt privatim bei dem Traſſaten 
gemeldet und deſſen Weigerung vernommen hat, oder wenn er den 
Traſſaten nicht hat antreffen können, ſo giebt er den Wechſel einem 
Notar, und requirirt dieſen, nochmals hinzugehen. Der Notar 
wiederholt dann die Aufforderung, und wenn eine neue Weigerung 
erfolgt, ſo wird eine Urkunde über die ſtattgehabte Aufforderung und 
die erhaltene Antwort, reſpective darüber aufgenommen, daß der 
Traſſat nicht zu finden geweſen ſei. Dieſe dient zum nöthigen 
Beweiſe: es erhellt daraus, daß der Inhaber die Anforderung habe 
verrichten laſſen, aber das Gewünſchte nicht habe erhalten können. 
Dabei iſt zu bemerken: 

1) Die Sorge für den Proteſt trifft immer den Präſentanten, 
ſei es zur Acceptation, oder zur Zahlung. Iſt er der Eigenthümer, 
des Regreßes wegen; iſt er Mandatar, ſo iſt er ſeinem Mandanten 
aus dem übernommenen Auftrage verbunden; die Proteſterhebung 
gehört zur vollſtändigen Ausrichtung. Auch ohne beſondern Auftrag 
verſteht ſich dieſelbe als nothwendige Zubehör des Auftrags von 
ſelbſt. Der Präſentant braucht dazu weiter keiner Legitimation: 
denn der Proteſt bewirkt keine neuen Rechte, ſondern erhält nur die 
vorhandenen. 

2) Nothwendigkeit einer öffentlichen Urkunde. Denn dieſe gehört 
zum liquiden Beweiſe gegen Dritte, eine Privatſeriptur liefert denſelben 
nicht. Der Proteſt muß alſo nothwendig von einer Gerichtsperſon 
oder einem Notar aufgenommen werden; ob dieſer oder jene, iſt 
nach allgemeinen Grundſätzen gleichgültig. Einige Geſetze ) haben 
dies ausdrücklich beſtimmt. Gewöhnlich wird ein Notar genommen. 
Im Allgemeinen hat jeder Notar dieſes Recht. An einigen Orten 


) C. e. art. 173. huissier ou notaire. D. W. O. Art. 87 1: Jeder Protest 
muss durch einen Notar oder einen Gerichtsbeamten aufgenommen werden. 
Vergl. Art. 98. Nr. 10. Pr. Einf. Gef. §3: Zu den Gerichtsbeamten, welche 
Proteſte aufnehmen können, gehören im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Köln auch die Gerichtsvollzieher. 
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giebt es eigene Wechſelnotarien, welche ausſchließlich dazu berechtigt 
ſind oder doch ein Vorrecht haben. So in Frankfurt ). 

3) Wo ein Notar den Proteſt errichtet hat, muß Alles beobachtet 
werden, was ſonſt zu einer gültigen Notariatsurkunde gehört: insbe— 
ſondere alſo, nach früherem gemeinen Recht, zwei Zeugen, * was in 
Deutſchland jetzt meiſtens wegfältt?)*. In Frankreich?) ein Notar und 
zwei Zeugen, zwei Notarien, oder ein Huiſſier und zwei Zeugen. 

4) Inhalt des Wechſelproteſtes Y. 

a) Eine genaue Abſchrift des Wechſels, um keinen Zweifel 
zu laſſen, daß der Wechſelproteſt genau zu dieſem Wechſel gehöre. 

b) Die Requiſition des Wechſelinhabers an den Notar. 

c) Die Erzählung der geſchehenen Aufforderung. 

d) Die Antwort des Aufgeforderten. 

Statt No. e und d kann bisweilen auch etwas Anderes 
Inhalt der Urkunde ſein, z. B. daß der Traſſat nicht aufzufinden 
geweſen ſei. 

e) Die Proteſtationsclauſel. Sie iſt freilich unnütz. Noth— 
wendig nur, wo Particulargeſetze ſie vorſchreiben; wo nicht, iſt es 
jedenfalls rathſam, ſie hinzuzufügen, weil ſie gewöhnlich als etwas 
Nothwendiges gedacht wird. 


) Span, Frankf. W. R. § 71. Ueber andere Orte Siegel, Einl. Th. 2, 
K. 4. § 16. 

) D. W. O. Art. 872: Der Zuziehung von Zeugen oder eines Proto- 
kollführers bedarf es dabei nicht. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

5) C. c. art. 173. 

) D. W. O. Art. 88: Der Protest muss enthalten: 1) eine wörtliche 

Abschrift des Wechsels oder der Copie und aller darauf befindlichen Indos- 
samente und Bemerkungen; 2) den Namen oder die Firma der Personen, 
für welche und gegen welche der Protest erhoben wird; 3) das an die Person, 
gegen welche protestirt wird, gestellte Begehren, ihre Antwort oder die Bemer- 
kung, dass sie keine gegeben habe oder nicht anzutreffen gewesen sei; 4) die 
Angabe des Orts, sowie des Kalendertages, Monats und Jahres, an welchem 
die Aufforderung (Nr. 3) geschehen oder ohme Erfolg versucht worden ist; 
5) im Falle einer Ehren- Annahme oder einer Ehrenzahlung die Erwäh- 
nung, von wem, für wen und wie sie angeboten und geleistet wird; 6) die 
Unterschrift des Notars oder des Gerichtsbeamten, welcher den Protest auf- 
genommen hat, mit Beifügung des Amtssiegels. Art. 89: Muss eine wechsel- 
rechtliche Leistung von mehreren Personen verlangt werden, so ist über die 
mehrfache Aufforderung nur eine Protest- Urkunde erforderlich. Art. 90: 
Die Notare und Gerichtsbeamten sind schuldig, die von ihnen aufgenom- 
menen Proteste nach deren ganzem Inhalte Tag für Tag und nach Ord- 
nung des Datums in ein besonderes Register einzutragen, das von Blatt zu 
Blatt mit fortlaufenden Zahlen versehen ist. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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f) Datum (Ort und Zeit) nebſt Unterſchrift. Jenes wird 
hier nothwendig, damit der nöthige Fleiß des Präſentanten erhelle, 
daß er am gehörigen Ort und zur gehörigen Zeit aufgefordert 
habe 1). Fällt der Zeitpunkt, in welchem die Vornahme 
(einer für den Wechſelverkehr bedeutenden) Handlung ſpä— 
teſtens gefordert werden mußte, auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag, ſo muß dieſe Handlung am nächſten 
Werktag gefordert werden. Dieſelbe Beſtimmung findet 
auch auf die Proteſt-Erhebung Anwendung ). — Pro 
teſte dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, 
zu einer früheren oder ſpäteren Tageszeit aber nur mit 
Zuſtim mung des Proteſtaten erhoben werden ).“ 

Die Nothwendigkeit eines Proteſtes, die Zeit und die Form 
deſſelben richten ſich nach den Geſetzen des Ortes, wo der Wechſel 
zahlbar iſt 9). 


1) C. c. art. 174. — H. 25. a) Die in art. 174 des code de comm. für 
das Verfahren bei einer Proteſtaufnahme gegebenen Vorſchriften ſind nicht dergeſtalt 
weſentlich, daß jede deßfallſige Verſäumniß Nichtigkeit zur Folge hat, ſondern die 
Folgen werden durch richterliches Ermeſſen beſtimmt. — Inſonderheit hat nicht 
jede Fehlerhaftigkeit der dem Proteſte beizufügenden Abſchriften Nichtigkeit zur Folge. 

b) Iſt bei der Präſentation des Wechſels eine auf die Legitimation des Präſen⸗ 
tanten bezügliche Vorſchrift nicht beobachtet, und ergiebt ſich aus der Erklärung 
des Präſentaten, daß die Zahlung nicht wegen jenes Mangels unterblieben iſt, 
ſondern jedenfalls eingetreten ſein würde, ſo wird die Regreßnahme durch jenen 
Mangel nicht ausgeſchloſſen. 

c) Eine Verſäumniß in der Form bei einer Proteſterhebung von der Art, daß 
ein daraus zu entnehmender Einwand chicanös ſein würde, berechtigt einen Indoſ⸗ 
ſanten nicht, ſich der Regreßnahme zu entziehen, weil es möglich ſei, daß ſein Vor⸗ 
mann ihm einen ſolchen Einwand entgegenſetzen und ihm dadurch den Regreß 
erſchweren könnte. 

2) D. W. O. Art. 92 z. E. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

3) Pr. Einf. Geſ. § 4. 

) Merlin, Répertoire art. protét § IV. nr. IV. SIX. D. W. O. Art. 86: 
Ueber die Form der mit einem Wechsel an einem, ausländischen Platze zur 
Ausübung oder Erhaltung des Wechselrechts vorzunehmenden Handlungen 
entscheidet das dort geltende Recht. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

H. 9. c) Nach Art. 38 z. E. Hamb. W. O. richten ſich Art und Weiſe der 
Aufnahme und Verſendung des Proteſtes nach der Ueblichkeit am Wohnorte des 
Acceptanten; eine Verſäumniß daran aber hat, ohne Rückſicht auf die am gedachten 
Orte geltenden Rechtsnormen, den Verluſt der Regreßklage wider den in Hamburg 
wohnenden Indoſſanten unbedingt zur Folge. 

F. 39. c) Bei engliſchen Inlandswechſeln genügt deren Notirung zur Erhe⸗ 
bung von Wechſelklagen in Deutſchland. J.-F. Göttingen. 
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§ 98. Proteſt wegen Nichtacceptation. 

Dieſer Proteſt iſt nöthig, ſo oft die Acceptation ausbleibt, um 
zu beweiſen, daß man ſie wirklich geſucht habe; auch iſt er allge— 
mein vorgeſchrieben ). Dabei iſt zu bemerken: 

1) Nicht blos im Fall der Weigerung der Acceptation iſt dieſer 
Proteſt nothwendig, ſondern auch dann, wenn der Traſſat nicht 
anzutreffen war. Man muß zeigen, daß man ihn geſucht habe, und 
er nicht zu treffen geweſen ſei. In dieſem Fall muß der Proteſt 
die Nachweisung der Erkundigungen enthalten. 

2) Auch im Falle einer beſchränkten Acceptation iſt Proteſt 
nöthig, wenn man ſeinen Regreß nicht verlieren will. Zwar erhellt 
die Beſchränkung hier ſchon aus dem Wechſel. Der Proteſt wird 
aber deßwegen nothwendig, damit es nicht ſcheine, als wäre die 
Beſchränkung mit Bewilligung des Präſentanten hinzugefügt. Auch 
dies it allgemein vorgeſchrieben 2). 

3) Zeit der Errichtung 3). Manche Wechſelordnungen ver 
langen die Errichtung gleich am Tage der Weigerung oder den Tag 
darauf). Im Allgemeinen läßt ſich nur jo viel ſagen. Der 
Proteſt ſoll die gehörige Präſentation beweiſen; er muß alſo während 
der Präſentationsfriſt erhoben werden. Da nun die Präſentation 
der Regel nach ſogleich erfolgen muß, ſo muß auch der Proteſt 
ſogleich errichtet werden. Ein ſpäterer Proteſt iſt jedoch, wenn keine 
beſtimmten Geſetze entgegenſtehen, nicht gerade ungültig. Daß die 
Präſentation ſogleich geſchieht, iſt nur Vorſicht, weil eine Verſpätung 
die Acceptation hindern kann. Iſt dies nicht der Fall, ſo ſchadet 
die ſpätere Präſentation nicht, und in dieſem Fall iſt auch ein ſpä— 
terer Proteſt nicht nachtheilig. Dabei fragt es ſich, wie lange der 
Präſentant bei einer verzögerlichen Antwort oder einer kurzen Abwe— 
ſenheit warten darf. Will er völlig ſicher gehen, ſo darf er mit 
dem Proteſt nicht warten. Denn wenn er erſt ſpäter ihn errichtet, 
ſo fehlt der Beweis, daß man gleich präſentirt, mithin gehörige 
Sorgfalt angewendet habe. Indeſſen entſtehen dadurch meiſtens nur 
unnütze Koſten. Wenn daher Ausſicht zur Acceptation vorhanden 
iſt, ſo wartet der Präſentant gern 8 bis 14 Tage. Es wäre gut, 
ihm einige Friſt geſetzlich zu geſtatten. 


) C. c. art. 119. ) C. c. art. 124. 

3) *Das Folgende iſt zum Theil durch D. W. O. Art. 18 modificirt, wonach 
der Inhaber nur berechtigt iſt, den Wechſel zur Annahme zu präſentiren. 

) P. L. R. 2, 8. § 1007 f. Vergl. § 97. not. f. 
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4) Gebrauch dieſes Proteſtes ). 

a) Ein Mandatar ſendet ihn ſogleich an ſeinen Mandanten. 
Ob er den Wechſel mitſenden ſoll, richtet ſich nach den Umſtänden. 
Iſt keine Acceptation mehr zu erwarten, ſo ſendet er ihn ſogleich 
mit zum Zweck des Regreſſes. Wenn dagegen noch Hoffnung, die 
Annahme zu erhalten, vorliegt, z. B. wegen Abweſenheit, fehlendem 
Avis, ſo behält er den Wechſel zu ferneren Verſuchen zurück. 

b) Der Eigenthümer des Wechſels hat 

1) fofort Nachricht an ſeinen Vormann einzuſenden. Das 
gehört zu der Sorgfalt, die er dieſem ſchuldig iſt, da er auch als 
ſein Mandatar betrachtet werden muß. Martens behauptet, der 
Proteſt müſſe eigentlich an den Traſſanten des Wechſels eingeſandt 
werden; und es ſei zweckmäßig, dieſes vorzuſchreiben. Allein bis 
jetzt exiſtirt eine ſolche Vorſchrift nicht. Auch läßt ſich dieſe Noth— 
wendigkeit nach allgemeinen Grundſätzen nicht behaupten, denn Jeder 
ſteht nur in Nexus mit ſeinem Vormann, mit den Entfernteren 
dagegen in gar keinem Rechtsnexus, wodurch er ihnen zur Anzeige 
verbunden wäre. Der Vormann aber muß die Nachricht ſofort 
weiter ſenden. 

2) Den Proteſt ſelbſt gebraucht er zu ſeinem künftigen Regreß. 
Will er ihn nicht gleich nehmen, ſo legt er den Proteſt bei ſich hin; 
will er ihn gleich nehmen, ſo ſendet er ihn mit dem Originalwechſel 
an einen Bevollmächtigten am Wohnort deſſen, gegen welchen er 
Regreß nehmen will. Martens ſagt, man ſende den Proteſt ſelbſt 
an den Vormann, bei welchem man Regreß ſuchen will. Dies 
geſchieht häufig, weil man ſoviel auf ihn baut, daß er den Empfang 
nicht abläugnen werde. Allein ſchuldig, dieſes zu thun, iſt man 
keineswegs. Denn man hat den Proteſt ja ſelber zu ſeinem Regreß 
nöthig, und daß man dies Zutrauen haben ſoll, kann Niemand ver— 
langen. Indeſſen haben mehrere Wechſelordnungen ſolches vorge— 
ſchrieben. Nach allgemeinen Grundſätzen läßt ſich nur behaupten, 
daß man verpflichtet ſei, ein Exemplar des Proteſtes an den betref— 
fenden Vormann zu ſenden, damit dieſer in den Stand geſetzt werde - 
zu weiterem Regreß. 

5) Zuweilen kommt ein doppelter Proteſt wegen Nichtaccepta— 
tion vor; z. B. wenn ſich der Präſentat anfangs verzögerlic erklärt 
hat, und nachher definitiv ſich weigert. 


1) Hufeland, $ 58, 59. 
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§ 99. Folgen der Ver ſäu mung des Proteſtes. 

Die Folgen der Verſäumung des Proteſtes wegen Nichtaccep— 
tation ſind im Ganzen dieſelben wie bei dem Proteſt wegen Nicht— 
zahlung. § 104. 


§ 100. Rechte aus dieſem Proteſt. 


Iſt der Wechſel ſchon fällig, z. B. wenn er auf Sicht lautet, 
jo kommt es gleich zum Regreß: § 102. Hier iſt alſo nur der Fall 
zu behandeln, wenn der Wechſel noch nicht fällig iſt. Dabei kommt 
es auf die Beantwortung von drei Fragen an. 

1) Kann ſchon jetzt Entſchädigung gefordert werden? Nach 
allgemeinen Grundſätzen iſt hier zu unterſcheiden: 

a) Der Remittent oder ein ſonſtiger Inhaber der Prima hat 
dieſe zur Acceptation eingeſandt und die Secunda veräußert. Kommt 
hier der Proteſt mit der nicht acceptirten Prima zurück, ſo hat der 
Einſender ohne Zweifel noch keinen Regreß. Denn er hat nicht 
eher Schaden, als bis er ſelbſt ſeinem Indoſſaten Entſchädigung hat 
leiſten müſſen; er iſt gar nicht mehr Eigenthümer des Wechſels 9. 

b) Der wirkliche Eigenthümer des Wechſels meldet ſich. Dieſer 
hat allerdings gleich Regreß. Zwar wird gewöhnlich eingewandt, 
er würde, auch wenn Alles in Ordnung gegangen wäre, das Geld 
erſt am Zahlungstage erhalten haben, habe alſo früher keinen 
Schaden. Aber, wenn er auch nicht eher ſein Geld würde erhalten 
können, ſo hätte er doch im Falle der Acceptation ein Papier gehabt, 
welches er ſo gut wie Geld und zur Zahlung gebrauchen konnte. 
Dieſes entbehrt er ſchon jetzt: denn er kann in gutem Glauben einen 
Wechſel, deſſen Accept verweigert iſt, nicht veräußern; er entbehrt 


) Siehe jedoch D. W. O. Art. 26: Der Remittent, sowie jeder Indossa- 
tar, wird durch den Besitz des Mangels Annahme aufgenommenen Protestes 
ermächtigt, von dem Aussteller und den übrigen Vormännern Sicherheit zu 
fordern und im Wege des Wechsel- Prozesses darauf zu klagen. Der Regress- 
nehmer ist hierbei an die Folgeordnung der Indossamente und die einmal 
getroffene Wahl nicht gebunden. Der Beibringung des Wechsels und des 
Nachweises, dass der Regressnehmer seinen Nachmännern selbst Sicherheit 
bestellt habe, bedarf es nicht. Art. 27: Die bestellte Sicherheit haftet nicht 
blos dem Regressnehmer, sondern auch allen übrigen Nachmännern des 
Bestellers, insofern sie gegen ihn den Regress auf Sicherstellung nehmen. 
Dieselben sind, weitere Sicherheit zu verlangen, nur in dem Falle berechtigt, 
wenn sie gegen die Art oder Grösse der bestellten Sicherheit Einwendungen 
zu begründen vermögen. 


15 
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alſo in der That den Betrag des Wechſels. Einige Wee 
geſtatten nun ausdrücklich in dieſem Fall den Regreß Y). Die meiſten 
geſtatten ihn jedoch nicht. 

2) Kann man, wenn auch keinen Regreß, doch nicht wenigſtens 
Caution wegen künftiger Entſchädigung fordern? Viele Wechſelord— 
nungen ) geſtatten dies; auch wird ſolches gewöhnlich als Regel 
angenommen 3). Allein nach allgemeinen Grundſätzen kann er das 
nicht. Freilich hat er einen künftigen Anſpruch: das allein aber iſt 
zur Cautionsforderung noch nicht genug, ſondern ein ſpecielles Geſetz muß 
ihm dieſen Vorzug beilegen. Es ſteht ihm nur die Retention der 
Valuta zu: §77. Doch möchte das Princip, daß der Richter bei 
actiones bonae fidei nach ſeinem Ermeſſen Caution verfügen kann, 
auch hier zutreffend ſein. 

Iſt der Inhaber verbunden, eine andere Adreſſe an demſelben 
Orte anzunehmen, wenn der Traſſant ihm ſolche anbietet? Wenn 
der Inhaber ſofort zum Regreß ermächtigt iſt, ſo verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß er nach dem Verfall des Wechſels ſich der Strenge nach 
dies nicht gefallen zu laſſen braucht. Denn bei dieſem ſchon erwor— 
benen Rechte hört die weitere Einwirkung des Traſſanten auf. 
Inzwiſchen entſcheidet der Grund, weßhalb er ſofort zum Regreß 
ermächtigt ſein ſoll, doch wohl dafür, daß der Inhaber auch in 
dieſem Fall dazu verpflichtet ſei. Um ſo viel mehr, wenn der Inhaber 
nicht gleich zum Regreß ermächtigt iſt. Denn es muß dem Inhaber 
einerlei ſein, von wem er ſein Geld empfängt, wenn er es über— 
haupt nur an dem beſtimmten Tage erhält. Dieſes wird ihm durch 
die zweite Adreſſe angeboten, und der Inhaber hat gar keinen Br 
theil aus dieſem zweiten Verſuch. 


1) P. L. R. 2, 8. § 1056. 1073. 1074. 

2) C. c. art. 120. Material. § 114 116. D. W. O. Art. 25: Wenn die 
Annahme eines Wechsels überhaupt nicht, oder unter Einschränkungen, 
oder nur auf eine geringere Summe erfolgt ist, so sind die Indossanten und 
der Aussteller wechselmässig verpflichtet, gegen Aushändigung des Mangels 
Annahme aufgenommenen Protestes genügende Sicherheit dahin zw leisten, 
dass die Bezahlung der im Wechsel verschriebenen Summe oder des nicht 
angenommenen Betrages, sowie die Erstattung der durch die Nichtannahme 
veranlassten Kosten am Verfalltage erfolgen werde. Jedoch sind diese 
Personen auch befugt, auf ihre Kosten die schuldige Summe bei Gericht 
oder bei einer anderen zur Annahme von Depositen ermächtigten Behörde 
oder Anstalt niederzulegen. 

) Siegel, Einl. Kap. 2. § 10. Martens. 
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Noch vielmehr iſt der Inhaber verbunden, ſich wieder an den 
Traſſaten zu wenden, wenn der Traſſant ihm verſichert, daß er bei 
dieſem Anſtalt gemacht habe, oder der Traſſat ſich ſelbſt dazu erbietet, 
jetzt zu acceptiren 1). Nur verſteht ſich von ſelbſt, daß für die 
gehabten Koſten, Proteſt und Briefporto, Erſatz geleiſtet werden muß. 
Zwar nicht von dem Acceptanten, da dieſer keine Verbindlichkeit hat 
zu acceptiren, mithin auch keine Koſten, welche aus ſeiner Weigerung 
hervorgingen, zu zahlen verbunden iſt. Wohl aber von den Vor— 
männern, die für den Regreß haften 2). Kann er aber auch in 
dieſem Fall noch Caution fordern? Wenn das Geſetz ihn einmal 
berechtigt auf Proteſt wegen Nichtannahme Caution zu fordern, ſo 
iſt ihm dieſelbe auch wohl in dieſem Fall nicht abzuſprechen 3). Eine 
Ausnahme iſt wohl zu machen, wenn der Traſſat ſich ſelbſt wieder 
erboten hat, zu acceptiren. 

4) Die beſtellte Sicherheit muß zurückgegeben werden; 

a) ſobald die vollſtändige Annahme des Wechſels 
nachträglich erfolgt iſt; 

b) wenn gegen den Regreßpflichtigen, welcher ſie 
beſtellt hat, binnen Jahresfriſt, vom Verfalltage des 
Wechſels an gerechnet, auf Zahlung aus dem Wechſel 
nicht geklagt worden iſt; 

c) wenn die Zahlung des Wechſels erfolgt oder die 
Wechſelkraft deſſelben erloſchen iſt Y. 


$ 101. Proteſt wegen Nichtzahlung. 


Wenn am Verfalltag keine Zahlung auf die Präſentation erfolgt, 
jo muß nothwendig wieder proteſtirt werden ). Der Inhaber muß 
beweiſen, daß er ſich gehörig gemeldet habe und nicht bezahlt ſei. 


), Vergl. jedoch Material. § 117 — 119. 9 P. L. R. 2, 8. S 1052. 1053. 

3) Siegel, Kap. 2. § 10. Not. ** ) D. W. O. Art. 28. 

5) L. 3. Die Unterlaſſung des Wechſelproteſtes Mangel Zahlung iſt unſchäd— 
lich, ſobald der für den Regreß haftende Vormann ſie entweder vor dem Verfall 
des Wechſels genehmigt oder ſpäter die Fortdauer ſeiner Verhaftung anerkannt hat. — 
D. W. O. Art. 42: Die Aufforderung, keinen Protest erheben zu lassen 
(„ohne Protest,” „ohne Kosten” etc.), gilt als Erlass des Protestes, nicht 
aber als Erlass der Pflicht zur rechtzeitigen Präsentation. Der Wechsel- 
Verpflichtete, von welchem jene Aufforderung ausgeht, muss die Beweislast 
übernehmen, wenn er die rechtzeitig geschehene Präsentation in Abrede stellt. 
Gegen die Pflicht zum Ersatze der Protestkosten schützt jene Aufforderung 
nicht. Vergl. Art. 98. Nr. 6. Siehe auch § 106. Not. 2. S. 251. 
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Denn das iſt ein Umſtand, der aus dem Wechſel nicht zu erſehen 
iſt. Dies iſt auch allgemein vorgeſchrieben 1). Dabei iſt zu bemerken: 

1) wenn er keine vollſtändige Zahlung erhält, ſo muß er 
dennoch proteſtiren zum Regreß wegen des Ueberſchuſſes. Nach 
allgemeinen Grundſätzen ließe ſich hieran zweifeln. Denn die Abſchlag⸗ 
zahlung wird auf dem Wechſel notirt. Dieſe Note zeigt ſchon, daß 
er ſich gemeldet haben müſſe, und auch, wieviel rückſtändig ſei: alſo 
alles Nöthige wird ſchon durch den Wechſel bewieſen. Indeſſen iſt 
dieſer Proteſt allgemein eingeführt 2). 

Dabei entſteht noch die Frage, ob der Inhaber theibweiſe Zah⸗ 
lung annehmen müſſe. Der Regel nach hat er dieſes nicht nöthig. 
Ein Gläubiger iſt nicht ſchuldig, ſich Stückzahlungen gefallen zu 
laſſen. Er kann ſie alſo als ungehörig geleiſtete Zahlung ausſchlagen 
und feinen Regreß nehmen 3). Mehrere Wechſelordnungen — Ham⸗ 
burg, Frankfurt, Schweden — verordnen indeſſen das Gegentheil“). — 
Dabei fragt es ſich noch, wie ſich ein Mandatar hier zu verhalten 
hat, wenn es ihm an Inſtruction fehlt. Er muß das thun, was 
nach den Umſtänden ſeinem Mandanten am vortheilhafteſten iſt. In 
gewöhnlichen Fällen iſt es am beſten anzunehmen. Es kann aber 
auch ſein, daß er ſich beim Regreß beſſer ſteht, und es ihm lieb ſein 
muß, Gelegenheit zum Regreß zu erhalten. 

2) Iſt dieſer Proteſt auch dann nöthig, wenn ſchon wegen Nicht⸗ 
acceptation proteſtirt iſt. Hier iſt zu unterſcheiden: 

a) es hat nur eine verzögerliche Weigerung ſtattgefunden, oder 
eine zeitweilige Abweſenheit. Dann iſt der zweite Proteſt allerdings 
nöthig. Man muß am Zahlungstage von Neuem präſentiren, und, 
wenn keine Zahlung zu erhalten iſt, proteſtiren. Denn hier erhellt 
aus jenem Proteſt nicht, daß man ſich am Zahlungstage aufs Neue 
gemeldet habe, und keine Zahlung zu erhalten geweſen ſei. Wenn 
er ſich alſo am Zahlungstage nicht aufs Neue meldet, ſo hat er die 
ſchuldige Sorgfalt nicht beobachtet. Er muß ſich alſo wieder melden 
und um dieſes zu beweiſen proteſtiren laſſen 5). 

b) Es hat ein definitiver Abſchlag ſtattgefunden, oder der 


1) C. c. § 162. ) Hufeland, J. c. $ 28. 

5) P. L. R. 2, 8. § 1116. 

) D. W. O. Art. 38: Der Inhaber des Wechsels darf eine ihm ange- 
botene Theilzahlung selbst dann nicht zurückweisen, wenn die Annahme auf 
den ganzen Betrag der verschriebenen Summe erfolgt ist. Vergl. Art. 98. Nr. 5. 

5) Riccius, Ex. 10. s. 5. § 8. 
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Bezogene hat bankerott gemacht, oder er war gar nicht anzutreffen. 
Dann iſt kein neuer Proteſt nöthig ). Schon aus jenem Proteſt 
erhellt, daß auf Zahlung nicht zu rechnen ſei. Es würde alſo eine 
vergebliche Präſentation ſein, die ihm nicht zuzumuthen iſt, und welche 
er mithin auch durch Proteſt nicht zu beweiſen braucht 2). Mehrere 
Wechſelordnungen indeſſen verbinden ihn ohne weitere Unterſcheidung 
zu einer neuen Präſentation und Proteſt 3). In dieſem Fall darf 
alſo der Präſentant den Wechſel bei verweigerter Acceptation noch 
nicht zurückſenden, ſondern muß ihn bis zum Verfalltag hinlegen. 

3) Zeit des Proteſtes. Allgemeine Regel iſt:“ 

a) wenn keine Reſpittage geſtattet ſind, jo muß der Proteſt am 
Verfalltage aufgenommen werden, weil die an dieſem Tage erfolgte 
Präſentation bewieſen werden ſoll. Es iſt jedoch oft vorgejchrieben®), 
es genüge, wenn am Tage nachher proteſtirt wird. 

b) Wenn Reſpittage geſtattet ſind, ſo genügt es, am letzten der— 
ſelben zu proteſtiren. Das iſt zeitig genug, weil die Reſpittage auch 
dem Präſentanten zu Gute kommen. Er braucht aber auch nicht 
eher zu proteſtiren. Da nämlich der Traſſat nicht verbunden iſt, 
früher zu zahlen, ſo muß nur bewieſen werden, daß auch an dieſem 
letzten Tage nichts zu erhalten geweſen ſei. Das kann ein früherer 
Proteſt nicht beweiſen. 

Ausnahmsweiſe kann in einigen Fällen der Proteſt früher?) 
errichtet werden, obgleich es nicht nöthig iſt. Nämlich: 
Se * 

) H. 11. Wenn bereits Mangel Annahme proteſtirt iſt, jo braucht nach 
allgemeinem Wechſelrecht nicht nochmals Mangel Zahlung proteſtirt zu werden; 
wer die Nothwendigkeit eines ſolchen Proteſtes behauptet, muß fie als Local-Geſetz 
oder Uſance beweiſen: namentlich hinſichtlich Englands. (Vergl. Chitty, treatise 
on bills of exchange, Ed. 5. p. 394. 395 fed. 9. p. 435. not. k.) 

2) Riceius, I. c. § 12. Hufeland, $ 24 not. 

) C. c. art. 163. D. W. O. Art. 411. Zur Ausübung des bei 
nicht erlangter Zahlung statthaften Regresses gegen den Aussteller und 
die Indossanten ist erforderlich: 1) dass der Wechsel zur Zahlung präsen- 
tirt worden ist, und 2) dass sowohl diese Präsentation, als die Nichter- 
langung der Zahlung durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen Protest 
dargethan wird. Art. 42: Vergl. Art. 98. Nr. 6. Vergl. überhaupt Hufeland $ 29, 30. 
Franck, I. 1. s. 4. t. 8. 8 3. 

) C. c. art. 162. D. W. O. Art. 411: Die Erhebung des Protestes ist am 
Zahlungstage zulässig, muss aber spätestens am zweiten Werktage nach dem 
Zahlungstage geschehen. 

5) H. 5. Der Beweis, daß eine verfrühete Proteſtlevirung einem Indoſſanten 
nachtheilig geweſen ſei, kann dadurch erbracht werden, daß nachgewieſen wird, ohne 
die Verfrühung würde der Wechſel mittelſt Intervention bezahlt, und Indoſſant 
hiedurch von dem Regreßanſpruch befreit ſein. 
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1) Wenn zwar Reſpittage geſtattet ſind, aber am Verfalltage 
ein definitiver Abſchlag erfolgt iſt. Denn daraus ergiebt ſich mit 
hinreichender Gewißheit, daß die neue Präſentation am letzten Reſpit⸗ 
tage vergebens ſein würde. 

2) Wenn die Reſpittage nach dem Geſetze dem Traſſanten und 
den Indoſſanten nicht zu Gute kommen. Dann kann der Inhaber 
auch gleich proteſtiren. Denn zum Regreß gegen ſie genügt ſchon 
der Beweis, daß am Verfalltage nicht bezahlt ſei. 

3) Wenn der Acceptant vor dem Verfalltage bankerott macht, 
dann darf gleich proteſtirt werden. Denn durch den Bankerott iſt 
es gewiß, daß am Verfalltage keine Zahlung erfolgen werde, und 
man iſt nun gleich zum Regreß berechtigt. Hier tritt derſelbe Grund 
ein, wie oben, daß auch im Fall verweigerter Acceptation ſofortiger 
Regreß ſtattfinde. Sobald der Acceptant bankerott macht, entbehrt 
der Inhaber den brauchbaren Wechſel, welchen er bis dahin hatte 
und wie baares Geld gebrauchen konnte; es iſt alſo ſchon jetzt ein 
Schaden vorhanden, die Befugniß zum Regreß liegt vor, und mithin 
auch die zur Errichtung eines Proteſtes. Viele Wechſelordnungen “) 


) H. 22. Die Vorſchrift des Art. 45 der Hamburgiſchen Wechſelordnung, 
daß, wenn der Traſſat vor Verfall des Wechſels fallirt, deſſen Inhaber bei Verluſt 
des Regreſſes ſofort, ſobald ihm das Falliſſement wiſſend, Proteſt leviren muß, iſt 
auf den Fall der wirklichen Wiſſenſchaft zu beſchränken, und nicht auf ein ver⸗ 
ſchuldetes Nichtwiſſen auszudehnen; fie tritt alſo dann nicht ein, wenn zwar des 
Falliſſement durch Börſenanſchlag und in den öffentlichen Blättern bekannt gemacht 
iſt, der in Hamburg wohnende Inhaber des Wechſels aber ſolches nicht beachtet hat. 

H. 22. b) Die Einrede, der Wechſel ſei Mangel Securitätsproteſts (Art. 45 
Hamb. W. O.) präjudicirt, muß in der Vernehmlaſſung vorgeſchützt werden. — 
Auch C. c. art. 163, welcher jedoch berechtigt, von den Vormännern nicht Zahlung, 
ſondern nur Caution zu fordern, art. 448. — D. W. O. Art. 29: Ist ein 
Wechsel ganz oder theilweise angenommen worden, so kann in Betreff der 
acceptirten Summe Sicherheit nur gefordert werden: 1) wenn über das Ver- 
mögen des Acceptanten der Concurs (‚Debit- Verfahren, Falliment) eröffnet 
worden ist, oder der Acceptant auch nur seine Zahlungen eingestellt hat; 
2) wenn nach Ausstellung des Wechsels eine Exekution in das Vermögen 
des Acceptanten fruchtlos ausgefallen oder wider denselben wegen Erfüllung 
einer Zahlungs- Verbindlichkeit die Vollstreckung des Personal- Arrestes ver- 
fügt worden ist. Wenn in diesen Fällen die Sicherheit von dem Acceptan- 
ten nicht geleistet und dieserhalb Protest gegen denselben erhoben wird, auch 
von den auf dem Wechsel etwa benannten Noth- Adressen die Annahme 
nach Ausweis des Protestes nicht zu erhalten ist, so kann der Inhaber des 
Wechsels und jeder Indossatar wegen Auslieferung des Protestes von seinen 
Vormännern Sicherstellung fordern (Art. 25 — 28). Der blosse Besitz des 
Wechsels vertritt die Stelle einer Vollmacht, in den Nr.1 und 2 genannten 
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haben dies einſtimmig anerkannt. Nach Anderen iſt aber doch der 
Verfalltag abzuwarten. Dies iſt auch für die Vormänner ſehr 
nützlich, welche durch jenes ſtrenge Recht in große Verlegenheit 
kommen können. 

Darf man aber wohl im Fall des Falliſſements den Proteſt 
ganz unterlaſſen !)? 

4) Die Erhebung des Proteſtes muß am Zahlungsort geſchehen. 
Domizilirte Wechſel ſind dem Domiziliaten oder, wenn 
ein ſolcher nicht benannt iſt, dem Bezogenen ſelbſt an dem— 
jenigen Orte, wohin der Wechſel domizilirt iſt, zur Zah— 
lung zu präſentiren und, wenn die Zahlung unterbleibt, 
dort zu proteſtiren. Wird die rechtzeitige Proteſterhebung 
beim Domiziliaten verabſäumt, ſo geht dadurch der wechſel— 
mäßige Anſpruch nicht nur gegen den Ausſteller und die 
Indoſſanten, ſondern auch gegen den Acceptanten ver— 
loren 2.“ 

§ 102. Rechte aus der Nichtzahlung. 

Der Inhaber hat einen doppelten Weg. Er kann 1) den Accep— 
tanten belangen, § 103; 2) an den Ausſteller und die Indoſſanten 
zurückgehen, und von dieſen Schadenerſatz wegen nicht erfüllten Ver— 
ſprechens verlangen 3). Das iſt der Wechſelregreß, bei deſſen Ent— 
wickelung folgende Fragen zu beantworten ſind: 


Fällen von dem Acceptanten Sicherheitsbestellung zu fordern und, wenn 
solche nicht zu erhalten ist, Protest erheben zu lassen. [Nürnb. Conf. = Zuf.: 
Statt „von“ bis „lassen”: wenn die Sicherheit von dem Acceptanten nicht 
geleistet wird, desshalb Protest erheben zulassen. Art.98. Nr. 4. — Der Art. 29 
war ſuſpendirt vom 5. Dec. 1857 bis zum 28. Febr. 1858 in Lübeck (Goldſchmidt's 
Zeitſchrift f. Handelsrecht, H. 1. S. 142. 143). Vergl. B. 12. a) Die deutſchen Einzel— 
ſtaaten dürfen nach dem Einführungsgeſetz der A. D. W. O. Art. 2 keine Beſtim 
mungen treffen, durch welche deren Vorſchriften abgeändert werden, und eine mit 
dieſen nicht in Einklang ſtehende Praxis oder Uſance eines einzelnen deutſchen 
Staats hat keinen Anſpruch auf Anerkennung. rat. — Siehe jedoch Augsb. Allg. 
Zeitung 1858 Nr. 47, Beilage: Allein —. Neues Arch. f. Handelsrecht B. 1. H. 2. 
Nr. 8 (Voigt).“ 

Merlin, Quest. de droit, t. 4. v. protet. 8 1. 

2) D. W. O. Art. 43: Wörtlich übereinſtimmend für „eigne“ Wechſel iſt 
Art. 99, indem ſelbſtverſtändig ſtatt „Bezogenen” geſchrieben iſt „Aussteller“ und 
die Worte „sondern auch gegen den Acceptanten” weggelaſſen find. [Nürnb. 
Gonf.= Zui.: Ausserdem bedarf es zur Erhaltung des Wechselrechts gegen 
den Aussteller weder der Präsentation am Zahlungstag, noch der Erhebung 
eines Protestes.| Juriſtiſche Abh. B. 1. Nr. 27. 

) D. W. O. Art. 81: Die wechselmässige Verpflichtung trifft den Aus- 
steller, Acceptanten und Indossanten des Wechsels, sowie einen Jeden, welcher 
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A. Wer iſt zum Regreß berechtigt? Zunächſt der letzte Inhaber 
des Wechſels. Dieſer hätte Zahlung erhalten ſollen, ihn trifft dadurch, 
daß ſolches nicht geſchehen iſt, ein Schaden, ihm gebührt alſo Erſatz. 
Demnächſt iſt jeder Indoſſant, wenn er ſeinen Hintermännern Ent⸗ 
ſchädigung geleiſtet hat, zu weiterem Regreß gegen ſeine Vormänner 
berechtigt. Es wird dabei vorausgeſetzt, daß der Inhaber ſich an 
ſeinen Indoſſanten gehalten und von dieſem Schadenerſatz empfangen 
hat. Dieſer hat alsdann dieſelbe Berechtigung gegen ſeinen Vormann u. ſ. f. 
Der Grund der Verpflichtung liegt darin, daß ſie nicht Wort gehalten 
und die verſprochene Zahlung an den Indoſſaten (Nehmer) oder 
ſeine Ordre bewirkt haben, — ein Wortbruch, durch welchen der 
Schaden erwachſen iſt. — Ein bloßer Indoſſat in procura dagegen 
hat kein Recht zum Regreß. Er ſollte ja nur Zahlung für Rech⸗ 
nung des Andern erheben, hat alſo durch das Ausbleiben keinen 
Schaden erlitten. Ihm iſt gar kein Anſpruch für ſich ſelbſt garantirt 
worden. Er hat nur einen Anſpruch auf Erſatz der Unkoſten, welche 
er aufgewendet hat. Das iſt aber kein Wechſelanſpruch, ſondern 
er hat ſich deßfalls im gewöhnlichen Wege an ſeinen Mandanten zu 
halten. 


B. Gegen wen geht der Regreß? Dieſe Frage iſt anders 
nach den allgemeinen Prinzipien und anders nach den Wechſelgeſetzen 
zu beantworten. Nach allgemeinen Principien hat Jeder den Regreß 
nur an ſeinen unmittelbaren Vormann, von welchem er den Wechjel 
erhalten hat. Denn nur ein beſtimmtes Contractverhältniß kann ihn 
dazu berechtigen. In einem ſolchen Contractsverhältniß ſteht er aber 
nur mit ſeinem nächſten Vormann: mit den Uebrigen ſteht er in gar 
keiner Obligation. Das Fundament des Anſpruchs iſt das nicht 
erfüllte Verſprechen: dieſes hat nur fein Vormann gegeben, die ent- 
fernteren Vormänner haben ihm nichts verſprochen. Dafür ſpricht 
auch die Analogie der Evictionsleiſtung, wo ebenfalls nur der nächſte 
Vormann belangt werden kann. Der Anſpruch des Inhabers geht 
alſo nur gegen den Indoſſanten, von dieſem wieder auf ſeinen Vor— 


den Wechsel, die Wechsel-Copie, das Accept oder das Indossament mit- 
unterzeichnet hat, selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge (per aval) 
benannt hat. Die Verpflichtung dieser Personen erstreckt sich auf Alles, 
was der Wechsel- Inhaber wegen Nichterfüllung der Wechsel- Verbindlich- 
keit zu fordern hat. Der Wechsel- Inhaber kann sich wegen seiner ganzen 
Forderung an den Einzelnen halten; es steht in seiner Wahl, welchen 
Wechsel- Verpflichteten er zuerst in Anspruch nehmen will. Vergl. Art. 98. Nr. 9. 
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mann, und ſo endlich zurück auf den Ausſteller. Daß der jetzige 
Inhaber einen früheren Vormann belange, läßt ſich nur durch Klagen— 
abtretung erwirken. So ſtellt ſich die Sache bei Anwendung der 
reinen Grundſätze der Ceſſion: anders unter Berückſichtigung der 
beſonderen Natur des Indoſſaments. Durch dieſes überträgt der 
Indoſſant ſein Recht aus dem Wechſel auf den Indoſſaten. Zu 
dieſem Recht gehört die Befugniß, den Vormann im Falle der Nicht— 
zahlung in Anſpruch zu nehmen. Es iſt dieſes alſo durch Uebertra— 
gung des Wechſels bereits geſchehen und eine beſondere Ceſſion nicht 
nöthig. Die Analogie der Eviction paßt nicht: denn beim Kauf wird 
nur die verkaufte Sache übertragen, und nicht die Forderungen des 
Verkäufers gegen ſeinen Vormann. 

Faſt alle Wechſelordnungen folgen dieſer letzten Auffaſſung. 
Die ſtrenge Befolgung des Ceſſionsprincips iſt unnütze Weitläuftigkeit. 
Daher wird gewöhnlich der Grundſatz ausgeſprochen, daß jeder 
Inhaber allen ſeinen Vormännern für den Regreß hafte, daß er 
nicht blos den Letzten, ſondern Alle in Anſpruch nehmen kann. 
Dadurch wird zugleich eine um ſo viel größere Sicherheit des Wechſel— 
inhabers erreicht. Er hat nun ſo viele Bürgen wie Vormänner, 
und wenn nur Einer zahlbar iſt, ſo hat er keinen Verluſt zu beſorgen. 
Hierin, neben der ſtrengen Execution, liegt der Hauptgrund, weßhalb 
ein Wechſel um ſo viel mehr Sicherheit darbietet, als ein einfacher 
Schuldſchein. — Dies Princip iſt wohl allgemein angenommen, 
unterliegt aber in ſeiner näheren Anwendung einer dreifachen Modi— 
fication: 
1) Einige erklären zwar Alle für verbunden, verlangen aber, 
daß ſie der Reihe nach in Anſpruch genommen werden. Alſo jeder 
frühere Vormann hat gewiſſermaßen die Rechtswohlthat der Voraus— 
klage, es darf nicht eher auf ihn zurückgegangen werden, als bis 
man ſich bei den Späteren vergebens gemeldet hat. Eine Ausklage 
iſt jedoch hier nicht nöthig, und wohl nirgends vorgeſchrieben. Es 
genügt, daß gefordert, und, wenn nicht gezahlt, proteſtirt iſt. 

2) Andere geſtatten beliebige Wahl; allein wenn ein früherer 
gewählt iſt, ſo ſind die Hintermänner deſſelben befreit. So Martens. 

3) Noch Andere geſtatten abſolute Wahl. Zuerſt kann man 
ſich melden, bei wem man will, und durch die Anmeldung bei Einem 
wird Keiner der übrigen befreit. Dies am beſten. Es ſoll einmal 
für die Sicherheit der Inhaber geſorgt werden, und der Weg, auf 
welchem am meiſten dafür geſorgt wird, iſt der beſte. So in 
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Preußen 1) und Frankreich 2). Dies kann auch als die Regel 
angeſehen werden 3). — Dabei iſt noch zu bemerken: 

a) Wo die erſte Regel gilt, iſt wieder ein beſonderer Fall vor⸗ 
handen, wo ein Wechſelproteſt nothwendig wird. Vergl. § 105. 
Wenn ein ſpäterer Intereſſent ſich weigert, und deßhalb an den 
früheren zurückverweiſt, jo muß man darthun, daß man ſich ſchon 
bei dem früheren gemeldet habe, um die Einwendung der Voraus— 
klage abzuwenden. Das kann aber nur durch einen Proteſt geſchehen. 
Einige Wechſelordnungen machen es überhaupt zur Regel, daß, wenn 
man ſich gemeldet und nichts erhalten hat, man zur Erhaltung der 
künftigen Klage einen Proteſt aufnehmen laſſen muß ). Es iſt 
dieſes eine überflüſſige Formalität. 

b) Wenn ein Indoſſant die Clauſel beifügt „frei von Giro,“ 
ſo findet gegen ihn kein Regreß ſtatt, weil er ſich losgeſagt hat. 
Dadurch hat aber der Indoſſant ſeine Anſprüche gegen deſſen Vor- 
männer nicht verloren: ſie haften ebenſo gut, als wenn ohne dieſe 
Clauſel indoſſirt wäre. Denn der Indoſſant, welcher ſich dieſer 
Clauſel bedient, hat dadurch ſeine Befugniß zum Regreß nicht ver— 
loren. Er hat aber ſein Recht an ſeinen Hintermann übertragen, 
und dieſer iſt mithin ebenſo befugt, die Vormänner des Indoſſanten 
anzugreifen, wie Letzterer dazu berechtigt geweſen wäre. — Daſſelbe 
gilt auch vom Cedenten des Wechſels. Er ſelbſt haftet nicht, da der 
Cedent für die Güte der Forderung nicht aufkommt. Allein ſein 
Recht geht auf den Ceſſionar über: dieſer iſt alſo berechtigt, die 
früheren Indoſſanten, welche an ſeinen Cedenten übertragen haben, 
zu belangen. 

3) Der Inhaber hat auch die Befugniß, mehrere Intereſſenten 
zugleich in Anſpruch zu nehmen. Alle ſind in solidum verhaftet; 
auch kann man ja mehrere correi debendi zugleich in Anſpruch 
nehmen. In Frankreich ) iſt dies ausdrücklich geſtattet, zahlt Einer 


) L. R. 2, 8. § 839. 840. 1059. 1061. 1068. 1069 und jetzt D. W. O. 
Art. 49: Der Inhaber eines Mangels Zahlung protestirten Wechsels ... ist 
an die Reihenfolge der Indossamente nicht gebunden. Vergl. Art. 98. Nr. 6. 

2) C. c. art. 164. ) Pfeiffer, Pract. Ausf. Th. 1. Nr. 11. 

4) Preuß. L. R. 2, 8. § 1060. a 

C. c. art. 164. D. W. O. Art. 49: Der Inhaber eines Mangels Zah- 
lung protestirten Wechsels kann die Wechselklage gegen alle Wechselver- 
Pflichtete oder auch nur gegen einige oder einen derselben anstellen, ohne 
dadurch seinen Anspruch gegen die nicht in Anspruch genommenen Ver- 
pflichteten zu verlieren. Vergl. Art. 98. Nr. 6. 
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ſo werden die Uebrigen befreit, ganz oder theilweiſe: letzteres im Con— 
curs oft anders: vergl. § 130. 

C. Object des Regreſſes ). Was fordert der Inhaber? 
Die allgemeine Antwort lautet: das Intereſſe. Fundament des 
Anſpruchs iſt ein nicht erfülltes Verſprechen. Wer deßhalb belangt 
wird, wird immer auf das Intereſſe belangt. Er kann freilich außer 
Schuld ſein. Das hindert aber nicht. Wer es übernommen hat, die 
Handlung eines Dritten zu bewirken, iſt ſehr oft außer Schuld, und 
haftet doch für das Intereſſe. Es tritt hier die Analogie der Evic— 
tionsleiſtung ein. Zu dieſem Intereſſe gehört dann 2): 

1) das Capital, auf welches der Wechſel lautet: die Haupt— 
ſumme. Dem Inhaber gebührt nicht ſowohl die Summe, welche er 
für den Wechſel bezahlt hat, ſondern das Geld, worauf der Wechſel 
lautet, denn dieſes hätte er bei richtiger Zahlung erhalten, und dieſes 
entgeht ihm. Auch hier tritt die Analogie der Evictionsleiſtung ein, 
wo nicht der gegebene Preis, ſondern der Werth der Sache erſtattet 
werden muß. Wenn daher Regreß an einem andern Orte in deſſen 
Gelde zu leiſten iſt, ſo wird nicht die Summe dieſes Geldes, welche 
der Belangte ehemals erhalten, ſondern ſo viel bezahlt, als ſie nach 
jetzigem Cours werth iſt; denn ſo viel iſt jetzt nöthig, um ſich das 
Geld zu verſchaffen, auf welches der Wechſel lautet. Bisweilen kann 


1) Beseke, Thes. V. 1. n. 24, woſ. die Diſſertation von Willenberg. 

) D. W. D. Art. 50: Die Regress- Ansprüche des Inhabers, welcher 
den Wechsel Mangels Zahlung hat protestiren lassen, beschränken sich auf: 
I) die nicht bezahlte Wechselsumme nebst 6 Procent jährlicher Zinsen vom 
Verfalltage ab, 2) die Protestkosten und anderen Auslagen, 3) eine Provi- 
sion von % Procent. Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regress- 
pflichtige an einem anderen Orte, als dem Zahlungs-Orte wohnt, zu dem- 
jenigen Course gezahlt werden, welchen ein vom Zahlungs-Orte auf den 
Wohnort des Regresspflichtigen gezogener Wechsel auf Sicht hat. Besteht 
am Zahlungs-Orte kein Cours auf jenen Wohnort, so wird der Cours nach 
demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des Regresspflichtigen 
am nächsten liegt. Der Cours ist auf Verlangen des Regresspflichtigen 
durch einen unter öffentlicher Autorität ausgestellten Courszettel oder durch 
das Attest eines vereideten Mäklers oder, in Ermangelung derselben, durch 
ein Attest zweier Kaufleute zu bescheinigen. Vergl. Art. 98. Nr. 6. — H. 13. 
b) Bei der Berechnung des Ricambio kann der auf der Börſe notirte Cours zum 
Grunde gelegt werden, namentlich auch von London auf Amſterdam; es findet 
aber ein Gegenbeweis dahin ſtatt, daß der Cours, wozu wirklich gemacht worden, 
beſſer geweſen ſei. Dieſer Gegenbeweis wird auch dem Mandanten gegen den 
Mandatar nachgelaſſen, wenn Letzterer an einen Intervenienten den notirten Cours 
bezahlt hat. 
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daraus ein Vortheil für den Belangten entſtehen; oft aber großer 
Schaden. Letzteres viel öfter, und daher vermeidet man gern den Regreß ). 

2) Alle Unkoſten, die durch das Wechſelgeſchäft veranlaßt ſind: 
Proteſt, Briefporto, Proviſion, Mäklercourtage 2). Zuvörderſt näm⸗ 
lich die Unkoſten, welche durch die Nichtzahlung veranlaßt ſind, wie 
Proteſt und die Koſten des Regreſſes. Das verſteht ſich von ſelbſt. 
Wäre der Wechſel bezahlt, ſo hätte er ſie nicht gehabt, es iſt alſo 
ein Schaden der Nichterfüllung. Ebenſo gut aber müſſen auch 
die übrigen Koſten bezahlt werden, welche aufgewendet werden 
mußten, wenn der Ausgang des Geſchäfts ein guter geweſen wäre, 
wohin Proviſion und Courtage gehören. Sie ſind freilich kein 
direkter Schaden aus der Nichtzahlung. Weil aber jener Wechſel 
nicht bezahlt worden iſt, ſo muß der Inhaber, um ſeinen Zweck zu 
erreichen, einen neuen Wechſel haben. Dabei kommen dieſe Unkoſten 
zum zweiten Male vor, und dieſer doppelte Aufwand iſt auch ein 
Schaden aus der Nichterfüllung. Uebrigens werden hiebei nicht die 
vermehrten Koſten durch Giro berechnet, ſondern nur ſo viel, als die 
direkte Ueberſendung beträgt; denn nur ſo viel iſt aufs Neue nöthig. 

3) Die Zinſen der Zwiſchenzeit, während welcher der Inhaber 
ſein Geld entbehrt. Sehr oft ſind hier 6 PCt. üblich oder geſetzlich. 
So in Hamburg 3). Aber in der Regel nur 5 pCt. ). Denn die 
Zahlung des Regreſſes erfolgt nicht an demſelben Tage, an welchem 
der Wechſel beim richtigen Gange bezahlt wäre; in dieſer Zwiſchen— 
zeit hat der Inhaber ſein Geld entbehrt; dafür muß alſo eine Ver— 
gütung durch Zinſen eintreten. Dieſe werden aber nicht von der 
Zeit an berechnet, wo der Wechſel gekauft iſt; ſondern nur von 
dem Tage, wo er fällig war. Beim Bankerott, könnte man glauben, 
von dem Tage des Wechſel-Proteſtes. Denn von dieſem Tage 
an entbehrt er das Capital des Wechſels. Ebenſo beim Regreß wegen 
Nichtacceptation. Aber die Zinſen bis zur Fälligwerdung ſtecken ſchon 
in dem Cours. — Früher hätte nämlich ja auch bei richtiger Zah— 
lung der Inhaber das Geld nicht erhalten; nur dieſe Entbehrung 
iſt alſo eine Folge der Nichterfüllung 5). Andere Wechſelordnungen 6) 


) Büſch, Th. 2. S. 135. 

) L. 1. e) Prozeßkoſten, welche ein Vormann feinem Hintermann, welcher 
Wechſelregreß wider ihn genommen hat, entrichten mußte, kann Jener dem Traſ⸗ 
ſaten in der Ricambio- Rechnung nicht in Abrechnung bringen. Vergl. Juriſt. 
Abhandl. B. 1. Nr. 27. 

3) W. O. Art. 40. Ebenſo jetzt D. W. O. Art. 50 2. 

) Brokes, Sel. obs. 312. 

6) C. c. art. 184. 6) Materl. § 283. 
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berechnen umgekehrt die Zinſen von der Zeit des Wechſelkaufs, 
wofür der Grund vielleicht in dem unter Nr. 4 Folgenden liegt. 

4) Endlich ſind auch alle ſonſtigen Schäden zu erſetzen, welche 
der Inhaber dadurch erlitten hat, daß er das Geld nicht zur beſtimmten 
Zeit am beſtimmten Orte empfing, z. B. er hat einen vortheilhaften 
Einkauf verſäumt, er hatte Schulden zu bezahlen, wozu er Geld nur 
mit großem Verluſt anſchaffen konnte. Nach der allgemeinen Regel 
iſt ohne Zweifel auch dies zu bezahlen; denn es iſt ein Schaden 
aus der Nichterfüllung. Darüber findet ſich eine deutliche Vorſchrift 
im römischen Recht ). Freilich iſt dieſe Forderung zum Wechſelproceß 
ſelten geeignet, weil es ihr an Liquidität fehlt; allein im beſonderen 
Prozeſſe müßte ſie geſtattet ſein. Uebrigens nehmen die meiſten 
Wechſelordnungen hierauf keine Rückſicht, ſondern blos auf die drei 
erſten Punkte. Auch der code de commerce ?) weiß nichts davon. 
Hieraus iſt jedoch kein Schluß auf die Unzuläſſigkeit einer Geltend— 
machung im abgeſonderten Verfahren zu ziehen. Denn die Wechſel— 
ordnungen beſchränken ihre Vorſchrift ſehr natürlich auf das, was 
man wechſelmäßig fordern kann. Dabei iſt noch zu bemerken: nach 
der Strenge könnte, wenn der Inhaber an einen Indoſſanten geht, 
und dieſer weiter an ſeine Vormänner, ſolcher zu dem, was er bezahlt 
hat, ſeine eigenen Unkoſten hinzurechnen u. ſ. f. Denn das iſt ſein 
Schaden aus der Nichterfüllung 3). Gewöhnlich wird es aber anders 
gehalten. Der Indoſſant, welcher vergütet hat, erhält von ſeinen 
Vormännern nur ſo viel, als er ſelbſt bezahlt hat. Die eigenen 
Unkoſten muß er tragen ). 


) 1.2. § 8. D. de eo quod certo loco. 13, 4. 2) Art. 181. 

) D. W. O. Art. 51: Der Indossant, welcher den Wechsel eingelöst 
oder als Rimesse erhalten hat, ist von einem früheren Indossanten oder von 
dem Aussteller zu fordern berechtigt: 1) die von ihm gezahlte oder durch 
Rimesse berichtigte Summe nebst 6 Procent jährlicher Zinsen vom Tage der 
Zahlung, 2) die ihm erstandenen Kosten, 3) eine Provision von / Procent. 
Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regresspflichtige an einem anderen 
Orte als der Regressnehmer wohnt, zu demjenigen Course gezahlt werden, 
welchen ein vom Wohnorte des Regressnehmers auf den Wohnort des Regress- 
pflichtigen gezogener Wechsel auf Sicht hat. Besteht im Wohnort des Regress- 
nehmers kein Cours auf den Wohnort des Regresspflichtigen, so wird der 
Cours nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des Regress- 
Pflichtigen am nächsten liegt. Wegen der Bescheinigung des Courses kommt 
die Bestimmung des Art.50 zur Anwendung. — Art. 52: Durch die Bestim- 
mungen der Art.50 und 51. Nr.1 und 3 wird bei einem Regresse auf einen 
ausländischen Ort die Berechnung höherer, dort zulässiger Sätze nicht aus- 
geschlossen. Vergl. Art. 98. Nr. 6. 

) C. c. art. 182. 183. 
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D. Art des Verfahrens. Daſſelbe iſt oft gar nicht förmlich. 
Wenn aber förmlich, ſo iſt zu unterſcheiden, ob der Vormann, gegen 
welchen Regreß genommen wird, an demſelben, oder ob er an einem 
verſchiedenen Orte ſich befindet. 

1) Wenn an demſelben Orte, jo wird ihm der Originalwechſel, 
der Proteſt und die Koſtenrechnung präſentirt und ſofortige Zahlung 
verlangt; die Wechſelordnungen geſtatten oft nur 24 Stunden. Erfolgt 
ſie nicht, ſo wird entweder proteſtirt und weiter gegangen, oder die 
Wechſelklage angeſtellt. ö 

2) Wenn an einem andern Orte Regreß genommen werden 
ſoll, ſo geſchieht ſolches durch Traſſirung eines Wechſels auf den 
Vormann: Rückwechſel, ricambio, rechange ). Hat man übrigens 
ſeinen Regreß an einen guten Freund zu nehmen, mit dem man 
ſonſt in Rechnung ſteht, ſo wird kein Rückwechſel eingeſandt, ſondern 
blos eine Rechnung über den Belauf des Anſpruchs, und dieſer 
a Conto gejchrieben 2). Wenn dagegen ein Rückwechſel geſandt wird, 
ſo iſt die Procedur dabei folgende: Man ſendet den alten Wechſel 
mit dem Proteſt und einer beglaubigten Koſtenrechnung ſammt einem 
neuen Wechſel an einen Präſentanten im Wohnorte des Vormanns. 
Nach dem code de commerce ?) muß die Beglaubigung durch 
Mäkler oder in deſſen Ermangelung durch zwei Kaufleute geſchehen. 
Der neue Wechſel wird alsdann präſentirt, und iſt er acceptirt, ſo 
erfolgt die Auslieferung des alten Wechſels mit Beilagen, und Alles 
iſt abgethan. Erfolgt die Acceptation nicht, ſo wird nunmehr die 
Regreßklage angeſtellt. — Zur Einleitung des Regreſſes gegen den 
Vormann ſind gewöhnlich kurze Friſten vorgeſchrieben. Die näheren 
Beſtimmungen find aber ſehr verſchieden. In Frankreich Y iſt der 


) C. c. art. 177. 178. D. W. O. Art. 53: Der Negressnehmer kann 
über den Betrag seiner Forderung einen Rückwechsel auf den Regress 
pflichtigen ziehen. Der Forderung treten in diesem Falle noch die Mäkler- 
gebühren für Negozirung des Rückwechsels, sowie die etwaigen Stempel- 
gebühren, hinzu. Der Rückwechsel muss auf Sicht zahlbar und unmittelbar 
(a drittura) gestellt werden. Vergl. Art. 98. Nr. 6. 

2) H. 13. a) Der Intervenient iſt nicht verpflichtet, einen Rückwechſel wirk⸗ 
lich zu ziehen, ſondern kann ſtatt deſſen den Ricambio berechnen. 

5) Art. 180. 181. 186. Ebenſo D. W. O. Art. 50. 51. 

) C. e. art. 165 fgg. — F. 33. e) Die Exiſtenz der Verordnung der fran⸗ 
zöſiſchen proviſoriſchen Regierung vom 3. März 1848 iſt notoriſch und ihre Gül⸗ 
tigkeit kann nicht bezweifelt werden. d) Das Geſetz der franzöſiſchen proviſoriſchen 
Regierung vom 29. März 1848 enthält eine Friſtverlängerung nur für den porteur 
(c. c. art. 165), alſo den letzten Wechſelinhaber, und nicht eine gleiche für deſſen 
Vormänner (art. 167. Abſ. 2). 
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Proteſt binnen 15 [*richtiger 14*] Tagen mitzutheilen, und wenn keine 
Zahlung erfolgt, Klage anzuſtellen. In Preußen ſoll mit erſter Poſt 
ein Proteſtexemplar eingeſendet und binnen Jahresfriſt Klage erhoben 
werden. Nach allgemeinen Grundſätzen läßt ſich nur ſagen, daß man 
ſeinen Vormann mit erſter Poſt von der Nichtzahlung benachrichtigen 
muß, und ein Exemplar des Proteſtes einzuſenden hat. Das gehört 
zu der Sorgfalt, welche man ihm als ſein Bevollmächtigter ſchuldig 
iſt. Der Vormann hat alsdann die Nachricht an ſeinen Vormann 
weiter zu ſenden 1). — Im Uebrigen iſt zu bemerken: 


— — — 


) D. W. O. Art. 45 — 47: Der Inhaber eines Mangels Zahlung prote- 
stirten Wechsels ist verpflichtet, seinen unmittelbaren Vormann innerhalb 
zweier Tage nach dem Tage der Protesterhebung von der Nichtzahlung des 
Weehsels schriftlich zu benachrichtigen, zu welchem Ende es genügt, wenn 
das Benachrichtigungsschreiben innerhalb dieser Frist zur Post gegeben ist. 
‚Jeder benachrichtigte Vormann muss binnen derselben, vom Tage des empfan- 
genen Berichts zu berechnenden Frist seinen nächsten Vormann in gleicher 
Weise benachrichtigen. Der Inhaber oder Indossatar, welcher die Benach- 
richtigung unterlässt oder dieselbe nicht an den unmittelbaren Vormann 
ergehen lässt, wird hierdurch den sämmtlichen oder den übersprungenen 
Vormänmern zum Ersatze des aus der unterlassenen Benachrichtigung ent- 
standenen Schadens verpflichtet. Auch verliert derselbe gegen diese Personen 
den Anspruch auf Zinsen und Kosten, so dass er nur die Wechselsumme 
zu fordern berechtigt ist. Art. 46: Kommt es auf den Nachweis der dem 
Vormanne rechtzeitig gegebenen schriftlichen Benachrichtigung an, so genügt 
zu diesem Zwecke der durch ein Post- Attest geführte Beweis, dass ein Brief 
von dem Betheiligten an den Adressaten an dem angegebenen Tage abge- 
sandt ist, sofern nicht dargethan wird, dass der angekommene Brief einen 
anderen Inhalt gehabt hat. Auch der Tag des Empfanges der erhaltenen 
schriftlichen Benachrichtigung hamm durch ein Post- Attest nachgewiesen 
werden. Art. 47: Hat ein Indossant den Wechsel ohne Hinzufügung einer 
Ortsbezeichnung weiter gegeben, so ist der Vormann desselben von der unter- 
bliebenen Zahlung zu benachrichtigen. Vergl. Art. 98. Nr. 6. Durch dieſe 
Vorſchriften ſind die Grundſätze der früheren Jurisprudenz weſentlich geändert. — 

H. 9. a) Ein erhobener Proteſt braucht nicht mit erſter Poſt an den Vormann 
eingeſandt zu werden. 

b) Die Nothwendigkeit einer ſolchen Einſendung nach dem Recht eines aus— 
wärtigen Platzes hat die Partei zu beweiſen, welche die Verwerflichkeit des Regreß— 
anſpruches daraus ableitet. 

H. 3. a) Eine verſpätete Benachrichtigung der Proteſterhebung von Seiten 
eines Hintermanns ſchließt die Regreßklage eines Vormanns, welcher nichts ver— 
ſäumt hat, im Wechſel- und im ordentlichen Prozeß aus. 

b) Doch iſt der Beweis nachzulaſſen, daß die Verſpätung lediglich durch Zufall 
eingetreten ſei. 

c) Die Pflichten eines jeden Hintermanns gegen ſeinen Vormann in Betreff 
der Benachrichtigung richten ſich nach dem Wohnort des Letzteren. rat. 
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1) für die Regreßklage iſt durchgängig ſchneller Wechſelprozeß 
geſtattet. Denn hier iſt Alles vorhanden, was dazu nöthig iſt, und 
darin beſteht eben der Vorzug des Wechſels. Nur verſteht es ſich 


H. 8. a) Die Pflicht eines Wechſelinhabers, feinen Vormann, auch den Traſ— 
ſanten, von der unterbliebenen Annahme oder Zahlung ſofort zu benachrichtigen, 
tritt in Hamburg auch bei ſ. g. Platzwechſeln ein. 

b) Der Inhaber muß nachweiſen, daß der Vormann zeitig benachrichtigt ſei. 
Juriſtiſche Abhandlungen, B. 1. Nr. 25. 

F. 29. a) Die in der Frankf. Wechſel-Ordn. vorgeſchriebene Anzeige von der 
verweigerten Acceptation und Zahlung muß bei Strafe des Verluſtes des Regreſſes 
auch gegen den erſten Indoſſanten geſchehen, der nur den Ausſteller zum Vor: 
manne hat. 

b) Durch die Unterlaſſung dieſer Anzeige geht gegen den Giranten nicht blos 
die Regreßklage, ſondern auch die Befugniß verloren, den Betrag des Wechſels 
durch die Einrede der Compenſation in Abrechnung zu bringen. 

c) Die Beweislaſt, daß jene Anzeige geſchehen ſei, trifft immer den Inhaber 
des Wechſels. 

F. 30. Die Vorſchrift der Fr. W. O. von der Verpflichtung zur Anzeige 
von der verweigerten Acceptation und Zahlung bei Verluſt des Regreſſes iſt auch 
dann zu beobachten, wenn der unmittelbare Vormann des Wechſelinhabers in 
Concurs gerieth, in welchem Fall die Anzeige, bei Verluſt des Anſpruchs an die 
Maſſe, an den Güterpfleger erfolgen muß. 

F. 33. e) Nach Frankfurtiſchem Rechte iſt der Regreß aus einem auswärts 
zahlbaren, von einem Frankfurter gezogenen oder indoſſirten Mangel Zahlung 
proteſtirten Wechſel gegen den Frankfurter dadurch bedingt, daß der Proteſt von 
dem letzten Inhaber binnen zwei Tagen ſeit deſſen Erhebung, von den Vormön⸗ 
nern binnen zwei Tagen ſeit deſſen Empfang mit der Briefpoſt an den Frankfurter 
abgeſendet wird. 

F. 21. Der Girant eines Wechſels, welcher bei Einſendung des Proteſtes 
Mangel Annahme an ſeinen Vormann bereits von dem Inhaber des Wechſels, 
jedoch nicht zum Zweck der Regreßnahme, in Kenntniß geſetzt war, daß auch die 
Zahlung geweigert ſei, und dieſe Nachricht dem Vormanne nicht ſofort mittheilte, 
verliert durch dieſes Schweigen für den Fall ſpäterer Einlöſung des Wechſels ſeinen 
Regreßanſpruch nicht. 

F. 32. Der Wechſelinhaber braucht darüber, daß er ſeinem Vormanne die 
Nichtacceptation oder Nichtzahlung des Wechſels zeitig angezeigt habe, keinen ſtrengen 
Beweis, ſondern nur eine Beſcheinigung zu liefern. 

F. 39. d) Nach engliſchem Recht wird zu einer rechtzeitigen Benachrichtigung 
von der erfolgten Nichtzahlung erfordert, daß ſie vom Inhaber (oder, nach der 
Praxis, einem Theilhaber) des Wechſels am letzten Reſpit- oder darauf folgenden 
Tage erfolgt, auch bei Perſonen an demſelben Platze einen Tag nach dem letzten 
Reſpittage an die zu benachrichtigende Perſon gelangt iſt. J. F. Göttingen. 

e) Iſt der dritte Reſpittag ein Sonntag, ſo muß nach engliſchem Recht am 
Sonnabend die Präſentation zur Zahlung, am Montage die Benachrichtigung von 
deren Weigerung erfolgen. Iſt ein Sonntag erſter oder zweiter Reſpittag, ſo wird 
um deßwillen kein Tag ſolchen hinzugeſetzt. rat. J.- F. Göttingen. 
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von ſelbſt, daß Wechſel und Proteſt in Ordnung ſein müſſen. Iſt 
der Proteſt verſäumt oder der Wechſel verloren, ſo kann man keinen 
Wechſelprozeß anſtellen ). 

2) Um dieſen Regreß zu nehmen iſt ein Ausklagen des Accep— 
tanten vorher nicht nöthig 2). Nach allgemeinen Grundſätzen wäre 
das Gegentheil zu behaupten. Wenn der Acceptant nicht zahlungs— 
unfähig iſt und der Inhaber die Klage gegen ihn verſäumt, ſo liegt 
darin ein eigenes Verſchulden des Inhabers. Allein das ſofortige 
Zurückgehen auf die Vormänner iſt ganz allgemein eingeführt. Der 
Grund liegt wohl darin, daß bei Wechſelverbindlichkeiten Alles ſtreng 
genommen wird: mithin auch, daß die Zahlung zur gehörigen Zeit 
erfolgt ſein müſſe. Dieſe läßt ſich aber doch durch eine Klage gegen 
den Acceptanten nicht mehr erlangen. 

3) Gegen Empfang der Entſchädigung erfolgt die Auslieferung 
des Wechſels und des Proteſtes, denn man beſitzt dieſe nunmehr 


f) Ein Verzicht auf die Rechte aus nicht gehöriger Benachrichtigung ſetzt nach 
engliſchem Recht ſtets eine dem Wechſelgläubiger gegenüber vorgenommene Hand— 
lung voraus. J.-F. Göttingen. 

g) Die Unmöglichkeit, Nachricht zu geben, entſchuldigt nach engliſchem Recht 
nur dann, wenn der dazu Pflichtige thätig geweſen iſt, die Nachricht an den zu 
bringen, welcher fie fordern kann. J. -F. Göttingen. 

h) Mangel der Benachrichtigung befreit nach neuerem engliſchen Recht den 
Regreßpflichtigen von aller Verbindlichkeit; und die Vermuthung, durch jenen 
Mangel benachtheiligt zu ſein, kann nur durch den Beweis des Wechſelinhabers 
beſeitigt werden, daß der Acceptant keine Deckung gehabt, und der Wechſel für 
Rechnung des Traſſanten gezogen ſei. J.-F. Göttingen. 

F. 33. b) Die nach franzöſiſchem Recht (C. c. art. 165. 167. Abſ. 2) zur 
Notification des Proteſtes Mangel Zahlung und Anſtellung der Wechſelklage bei 
Verluſt derſelben gegebene Friſt läuft für den letzten Wechſelinhaber wie für ſämmt— 
liche Indoſſanten, für jeden ſelbſtſtändig, von der Zeit an, wo er in den Beſitz 
des Wechſels gelangt iſt, und Niemand iſt befugt, den von ſeinen Nachmännern 
unbenutzten Theil der geſetzlichen Friſt ſich zu Gute zu rechnen. 

) H. 27. b) Iſt eine Wechſelregreßklage im ordentlichen Prozeſſe angeſtellt, 
ſo kann der Beweis des gehörig bewirkten Proteſtes Mangel Zahlung gleichwohl 
nur durch Production des Proteſtes ſelbſt geführt werden. 

H. 27. d) Wird eine Wechſelregreßklage im ordentlichen Prozeſſe angeſtellt, 
ſo braucht der Proteſt Mangel Zahlung nicht ſofort mit der Klagſchrift vorgelegt 
zu werden. 

2) F. 17. Ein Wechſelinhaber, welcher nach erfolgter Inſolvenzerklärung des 
Acceptanten einem Accorde mit dieſem freiwillig und ohne Zuſtimmung des Traſ— 
ſanten beigetreten iſt, und den Acceptanten wegen des Reſtes ſeiner Schuld liberirt hat, 
kann an den Traſſanten keinen Regreß nehmen; auch nicht nach Frankfurter Recht. 

16 
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ohne Grund !). Wo aber nur theilweiſe berichtigt wird, behält man 
dieſelben und bemerkt auf dem Wechſel, wieviel man empfangen. — 
Ein Traſſant, welcher ein doppeltes Exemplar ausgeſtellt hat, hat 
wohl darauf zu achten, daß ihm beide zurückgeliefert werden, damit er 
nicht genöthigt werde, doppelt zu zahlen: z. B. der Remittent hat die 
Secunda verkauft, und kommt mit der Prima und erhält Regreß. 
Käme nun nachher der Inhaber der Secunda, ſo würde dieſem die 
Zahlung nicht zu weigern ſein, weil die Einrede der Zahlung aus 
der Perſon ſeines Vormannes nicht ſtattfindet 2). 


§ 103. Klage gegen den Acceptanten. 


Der zweite Weg, welchen der Wechſelinhaber einſchlagen kann, 
iſt der einer Klage gegen den Traſſaten, inſofern dieſer acceptirt 
hat. Daß dieſer belangt werden kann, verſteht ſich von ſelbſt, denn 
er haftet aus ſeinem eigenen Verſprechen: durch die Acceptation iſt 
ja die Verbindlichkeit zur Bezahlung contrahirt. Dabei iſt zu 
bemerken: 

1) Die Klage kann auch nach verſuchtem Regreß angeſtellt 
werden. Darin, daß jener Weg gewählt iſt, liegt kein Verzicht auf 
dieſen. Das ergiebt ſich aus einer Vergleichung mit dem qualificirten 
Mandat. g 

2) Die Klage wird angeſtellt auf den Wechſelbelauf, die Zinſen 


) D. W. O. Art. 48: Jeder Wechselschuldner hat das Recht, gegen 
Erstattung der Wechselsumme nebst Zinsen und Kosten die Auslieferung 
des quittirten Wechsels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Protestes 
von dem Inhaber zu fordern. — Art. 54: Der Regresspflichtige ist nur gegen 
Auslieferung des Wechsels, des Protestes und einer quittirten Retour - Rech- 
nung Zahlung zu leisten verbunden. Vergl. Art. 98. Nr. 6. — H. 27 e) Auch 
der mit einer Wechſelregreßklage belangte Traſſant braucht nur Zahlung zu leiſten 
gegen Auslieferung des Proteſtes Mangel Zahlung und hat nicht nöthig, ein 
beſonderes deßfallſiges Intereſſe nachzuweiſen. 

2) D. W. O. Art 67: Ist von mehreren ausgefertigten Exemplaren gas 
eine bezahlt, so verlieren dadurch die anderen ihre Kraft. Jedoch bleiben 
aus den übrigen Exemplaren verhaftet: 1) der Indossant, welcher mehrere 
Exemplare desselben Wechsels an verschiedene Personen indossirt hat, und 
alle späteren Indossanten, deren Unterschriften sich auf den bei der Zahlung 
nicht zurückgegebenen Exemplaren befinden, aus ihren Indossamenten; 
2) der Acceptant, welcher mehrere Exemplare desselben Wechsels acceptirt 
hat, aus den Accepten auf den bei der Zahlung nicht zwrückgegebenen 
Exemplaren. 
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und die Prozeßkoſten: nicht aber auf die Regreßkoſten. Der Inhaber 
hätte nicht nöthig gehabt, dieſen vergeblichen Weg zu wählen J. 

3) Zu dieſer Klage iſt kein Proteſt nöthig: ſie findet auch ſtatt, 
wenn man ſich daran verſäumt hat; § 104. Er ſoll ja nur den 
Thatumſtand conſtatiren, daß man ſich gehörig gemeldet hat, aber 
nicht bezahlt worden iſt. Das iſt gegen den Acceptanten nicht nöthig. 
Daß er nicht gezahlt hat, braucht man gegen ihn nicht zu beweiſen: 
eine Verſpätung in der Meldung befreit ihn nicht 2). Mehrere 
Wechſelordnungen verlangen jedoch den Proteſt auch zu dieſer Klage: 
nicht aber das franzöſiſche Recht ); kund ebenſowenig das engliſche“ ). 

4) Eine Klage des Ausſtellers gegen den Acceptanten findet 
nur dann ſtatt, wenn Letzterer ſich zuvor verpflichtet hat, den Wechſel 
zu acceptiren, oder wenn acceptirt und nicht bezahlt iſt. Allein in beiden 
Fällen ceſſirt die ſtrenge Wechſelklage, falls nicht der Ausſteller den 
Wechſel auf ſich zurück hat indoſſiren laſſen, was bisweilen unter— 
ſagt iſt 5). Auch gewährt eine vom Traſſanten als Indoſſatar 
angeſtellte Klage nach allgemeinen Grundſätzen nicht immer Hülfe. 
Anlangend nämlich: 

a) die Hauptſumme des Wechſels, ſo kann, wenn der Traſſat 
Deckung erhalten hat, die Klage nützen: hat er dagegen keine Deckung 
erhalten, ſo hilft ſie nicht, weil ſogleich die Einrede der Compen— 
ſation entgegenſteht. 


) Hufeland J. c. 5 25. 

2) L. 1 a) Hat der Bezogene die Deckung für einen von ihm angenommenen 
auswärts domicilirten Wechſel an die von ihm angegebene Adreſſe übermacht, der | 
Wechſelinhaber jedoch den Betrag zur Verfallzeit nicht eingehoben, ſo haftet, wenn 
die Deckung nach dem Verfalltage ganz oder theilweiſe verloren gegangen iſt, nach 
franzöſiſchem wie gemeinem Rechte, der Bezogene aus ſeinem Accept ſpäter nur 
wegen der Bereicherung. 

b) Nach franzöſiſchem Rechte bleibt der Bezogene im Fall übermachter und 
verlorengegangener Deckung aus feinem Accept auch ſpäter verhaftet, wenn bewieſen 
werden kann, daß es dem Inhaber unmöglich geweſen ſei, die Wechſel vor Verluſt 
der Deckung an den Zahlungsort zu ſchaffen. — Juriſt. Abh. B. 1. Nr. 27. $7. 

) C. c. art. 170. — Hufeland 1. c. $ 24. — Ebenſowenig D. W. O. 
Art. 44: Zur Erhaltung des Wechselrechts gegen den Acceptamten bedarf es, 
mit Ausnahme des im Art. 43. erwähnten Falles |des domicilirten Wechsels], 
weder der Präsentation am Zahlungstage, noch der Erhebung eines Protestes. 

) F. Schwarzſchild Söhne w. Sang. Mai 1858. 

5) Preuß. L. R. 2, 8. § 1133. Siehe jetzt D. W. O. Art. 10: Auch an 
den Aussteller, Bezogenen, Acceptanten oder einen früheren Indossanten 
kann der Wechsel gültig indossirt und von denselben weiter indossirt werden. 
Vergl. Art. 98. Nr. 2. Ueber die Folgen einer Vereinigung des Inhabers und 
Bezogenen in einer Perſon ſiehe § 86. S. 192. 193. Not. 1. 

16 * 
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b) In Betreff der Koſten des Regreſſes dagegen gewährt ſie 
gar keine Hülfe: denn dieſe hat der Traſſant nicht als Indoſſat zu 
fordern. 

* Obige Anſicht iſt von Heiſe ſpäter aufgegeben und ausgeführt, daß 
auch der Ausſteller, welcher den acceptirten aber unbezahlt gebliebenen 
Wechſel wieder hat einlöſen müſſen, ſobald er neben dem Wechſel und dem 
Proteſte auch noch den liquiden Beweis der erfolgten Einlöſung bei— 
bringen kann, wozu aber das bloße Durchſtreichen der Indoſſamente 
nicht genüge !), zur Anſtellung der Wechſelklage gegen den Acceptanten 
allerdings befugt ſei, und daß auch der Acceptant ihn mit der Einrede 
der ſchuldigen Wiedererſtattung der Wechſelſumme nur dann zurückweiſen 
könne, wenn er ſeinerſeits liquide Beweiſe darüber beibringt, daß ihm 
zeitige Deckung zugeſagt, oder von ihm ausbedungen worden ſei ?). * 


§ 104. Folgen des ver ſäumten Proteſtes ). 


Wenn der Präſentant den Proteſt verſäumt hat, ſo iſt er als 
bloßer Mandatar ſelbſtverſtändig zum Erſatz allen Schadens ver— 
bunden, welchen ſein Mandant erleidet. Denn der Präſentant hat 


) D. W. O. Art. 55: Jeder Indossant, der einen seiner Nachmänner 
befriedigt hat, kann sein eigenes und seiner Nachmänner Indossament aus- 
streichen. Vergl. Art. 98. Nr. 6. 

2) Juriſtiſche Abhandlungen B. 2. Nr. 1. S. 1 — 47. bei. S. 33. 34. Dieſer 
Anſicht folgt auch die D. W. O. Not. 23°”: Auch dem Aussteller haftet der 
Bezogene aus dem Accepte wechselmässig. 

B. 1. Der Traſſant kann aus einem an eigene Ordre geſtellten Wechſel — 
namentlich auch einem Bremer Waarenwechſel — gegen den Acceptanten nach 
Wechſelrecht klagen; nicht aber aus einem an fremde Ordre geſtellten Wechſel. 
(Der zweite Satz nur in rat.) 

F. 20. a) Auch in Frankfurt kann der Traſſant bei einem an eigene Ordre 
geſtellten Wechſel gegen den Acceptanten nach Wechſelrecht klagen: nicht aber nach 
Frankf. Praxis bei einem an fremde Ordre geſtellten Wechſel, obgleich ſich gemein— 
rechtlich auch dafür viel ſagen läßt. 

b) Der Traſſant hat im Fall der Anſtellung einer ſolchen Wechſelklage in 
Frankfurt, und zwar ſchon in erſter Inſtanz, ſpäteſtens in der Replik, nicht erſt 
mittelſt der Rechtswohlthat neuen Vorbringens in höherer Inſtanz, liquide zu 
ſtellen, daß er dem Acceptanten Deckung gegeben oder eine Forderung an ihn 
gehabt habe: widrigenfalls wird der Traſſant angebrachtermaaßen abgewieſen. 

H. 26. e) Nach dem gemeinen Deutſchen Wechſelrechte vor Erlaß der allge— 
meinen Deutſchen Wechſelordnung Art. 23 ſtand dem Traſſanten, auf welchen ein 
an die Ordre eines Dritten geſtellter Wechſel wegen Nichtzahlung zurückgegangen 
war, gegen den Acceptanten aus einer dem Remittenten gegenüber geſchehenen 
Annahme die Wechſelklage zu. 

3) Vergl. $ 99. 
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offenbar ein Verſehen begangen: wer aber ein Mandat aus Verſehen 
ſchlecht ausrichtet, iſt zum Intereſſe verbunden. Dieſes kann jedoch 
nicht im Wechſelprozeß geltend gemacht werden: denn er hat ſich 
nicht nach Wechſelrecht verpflichtet. 

Schwieriger iſt die Frage, worin der Nachtheil des Eigenthümers 
beſteht, wenn er oder ſein Mandatar den Proteſt verſäumt haben; 
ob er alsdann ſeinen Regreß verliert. Die Wechſelordnungen 
beſtimmen dies nicht immer genau, beſonders beim Proteſt wegen 
Nichtacceptation. Es müſſen daher die allgemeinen Grundſätze ent— 
ſcheiden: 

1) Gegen die Indoſſanten verliert er der Strenge nach allen 
Anſpruch. Denn er iſt dieſen gegen Regreß die Auslieferung des 
Wechſels und der ordnungsmäßigen Proteſte ſchuldig 1), damit ſie 
weiteren Regreß nehmen können. Dies kann er nicht leiſten, alſo 
auch die Gegenleiſtung der Entſchädigung nicht fordern: denn dieſe iſt 
abhängig von der Erfüllung der eigenen Verbindlichkeit. Der Eigen— 
thümer ſteht hier einer Perſon gleich, welche verbunden iſt, gegen 
Zahlung eine Klage abzutreten. 

2) Gegen den Traſſanten. Hier tritt der vorige Grund nicht 
ein, weil er keinen weiteren Regreß zu nehmen hat. Man muß 
daher unterſcheiden: 

a) Es iſt blos der Proteſt verſäumt und nicht die Präſentation 
ſelbſt. Das bringt keinen anderen Nachtheil als den Verluſt des 
Wechſelprozeſſes, und die Sache wird im ordentlichen Verfahren ver— 
handelt. Denn der Wechſelproteſt dient nur zum liquiden Beweiſe: 
dieſer fehlt, und mithin findet kein Wechſelprozeß ſtatt. Im ordent— 
lichen Verfahren dagegen ſind auch andere Beweiſe zuläſſig. Kann 
man alſo durch dieſe eine gehörige Präſentation darthun, ſo iſt, 
nachdem ſie ſtattgefunden, keine Nachläſſigkeit vorzuwerfen. Die Ver— 
ſäumung des Proteſtes iſt etwas, wobei der Traſſant kein Intereſſe 
hat 2). Wie aber, wenn für fremde Rechnung traſſirt iſt? 

p) Die zeitige Präſentation ſelbſt iſt verſäumt. Das iſt freilich 
ein Verſehen, hat aber den Verluſt des Regreſſes doch nur inſofern 


) D. W. O. Art. 54. Siehe $ 102. S. 231. 

) Siehe jedoch D. W. O. Art. 41: Zur Ausübung des bei nicht 
erlangter Zahlung statthaften Regresses gegen den Aussteller und die Indos- 
santen ist erforderlich: 1) dass der Wechsel zur Zahlung präsentirt worden 
ist, und 2) dass sowohl diese Präsentation, als die Nichterlangung der 
Zahlung durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen Protest dargethan 
wird. — Vergl. $ 102. S. 241. Not. 1. 
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zur Folge, als dies an der ausgebliebenen Zahlung ſchuld iſt. 
Wäre ſie bei gehöriger Präſentation erfolgt, ſo iſt es nun eigene 
Schuld, daß man ſie nicht erhalten hat, und die Regel kommt zur 
Anwendung: ein ſelbſtverſchuldeter Schaden gilt als nicht vorhanden. 
Wäre dagegen die Zahlung auch bei gehöriger Präſentation nicht 
erfolgt, ſo iſt das Verſehen nicht die Urſache der Nichtzahlung, es 
liegt alſo ein erfolgloſes Verſehen vor, und die Einrede eigener 
Schuld iſt unſtatthaft 1). Es wird alſo darauf ankommen, ob bei 
der früheren Präſentation Zahlung erfolgt wäre. Es fragt ſich nun, 
wer zu beweiſen hat. Nach den gewöhnlichen Anſichten von der 
Beweislaſt ſcheint es natürlich, daß der Traſſant beweiſen muß. Er 
ſchützt ſich gegen den Regreß durch die Einrede des Verſchuldens 
und muß alſo ſeine Einrede beweiſen. Zu dieſem Beweiſe fordert 
man gewöhnlich, daß nicht blos die Schuld ſelbſt bewieſen werde, 
ſondern auch, daß ein Schaden daraus entſtanden ſei. Allein rich⸗ 
tiger iſt es, daß der Inhaber beweiſen muß, daß die Zahlung dennoch 
nicht erfolgt wäre. Denn es würde hart ſein, den völlig unſchul— 
digen Traſſanten mit dem Beweis zu beladen, und den Inhaber, 
welcher ſeine Verbindlichkeiten nicht erfüllt hat, frei zu ſprechen. Da 
dieſen ein Verſchulden trifft, ſo muß er den Nachtheil tragen, welcher 
daraus entſteht. Dieſer beſteht in der Uebernahme der Beweislaſt, 
ſo lange nicht entſchieden iſt, ob die Zahlung dadurch vereitelt ward. 
Der Inhaber muß alſo die Beweislaſt übernehmen 2). Nur dann 
hat man wohl eine Ausnahme zu machen, wenn die Präſentation 
zur Acceptation verſäumt und für dieſe kein geſetzlicher Termin 
beſtimmt war. Denn in dieſem Falle läßt ſich nicht ſagen, daß er 
ſeine Schuldigkeit nicht erfüllt habe: es fällt alſo der obige Grund 
hinweg. Zwar iſt oben, aus allgemeinen Grundſätzen entwickelt 
worden, daß man gleich präſentiren ſolle. Allein das iſt nur eine 
Vorſichtsmaßregel für ihn, damit er ſich künftig nicht dem Einwand 
ausſetze, daß durch ſeine Säumniß die Acceptation vereitelt ſei. Es 
iſt keine eigentliche Verbindlichkeit gegen den Traſſanten. Hier kann 
alſo der Traſſant nicht die Einrede gebrauchen, ſein Gegner habe 
ſeine Verbindlichkeiten nicht erfüllt,ſondern er muß ſich darauf ſtützen, durch 


) B. 10. Der Regreß des Indoſſatars gegen den erſten Indoſſanten wegen 
verſäumten Proteſtes im ordentlichen Prozeſſe geht bei eigenen Wechſeln in Bremen 
nur verloren, wenn der Indoſſant durch die Verſäumung Schaden erlitten hat. 

Beseke, T. 1. p. 320. — Leyser sp. 133. med. 13. 
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die Säumniß ſei die Zahlung vereitelt. Dieſes Factum iſt alſo vom 
Traſſanten zu beweiſen ). 

Nach der Entwickelung dieſer allgemeinen Beſtimmungen iſt noch 
Folgendes zu bemerken: 

1) Ob der Proteſt und die Präſentation durch ein Verſchulden, 
oder durch einen reinen Zufall unterblieben ſind, macht wohl keinen 
Unterſchied. Bisher iſt der Kürze halber nur des Verſchuldens 
gedacht, oftmals aber unterbleibt beides durch einen reinen Zufall 2): 
z. B. durch Krieg, Ausbleiben der Poſten u. ſ. w. Alsdann aber 
tritt rechtlich derſelbe Erfolg ein. Denn den Zufall, der ſich in einer 
Perſon ereignet, hat dieſe zu tragen. Hier hat aber der Zufall den 
Inhaber betroffen. Er muß alſo auch deſſen nachtheilige Folgen 
tragen, ebenſo wie der, welcher ein Verſehen begangen, von deſſen 
Folgen betroffen wird. 

2) Die einzelnen Wechſelordnungen haben über den verſäumten 
Acceptationsproteſt meiſtens gar keine Vorſchrift. Wenn dagegen 
der Proteſt wegen Nichtzahlung verſäumt iſt, ſo wird ohne weitere 
Unterſcheidung oft aller Regreß abgeſprochen. Hier wird nun 
meiſtens behauptet, im zweifelhaften Falle ſeien allgemein gefaßte 
Ausdrücke der Geſetze über den Verluſt der Regreßklage der 
Natur der Sache nach nur von dem ſtrengen Wechſelregreß 
und nicht von der Hauptklage zu verſtehen. Allein das iſt nur 
ſehr beſchränkt richtig, wie ſich aus Obigem ergiebt. Bei den meiſten 
Geſetzen ) iſt offenbar die Meinung eine andere ). In Frank 


) *Nach D. W. O. Art. 18. 19. findet eine Pflicht des Inhabers, den 
Wechsel zur Annahme zu präsentiren, nur bei Wechseln statt, welche auf 
eine bestimmte Zeit nach Sicht lauten; und daher kann bei verzögerter Präſen— 
tation zur Annahme von einem Beweis des Traſſanten, daß dadurch die Zahlung 
vereitelt ſei, nicht die Rede fein. [Nürnb. Conf.⸗Zuſ.: Eine entgegenstehende 
Vebereinkunft hat keine wechselrechtliche Wirkung.|* 

) Pütter, Rechtsf. Th. 1. Nr. 74. Archiv j. H. R. Th. 2. S. 118. fg. 
Merlin, Repertoire Art. protet $ IV. Nr. I. 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 973.974. D. W. O. Art. 411 8. Siehe S. 245. Not. 2. 

) H. 19. a) Die Vorſchrift des Art. 27. der Hamb. W. O., der Inhaber 
eines nicht zur Verfallzeit präſentirten und proteſtirten Wechſels verliere den 
Regreß gegen die Indoſſanten und den Traſſanten, geht nicht nur auf Wechſel, 
die in Hamburg zahlbar, ſondern auch auf ſolche, die in Hamburg gezogen und 
im Auslande zahlbar ſind. Im zweiten Falle find nicht die im Art. 27 genannten, 
ſondern die am Zahlungsorte üblichen Reſpittage entſcheidend. 

b) Durch einen Verſtoß gegen die Vorſchrift des Art. 27 cit. geht die Regreß— 
klage nicht blos im Wechſel-, ſondern auch im ordentlichen Prozeſſe verloren. 
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reich 1) finden ſich eigene Vorſchriften, welche den obigen Regeln 
ſehr nahe kommen: gegen die Indoſſanten ſoll aller Regreß verloren 
ſein; gegen den Traſſanten nur dann, wenn dieſer beweiſt, daß der 
Acceptant Fonds von ihm in Händen gehabt habe. 

3) Wenn auch der eigentliche Wechſelprozeß verloren iſt, ſo 
erſcheint der Inhaber doch immer inſofern zur Klage berechtigt, als 
einer der Intereſſenten die Valuta des Wechſels wirklich als reinen 
Vortheil beſitzt: z. B. ein Traſſant, welcher auf Credit gezogen hat, 
oder, wenn er die Forderung, die er mittelſt Wechſels einziehen 
wollte, ſpäter auf anderem Wege wirklich empfangen hat; oder wenn 
er Deckung übermacht, und aus dem Concurſe des Acceptanten einen 
Theil zurück erhielt; oder, wenn ein Indoſſant bereits von dem Traſ— 
ſanten für den Regreß Vergütung erhalten hat. Ein ſolcher Inter— 
eſſent iſt offenbar mit fremdem Schaden bereichert. Dadurch kommt 
die erloſchene Regreßverbindlichkeit wieder zu Kräften: denn das iſt 
die allgemeine Wirkung des Satzes, daß Niemand mit dem Schaden 

des Andern ſich bereichern ſoll: eine Verbindlichkeit, welche ſonſt nicht 
gelten würde, wird wenigſtens bis zu dieſem Betrag anerkannt 2). 


c) Gegen die Anwendung des Art. 27. eit. ſchützt nach Hamb. Gerichtz- 
gebrauch die Replik, eine zeitige Präſentation und Proteſtation des Wechſels ſei 
wegen vis major unthunlich geweſen, nicht aber die Replik, daß Präſentation und 
Proteſt ohne Verſchulden des Wechſelinhabers durch Zufall unterblieben ſeien: 
z. B. der Brief mit dem Wechſel ſei in Hamburg zeitig auf die Poſt gegeben, 
jedoch, ohne daß die Poſt untergegangen wäre, nicht angekommen. 

d) Auch ſchützt gegen die Anwendung des Art. 27. eit. die Replik, der 
Traſſant habe den Traſſaten weder mit Deckung verſehen, noch an denſelben eine 
Forderung von dem Betrage des Wechſels gehabt, würde ſich alſo durch die 
empfangene Valuta des Wechſels rein bereichern. 

e) Nicht aber die Replik, durch unterlaſſene Präſentation und Proteſtation 
ſei kein Schaden entſtanden, weil Traſſat zur Verfallzeit bereits zahlungsunfähig 
geweſen ſei. Gemeines Recht? 

1) C. c. art. 117. 168 — 170. 

2) Beseke, T. 1. p. 320. z. E. — C. c. art. 171. — Preuß. L. R. 2, 8. § 974. 
1054. D. W. O. Art. 83: Ist die wechselmässige Verbindlichkeit des Aus- 
stellers [oder des Acceptanten dureh Verjährung oder] dadurch, dass die 
zur Erhaltung des Wechselrechts gesetzlich vorgeschriebenen Handlungen 
verabsäumt sind, erloschen, so bleiben dieselben dem Inhaber des Wechsels 
nur so weit, als sie sich mit dessen Schaden bereichern würden, verpflichtet. 
Gegen die Indossanten, deren wechselmässige Verbindlichkeit erloschen ist, 
findet ein solcher Anspruch nicht statt. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 

F. 19. Einem Aſſignatar, welcher auf die Anweiſung keine Zahlung erhalten 
hat, und gegen den Aſſignanten aus dem Fundamente klagt, daß ſich dieſer mit 
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4) Wenn der Wechſel zur Tilgung einer anderen Verbindlichkeit 
gegeben iſt, ſo kann, wenn auch der Wechſelregreß gegen ſämmtliche 
Intereſſenten wegfällt, der Inhaber doch ſeinen Vormann noch aus 
ſeiner früheren Verbindlichkeit in Anſpruch nehmen. Denn durch 
dieſe Hingabe zur (nicht: ſtatt) Zahlung iſt die alte Forderung nicht 
von ſelbſt getilgt, ſondern erſt bei wirklicher Zahlung des Wechſels, 
§ 77, dieſe iſt nicht erfolgt, und mithin beſteht die alte Verbindlichkeit 
noch. Dabei wird es denn darauf ankommen, ob die Präſentation 
durch Verſchulden des Inhabers oder durch Zufall unterblieben iſt. 
Der Inhaber iſt bei Einziehung der Zahlung durch den Wechſel 
als Bevollmächtigter zu eigenem Nutzen anzuſehen. Ein ſolcher haftet 
für jedes Verſehen, nicht aber für den Zufall. Hat er alſo durch 
eigenes Verſchulden die Präſentation verſäumt, ſo gilt das Obige: 
wenn durch Zufall, ſo iſt dies unſchuldig, und er kann aus der 
alten Forderung mit Erfolg klagen. Daran wird er auch nicht 
gehindert, wenn die Geſetze ſagen, er habe allen Regreß verloren; 
denn darunter iſt nur der Regreß aus dem Wechſel zu verſtehen. 


§ 105. Proteſt wegen Nichtaus lieferung des acceptirten 
Exemplars. 


Dieſer Fall wird in den Wechſelordnungen faſt nirgends ) 
erwähnt, unterliegt aber nach allgemeinen Grundſätzen keinem Zweifel. 
Der Wechſelinhaber kann keine Zahlung erhalten, ohne das acceptirte 


ſeinem Schaden bereichern würde, ſtehen in Frankfurt folgende Einreden nicht 
entgegen: 

a) daß er die erhaltene Anweiſung, welche er verloren zu haben behauptet, 
und gegen deren etwaigen Mißbrauch er dem Aſſignanten Caution zu ſtellen 
erbötig iſt, zurückliefern müſſe; 

b) daß er gegen den Aſſignaten, welcher die Anweiſung acceptirt habe, zu 
klagen verpflichtet ſei, falls er nachweiſt, daß er ſich bei dem Aſſignaten gemeldet, 
dieſer aber die Zahlung verweigert habe; 

c) daß er keinen Proteſt erhoben habe; 

d) es ſei die eigene Schuld des Aſſignatars, daß er von dem Aſſignaten keine 
Zahlung erhalten könne; 

e) der Wechſelverjährung. 

) D. W. O. Art. 69: Der Inhaber eines Duplikats, auf welchem ange- 
geben ist, bei wem das zum Accepte versandte Exemplar sich befindet, kann 
Mangels Annahme desselben den Regress auf Sicherstellung und Mangels 
Zahlung den Regress auf Zahlung nicht eher nehmen, als bis er durch 
Protest hat feststellen lassen: 1) dass das zum Accepte versandte Exemplar 
ihm vom Verwahrer nicht verabfolgt worden ist, und 2) dass auch auf das 
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Exemplar; er hat keine Klage gegen den, welcher es ihm liefern 
ſollte, weil dieſer ihm nicht obligirt iſt. Es bleibt alſo kein anderer 
Weg übrig, als der Regreß. — Dazu gehört der Beweis, daß der 
Inhaber ſich gemeldet, und daß die nicht erfolgte Zahlung in der 
Nichtauslieferung des acceptirten Exemplars ihren Grund habe. Dazu 
gehört der Proteſt !). Daneben hat ſich der Inhaber zugleich an 
den Traſſaten zu wenden, und auf das girirte Exemplar Zahlung 
zu begehren. Zwar iſt es nicht wahrſcheinlich, daß er ſie bekommen 
wird, allein um alles Dienliche zu thun, hat er auch dies nicht zu 
verſäumen. Auf erfolgte Weigerung muß dann auch ein Proteſt 
wegen Nichtzahlung aufgenommen werden. 

Auch im Falle der Nichtauslieferung des acceptirten Exemplars 
findet Regreß ſtatt wider die Vormänner. Denn ſo oft ohne Schuld 
des Inhabers Zahlung nicht erfolgt iſt, findet Regreß ſtatt. Die 
Vormänner ſind freilich meiſtens außer Schuld. Allein der Inhaber 
kann darunter nicht leiden und die Grundlage des Regreſſes liegt 
nicht in dem Verſchulden der Vormänner, ſondern darin, daß die 
verſprochene Handlung eines Dritten nicht beſchafft iſt; wer dies 
übernommen, haftet für das Intereſſe auch ohne Verſchulden. Doch 
hat der Ausſteller hier ſeinen Regreß an den, welcher dies Verſehen 
gemacht hat: z. B. wenn er ſelbſt den Wechſel an einen Bevollmäch— 
tigten zur Acceptation geſandt, und dieſer den Wechſel verloren hat, 
ſo iſt Letzterer zur Entſchädigung verbunden. — Hat dagegen der 
Ausſteller das Exemplar dem Remittenten zugeſtellt, und deſſen 
Mandatar das Verſehen begangen, ſo wird man ſich an dieſen zu 
halten haben. Jedoch in allen dieſen Fällen nicht im Wechſelprozeß, 
denn theils liegt keine wechſelmäßige Verpflichtung vor, theils fehlt 
es an der nöthigen Liquidität. 

Anhang. Ein vierter Fall des Proteſtes iſt der, wenn man 
bei der Regreßnahme einen Intereſſenten angefordert, jedoch nichts 
von ihm erhalten hat. Vergl. $ 102. B. Nro. 1 3. E. 


Duplikat die Annahme oder die Zahlung nicht zu erlangen gewesen. Art. 722: 
Wird der Original- Wechsel vom Verwahrer nicht ausgeliefert, so ist der 
Inhaber der Wechsel-Copie nur nach Aufnahme des im Art. 69. Nr. J. 
erwähnten Protestes Regress auf Sicherstellung und nach Eintritt des in 
der Copie angegebenen Verfalltages Regress auf Zahlung gegen diejenigen 
Indossanten zu nehmen berechtigt, deren Original- Indossamente auf der 
Copie befindlich sind. Vergl. Art. 98. Nr. 8. 
) Hufeland, I. c. 8 31. 
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Achtes Hauptſtũſck. 
Intervention. 
§ 106. Nothadreſſe. 


Die Lehre von der Nothadreſſe gehört nicht zur Intervention, 
ſondern wird hier nur beiläufig behandelt. 

Man verſteht unter Nothadreſſe die Angabe einer Adreſſe unter 
dem Wechſel, an welche der Inhaber ſich im Nothfall wenden ſoll. 
Eine ſolche Adreſſe wird oft von dem Traſſanten, oft von einem 
ſpäteren Indoſſanten beigefügt, wenn dieſer Beſorgniß hegt, und den 
Regreß vermeiden will. Es entſpringt aus einer ſolchen Adreſſe für 
den Präſentanten die Verbindlichkeit 1), im Nothfall ihn zu präſen— 
tiren, denn ſonſt erfüllt er ja das Mandat, welches er durch den 
Wechſel erhielt, nicht gehörig. Die Präſentation geſchieht jedoch nur 
im Nothfall. Wenn alſo der Haupttraſſat acceptirt, ſo iſt die Prä— 
ſentation nicht nöthig. Man möchte einwenden, daß ſie doch immer 
zur größeren Sicherheit geſchehen müſſe. Allein ſie iſt ja nur für 
den Nothfall hinzugefügt. Der Auftrag des Präſentanten ging nur 
dahin, daß er ſich im Nothfall an dieſe Perſon wenden ſolle. Ein 
ſolcher iſt noch nicht vorhanden, ſo lange noch Alles in Richtigkei 
geht. Sobald es aber nach der Acceptation gewiß wird, daß Zahlung 
nicht erfolgen werde, ſo hat man ſich nun allerdings gleich an die 
Nothadreſſe zu wenden; denn jetzt iſt es gewiß, daß ein Nothfall 
vorhanden ſei. Erfolgt nun von der Nothadreſſe Acceptation und 
Zahlung, ſo geht Alles in Richtigkeit 2). Die Nothadreſſe tritt dadurch 


) F. 11. a) Art. 15 der Frankf. W. O., nach welchem der Wechſelinhaber, 
der es verſäumt hat, ſich bei der Nothadreſſe zu melden, nicht ſeinen Regreß wegen 
des Wechſelcapitals, ſondern nur wegen der Retourſpeſen verlieren ſoll, geht weder 
auf den Fall, wenn die Nothadreſſe die Zahlung angeboten und der Wechſel— 
inhaber deren Annahme verweigert hat, noch auf den, wenn die Nothadreſſe von 
einem Vormann deſſen, gegen den Regreß genommen wird, beigefügt iſt. Juriſt. 
Abh. Bd. 2. S. 329 Not. 

) F. 11. b) Wenn die Nothadreſſe die Bezahlung des Wechſels nebſt den 
bis dahin aufgelaufenen Koſten, aber mit der Clauſel „sans protet” anbietet, fo 
darf der Inhaber die Annahme nicht verweigern. 

c) Bietet jedoch die Nothadreſſe die aufgelaufenen Koſten nicht im Allgemeinen, 
ſondern ſtatt deſſen nur eine beſtimmte Summe an, und der Inhaber weigert die 
Annahme und regreſſirt ſich an ſeinen Vormann, ſo muß dieſer, um ſich von dem 
Regreſſe zu befreien, beweiſen, daß die angebotene Summe die richtige geweſen ſei. 
Juriſt. Abh. B. 2. Nr. 11. beſ. § 7. 
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in das Recht des Traſſaten, und kann Entſchädigung von dem for— 
dern, aus deſſen Auftrag ſie acceptirt hat. Ob auch von deſſen 
Vormännern? Vergl. § 96 und 112. Weigert ſich aber die Noth— 
adreſſe, ſo muß auch deshalb Proteſt aufgenommen werden. Die 
Nothwendigkeit dieſes Proteſtes wird von Manchen, ſehr mit Unrecht, 
in Abrede geſtellt. Denn es liegt dafür ganz derſelbe Grund vor: 
man muß beweiſen, daß man ſeine Verbindlichkeit erfüllt hat. Wenn 
man ſich ohne dies zum Regreß meldete, ſo würde die Einrede 
entgegenſtehen, man habe zuerſt an die Nothadreſſe gehen müſſen, 
und dieſe könnte nicht liquide widerlegt werden “). 

Es iſt jedoch nicht gerade eine eigene Proteſturkunde hiefür 
nöthig, ſondern es genügt, den Hauptproteſt auch hierauf auszudehnen. 


§ 107. Intervention ). 


Unter Intervention verſteht man den Eintritt eines Dritten in 
die Stelle des Traſſaten, den Fall, wo der eigentliche Traſſat ſeine 
Pflichten nicht erfüllen will oder kann, und ein Anderer ſich dazu 
erbietet und ſie ſtatt ſeiner verrichtet. Mit der Intervention im Prozeß 
hat dieſe Intervention nichts gemein, und nur die äußere Aehnlichkeit, 
daß hier ein Dritter, welcher dem Wechſelgeſchäft bisher fremd 
geweſen iſt, hinzutritt, wie dort zum Prozeß. Die Intervention kann 
doppelt ſein, nach der doppelten Verrichtung des Traſſaten — zur 
Acceptation und zur Zahlung. Die Veranlaſſung zu einer ſolchen 
Intervention liegt immer in einem Auftrag von, oder einer freiwil— 
ligen Geſchäftsführung für einen der Wechſelintereſſenten. Auftrag 
wie Geſchäftsführung können bald von oder für den Traſſanten, bald 
von oder für einen anderen Intereſſenten eintreten. Eine ſolche Accep— 
tation oder Zahlung heißt: „aus Freundſchaft“ „per honorem“ 
„par honneur s. par intervention,“ weil ſie aus Gefälligkeit oder 
zu Ehren eines Intereſſenten geſchieht. Man ſpricht von Intervention 
zu Ehren des Traſſanten, des Wechſels, oder einer beſtimmten name 


) Preuß. L. R. 2, 8. § 1018. 1019. 1115.— D. W. O. Art. 56: Befindet 
sich auf einem Mangels Annahme protestirten Wechsel eine auf den 
Zahlungsort lautende Nothadresse, so muss, ehe Sicherstellung verlangt 
werden kann, die Annahme von der Nothadresse gefordert werden. Unter 
mehreren Nothadressen gebührt derjenigen der Vorzug, durch deren Zahlung 
die meisten Verpflichteten befreit werden. — Hufeland, I. c. $ 19. 

2) Beseke, Thes. t. 1. nr. 21, woſelbſt eine Diſſertation von Franck, dem 
Verfaſſer der Inſtitutionen des Wechſelrechts. — Juriſtiſche Abhandlungen B. 2. 
Nr. 11. Ueber Intervention ohne Proteſt. 
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haft gemachten Perſon. — Gewiſſermaßen gehört auch der Fall hieher, 
wenn der Traſſat nicht für die Rechnung, für welche der Wechſel 
gezogen iſt, ſondern für Rechnung eines anderen Intereſſenten accep— 
tirt oder zahlt. Denn das Wechſelmandat lehnt er dadurch ganz ab, 
und er thut nur das, was auch jeder Dritte thun könnte; er handelt 
nicht als Traſſat, ſondern als Dritter. Daher iſt denn dieſer Fall 
ganz nach den Grundſätzen der Intervention zu beurtheilen. 


§ 108. Acceptation aus Freundſchaft: Ehrenannahme. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ſie nur ſtattfindet, wenn der 
Traſſat ſelbſt nicht acceptiren will. So lange dies der Fall iſt, findet 
die Intervention keine Statt. Der Inhaber hat vom Traſſanten den 
Auftrag, ſich zuerſt an den Traſſaten zu wenden; ſo lange ſolcher 
alſo erbötig iſt, darf kein Anderer zugelaſſen werden. Indeſſen will 
das nur ſoviel ſagen, daß der Inhaber Unrecht thut, den Traſſaten 
zu übergehen, und blos den Intervenienten anzunehmen; wenn er es 
aber thäte, ſo würde die Acception des Intervenienten nicht für 
ungültig gehalten werden können. — Nach dem obgedachten Grund— 
ſatze, daß die Intervention nur zur Aushülfe ſtattfinde, ſetzt dieſelbe 
alſo einen Proteſt über die Nichtacceptation des Traſſaten voraus !). 
Sie heißt daher auch acceptatio sopra protesto. Ihre Form iſt 
die gewöhnliche: ſie wird unten auf den Wechſel geſetzt. Es iſt nicht 
nöthig, daß dieſe Acceptation gerade auf den Wechſel geſetzt wird; es 
genügt, wenn ſie aus dem Proteſte erhellt. Wohl aber iſt es nöthig, 
daß der Intervenient dabei bemerke, zu weſſen Ehren er intervenire, 
damit ſich ergebe, von wem er künftig Entſchädigung fordern wolle. 
Iſt nicht bemerkt, zu weſſen Gunſten acceptirt ſei, ſo wird ange— 
nommen, es ſei zu Ehren des Wechſels, alſo für Rechnung des 
Ausſtellers geſchehen 2). Der Grund liegt darin, daß gegen den 
interpretirt wird, welcher deutlicher hätte reden müſſen; es wird 
mithin die Art der Intervention angenommen, welche den übrigen 
Intereſſenten die vortheilhafteſte und für ihn die am wenigſten vor— 
theilhafte iſt. Das iſt aber die Intervention zu Ehren des Wechſels. 
— Uebrigens fordern viele Wechſelordnungen dabei einen eigenen 
zweiten Proteſt, worin der Intervenient erklärt, daß er zu Ehren 


esd 126. 

2) Preuß. L. R. 2, 8. § 1028. — D. W. O. Art. 59: Wenn der Ehren- 
Acceptant unterlassen hat, in seinem Accepte zu bemerken, zu wessen Ehren 
die Annahme geschieht, so wird der Aussteller als Honorat angesehen. 


254 Wechſelrecht. 


des N. N. acceptire, und ſeinen Regreß an dieſen ſich vorbehalte .). 
Andere verlangen nur die Erwähnung im Hauptproteſt mit ſeiner 
Erklärung 2). Nach allgemeinen Grundſätzen iſt keins von Beiden 
nöthig. Es iſt nichts zu beweiſen. Daß der eigentliche Traſſat ſich 
geweigert hat, ergiebt ſich aus dem Hauptproteſt, daß der Inter— 
venient acceptirt hat, zeigt der Wechſel ſelbſt. Es bedarf alſo nur 
eines Beweiſes, zu weſſen Ehren ſolches geſchehen ſei, und auch dieſer 
Beweis kann noch durch den Wechſel beſchafft werden 3). Doch iſt 
die Vorſchrift der Wechſelordnungen nicht zu tadeln; den Zuſatz „zu 
weſſen Ehren“ könnte der Intervenient auch ſpäter auf den Wechſel 
ſchreiben, was durch den Proteſt vermieden wird. — Der Haupt⸗ 
proteſt dagegen darf freilich in dieſem Fall nie unterbleiben, und 
zwar wegen der Möglichkeit des dereinſtigen Regreſſes. 


§ 109. Wiefern ſie Statt habe? 


Von ſelbſt verſteht es ſich, daß nur eine wechſelfähige Perſon 
interveniren kann. Es fragt ſich daher nur, wie der Präſentant 
ſich zu verhalten habe. 

a) Iſt der Präſentant ſchuldig, dieſe Acceptation anzunehmen? 

1) Von dem Traſſaten ſelbſt muß er ſie unbedenklich immer 
annehmen. Ob aber auch dann, wenn der Präſentant nur Bevoll— 
mächtigter des Traſſanten iſt? — Jenes um deßwillen, weil der 
Inhaber dadurch Alles erlangt, was er zu fordern hatte. Daß der 
Traſſat für andere Rechnung acceptirt, iſt für ihn gleichgültig, und 
ändert ſeine Sicherheit nicht *). f 

2) Wenn ein wahrer Dritter acceptiren will, ſo ſprechen mehrere 
Wechſelordnungen ?) den Präſentanten von der Verpflichtung ſolches 
anzunehmen frei. Auch Schriftſteller halten ihn hiezu nur in ſehr 
beſchränkter Weiſe für verbunden 5). Martens z. B. nur dann, 
wenn der Dritte einen Auftrag vorzeigt oder Caution leiſtet. Nach 


1) Franck, I. 1. s. 4. t. 3. § 18 — 21. 

2) C. c. art. 126. — D. W. O. Art. 58: Der Ehren- Acceptant muss 
sich den Protest Mangels Annahme gegen Erstattung der Kosten aushän- 
digen und in einem Anhange zu demselben die Ehren- Annahme bemerken lassen. 

) Hufeland, C. c. $ 38. 

) Preuß. L. R. 2, 8, § 1021. 

5) Preuß. L. R. 2, 8. § 1020. — D. W. O. Art. 57: Die Ehren- Annahme 
von Seiten einer nicht auf dem Wechsel als Nothadresse benannten Person 
braucht der Inhaber nicht zueulassen. - 

6) Vergl. Materialien S. 148. fg. 


$ 109. Bedingungen der Ehrenannahme. 255 


allgemeinen Grundſätzen iſt er unbedingt ſchuldig, wenn die Accep— 
tation nicht etwa von einem notoriſch Zahlungsunfähigen angeboten 
wird. Der Inhaber muß ſeinerſeits Alles thun, um die Zahlung 
zu befördern. Hier wird ihm noch ein Weg angeboten, auf welchem 
er zu ſeiner Befriedigung gelangen kann, und zwar ein völlig unnach— 
theiliger. Denn für jetzt genießt er alle Vortheile, welche aus der 
Acceptation des eigentlichen Traſſaten hervorgehen würden, und ver— 
liert eventuell ſeinen Regreß nicht. Auch kann er ja doch nicht gleich 
Regreß nehmen, und wenigſtens hat er durch dieſe Intervention eben 
den Vortheil, als wenn er gleich Regreß nähme. Vergl. § 100. 
Wollte er alſo die Intervention nicht annehmen, ſo würde ihn ein 
Verſchulden treffen. Der Gegengrund, welcher gewöhnlich angeführt 
wird, geht dahin: man könne nicht wiſſen, ob Zahlung erfolgen 
werde. Daher will ihm Martens Caution auflegen. Es iſt aber 
doch nicht gerade wahrſcheinlich, daß nach erfolgter Acceptation die 
Zahlung ausbleibe, und wenn es geſchähe, ſo wäre das Unglück nicht 
größer, als es ſchon jetzt iſt. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß die Acceptation unbeſchränkt ſein muß: denn eine andere braucht 
der Präſentant auch vom Traſſaten nicht anzunehmen. Vergl. § 88. 
Eben ſo wenig darf ein Mandatar ſie annehmen, welchem ſie unter— 
ſagt iſt. Allein dann macht ſich der Mandant durch einen ſolchen 
Auftrag ſeines Regreſſes verluſtig. 

b) Wer hat den Vorzug, wenn Mehrere ſich zur Acceptation 
erbieten? Die erſte Regel iſt natürlich die, der Präſentant muß vor 
Allen den annehmen, welcher die meiſte und beſte Sicherheit darbietet. 
Allein zu ſeiner beſonderen Sicherheit werden ſich die Intervenienten 
nicht leicht verſtehen. Alsdann hat der Präſentant, wenn für ver— 
ſchiedene Rechnung intervenirt wird, den zu wählen, welcher die 
meiſten Hintermänner befreit ). Dieſe Regel iſt an ſich wohl richtig. 
Der Inhaber hat neben ſeiner Befriedigung auch noch überdies für 
den Vortheil ſeiner Vormänner zu ſorgen. Denn er iſt ihr Man— 
datar, wenngleich zu ſeinem eigenen Nutzen; er muß alſo deren 
Vortheil befördern, ſoweit es ohne eigenen Nachtheil möglich iſt, und 
das geſchieht auf dieſe Weiſe. Eben weil er aber zunächſt für ſich 
zu ſorgen hat, muß doch die Modification gemacht werden, daß er 
ſich zunächſt den Sicherſten ausſuchen kann. Erſt in zweiter Linie 
tritt alſo jene Regel ein, und zwar um ſo mehr, als durch den 


) Gries, I. c. § 28. 29. — Materialien $ 165 — 169. — Vergl. D. W. O. 
Art. 56 z. E. in Verbindung mit Art. 57. 
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Vorzug des Sicherſten auch der Vortheil der Vormänner befördert 
wird, indem die Intervention eines Unſichern wenig hilft. — Con— 
curriren dagegen Mehrere, welche ſich erbieten, für dieſelbe Rechnung 
zu interveniren, ſo hat der Präſentant zuerſt dem Bevollmächtigten 
vor dem bloßen Geſchäftsführer ohne Auftrag den Vorzug zu geben. 
Demnächſt bleibt ihm freie Wahl. 

c) Wem gebührt der Vorzug, wenn der Traſſat beſchränkt, der 
Inter venient unbeſchränkt acceptiren will? Unbedenklich dem Inter— 
venienten: denn der Präſentant braucht eine beſchränkte Acceptation 
gar nicht anzunehmen. Vergl. § 88. Er kann alſo proteſtiren und 
ſich zu dem Intervenienten wenden. Wie aber hat ſich hier ein 
Mandatar zu verhalten? 


§ 110. Folgen dieſer Acceptation. 


Hier kommt zweierlei in Betracht: 

1) Der Intervenient hat dem, für deſſen Rechnung dies 
geſchehen iſt, ſofort Nachricht zu geben. Denn er iſt deſſen Man— 
datar oder Geſchäftsführer, hat alſo allen Fleiß aufzuwenden, und 
dazu gehört auch die Benachrichtigung, damit der, für deſſen Rech— 
nung intervenirt iſt, ſeine Maßregeln danach nehmen könne Y. 

2) Den Intervenienten trifft die wechſelmäßige Verbindlichkeit 
zur künftigen Zahlung 2). Das verſteht ſich als allgemeine Folge 
der Acceptation von ſelbſt. Es rührt nicht aus dem Auftrag des 
Traſſanten her, ſondern aus dem in der Acceptation liegenden Ver— 
ſprechen. Dieſes iſt beim Intervenienten ganz daſſelbe, wie beim 
Traſſaten; es entſteht folglich dieſelbe Obligation, § 92, und im Fall 
der Nichtleiſtung der Zahlung dieſelben Folgen. Alſo für den 
Inhaber theils die Wechſelklage gegen den Intervenienten, theils 


) C. c. art. 127. — D. W. O. Art. 582: Der Ehren- Acceptant muss 
den Honoraten unter Uebersendung des Protestes von der geschehenen Inter- 
vention benachrichtigen und diese Benachrichtigung mit dem Proteste inner- 
halb zweier Tage nach dem Tage der Protest- Erhebung zur Post geben. 
Unterlässt er dies, so haftet er für den durch die Unterlassung entstehenden 
Schaden. ; 

2) D. W. O. Art. 60: Der Ehren- Acceptant wird den sämmtlichen 
Nachmännern des Honoraten durch die Annahme wechselmässig verpflichtet. 
Diese Verpflichtung erlischt, wenn dem Ehren- Acceptanten der Wechsel 
nicht spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage zur Zahlung 
vorgelegt wird. 
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Regreßnahme ). Denn nun tritt wieder der Fall ein, daß die durch den 
Wechſel verſprochene Zahlung dem Inhaber nicht verſchafft iſt, mithin 
die Forderung des Intereſſe an deren Stelle tritt. Daß er vorläufig auf 
dem Wege der Intervention ſeine Befriedigung geſucht hat, kann ihm 
ſeinen Regreß nicht nehmen, wenn dieſer Weg fehlſchlägt. Er hat 
dadurch nicht zum Nachtheil ſeiner Vormänner gehandelt, ſondern ihren 
Nutzen zu befördern geſucht. Dies wird auch allgemein angenommen 2). 
Zuweilen erbietet ſich der Traſſat nach der Intervention noch 
zur Acceptation. Dann fragt es ſich, ob ſie noch zuläſſig ſei und 
der Intervenient zurücktreten müſſe. Die Wechſelordnungen?) beant— 
worten dieſe Frage verſchieden, und geben meiſtens dem Traſſaten 
den Vorzug. Nach allgemeinen Grundſätzen hat man ſich ſo zu 
entſcheiden. Erbietet ſich der Traſſat, noch daneben anzunehmen, ſo 
hat man ſich bei der Zahlung zunächſt an dieſen zu wenden. Die 
Acceptation des Intervenienten wird aber dadurch nicht ungültig; 
auch darf der Inhaber ſie nicht tilgen; wenn aber der Traſſat zahlt, 
ſo erliſcht dadurch die Acceptation des Intervenienten. Auch iſt der 
Inhaber verpflichtet, jene Acceptation des Traſſaten noch anzunehmen 
und ſich bei der Zahlung zuerſt an dieſen zu wenden. Denn dadurch 
wird das Geſchäft nach der urſprünglichen Intention vollzogen, und 
dieſe Vollziehungsart hat ſelbſtverſtändlich den Vorzug. Die Inter— 
vention erliſcht durch jene fernere Acceptation des Traſſaten aber 
nicht. Zu dieſer Annahme iſt kein Grund vorhanden. Wie für 
dieſelbe Schuld mehrere Correalſchuldner vorhanden ſein können, ſo 
auch für denſelben Wechſel mehrere Acceptanten. Durch die von 
Einem derſelben, dem Traſſaten, geleiſtete Zahlung erliſcht auch die 
Acceptation des Andern, des Intervenienten, da ſie Correalſchuldner 
ſind Y. 
| Wan übrigens der Intervenient durch den Traſſaten verdrängt 
wird, ſo gebührt ihm ſelbſtverſtändig Koſtenerſatz, — Proteſtkoſten, 
Briefporto. — Ob auch Proviſion? Dieſe Frage iſt ebenſo zu 


) D. W. O. Art. 62 2: Befinden sich auf dem von dem Bezogenen 
nicht eingelösten Wechsel oder der Kopie Nothadressen oder ein Ehren- 
Accept, welche auf den Zahlungsort lauten, so muss der Inhaber den Wechsel 
spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage den sämmtlichen 
Nothadressen und dem Ehren- Acceptanten zur Zahlung vorlegen und den 
Erfolg im Proteste Mangels Zahlung oder in einem Anhange zu demselben 
bemerken lassen. Unterlässt er dies, so verliert er den Regress gegen den 
Adressanten oder Honoraten und deren Nachmänner. Vergl. Art. 98. ger. 7. 

) C. c. art. 128. ) C. c. art. 159. z. E. 

Gries, D. de acceptatione $ 34. 
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beantworten wie § 123 Nr. 3 ). Der Koſtenerſatz gebührt ihm nach 
allgemeinen Grundſätzen nur von dem, zu deſſen Ehren er inter— 
venirt hat; denn Auslagen ſind von Dem zu erſtatten, deſſen Bevoll— 
mächtigter oder Geſchäftsführer man geweſen iſt. Der Intervenient 
hat deßhalb Regreß an ſeine Vormänner. Einzelne Wechſelordnungen 
geſtatten ihm wohl geradezu, daß er ſich an den Traſſaten wende; 
was das Natürlichſte und Kürzeſte iſt. 

Bei dieſer Intervention fragt es ſich noch, ob der Wechſelinhaber 
für die Zwiſchenzeit von ſeinen Vormännern Caution verlangen kann. 
Dieſe Frage ſcheint bejaht werden zu müſſen 7). 


§ 111. Zahlung aus Freundſchaft: Ehrenzahlung. 


Ein zweiter Fall der Intervention iſt der, wenn der Wechſel 
ſchon fällig iſt, aber die Zahlung vom Traſſaten nicht erfolgt, und 
der Intervenient ohne vorläufige Acceptation ſich gleich zur Zahlung 
erbietet. Auch dieſe Intervention findet ſelbſtverſtändlich nur in 
Ermangelung eines Principaltraſſaten ſtatt. Wenn Letzterer zahlen 
will, ſo iſt der Inhaber nicht befugt, ihn zu übergehen und die Zah— 
lung von einem Andern zu erheben. Bei dieſer Intervention hat es 
gar kein Bedenken, daß der Inhaber verbunden iſt, ſie von Jedem 
anzunehmen 3). Denn es iſt allgemeine Regel, daß Jeder für einen 
Andern zahlen kann; der Inhaber erhält Alles, was er zu fordern 
berechtigt iſt; ſchlägt er es alſo aus, und nimmt ſeinen Regreß,, ſo 
ſteht ihm augenſcheinlich die Einrede eignen Verſchuldens entgegen. 
Martens macht eine Ausnahme beim Mandatar, welchem die 
Annahme verboten ſei; allein der Mandant macht ſich des Regreſſes 
verluſtig, wenn er verbietet. — Hiebei iſt noch zu bemerken: 

1) Wenn der Intervenient nicht zu Ehren des Traſſaten zahlt, 
ſo muß er nothwendig dafür ſorgen, daß beſonders conſtatirt werde, 


) D. W. O. Art. 65: Der Ehren- Acceptant, welcher nicht zur Zahlungs- 
leistung gelangt, weil der Bezogene oder ein anderer Intervenient bezahlt 
hat, ist berechtigt, von dem Zahlenden eine Provision von % Procent zu 
verlangen. Vergl. Art. 98. Nr. 7. 

2) A. M. Siegel, Einl. Kap. 2. § 10. — D. W. O. Art. 61: Wenn der 
Wechsel von einer Nothadresse oder einem anderen Intervenienten zu Ehren 
angenommen wird, so haben der Inhaber und die Nachmänner des Hono- 
raten keinen Regress auf Sicherstellung. Derselbe kann aber von dem 
Honoraten und dessen Vormännern geltend gemacht werden. 

) D. W. O. Art. 62°: Weist der Inhaber die von einem anderen 
Intervenienten angebotene Ehrenzahlung zurück, so verliert er den Regress 
gegen die Nachmänner des Honoraten. Vergl. Art. 98. Nr. 7. 
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zu weſſen Ehre es geſchehen ſei. Dieſes muß geſchehen, um den 
Regreß gegen dieſe Perſon zu begründen. Da keine Acceptation 
vorher auf den Wechſel geſetzt iſt, ſo iſt für dieſen Beweis auf andere 
Weiſe zu ſorgen. Es bietet ſich dazu ein dreifacher Weg: 1) durch 
Quittung auf dem Wechſel, welche jedoch immer der Colluſion ver— 
dächtig bleibt; 2) durch Erwähnung im Hauptproteſte, womit man 
in Frankreich !) zufrieden iſt; 3) durch die Errichtung eines eigenen 
Proteſtes, welchen manche Wechſelordnungen hier vorſchreiben. 

2) Wollen Mehrere aus Freundſchaft Zahlung leiſten, ſo hat 

a) wenn ſolches für verſchiedene Rechnung geſchehen ſoll, 
unbedenklich der den Vorzug, welcher ſolches für die früheſten Inter— 
eſſenten thun will. Denn dadurch werden die meiſten Theilhaber 
befreit, dieſe Zahlung iſt folglich den Intereſſenten am vortheilhaf— 
teſten, und der Inhaber muß deren Intereſſe, da es mit dem ſeinigen 
nicht in Colliſion kommt, möglichſt wahrnehmen ?). 

b) Wollen Mehrere für dieſelbe Rechnung zahlen, ſo genießt 
der Mandatar von dem freiwilligen Geſchäftsführer den Vorzug, 
ſonſt aber hat der Wechſelinhaber freie Wahl. 


§ 112. Folgen dieſer Zahlung. 


Im Ganzen treten dieſelben beiden Folgen ein, von welchen 
auch eine Zahlung des Traſſaten begleitet iſt; die Wechſelverbind— 
lichkeit wird getilgt und der Intervenient erhält ein Recht auf Erſatz 
der gezahlten Summe. Dem Intervenienten muß aber neben dem 
Wechſel auch der Hauptproteſt ausgeliefert werden 3). Der Inhaber 
hat ihn nicht mehr nöthig, und der Intervenient braucht ihn, um 
die Richtigkeit ſeiner Intervention zu beweiſen. — In Betreff jener 
Folgen treten aber Modificationen ein: 


) C. c. art. 158. 

) C. c. art. 159. § 4. — D. W. O. Art. 64: Unter Mehreren, welche 
sich zur Ehrenzahlung erbieten, gebührt demjenigen der Vorzug, durch 
dessen Zahlung die meisten Wechselverpflichteten befreit werden. Ein Inter- 
venient, welcher zahlt, obgleich aus dem Wechsel oder Proteste ersichtlich 
ist, dass ein Anderer, dem er hiernach nachstehen müsste, den Wechsel 
einzulösen bereit war, hat keinen Regress gegen diejenigen Indossanten, 
welche durch Leistung der von dem Anderen angebotenen Zahlung befreit 
worden wären. Vergl. Art. 98. Nr. 7. 

) D. W. O. Art. 631: Dem Ehrenzahler muss der Wechsel und der 
Protest Mangels Zahlung gegen Erstattung der Kosten ausgehändigt werden. 
Vergl. Art. 98. Nr. 7. 


* 
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1) Nicht blos der Inhaber wird befriedigt, ſondern alle Hinter— 
männer deſſen, für deſſen Rechnung gezahlt ward, des Principals, 
werden ihrer Verbindlichkeit völlig entledigt. Was ſie verſprochen 
haben, iſt geleiſtet. Jeder verſprach ſeinem Hintermann Zahlung 
an ihn oder ſeine Ordre, und dieſe iſt erfolgt. 

2) Dagegen werden die Vormänner deſſen, zu deſſen Ehren 
gezahlt ward, nicht frei, ſondern dieſer iſt berechtigt, gegen ſie 
ſeinen Regreß zu nehmen. Denn ſie haben ihm ihr Verſprechen 
nicht erfüllt. Zwar iſt Zahlung erfolgt; aber die Vormänner haben 
ſie nicht beſchafft, ſondern die Zahlung iſt für Rechnung deſſen 
geſchehen, zu deſſen Ehren intervenirt ward. Er muß ſie dem inter: 
venienten erſetzen, verliert alſo den Belauf, und kann ſich deßhalb 
an ſie halten. Der Umfang ſeines Regreſſes beſtimmt ſich aus dem, 
was er dem Intervenienten erſetzen muß. Denn darin beſteht ſein 
Intereſſe, zu welchem noch die Unkoſten der Erſtattung an den Inter⸗ 
venienten hinzukommen. 

3) Der Intervenient dagegen hat das Recht, ſeine Entſchädigung 
bei dem zu ſuchen, zu deſſen Ehren er intervenirt hat. Er iſt deſſen 
Bevollmächtigter oder freiwilliger Geſchäftsführer, und kann alſo die 
Erſtattung ſeiner Auslagen von ihm verlangen: ſowohl die bezahlte 
Hauptſumme, wie die Zinſen und Koſten. Dabei entſtehen folgende 
Fragen: 1) ob ſie der Intervenient nach Wechſelrecht fordern könne, 
2) ob er auch die Vormänner deſſen zu belangen berechtigt ſei, in 
deſſen Stelle er eintrat, und 3) ob er den Traſſaten in Anſpruch 
nehmen dürfe. Nach allgemeinen Grundſätzen !) ſind dieſe Fragen zu 
verneinen. 

ad 1. Der Intervenient tritt in die Stelle des Traſſaten. Dieſer 
hat kein Recht, ſeine Forderung nach Wechſelrecht geltend zu machen, 
und ſo auch der Intervenient nicht. Es fehlt ihm gegenüber an der 
wechſelrechtlichen Verbindlichkeit; das Fundament ſeines Anſpruchs 
iſt ein gewöhnliches Mandat oder eine Geſchäftsführung. 

ad 2. Auch hiefür fehlt jedes Fundament. Man hat nicht im 
Auftrag der Vormänner und ebenſo wenig als Geſchäftsführer für 
fie bezahlt. Es fehlte an der Abjicht, ihre Geſchafte zu führen, und 
ſelbſt die Frage, ob zu ihrem Vortheil gezahlt ſei, iſt zweifelhaft, da 
ſie ja demſelben Regreß unterworfen bleiben; überdies würde die 


) B. 2. Nach allgemeinen Grundſätzen tritt der Intervenient nicht in die 
Stelle des Wechſelinhabers, welchen er befriedigte, und hat keine Klage gegen den 
Acceptanten. [Anderer Meinung: A. D. W. O. Art. 63.] Sch. St. z. Leipzig. 
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Verwendung zu ihrem Nutzen für ſich allein kein Klaggrund ſein. 
Nach allgemeinen Grundſätzen könnte alſo gegen ſie nur auf Grund 
einer Abtretung der Klage vorgeſchritten werden. Sollte jedoch die 
Intervention im Auftrag eines Indoſſanten geſchehen ſein, ſo könnte 
man ſich auch wohl an den Traſſanten als deſſen Geſchäftsführer 
halten. Denn das Geſchäft geht prineipaliter den Traſſanten an. 
Es liegt alſo der Fall des römiſchen Rechtes vor, wo Jemand im 
Auftrage des Einen die Geſchäfte des Andern beſorgt. 

ad 3. Auch die Antwort auf dieſe Frage hängt davon ab, ob 
der Intervenient in die Stelle des Inhabers eintritt. Nimmt man 
dies nicht an, ſo fehlt ein Rechtsgrund für den Anſpruch. Er hat 
ihn zwar von einer Verbindlichkeit befreit, allein nicht als ſein 
Geſchäftsführer. ö 

Ganz anders ſtellt ſich die Sache nach den Wechſelordnungen!). 
Dieſe ſetzen den Intervenienten meiſtens an die Stelle des Wechſel— 
inhabers. Dann ſind alle obigen Fragen zu bejahen. Denn dieſer 
hätte jene Rechte. Wo aber dies Princip gilt, da muß der Inter— 
venient auch dieſelben Formalitäten und Friſten beobachten, welche 
dem Wechſelinhaber vorgeſchrieben find ). 


Sechster Abſchnitt. 
Eigene Wechſel und wechſelähnliche Handſchriften. 


§ 113. Eigene Wechſel überhaupt )). 


Die eigenen Wechſel bedürfen nur weniger Erläuterungen, da 
ſich bei ihnen Alles viel einfacher geſtaltet. Sie verhalten ſich ja zum 
traſſirten Wechſel, wie eine Zahlung durch den Schuldner ſelbſt zu 


1) C. c. art. 159 § 1. D. W. O. Art. 632: Er tritt durch die Ehren- 
zahlung in die Rechte des Inhabers (Art. 50. und 52.) gegen den Honoraten 
dessen Vormänner und den Acceptanten. Vergl. Art. 98. Nr. 7.— L. 2. c) Ein 
Intervenient tritt nach Hamb. W,.-D. 1711 Art. 11 und Praxis, ingleichen 
nach C. c. art. 159. in die Rechte des Inhabers [A. D. W. -O. Art. 63], und 
iſt nicht verpflichtet, ſich von dem Traſſaten Einreden aus der Perſon des Traſ— 
ſanten gefallen zu laſſen. J.- F. Bonn. 

2) Püttmann, $ 141. — Pfeiſſer, Pract. Ausf. Th. 1. Nr. 11. S. 128. 129. 

) Riccius, ex. 4. 
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einer Zahlung mittelſt Anweiſung; man hat alſo den Wechſel auf 
ſich ſelbſt gezogen, Traſſant und Traſſat ſind in einer Perſon vereint. 
Eigene Wechſel ſind im Weſentlichen nichts als Schuldverſchreibungen, 
die ſich Wechſel nennen, und daher die Wechſelverbindlichkeit nach 
ſich ziehen. Wenn dabei ein wechſelmäßiges Verfahren eintritt, ſo iſt 
ſolches ganz nach der Analogie der traſſirten Wechſel gebildet; die 
hier eingeführten Formen und Operationen ſind bei den eigenen 
Wechſeln nachgeahmt und beibehalten. Die Lehre vom eigenen Wechſel 
iſt alſo am wichtigſten und kürzeſten in der Weiſe zu erläutern, daß 
man zeigt, inwieweit die verſchiedenen Verhältniſſe eines traſſirten 
Wechſels auch hier Anwendung finden, und ſich modifiren. Es iſt 
daher ein verkehrter Weg, wenn in mehreren Schriften zuerſt der 
eigene und dann der traſſirte Wechſel behandelt wird. Es iſt dies 
wohl geſchehen, weil man geglaubt hat, mit dem Einfachſten anfangen 
zu müſſen. Das iſt aber unrecht, wo das Einfache nach dem Ver— 
wickelten 1 gebildet hat. Der code de commerce )) befolgt den 
richtigen Weg; er handelt faſt nur vom traſſirten Wechſel, und ver- 
weiſt beim billet à ordre auf jene Lehre. 

Die Erforderniſſe des eigenen Wechſels ee ſich ganz von 
ſelbſt, und ſind: 

1) der Ausſteller muß wechſelfähig ſein, denn er verbindet ſich 
nach Wechſelrecht. 

2) Das Inſtrument muß alle Erforderniſſe einer klaren Urkunde 
haben; ſ. § 71 fgg. 2). Daſelbſt iſt entwickelt, daß zu dieſen Erfor— 
derniſſen die causa debendi und das Wort „Wechſel“ mit Noth- 


1) Art. 187. Ebenſo D. W. O. Art. 98. 

) D. W. O. Art. 96: Die wesentlichen Erfordernisse eines eigenen 
(trockenen) Wechsels sind: 1) Die in dem Wechsel selbst aufzunehmende 
Bezeichnung als Wechsel oder, wenn der Wechsel in einer fremden Sprache 
ausgestellt ist, ein jener Bezeichnung entsprechender Ausdruck in der fremden 
Sprache; 2) die Angabe der zu zahlenden Geldsumme; 3) der Name der 
Person oder die Firma, an welche oder an deren Ordre der Aussteller 
Zahlung leisten will; 4) die Bestimmung der Zeit, zu welcher gezahlt werden 
soll (Art. 4. Nr.4.); 5) die Unterschrift des Ausstellers mit seinem Namen 
oder seiner Firma; [B. 12. b) Bei eigenen Wechſeln, welche eines Accepts nicht 
bedürfen, vertritt der einem Accept beigefügte Name die Stelle der Unterſchrift. 
(D. W. O. Art. 96. Nr. 5; 98.) J; 6) die Angabe des Ortes, Monatstages 
und Jahres der Ausstellung. — Art. 97: Der Ort der Ausstellung gilt für 
den eigenen Wechsel, insofern nicht ein besonderer Zahlungsort angegeben 
ist, als Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Ausstellers. — Art. 98: 
Die Art. 5 und 7 über die Form der Wechsel gelten auch für eigene Wechsel. 
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wendigkeit gehört. Das franzöſiſche Recht !) dagegen ſetzt das unter— 
ſcheidende Merkmal nicht hierin, ſondern in die Stellung an Ordre. 
Schreibt man: „zahle ich an N.,“ jo iſt es ein Schuldſchein; „an 
die Ordre des N.,“ ſo iſt es ein eigener Wechſel. 

Hier iſt noch zweierlei zu bemerken: 

In einigen Geſetzen iſt den eigenen Wechſeln alles Wechſelrecht 
genommen. Wenn ſie ſich auch Wechſel nennen, ſo ſind ſie doch nur 
gewöhnliche Schuldverſchreibungen, und kein ſtrenges Wechſelverfahren 
tritt ein. Es beruht dies nur auf einem alten Vorurtheil, welches 
jedoch an manchen Orten 2) ſchon frühzeitig aufgegeben iſt. Der 
Wechſel wurde ehemals oft gebraucht, um ein zinsbares Darlehen 
darunter zu verſtecken: daher als fingirtes Geſchäft angeſehen, was 
keine Begünſtigung verdiene. Vergl. § 58. Auch die Päpſte haben 
es jo behandelt, z. B. Pius V. 1575 3). Für die Gegenwart iſt kein 
Grund zur Verwerfung des eigenen Wechſels vorhanden. Denn es 
iſt jetzt nicht mehr nöthig, einen Wechſel auszuſtellen, um ein zins⸗ 
bares Darlehen zu verſtecken, da ſolches erlaubt iſt und geradezu 
eingegangen werden kann. Vielmehr iſt es für den Credit nützlich, 
einem Schuldner den Weg dieſer ſtrengen Verpflichtung offen zu 
laſſen. Er findet leichter Credit und achtet ſelbſt ſorgfältiger auf die 
Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten. Deſſenungeachtet iſt das Verbot 
doch oft beibehalten: jo in der Amſterdamer Wechſel-Ordnung. Selbſt 
Büſch ſagt, eigene Wechſel ſeien keine wahren Wechſel. Man kann 
das zugeſtehen, daneben fragt es ſich aber immer noch, ob es nicht 
nützlich ſei, auch bei einfachen Schuldverſchreibungen die Freiheit der 
ſtreugen Verpflichtung zu geſtatten. Eine Verſagung der Wechſelſtrenge 
wird alſo nur da anzunehmen ſein, wo ein ſpecielles Geſetz entgegen— 
ſteht. Zwar hat das Wechſelrecht überhaupt nur mittelſt des Parti— 
cularrechtes Eingang gefunden. Iſt es aber einmal eingeführt, ſo 
liegt, abgeſehen von einem beſonderen Verbot, kein Grund vor, auf 
traſſirte Wechſel es einzuſchränken. Durch die Einführung des 
Wechſelrechtes iſt es einmal erlaubt, nach deſſen Strenge gegen die 
Perſon vorzuſchreiten, welche ſich nach Wechſelrecht verpflichtet hat. 
Durch den Gebrauch des Wortes Wechſel haben ſich die Parteien 
für alle Geſchäfte, bei denen kein Verbot entgegenſteht, dieſer Strenge 
unterworfen. 


) Loeré zu art. 187. not. 2. 
) Vergl. Rev. Lüb. W. O. v. 24. Nov. 1669. 
Y Deer. ib. VII. I. 2. t. 11. 
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2) Auch beim eigenen Wechſel geht das ganze Geſchäft aus von 
einem Contract zwiſchen Ausſteller und Empfänger. Wie bei traſſirten 
Wechſeln, ſo kommt auch hier die Abrede vor, für eine gewiſſe Ver— 
bindlichkeit einen Wechſel ausſtellen zu wollen. Iſt ſolches demgemäß 
geſchehen, ſo bleibt dieſer Contract hier oftmals der einzige. Sobald 
nämlich der Wechſel nicht an einen Andern übertragen wird, kommt 
gar kein Anderer weiter vor, während beim traſſirten Wechſel 
wenigſtens noch ein Zweiter zwiſchen dem Inhaber und dem Traſ— 
ſanten nothwendig eintreten muß. Der Contract ſelbſt aber hat eine 
ganz andere Natur als beim traſſirten Wechſel, weil die Verbind— 
lichkeit des Ausſtellers eine andere iſt. Sie beſteht nicht in dem 
Verſprechen, Zahlung durch einen Andern leiſten, ſondern ſelbſt 
zahlen zu wollen. Für die nähere Beurtheilung des Vertrages ſind 
zwei Hauptfälle zu unterſcheiden: 

1) Es iſt gleich Anfangs auf einen Wechſel contrahirt, ſo daß 
nicht erſt eine andere Verbindlichkeit vorangegangen iſt, über welche 
nachher der Wechſel ausgeſtellt ward. Hier hängt die Frage, welcher 
Contract zum Grunde liege, von der Gegenleiſtung des Wechſel— 
empfängers ab. Es kann ein Darlehen, eine Schenkung, ein Kauf, 
eine Expromiſſion u. ſ. w. ſein. 

2) Geht dagegen eine andere Verbindlichkeit voran, und wird 
darüber ſpäter ein Wechſel ausgeſtellt, jo liegt das constitutum einer 
eigenen Schuld vor !): der Wechſel enthält das Verſprechen, eine 
ohnehin ſtattfindende Verbindlichkeit erfüllen zu wollen. Daraus folgt 
denn, daß die Gültigkeit des Wechſels von der Gültigkeit der voran— 
gehenden Hauptverbindlichkeit abhängig iſt. Iſt alſo dieſe ungültig, 
z. B. eine Spielſchuld, ſo iſt es auch der Wechſel. Doch iſt eine 
Einrede daraus im Wechſelprozeß nicht leicht geltend zu machen, weil 
hier die Liquidität fehlt. Das hindert aber nicht, das gezahlte Geld 
im abgeſonderten Verfahren zurückzufordern. — Uebrigens iſt eine 
ſolche Ausſtellung eines Wechſels nicht als Novation anzuſehen ?). 
Denn fie bewirkt nur eine Veränderung in modo et tempore der 


1) F. 8. Aus dem in einem, die causa debendi nicht enthaltenden Wechſel, 
welcher als ſolcher verjährt iſt, liegenden Zahlungsverſprechen kann im ordentlichen 
Prozeſſe geklagt werden, und der Kläger hat die Einrede, daß dem Verſprechen 
keine causa debendi zum Grunde liege, durch die Behauptung einer ſolchen reſp. 
die, daß auf den Wechſel Abſchlagszahlung geleiſtet ſei, deren Beweis ihn trifft, 
zu entkräften. 

F. 31. a) In der Ausſtellung eines Wechſels kann ein constitutum debiti 
proprii in Betreff eines Saldos aus einem Rechnungsverhältniß enthalten ſein. 

) F. 38. Die Ausſtellung eines eigenen Wechſels über eine vorhandene Schuld 
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Obligation, und Juſtinian !) hat ausdrücklich erklärt, daß eine 
derartige Veränderung keine Novation zur Folge habe, es dazu viel— 
mehr einer ausdrücklichen Erklärung bedürfe. Die Einreden, welche 
alſo der alten Schuld entgegenſtehen, können auch, ihre Liquidität 
vorausgeſetzt, gegen den Wechſel geltend gemacht werden; die Privi⸗ 
legien der alten Schuld dauern fort. 


§ 114. Acceptation. 


Daß ein eigener Wechſel keiner Acceptation bedürfe, verſteht 
ſich von ſelbſt. Gleichwohl geſchieht es häufig, daß Adreſſe und Accep— 
tation auch hier vorkommen. Einige Geſetze ?) verlangen ſolches ſogar 
ausdrücklich, beſonders wenn der Wechſel weiter übertragen werden 
ſoll. Der code de commerce verlangt dieſes nicht; unter den Vor— 
ſchriften des traſſirten Wechſels, deren Anwendung auf den eigenen 
er vorſchreibt, findet ſich die Acceptation nicht. Wo ſie vorkommt, 
iſt auch eine Präſentation zur Acceptation nothwendig 3); denn natür— 
lich kann nicht gleich Anfangs acceptirt werden. Sollte eine Weige— 
rung der Acceptation eintreten, ſo muß auch hier proteſtirt werden. — 
*Die Grundſätze über den Sicherheitsregreß ) mit der 
Maßgabe, daß derſelbe im Fall der Unſicherheit des Aus— 
ſtellers ſtattfindet, gelten auch bei eigenen Wechſeln >). * 


§ 115. Indoſſament und Zahlung. 


1) Indoſſament. Ein eigener Wechſel kann ebenſo gut wie 
ein traſſirter an einen Andern übertragen werden. Ein Gläubiger 
kann der Regel nach alle ihm zuſtehenden Forderungen an einen 
Andern übertragen: alſo auch die aus einem eigenen Wechſel. Auch 
hier findet ſich eine doppelte Art der Uebertragung: durch Ceſſion, 
wo nur deren Wirkungen, durch eigentliches Indoſſament, wo deſſen 
beſonderen Be eintreten O). Einige Wechſelordnungen weichen 


enthält nach der Frankf. W.⸗O. 1739 Art. 46. keine privative Novation der Schuld. 
Heutiges Recht? 

1) J. ult. C. de novatt. 8, 42. ) Riccius, ex. 4. $ 48 — 63. 

3) D. W. O. Art. 98 Nr. 3: Die Art. 19. und 20 über die Präsentation der 
Wechsel auf eine Zeit nach Sicht mit der Massgabe, dass die Präsentation 
dem Aussteller geschehen muss; gelten auch für eigene Wechsel. 

) Art. 29. 5) Art 38. Nr. 4. 

6) D. W. O. Art. 98 Nr. 2: Die Art. 9 — 17 über das Indossament gelten 
auch für eigene Wechsel. 
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jedoch hier dahin ab, daß ſie dem Indoſſament bei einem eigenen 
Wechſel nur die Wirkungen der Ceſſion beilegen. Wo eigene Wechſel 
überhaupt den Handſchriften gleich geſetzt ſind, folgt vorſtehender 
Satz hieraus von ſelbſt; denn das Indoſſament gehört zum Wechſel— 
recht. Man hat jedoch ſelbſt an Orten, wo die eigenen Wechſel ſonſt 
Wechſelrecht genießen, dem Indoſſament ſeine eigenthümlichen Wir⸗ 
kungen verſagt 1). Der code de commerce geſtattet das Indoſſa⸗ 
ment mit den gewöhnlichen Wirkungen 2). 

2) Zahlung. Hiefür gilt ganz daſſelbe, wie bei traſſirten 
Wechſeln 2). Es muß dazu präſentirt werden; ſie findet nur gegen 
Auslieferung des Wechſels ſtatt; Prolongation hat den Verluſt des 
Regreſſes zur Folge. Nur die Reſpittage ſind hier ſelten; ſelbſt da, 
wo ſie für traſſirte Wechſel vorkommen, ſind ſie für die eigenen 
meiſtens abgeſchnitten “). So in Preußen 5). Auch iſt wohl der 
Satz, daß keine frühere Zahlung ſtattfinde, hier nicht anzuwenden, 
da er auf Gründen beruht, die den traſſirten Wechſeln eigen— 
thümlich ſind. 

3) Inwiefern kommen Regreß und Proteſt im Falle der Nicht— 
zahlung vor 0)? 5 

a) Wenn der Wechſel nicht indoſſirt iſt, ſo kann vom Regreß 
keine Rede ſein, ſondern blos von einer Klage gegen den Ausſteller. 
Denn es iſt Niemand da, gegen welchen Regreß genommen werden 
könnte. Es findet alſo in dieſem Falle auch kein Proteſt ſtatt; denn 
er iſt nur zum Beweiſe beim Regreß erforderlich; bei Klagen gegen 
den Ausſteller aber braucht man weder die Anmeldung, noch die 
Nichtzahlung zu beweiſen. Einige Wechſelordnungen, z. B. die Bres- 
lauer, ſchreiben ſolches jedoch vor 77. Nach dem code de commerce 
iſt kein Proteſt nöthig. Er ſagt zwar, was von Proteſten bei traſ— 


) Riccius, ex. 6. s. 1. $ 31. 

) F. 6. f) Die Kündigung eines eigenen Wechſels von Seiten eines Vor— 
manns kommt auch dem Nachmann zu Statten. 

) D. W. O. Art. 98 Nr. 5. Die Art. 30 — 40 über die Zahlung und die 
Befugniss zur Deposition des fälligen Wechselbetrages mit der Massgabe, 
dass letztere durch den Aussteller geschehen kann, gelten auch für eigene 
Wechsel. 

) Riccius, ex. 9. s. 3. § 4. 6. 11. 

6) L. R. 2, 8. § 898. — Nach D. W. O. Art. 30 fallen fie überall weg. 

) D. W. O. Art. 98 Nr. 6.: Die Art. 41. und 42, sowie die Art. 45 — 55. 
über den Regress Mangels Zahlung gegen den Indossanten gelten auch für 
eigene Wechsel. 

) Hufeland, I. c. $ 34. 
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ſirten Wechſeln gelte, ſei auch hieher zu beziehen; allein bei traſſirten 
Wechſeln verlangt er zur Klage gegen den Acceptanten keinen Proteſt; 
und der Acceptant iſt hier der Ausſteller. 

b) Iſt dagegen indoſſirt, ſo tritt allerdings Regreß ein; denn 
nun haftet außer dem Ausſteller auch der Indoſſant für die richtige 
Zahlung. Es tritt hier alſo derſelbe doppelte Modus wie bei traſ— 
ſirten Wechſeln ein: entweder die Klage gegen den Ausſteller oder 
Regreß. Es gelten in beiden Fällen dieſelben Grundſätze in Betreff 
der Perſon, welche belangt wird, in Anſehung der Größe des Anſpruchs, 
und hinſichtlich der Art des Verfahrens. Für dieſen Regreß wird 
denn allerdings auch ein Proteſt wegen Nichtzahlung nothwendig. 
Man muß beweiſen, daß man ſich bei dem Ausſteller in gehöriger 
Weiſe gemeldet und von ihm nichts habe erlangen können. Darüber 
läßt ſich ein liquider Beweis nur durch den Wechſelproteſt erbringen. 

4) Kommt bei eigenen Wechſeln Intervention vor )? Hier zeigt 
ſich derſelbe Unterſchied wie bei Nro. 3. 

a) Iſt nicht indoſſirt, ſo kann von einer eigentlichen Inter— 
vention keine Rede ſein. Es kann freilich vorkommen, daß ein 
Anderer die Zahlung für den Ausſteller übernimmt. Allein darin 
liegt nur eine gewöhnliche Zahlung für einen Andern, keine eigent— 
liche Intervention. Denn dieſe ſetzt voraus, daß zur Abwendung 
des Regreſſes der Eintritt zu Ehren eines andern Intereſſenten 
ſtattgefunden habe. Ein ſolcher Intereſſent aber iſt hier nicht vor— 
handen. a 

b) Iſt dagegen indoſſirt, ſo kann die Intervention hier ſo gut wie 
bei einem traſſirten Wechſel eintreten. Bei beiden gelten dieſelben 
Regeln; ſie kann aus Auftrag oder Geſchäftsführung herrühren; zur 
Acceptation oder zur Zahlung vorkommen. Auch dieſelben Folgen 
treten ein. Der code de commerce erkennt ſie an. Auch eine 
Nothadreſſe kann in dieſem Fall vorkommen, wenn einer der Intereſſenten 
ſie auf den Wechſel ſetzt. 

5) Auch im Uebrigen gelten bei eigenen Wechſeln die für die 
traſſirten entwickelten Grundſätze 2). 


) D. W. O. Art. 98 Nr. 7.: Die Art. 62 — 65 über Ehrenzahlung gelten 
auch für eigene Wechsel. 

2) D. W. O. Art. 98 Nr. 8: die Art. 70 — 72 über die Copieen; 
Nr. 9: die Art.73 — 76 über abhanden gekommene und falsche Wechsel 
mit der Massgabe, dass im Falle des Art.73 die Zahlung durch den 


Aussteller erfolgen muss; Nr. 10: die Art. 78 — 96 über die allgemeinen 
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$ 116. Cambia con la ricorsa. 


Dieſe jetzt nicht mehr üblichen Wechſel waren eine der Künſte 
zur Umgehung der Zinsgeſetze, und kamen in zwiefacher Weiſe vor: 

1) Wer Geld lieh, ſtellte ſtatt der Schuldverſchreibung einen 
traſſirten Wechſel auf ſich ſelbſt aus, zahlbar an einem dritten Orte, 
obgleich er wohl wußte, daß er nicht dort ſein würde. Der Gläu— 
biger wußte das auch. Der Wechſel ward nur zum Schein dorthin 
geſandt, und kam mit Proteſt zurück. Nun ward eine Regreßklage 
daraus angeſtellt, und dabei für Intereſſe, Koſten und Proviſion 
eine bedeutende Rechnung gemacht, die der Gläubiger ſtatt der Zinſen 
erhielt. Sollte das Darlehen noch nicht zurückgezahlt werden, ſo 
nahm der Gläubiger einen neuen traſſirten Wechſel für Hauptſumme 
und Koſten auf einen anderen Ort, und daſſelbe Spiel wurde 
getrieben. — Eine ähnliche Methode kommt auch jetzt noch in Holland 
vor; man traſſirt dabei auf einen nicht vorhandenen oder unbekannten 
Mann an einem dritten Orte ). 

2) Man traſſirte einen Wechſel auf ſeinen Gläubiger ſelbſt, jo 
daß dieſer an ſeine eigene Ordre bezahlen ſollte. Dieſer acceptirte, 
veräußerte, bezahlte und zog nun für den Belauf und die doppelte 
Proviſion einen Wechſel zurück auf ſeinen Schuldner. 

Durch dieſe Proceduren gewann der Gläubiger alle Sicherheit 
des Wechſelrechtes, und daneben bedeutende Zinſen. Der Pabſt hat 
ſich heftig dagegen erklärt und dawider dieſelbe Bulle wie gegen 
eigene Wechſel erlaſſen, $ 113. Die damals in Italien üblichen 
Handelsgerichte hatten ſie in Schutz genommen, und in den Statuten 


Grundsätze der Wechselverjährung, die Verjährung der Regress- Ansprüche 
gegen die Indossanten, das Klagerecht des Wechselgläubigers, die aus- 
ländischen Wechselgesetze, den Protest, den Ort und die Zeit für die 
Präsentation und andere im Wechselverkehr vorkommende Handlungen, 
sowie über mangelhafte Unterschriften gelten auch bei eigenen Wechseln. — 
Art. 99: Eigene domicilirte Wechsel sind dem Domiciliaten oder, wenn 
ein solcher nicht benannt ist, dem Aussteller selbst an demjenigen Orte, 
wohin der Wechsel domicilirt ist, zur Zahlung zu präsentiren und, 
wenn die Zahlung unterbleibt, dort zu protestiren. Wird die rechtzeitige 
Protest- Erhebung beim Domiciliaten verabsäumt, so geht dadurch der 
wechselmässige Anspruch gegen den Aussteller und die Indossanten ver- 
loren. — Art. 100: Der wechselmässige Anspruch gegen den Aussteller eines 
eigenen Wechsels verjährt in drei Jahren, vom Verfalltage des Wechsels 
an gerechnet. 
1) Büſch, Th. 2. S. 119. 
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waren ſie zum Theil gebilligt. Daher viel Streit mit dem Pabſt. 
Jetzt ſind ſie längſt abgekommen. 

Martens erwähnt hier der Wechſelreiterei. Sie gehört kaum 
hieher. Man verſteht darunter im Allgemeinen den Fall, wenn 
Jemand Wechſel traſſirt, um ſich Geld zu verſchaffen. Dazu iſt dies 
allerdings der Weg; z. B. A traſſirt auf London drei Monate dato, 
und erhält die Valuta gleich. Wenn der Wechſel fällig wird, zieht 
der Traſſat auf ihn mit gleicher Friſt zurück. Hier hat ſich A auf 
ſechs Monate Geld verſchafft. Dieſe Aushülfe iſt in einzelnen Fällen 
für einen ſoliden Kaufmann nöthig; die weniger ſoliden aber machen 
ein fortwährendes Geſchäft daraus. Auch vereinigen ſich wohl Viele 
an verſchiedenen Orten, und traſſiren immer Einer auf den Andern, 
ſo daß oft ein weiter Kreislauf ſtattfindet. Mit den cambia con 
la ricorsa hat dies keine Aehnlichkeit. Dort kommen fingirte, hier 
wahre Tratten vor. Ueberhaupt iſt bei der Wechſelreiterei juriſtiſch 
nichts Eigenes zu bemerken. Es ſind Tratten und Wechſelverhält— 
niſſe wie bei anderen Wechſeln auch. Blos der Zweck unterſcheidet 
ſie von ihnen, und das hat juriſtiſch keinen Einfluß. Aber kaufmänniſch 
deſto mehr. Der Weg ſcheint leicht und vortheilhaft zu ſein, iſt aber 
ſehr koſtbar und gefährlich „). 

Mehr Aehnlichkeit mit dem cambia con la ricorsa hat ein 
anderes Mittel, ſich Geld zu verſchaffen: der Kellerwechſel. Man 
macht einen Wechſel, auf welchen man mehrere fingirte Perſonen, 
Traſſanten und Indoſſanten ſetzt, und ſich ſelbſt als den letzten 
Indoſſaten; hierauf läßt man ihn von einem guten Freund accep— 
tiren. Sodann indoſſirt man ihn in blanco, und ſucht einen Dis— 
contanten, welchen man leicht findet, wenn nicht aller Credit fehlt. 
Vor dem Verfalltage wird der Wechſel wieder eingelöſt, und wenn 
dazu noch kein Geld vorhanden iſt, ein anderer Kellerwechſel 
gemacht. Darin liegt ein wahrhaft falſcher Wechſel, wiewohl ohne die 
Abſicht, um das Geld zu betrügen, ſondern nur in der, um ſich 
Credit zu verſchaffen, welchen man auf eine gewöhnliche Verſchreibung 
nicht fände, oder nicht zu ſuchen wünſcht. Oft weiß auch der Dis— 
contant um die Sache 2). Es fragt ſich, ob ein Kellerwechſel als 
Fälſchung zu beſtrafen ſei. Wenn der Discontant darum weiß, 
nein; weiß er nicht darum, allerdings. Nur das einzige Bedenken 
ſteht entgegen, daß beim Kellerwechſel die Abſicht nicht dahin geht, 


) Büſch, Th. 1. S. 83. Th. 2. S. 155 fan. 
2) Büſch, Th. 2. S. 163. 
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den Andern um ſein Geld zu betrügen, ſondern nur dahin, ihn zum 
Credit zu verleiten. Das hindert aber nicht. Das Verbrechen der 
Fälſchung liegt jedesmal alsdann vor, ſo oft Jemand eine falſche 

Urkunde für echt ausgegeben hat. f 


$ 117. Jetzt übliche wechſelähnliche Handſchriften. 


1) Urkunden und Contracte, welchen die Clauſel „nach Wech— 
ſelrecht“ eingerückt iſt. Steht dieſelbe in einer Schuldverſchreibung, 
welche auf Geld lautet, jo iſt ſie ein wahrer Wechſel; denn führte 
fie den Namen Wechſel, jo wäre dies außer Zweifel; die Clauſel 
aber jagt daſſelbe. Zuweilen jedoch wird ſie auch wohl anderen Con— 
tracten und Verſchreibungen beigefügt: Kauf-, Pacht-Contracten, 
Bürgſchafts-Urkunden, Verſprechen eines Schriftſtellers, das Manu⸗ 
jeript zu einem Buch zu liefern. Der Sinn dieſer Clauſel geht dahin, 
daß man ſich im Nichterfüllungsfall dem ſchnellen Perſonal-Arreſt 
unterwerfen wolle. Die wirkliche Vollziehung wird freilich oft durch 
mangelnde Liquidität verhindert werden. Deren bedarf es aber, um 
im Wechſelprozeß klagen zu können, und bei zweiſeitigen Contracten 
iſt ſie oft ſchwer zu beſchaffen. Wird ſie aber hergeſtellt, ſo iſt kein 
Grund vorhanden, warum die Wechſelſtrenge nicht eintreten ſollte. 
Die Parteien haben ſich durch Anwendung der Clauſel der Wechſel— 
ſtrenge ausdrücklich unterworfen. Iſt ſie überhaupt geſtattet, ſo iſt 
nicht einzuſehen, weßhalb ſie nicht auch in ſolchen Contracten 
zuläſſig ſein ſollte. In dem Weſen der Sache liegen keine Momente 
dafür, daß der Gegenſtand einer Wechſelverbindlichkeit eine Gelöver- 
bindlichkeit ſein müſſe ). 

2) Verſchreibungen und Anweiſungen der Kaufleute in Han- 
delsgeſchäften. Nach allgemeinen Grundſätzen findet bei ſolchen freilich 
kein Wechſelrecht und kein ſtrenges Wechſelverfahren ſtatt; allein 
nach den Geſetzen einiger Länder allerdings 2). Beſonders bei Schuld— 
ſcheinen, welche Kaufleute über die Bezahlung gekaufter Waaren aus— 
geſtellt haben — Handelsbillets. Hauptſächlich im Königreich Sachſen, 
und zwar nicht blos da, wo die Leipziger Wechſelordnung gilt, ſon— 
dern auch in der Ober-Lauſitz 3). Ferner in Danzig und in Wür- 


) Kind, Quaest. for. T. 4. c. 25. (ed. 2). — Böhmer, Ex. ad Pand. ex. 
52. c. 2. § 11. 

2) F. 9. a) Nach dem Gebrauch von Frankfurt galten an Ordre lautende 
Schuldſcheine ſchon vor G. O. von 1819 Art. 78 als Wechſel, vielleicht mit 
Ausnahme der Wechſelſtrenge. 

) Siehe § 71. Nr. 7. S. 153. 
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temberg; ebenſo im Preußiſchen an mehreren Orten nach Particular— 
recht; nach dem Landrecht dagegen iſt nur der Executivprozeß geſtat— 
tet 1). Auch in Frankreich ) findet ſich ein Unterſchied zwiſchen Kauf— 
leuten und anderen Perſonen, und zwar dahin: traſſirte Wechſel, 
welche einen Mangel haben und billets à ordre, welche ein Kauf— 
mann ausgeſtellt hat, werden unbedingt nach Wechſelrecht beurtheilt; 
die von anderen Individuen dagegen nur inſofern, als ſie ein Han— 
delsgeſchäft zur Veranlaſſung haben. Was vom billets à ordre hier 
geſagt iſt, gehört zu der Wechſelkraft der eigenen Wechſel § 113. 

3) Das jüdiſche Mamre, welches in Polen üblich iſt. Es iſt 
eine Schuldverſchreibung über ein Darlehen, welche in einer ganz 
beſonderen Form ausgeſtellt iſt. Dieſe beſteht im Ganzen darin, daß 
auf der einen Seite des Papiers die Schuldverſchreibung ſteht, welche 
nothwendig den Namen Staar-Chow oder Staar-Iska enthalten 
muß, und auf dem Rücken des Papiers den Namen des Schuldners 
führt. Dieſe nach jüdiſcher Sitte höchſt ſtrenge Verbindlichkeit hat 
zur Folge, daß auf Production der Urkunde binnen 24 Stunden 
ohne alle Einrede bezahlt werden muß. Selbſt die Einrede, daß ſchon 
gezahlt ſei, kommt nicht in Betracht; man hätte ſich die Urkunde 
zurückgeben laſſen müſſen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo hat man noch 
einmal zu zahlen, und nachher im beſonderen Verfahren die Rück— 
forderung zu bewirken. Auſſerdem gelten dabei noch andere ſtrenge 
Grundſätze. Wenn kein Gläubiger genannt iſt, ſo muß jedem Inha— 
ber gezahlt werden; wenn kein Zahlungsort, ſo kann der Gläubiger 
an jedem beliebigen Orte daraus klagen. 

4) Billets d'honneur ). Edelleute und Offiziere pflegten wohl 
Schuldverſchreibungen auf Ehre auszuſtellen. Wer ſie nicht einhielt, 
war vor den Militärgerichten zu belangen und wurde mit Gefängniß 
beſtraft; darin liegt aber kein Mittel der Hülfsvollſtreckung, ſondern 
nur eine Strafe. 


1) 2, 8. 8 1297. 2) C. e. art. 636, 637. u. dazu Mann. 
) Merlin, Répert. s. v. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Sicherheitsmittel für Wechſel. 


§ 118. Pfand und Hypothek. 


So gut wie bei anderen Schulden zur Sicherheit des Gläu— 
bigers ein Fauſtpfand gegeben oder eine Hypothek beſtellt werden 
kann, ebenſo gut auch bei Wechſelſchulden. Beim Pfandgeben kommt 
nichts Eigenes vor, wohl aber bei der Hypothek. 

1) Bei traſſirten Wechſeln iſt die Beſtellung einer Hypothek 
durchaus nicht üblich. Zwar liegt in der Natur eines traſſirten 
Wechſels nichts, daß nicht entweder bei der Ausſtellung vom Traſ— 
ſanten oder bei der Acceptation vom Traſſaten eine Hypothek hinzu⸗ 
gefügt werden könnte. Allein dies iſt ganz außer Gebrauch. Dagegen 
dienen hier dem Traſſaten oft die Waaren zur Sicherheit, welche er 
vom Traſſanten in Händen hat, namentlich bei einer Verkaufs⸗ 
commiſſion, § 18. 

2) Bei eigenen Wechſeln iſt es ſehr häufig, daß am Schluß 
die hypothekariſche Clauſel angehängt wird. Eine ſolche Hypothek 
unterliegt ganz den gewöhnlichen Grundſätzen ). Nur zweierlei iſt 
dabei zu bemerken: 

a) wenn der Gläubiger daraus klagt, ſo darf er nicht beide 
Wege zugleich einſchlagen, er hat entweder den Perſonalarreſt oder 
den Verkauf des Pfandes zu beantragen. Beides nebeneinander zu 
geſtatten, hieße den Schuldner ohne Noth drücken. Auch kann man 
ſich der Wechſelſtrenge und Hypothek cumulativ oder alternativ unter— 
worfen haben; im Zweifel gilt die mildere, alſo die alternative Auf— 
faſſung. 

b) Nach mehreren Geſetzen ſind Hypotheken in Wechſeln ver— 
boten, ſo daß alſo beide Clauſeln nicht cumulirt werden dürfen. 
Wenn es geſchehen iſt, ſo fragt es ſich, welche gelten ſoll. Einige 


) L. 6. a) Der Procuriſt einer Handlung iſt befugt, für ſolche Hypotheken— 
wechſel auszuſtellen, wenn die Handlung in dieſer Form Darlehen aufzunehmen pflegte. 

b) Die Gültigkeit der von einem Procuriſten ausgeſtellten Hypothekenwechſel 
wird dadurch, daß dieſer ſie mit der Firma unterzeichnet hat, ohne ſeinen Namen 
binzuzuſetzen, nicht beeinträchtigt. 
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Geſetze haben die Hypotheken-Clauſel !), andere die Wechſel-Clauſel?) 
für ungültig erklärt. Wie aber, wenn es an einer Entſcheidung 
fehlt? Hier ſcheint es darauf anzukommen, was in der Urkunde das 
principale, und was das accessorium iſt. Ward hauptſächlich ein 
Wechſel ausgeſtellt, und die Hypothekenclauſel damit nur verbunden, 
ſo fällt ſie als accessorium hinweg. Ward hauptſächlich eine Pfand— 
verſchreibung beabſichtigt, und damit die Wechſelclauſel verbunden, 
ſo ceſſirt dieſe. Bei völligem Zweifel wird der Gläubiger die Wahl 
haben, welche Clauſel er gebrauchen will; ebenſo wie bei zwei Klagen, 
welche nicht neben einander angeſtellt werden können, und wo der 
klagende Gläubiger ebenfalls die Wahl hat, welchen Weg er betre— 
ten will. 

3) Zuweilen iſt nach Particulargeſetzen, nicht nach gemeinem 
Recht 3), mit Wechſeln das Privilegium einer geſetzlichen Hypothek 
verbunden. Daß eine Hypothek auf das ganze Vermögen mit jeder 
Wechſelverbindlichkeit verbunden ſei, kommt ziemlich ſelten vor. Für 
einen Fall jedoch kommt jenes Privilegium ſehr häufig vor; wenn 
Waaren in Verkaufscommiſſion geſandt ſind und vorläufig auf den 
künftigen Erlös traſſirt wird. Hier hat der Traſſat, welcher den 
Wechſel bezahlt hat, zur Sicherheit ſeines Vorſchuſſes ein abſolutes 
Vorrecht auf die eingeſandten Waaren H. Eigentlich iſt dies gar kein 
Vorrecht der Wechſel, ſondern nur das in § 18 entwickelte Reten— 
tionsrecht. Hier iſt alſo nur vor Verwechſelung deſſelben mit der 
Hypothek zu warnen. 


§ 119. Bürgſchaft. 


Wie für jede andere Verbindlichkeit, ſo kann ohne Zweifel auch 
für eine Wechſelverbindlichkeit Bürgſchaft geleiſtet werden. Darin 
haben auch einzelne Wechſelordnungen keine Einſchränkung gemacht. 
Die hypothekariſche Clauſel iſt wohl verboten, die Bürgſchafts-Clauſel 
aber nirgends. Auch kommt dieſe Bürgſchaft im Leben ſehr häufig 
vor, und kann auf verſchiedene Arten geleiſtet werden, wonach die 
Wirkungen verſchieden ſind. 

) Brem. W. O. Art. 58. B. 3. b) Der Bezogene kann ſich jedoch wegen 
ſeiner Deckung oder Erſtattung der Valuta gültigerweiſe eine Hypothek beſtellen 
laſſen, da er deßhalb gegen den Traſſanten nicht wechſelmäßig klagen darf. 

2) Hamb. F. O. Art. 63. 

) Harpprecht, Diss. acad. V. 1. d. 28. $8. Beseke, Thes. p. 437 u. p. 964. 

Frankf. W. O. § 54. Riceius, Ex. 7. s. 3. § 17. 
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1) Durch Unterſchrift des Wechſels, z. B. der Tratte, des 
Accepts, avallum, aval ). Alsdann iſt ohne Zweifel auch der Bürge 
nach der Strenge des Wechſelrechts verpflichtet; denn er hat ſeine 
Handſchrift auf den Wechſel geſetzt?). Dabei kommen denn die Rechts⸗ 
wohlthaten des Bürgen in Frage, namentlich die der Vorausklage. 
Hier iſt zu unterſcheiden: 

a) Er hat einfach ohne Zuſatz unterſchrieben. Dann haftet 

er als Correalſchuldner, und hat die Rechtswohlthat der Vorausklage 
nicht. Denn wenn auch die Veranlaſſung feiner Unterſchrift eine 
Bürgſchaft war, ſo erſcheint er doch im Wechſel nicht als Bürge, 
ſondern als Mitſchuldner. Er kann den Inhaber nicht auf ein Ver⸗ 
hältniß verweiſen, welches dieſer aus dem Wechſel zu erſehen nicht 
im Stande war. Eine Ausnahme iſt allenfalls dann zuzulaſſen, 
wenn der Inhaber gewußt hat, daß der Grund der Unterſchrift nur 
eine Bürgſchaft ſei. Dann verhält ſich die Sache wie im folgenden 
Fall: 
1 b) er hat mit dem Zuſatze als Bürge unterſchrieben. Dann 
ſtehen ihm allerdings die gewöhnlichen Rechtswohlthaten ebenſowohl 
zu wie einem anderen Bürgen. Der einzige Unterſchied beſteht 
darin, daß er nach Wechſelrecht haftet. Das hat aber hierauf keinen 
Einfluß. Denn die Einrede der Vorausklage iſt eine Einrede, die 
keines Beweiſes bedarf 3). Mehrere Wechſelordnungen ſind indeſſen 
ſtrenger, und ſprechen einem Wechſelbürgen ſchlechthin alle Rechts— 
wohlthaten ab ). Der code de commerce 5) jagt ohne Unterſchied, 
der Wechſelbürge ſei ſolidariſch verhaftet, und im Falle einer derar— 
tigen Verhaftung fällt nach dem code Napoléon “) die Rechtswohl⸗ 
that der Theilung und der Vorausklage hinweg. 

2) In einer abgeſonderten Urkunde. Dann iſt der Bürge gar 
nicht nach Wechſelrecht verbunden, inſofern nicht auch in dieſe die 
Wechſelclauſel eingerückt iſt. Denn nun hat er ſeine Handſchrift 
nicht auf den Wechſel geſetzt, es fehlt alſo das Fundament der 
Wechſelverbindlichkeit. Daß der Hauptſchuldner jo haftet, iſt gleich- 
gültig; denn der Bürge kann ſich weniger ſtreng verpflichten, als 
dieſer 7). Es liegt alſo nur eine gemeine Bürgſchaft vor, die wie 


1) C. c. art. 141. ) Rieeius, Ex. 7. s. 1. 87. 

) Püttmann, de avallo p. 14. P. L. R. 1, 14. 5 296. 
) Riccius, I. c. § 6. Beseke, T. 1. Nr. 44. $ 16. 

5) Art. 142. 0) Art. 1203. 2021. 

7) P. L. R. 1, 14. 8 804. 
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jede andere zu behandeln iſt, und bei welcher mithin alle gewöhnlichen 
Rechtswohlthaten geſtattet ſein müſſen. Anders ſieht der code de 
commerce !) dieſen Fall an, und behandelt ihn ebenſo wie den 
vorigen, indem er verordnet, daß der Wechſelbürge ſolidariſch, und 
unter den nämlichen Zwangsmitteln wie der Ausſteller und die 
Indoſſanten verhaftet ſein ſoll. Dabei fragt es ſich, ob in dieſem 
Falle wie in dem unter No. 1 der Proteſt auch den Bürgen in der 
gewöhnlichen Zeit notificirt werden muß 2). 

3) Endlich kann eine Bürgſchaft auch dadurch geleiſtet werden, 
daß man ſich zum Indoſſanten macht. Statt den Wechſel oder das 
Indoſſament auf den Gläubiger zu richten, richtet man es auf den 
Bürgen, und dieſer indoſſirt an den Gläubiger. Im Leben kommt 
dies ſehr häufig vor, weil auf dieſe Weiſe kein Dritter etwas von 
der Bürgſchaft merkt. In dieſem Fall werden Rechte und Verbind— 
lichkeiten zwiſchen Bürgen und Hauptſchuldner zwar nach den Grund— 
ſätzen von der Bürgſchaft behandelt. Allein dem Inhaber des Wechſels 
haftet er ganz als Indoſſant, und von den Rechtswohlthaten eines 
Bürgen iſt gar nicht die Rede. Denn der Bürge iſt wirklich Indoſ— 
ſant geworden. Auch macht es gar keinen Unterſchied, ob der Inhaber 
um die Veranlaſſung gewußt hat. Denn wenn auch die Bürgſchaft 
die Veranlaſſung war, ſo iſt dieſe doch nur dadurch geleiſtet, daß er 
Indoſſant geworden iſt. Er hat alſo deſſen Rechte und Verbindlich— 
keiten dem Inhaber gegenüber und nicht die eines Bürgen. 


Achter Abſchnitt. 
Aufhebung der Wechſelverbindlichkeit ). 


§ 120. Ueberſicht. 


Die Wechſelverbindlichkeit wird zunächſt wie alle andere Ver— 
bindlichkeiten durch Erfüllung aufgehoben. Außerdem auf mehrere 
andere Weiſen, die ſich zweckmäßig auf vier Fälle: Einwilligung 
beider Theile, einſeitigen Widerruf, Confuſion und Verjährung, zurück— 
führen laſſen. 


1) Art. 142. 2) Merlin, Quest. de droit, t. 1. v. aval. 
3) Locre, Esprit du c. c., t. 2. p. 305 — 342. 


18 * 


276 Wechſelrecht. 


§ 121. Einwilligung beider Theile. 


Daß die Wechſelverbindlichkeit hiedurch aufgehoben wird, ver— 
ſteht ſich von ſelbſt. Da aber mehrere Perſonen an dem Wechſel⸗ 
geſchäft Theil nehmen, und ſehr verſchiedene Verbindlichkeiten dabei 
vorkommen, jo kann dieſe Einwilligung auf verſchiedene Weiſe ein- 
treten. Vorzüglich ſind vier Hauptfälle zu erwähnen: 

1) wenn der Eigenthümer mit dem Acceptanten übereinkommt, 
daß ſeine Verbindlichkeit ihm erlaſſen ſein ſolle, und das Accept 
ausgeſtrichen wird, ſo geht dadurch zugleich der Regreß verloren. 
Sämmtliche Rechte des Eigenthümers ſind dadurch erloſchen. Doch 
können einzelne Verbindlichkeiten daneben noch bleiben; ſo namentlich, 
wenn ein Wechſelnehmer ſeinem Geber noch Zahlung ſchuldig iſt. 

2) Wenn der Eigner mit dem Ausſteller übereinkommt, daß 
er ihm den Wechſel zurückgeben wolle. Dadurch wird das ganze 
Geſchäft zurückgenommen, alſo ſind auch alle Wechſelverbindlichkeiten 
zu Ende. Wenn auch der Wechſel ſchon acceptirt ſein ſollte, ſo 
erliſcht durch dieſe Zurückgabe doch auch die Verbindlichkeit des Accep⸗ 
tanten. Denn dem Ausſteller it er zu nichts verpflichtet: er hat 
nur dem Remittenten und deſſen Ordre zu zahlen. Doch muß in 
dieſem Fall ebenſo wie in dem, wenn der Ausſteller Erbe des 
Inhabers geworden, oder wenn er ſolchem den Wechſel abgekauft hat, 
dem Traſſaten die Hälfte ſeiner Proviſion erſtattet werden ). Wie 
aber, wenn der Wechſel an die eigene Ordre des Traſſanten lautet, 
dieſer alle Indoſſamente ausſtreicht und von Neuem indoſſirt? 

Alsdann iſt der Acceptant ohne Zweifel verhaftet. — Mit dem 
gegenwärtigen Fall iſt nicht der andere zu verwechſeln, wenn an den 
Traſſanten zurückindoſſirt wird. Denn alsdann iſt der Traſſant 
zugleich Wechſelinhaber, und ſtellt mithin eine doppelte Perſon vor. 
Vergl. § 103 und 123. g 

3) Durch freiwillige Zurückgabe eines Indoſſaten an den 
Indoſſanten. Dieſes kann auf doppelte Weiſe geſchehen: durch Aus— 
ſtreichen des Indoſſaments und durch Rückindoſſament; erſteres iſt 
beſſer. 

4) Wenn der Inhaber einem oder einigen Vormännern ihre 
Verbindlichkeiten erläßt. Das geſchieht durch Ausſtreichen, und kommt 
beſonders im Falle eines Concurſes nicht ſelten vor. Als Eigen— 
thümer aller Anſprüche aus dem Wechſel iſt der Inhaber hiezu ohne 
Zweifel befugt. Wenn er ſich für dieſen Erlaß etwas hat bezahlen 


) Franck, I. 2. c. 4. s. 2.18 4. 
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laſſen, ſo kann ihm ſolches als Abſchlagszahlung auf den Wechſel 
nicht angerechnet werden, da der Vormann durch dieſen Vortheil, 
welchen der Inhaber macht, nichts verliert ). — Wer aber einen 
früheren Intereſſenten entlaſſen hat, verliert dadurch zugleich allen 
Anſpruch auf deſſen Hintermänner. Denn wenn er an dieſe Regreß 
nehmen will, ſo muß er ſie zugleich in Stand ſetzen, ihren vollen 
Regreß weiter zu nehmen: und dieſe Möglichkeit hat er ſich ſelbſt 
genommen. Wäre übrigens das Indoſſament nicht ausgeſtrichen, 
ſondern nur ein Entlaſſungs-Vertrag neben dem Wechſel abge— 
ſchloſſen, ſo kann der Entlaſſene ſich dadurch gegen andere Inhaber 
nicht ſchützen. Denn bei dem Indoſſament gilt der Grundſatz, daß 
dem Indoſſaten keine Einreden aus der Perſon ſeines Vormannes 
entgegenſtehen. 

Ein beſonderer Fall iſt noch der, wenn der Wechſel durch fort— 
geſetzten Umlauf zum zweiten Male in die Hände eines früheren 
Inhabers gelangt. Hier werden alle Zwiſchenperſonen rückſichtlich 
ſeiner ihrer Verbindlichkeiten ledig. Sie haften ihm zwar als ſeine 
Vormänner: allein er iſt zugleich ihr Vormann und als ſolcher 
ihnen verhaftet; das hebt ſich aber mittelſt Compenſation. Er kann 
daher alle Indoſſamente der Zwiſchenmänner ausſtreichen, ohne etwas 
zu verlieren. Iſt ſolches geſchehen, ſo ſind dieſe völlig frei. Thut 
er es aber nicht, ſondern indoſſirt weiter, ſo kann der neue Inhaber 
ſich noch immer an dieſe Zwiſchenmänner halten. Denn jeder Inhaber 
hat das Recht, alle ſeine Vormänner in Anſpruch zu nehmen, und 
der Umſtand, weßhalb ſie dem doppelten Inhaber nicht haften, tritt 
bei dieſem neuen Inhaber nicht ein. Ihm kann aus der Perſon 
ſeines Vormannes keine Einrede entgegengeſetzt werden. Vergl. S. 280. 


§ 122. Einſeitiger Widerruf. 


Dieſer iſt, wie bei anderen Verträgen, ſo auch beim Wechſel 
nicht leicht geſtattet. Drei Perſonen kommen hier in Frage: Traſ— 
ſant, Indoſſant und Acceptant. Vom Letzten war bereits $ 92 die 
Rede. Es bleiben alſo übrig: N 

1) der Traſſant. Kann dieſer das Wechſelgeſchäft einſeitig 
widerrufen? 

a) Vom Remittenten kann er den Wechſel nicht einſeitig zurück— 
fordern. Zwar liegt in dem Wechſel wie in der Anweiſung ein 


) Vergl. jedoch 1.15. § 1. D. 46, 1. 
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Erhebungsauftrag, und ein ſolcher kann widerrufen werden. Allein 
der Remittent iſt Bevollmächtigter zu eigenem Vortheil, und dabei 
findet kein Widerruf ſtatt. Er hat den Wechſel gegen Valuta über⸗ 
laſſen, ihn alſo förmlich verkauft. Ein Kaufcontract aber kann nicht 
einſeitig aufgekündigt werden. Nur die Frage läßt ſich allenfalls 
noch aufwerfen, ob wegen nicht gezahlter Valuta ein Widerruf ftatt- 
finde. Dies hängt von der Natur des Contracts ab. In den meiſten 
Fällen iſt der Wechſel für Geld überlaſſen. Dann liegt ein Kauf 
vor, und der Widerruf iſt ausgeſchloſſen. Es kann aber auch ein 
Tauſch ſein: dann kommt es auf die Streitfrage an, ob bei unbenannten 
Verträgen ein Widerruf ſtatthaft ſei; und dieſe Frage iſt zu bejahen. 
Eine beſondere Frage iſt noch die, ob der Wechſel vindicirt werden 
kann, wenn der Remittent vor der Zahlung Concurs macht: § 129. 

b) Kann er dem Traſſaten die Acceptation oder die Zahlung 
unterſagen? Die Acceptation unbedenklich 1). In dem Wechjel ift 
der Auftrag dazu enthalten, und dieſen kann er, ſo lange die Accep— 
tation noch nicht erfolgt iſt, zurücknehmen. Vor der Acceptation ſteht 
der Traſſat in gar keiner Verbindlichkeit zu dem Inhaber; er hat 
alſo volle Freiheit, die Acceptation zu weigern. Nur ſetzt ſich der 
Traſſant dadurch dem Regreß des Inhabers aus, da er dieſem nun 
ſein Verſprechen nicht erfüllt. Bisweilen kann es allerdings gerathen 
ſein, den Acceptationsauftrag zurückzunehmen; z. B. wenn der Traſ— 
ſant eine Gegenforderung gegen den Inhaber erhält, und fürchtet, 
dieſer möge zahlungsunfähig ſein. Nach der Acceptation dagegen 
kann die Unterſagung der Zahlung nichts mehr helfen; den Traſ— 
ſaten trifft nunmehr die abſolute Verpflichtung zu zahlen: nicht in 
Folge Auftrags des Traſſanten, ſondern auf Grund ſeines eigenen 
Verſprechens. Er iſt alſo gar nicht befugt, wegen Widerruf des 
Traſſanten die Zahlung zu weigern, § 92. Man könnte glauben, 
der Traſſat ſei als Bevollmächtigter des Traſſanten verpflichtet, ſich 
anfangs zu weigern und abzuwarten, ob die Klage gegen ihn oder 
der Regreß gegen den Traſſanten von dem Wechſelinhaber werde 


) Juriſtiſche Abh. B. 2. Nr. 13. Von der Statthaftigkeit des Contremandirens. 
829. fg. 

H. 15. b) Ein Traſſant darf dem Remittenten ꝛc. gegenüber den Wechſel 
nicht contremandiren, ſelbſt nicht vor deſſen Annahme durch den Traſſaten. 

c) Die Güterpfleger des Traſſanten hingegen können dem Traſſaten bis 
dahin, daß derſelbe zu dem Remittenten ꝛc. in ein Obligo getreten iſt, die Zahlung 
an den Wechſelinhaber verbieten und das bei dem Traſſaten ſtehende Guthaben 
zur Maſſe ziehen, und muß alsdann der Remittent, wenn er die Valuta für den 
Wechſel bezahlt hat, zur Maſſe gehen. 
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gewählt werden. Allein dieſe Anſicht iſt unhaltbar; die kaufmänniſche 
Ehre des Traſſaten fordert es, daß er ſeinem Accept Genüge leiſte. 

Manche machen eine Ausnahme, wenn der Wechſel falſch ſei. 
Das iſt ſchief ausgedrückt. Man meint damit den Fall, wenn der 
Wechſel gar nicht von dem Traſſanten ausgeſtellt iſt, der Traſſat 
aber ihn in gutem Glauben acceptirt hat, und der Traſſant, welcher 
dieſes erfährt, ihn warnt. Das kann man nicht Widerruf nennen, 
da gar kein Auftrag vorherging. Den Traſſanten geht die Sache 
auf alle Fälle nichts an. Es iſt nur die Frage, ob der Acceptant 
die Zahlung deßhalb weigern kann: § 137. 

2) Der In doſſant. Hier ſind dieſelben beiden Fragen zu beant- 
worten; kann er ſein Indoſſament zurücknehmen, und kann er dem 
Traſſaten die Acceptation oder Zahlung unterſagen. 

a) Für die Zurücknahme des Indoſſaments kommt es darauf 
an, ob ſolches in procura oder per modum cessionis ertheilt war. 
Das Erſtere iſt ein einfaches Mandat, der Widerruf mithin geſtattet. 
Nur muß er zeitig erfolgen, d. h. bevor das Mandat durch Eincaſ— 
ſirung oder weitere Veräußerung vollzogen iſt. Die Vollziehung des 
Widerrufs geſchieht auf zweifache Weiſe: durch Ausſtreichen des 
Indoſſaments oder durch Rückindoſſiren. Das Erſte iſt das Gera— 
thenſte, damit nicht der Indoſſat in procura dritten Perſonen verhaftet 
bleibe. Liegt dagegen ein eigentliches Indoſſament vor, ſo gilt daſſelbe, 
was unter Nr. 1 vom Traſſanten geſagt iſt, daß kein einſeitiger 
Widerruf ſtattfinde. Denn der Contract zwiſchen Indoſſanten und 
Indoſſaten iſt ganz derſelbe wie zwiſchen Traſſanten und Remittenten. 

b) Kann er dem Traſſaten Acceptation oder Zahlung unter— 
ſagen? Das iſt einfach zu verneinen, ſelbſt dann, wenn noch nicht 
acceptirt iſt. Denn der Traſſat hat ja den Auftrag nicht von ihm, 
er kann ihn alſo auch nicht widerrufen. Martens macht eine Aus: 
nahme, wenn der Wechſel verloren gegangen iſt; die nähere Erörte— 
rung über die ganze Procedur dabei ſiehe § 126. 


§ 123. Aufhebung durch Confuſion. 


Auch hier ſind verſchiedene Fälle zu unterſcheiden. 

1) Der Wechſelinhaber und Acceptant werden eine Perſon, 
durch Erbſchaft oder Ceſſion. Dann iſt die ganze Verbindlichkeit wie 
durch Zahlung zu Ende. Alſo iſt nicht nur der Acceptant frei, ſon— 
dern auch alle Perſonen, welche für den Regreß haften. Weiter— 
indoſſiren darf er ihn nicht mehr, da die Forderung erloſchen iſt. 
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Dagegen kann der Acceptant von dem Traſſanten ebenſo gut Erſatz 
fordern, wie wenn er den Wechſel bezahlt hätte. Der Satz, daß die 
Wechſelverbindlichkeit in dieſem Fall erloſchen ſei, gilt jedoch nur 
inſofern als der Traſſat ſchon acceptirt hat, alſo wirklich Schuldner 
aus dem Wechſel geworden iſt. Anders verhält es ſich, wenn die 
Confuſion ſchon vorher eintritt. Dann iſt die doppelte Perſon in 
ihm zu unterſcheiden. Als Traſſat behält er die Freiheit, ſich zu 
erklären, ob er acceptiren will. Acceptirt er, ſo tritt Confuſion ein, 
thut er dieſes nicht, ſo hat er als Inhaber zu proteſtiren und ſeinen 
Regreß zu nehmen. Das Verſprochene iſt ihm nicht geleiſtet. Der 
Einwand, daß er ſelbſt daran Schuld ſei, hindert am Regreß nicht, da er 
ja keine Verbindlichkeit hat zu acceptiren; hier eben wird die doppelte 
Eigenſchaft wichtig. Nicht als Inhaber hat er die Nichtacceptation 
veranlaßt, ſondern als Traſſat, und als ſolcher war er dazu befugt. 

2) Der Inhaber und ein früherer Indoſſat fallen in eine 
Perſon zuſammen. Das kann auf zweifache Weiſe geſchehen durch 
Erbſchaft, oder ſo, daß im Lauf des Giro wieder auf ihn indoſſirt 
wird. Auf die Verbindlichkeit des Traſſaten hat dies keinen Einfluß, 
ſie bleibt dieſelbe; denn man iſt jedem Inhaber auf gleiche Weiſe 
verpflichtet. Hinſichtlich der Regreßverbindlichkeit aber, ſo werden 
alle Zwiſchenperſonen rückſichtlich ſeiner ihre Verbindlichkeit ledig. 
Sie haften ihm zwar als ſeine Vormänner, er iſt aber zugleich auch 
ihr Vormann, und als ſolcher ihnen verhaftet; das hebt ſich alſo 
mittelſt Compenſation. Er kann daher alle Indoſſamente der Zwiſchen— 
männer ausſtreichen, ohne etwas zu verlieren. Denn er iſt völlig 
frei. Thut er es aber nicht, ſondern indoſſirt er weiter, ſo kann der 
neue Inhaber ſich noch immer an dieſe Zwiſchenmänner halten, denn 
jeder Inhaber hat das Recht, alle ſeine Vormänner in Anſpruch zu 
nehmen, und der Umſtand, weßhalb ſie den doppelten Inhaber nicht 
haften, tritt bei dieſem neuen Inhaber nicht ein, denn dieſen kann 
aus der Perſon ſeines Vormanns keine Einrede entgegengeſetzt werden. 

3) Inhaber und Ausſteller fallen in eine Perſon zuſammen, 
durch Erbfolge oder Indoſſament. Zunächſt kommt das Verhältniß 
zum Acceptanten in Frage. 

a) Hier kann der Ausſteller des Wechſels entweder den Wechjel 
weiter indoſſiren, und dann wird durch jenes Zuſammenfallen in 
dem ganzen Wechſelverhältniß nichts geändert. Oder: 

b) der Ausſteller kann den Wechſel ſelbſt in Händen behalten. 
Alsdann kann 

1) von einer Regreßverbindlichkeit der ſonſtigen Intereſſenten 
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nicht weiter die Rede ſein, denn ihre Verbindlichkeiten compenſiren 
ſich mit der des Ausſtellers, welcher ihnen für den Regreß haftet. 

2) Das Verhältniß des Ausſtellers zum Acceptanten dagegen 
richtet ſich danach, ob der Wechſel auf Credit verkauft oder gegen 
eine Forderung traſſirt iſt. 

) Iſt der Wechſel ausgeſtellt, um eine Forderung einzuziehen, 
ſo kann der Ausſteller den Acceptanten aus dem Wechſel belangen; 
denn er iſt Inhaber des Wechſels und hat als ſolcher die Ordre 
des Ausſtellers für ſich. Er kann ihn aber auch caſſiren, und die 
alte Forderung auf andere Weiſe eintreiben. In der Abrede einen 
Wechſel zu traſſiren liegt keine Novation. Dieſe ſetzt die ausdrückliche 
Abrede voraus, die alte Schuld fahren zu laſſen, und eine ſolche liegt in 
dem Wechſel nicht. Es beſtehen beide Verbindlichkeiten neben einander, und 
er hat alſo die Wahl, welche er verfolgen will. Wählt er den Wechſel— 
weg, jo kann er auch weiter indoſſiren, wie unter a bemerkt worden iſt. 

8) Iſt dagegen auf Credit traſſirt, ſo iſt nun der Wechſel 
erloſchen; wollte er ihn einfordern, ſo würde er durch die Einrede 
der Compenſation abzuweiſen ſein. Nur die Frage tritt hier noch 
hervor, ob er dem Acceptanten die Proviſion bezahlen muß. Manche ) 
halten eine halbe Proviſion für billig, weil dieſer einige, aber nicht alle 
Bemühungen gehabt habe und für die Mühwaltung die Proviſion 
erhalte. Ein anderes wäre es, wenn ſie für Geldauslagen bezahlt 
würde; dieſe hat er noch nicht gehabt, allein dafür wird nicht Pro— 
viſion, ſondern Zinſen bezahlt. 

Sodann iſt der Einfluß auf die übrigen Intereſſenten zu erörtern. 

1) Iſt der Wechſel ſchon fällig und die Regreßverbindlichkeit begrün— 
det, ſo erliſcht dieſelbe gänzlich: denn Jedem, den er als Inhaber in 
Anſpruch nimmt, iſt er als Traſſant verhaftet, was ſich compenſirt. 

2) Iſt der Wechſel dagegen noch nicht fällig, ſo werden alle 
übrigen Intereſſenten in Anſehung des Traſſanten von ihren Verbind— 
lichkeiten frei. Allein hier kann er weiter indoſſiren und dann iſt der 
neue Inhaber noch immer gehalten; j. oben Nr. a. Denn die allge— 
meine Regel geht dahin, daß jedem Inhaber alle ſeine Vormänner 
haften, und der Grund, weßhalb ſie dem confundirten Inhaber nicht 
mehr haften ſollen, findet bei dem neuen Inhaber keine Einwendung. 

3) Wenn Traſſant und Traſſat in einer Perſon zuſammen— 
fallen, ſo wird der traſſirte Wechſel dadurch dem Erfolg nach zu 
einem eignen. Er verliert aber deßhalb ſein Wechſelrecht nicht, wenn 


) Martens und Franck, I. 2. c. 4. s. 2. 8 4. 
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etwa eigne Wechſel in einem Lande kein Wechſelrecht haben ſollten, 
da bei jedem Geſchäft auf deſſen Urſprung zu ſehen iſt. 

4) Endlich kann bei der Wechſelbürgſchaft noch der Fall ein- 
treten, daß Bürge und Schuldner, oder Bürge und Gläubiger in 
einer Perſon zuſammenfallen. Hier treten die allgemeinen Regeln 
von der Bürgſchaft ein, beſonders die, daß die Bürgſchaft erliſcht, 
die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners aber dieſelbe bleibt. 


§ 124. Durch Verjährung. 


In Ermangelung beſonderer Geſetze dauert die Wechſelklage ſo 
lange wie jede andere, da in allgemeinen Grundſätzen kein Grund 
zur Einſchränkung liegt. Sie dauert alſo dreißig Jahre lang. Es 
wäre aber ſehr drückend, wenn die ſtrenge Wechſelverbindlichkeit ſo 
lange dauern ſollte. Für den Handel iſt es vortheilhaft, daß ein 
Kaufmann, durch deſſen Hände ſo viele Wechſel gehen, bald frei 
werde, wenigſtens nicht das ſtrenge Wechſelverfahren zu fürchten 
habe. Daher haben die meiſten Particulargeſetze eine eigne weit 
kürzere Verjährung eingeführt. Die Zeitfriſten ſind ſehr verſchieden: 
theils unter den einzelnen Wechſel-Ordnungen, theils auch nach 
Verſchiedenheit der Fälle; man hat zwiſchen eignen und traſſirten 
Wechſeln unterſchieden, und bei dieſen auch wohl zwiſchen der Klage 
gegen Traſſanten, Acceptanten und Indoſſanten. Die kürzeſte Friſt 
hat das franzöſiſche Recht vorgeſchrieben. In Leipzig und Frankfurt 
gelten bei traſſirten Wechſeln vier Wochen. Nach der ruſſiſchen 
Wechſelordnung gelten drei Monate, nach der däniſchen ſechs Monate; 
das preußiſche Landrecht hat für alle Wechſel ohne Unterſchied 
ein Jahr vorgeſchrieben. *Nach der deutſchen Wechſelordnung !) 
verjährt der wechſelmäßige Anſpruch gegen den Accep— 
tanten in drei Jahren. — Die Regreß-Anſprüche des 
Inhabers (Art. 50), reſp. des Indoſſanten, gegen den Aus— 
ſteller und die übrigen Vormänner verjähren: 

1) in drei Monaten, wenn der Wechſel in Europa, 
mit Ausnahme von Island und den Farödern, zahlbar 
war; 

2) in ſechs Monaten, wenn der Wechſel in den Küſten— 
ländern von Aſien und Afrika längs des Mittelländiſchen 


1) Art. 77. 871. 792-4, (Vergl. Art. 98. Nr. 10.) 100. 
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und Schwarzen Meeres oder in den dazu gehörigen Inſeln 
dieſer Meere zahlbar war; 

3) in achtzehn Monaten, wenn der Wechſel in einem 
anderen außereuropäiſchen Lande oder in Island oder den 
Sardern zahlbar war. — 

Der wechſelmäßige Anſpruch gegen den Ausſteller 
eines eigenen Wechſels verjährt in drei Jahren, vom Ver— 
falltage des Wechſels an gerechnet.“ 

1) Der Anfang der Verjährung iſt der Zeitpunkt, wo die Klage 
angeſtellt werden konnte, alſo entweder der Tag des Fälligſeins, der Ablauf 
der Reſpittage oder im Fall einer Prolongation der Ablauf der Prolon— 
gationsfriſt. Für die Indoſſanten, welche ſelbſt Regreß geleiſtet haben 
und ihn weiter ſuchen, die Zeit der Regreßleiſtung. Der code de com- 
merce !) ſchreibt fünf Jahre ſeit dem Tage des Proteſtes vor. Aus— 
nahmen treten ein bei Klagen gegen Indoſſanten und Traſſanten, welche 
Proviſion geleiſtet haben 2). Hier ſoll die Klage binnen 15 (richtiger 
14 *) Tagen ſeit Proteſterhebung angeſtellt werden. Bei weiter 
Entfernung wird auch noch zugelegt, und zwar, wenn über fünf 
Myriameter für je 2½ einen Tag. Außerhalb Frankreichs gelten 
beſondere Termine. Die Regel leidet alſo nur Anwendung bei Accep— 
tanten und Traſſaten, die keine Proviſion gemacht haben, und beim 
Aval. Im Betreff der Regreßleiſtung iſt vorgeſchrieben, daß die Friſt 
von dem Tage nach dem Datum der gerichtlichen Vorladung zu 
laufen beginne ). Hiebei iſt aber der Fall vergeſſen, wenn fie 
ohnedies zahlen. Alsdann muß es bei der Regel bleiben ). Nach der 
deutſchen Wechſelordnung 5) wird die Verjährung der Klage gegen den 
Acceptanten vom Verfalltage des Wechſels an gerechnet. — 
Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage 
des erhobenen Proteſtes. — Gegen den Indoſſanten läuft 
die Friſt, wenn er, ehe eine Wechſelklage gegen ihn ange— 
ſtellt worden, gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in 
allen übrigen Fällen aber vom Tage der ihm geſchehenen 
Behändigung der Klage oder Ladung. — Die Verjährung 
wird nur durch Behändigung der Klage unterbrochen, und 
nur in Beziehung auf Denjenigen, gegen welchen die 


) Art. 189. 2) Art. 165 — 170. 8) Art. 167. 8 8. 
) Mann zu art. 167. 
°) Art. 77. 78*. 791. 80. Vergl. Art. 98. Nr. 10. 
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Klage gerichtet iſt. Jedoch vertritt in dieſer Hinſicht die 
von dem Verklagten geſchehene Streitverkündigung die 
Stelle der Klage.“ 

2) Eine Verlängerung tritt ein bei Todesfällen — für die 
Erben des Inhabers oder gegen die Erben des Schuldners. Im, 
Ganzen findet ſich eine derartige Vorſchrift nur ſelten ); aber bei 
den ganz kurzen Friſten iſt dies ſehr billig. Der Erbe des Inha— 
bers wird oft vom Wechſel nichts wiſſen, und wenn der Schuldner 
verſtorben iſt, ſo wird der Inhaber den Erben nicht kennen. Das 
franzöſiſche Recht *und die D. W. O.“ wiſſen hievon nichts. 

3) Im Betreff der Frage, inwiefern auf die Verjährung 
Verzicht geleiſtet werden könne, findet ſich bei Wechſeln nichts eigenes. 
Die Beantwortung hängt davon ab, ob man einen Verzicht auf die 
verlöſchende Verjährung für zuläſſig hält, was nach der richtigen 
Meinung nicht der Fall iſt. Sie iſt nämlich nicht blos zur Begün⸗ 
ſtigung des Schuldners, ſondern auch zum Beſten der Gerichte und 
der öffentlichen Ordnung eingeführt. Langwierige und ſchwierige 
Prozeſſe über längſt vergeſſene Verhältniſſe zu vermeiden, iſt auch 
des öffentlichen Beſtens halber wichtig, und dazu iſt jene Verjährung 
eingeführt. 

4) Iſt die Wechſelverjährung nach den Geſetzen des Ortes zu 
beurtheilen, wo der Wechſelvertrag geſchloſſen ward, oder nach den 
Geſetzen des Ortes, wo geklagt wird? Auch hier hängt die Antwort 
von der auf die allgemeine Frage ab, nach welchen Geſetzen die 
erlöſchende Verjährung zu beurtheilen ſei. Dieſe Frage iſt bekannt— 
lich ſehr ſtreitig. Viele laſſen die Geſetze des Ortes entſcheiden, wo 
geklagt wird, weil Alles, was auf die Anbringung der Klage zur 
Rechtsverfolgung Bezug habe, ſich nach den Geſetzen des Ortes 
richte, wo die Klage angeſtellt wird. Andere wollen auf die Geſetze 
des Vertragsortes ſehen, weil das Klagerecht eine Wirkung des Ver— 
trages ſei, und der Umfang der daraus entſtehenden Verbindlichkeiten 
ſich nach dieſen Geſetzen richte 2). Das Gleiche muß auch bei Wech— 
ſeln gelten 3). Hienach iſt die Frage zu beurtheilen, ob, wenn der 


1) Siegel, S. 253. 
2) Riccius v. Stadtgeſetzen, Bd. 2. Hptſt. 15. § 16. 
3) F. 39. b) Die Verjährungsfriſten bei einem Wechſel richten ſich nicht nach 
den Geſetzen des Ortes, wo der Rechtsſtreit geführt wird. J.- F. Göttingen. 

F. 31 b) Wird ein im Ausland ausgeſtellter und zahlbarer Wechſel in 
Frankfurt eingeklagt, ſo ſteht ihm die fünfjährige Verjährung aus Art. 46 der 
F. W. ⸗O. v. 1739 (vergl. Gef. v. 12. Nov. 1844 § 15) nicht entgegen. 
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Schuldner nach Ablauf der Verjährungsfriſt ſich in ein Land begibt, 
in welchem eine längere Friſt vorgeſchrieben iſt, er hier nach Wech— 
ſelrecht belangt werden könne. Wenn der Ort des Abſchluſſes ent— 
ſcheidet, ſo kommt der Ort der Klaganſtellung nicht weiter in Betracht, 
und es iſt gleichgültig, daß er jetzt in einem Lande verklagt werden 
kann, wo eine längere Friſt vorgeſchrieben iſt. Anders iſt zu ent— 
ſcheiden, wenn der Ort der Klage in Betracht kommt. Durch Ver— 
jährung wird die Klage, nicht aber die Schuld ſelbſt getilgt. Ob 
dieſe klagbar ſei, wird bei dieſer Vorausſetzung von dem Orte abhän— 
gen, wo Klage erhoben wird. Es kann alſo wohl ſein, daß die 
Klage wieder auflebt, auch läßt ſich nicht ſagen, der Schuldner ſei 
ſchon frei geworden. Das wäre richtig, wenn die ganze Verbind— 
lichkeit durch Verjährung hinwegfiele, was bekanntlich nicht der Fall iſt. 


§ 125. Wirkung der Wechſelverjährung auf die Ver— 
jährung der Hauptſchuld. 


Hier fragt es ſich, ob blos der Anſpruch auf Wechſelprozeß 
verloren geht, ſo daß man doch noch eine gewöhnliche Schuldforde— 
rung im ordentlichen Prozeſſe geltend machen kann, oder ob alle 
Klage verloren iſt, ſo daß nicht einmal eine Rechtsverfolgung im 
ordentlichen Prozeſſe ſtattfindet. Dieſelbe Frage wurde ſchon oben, 
§ 104, beim Proteſt verhandelt; ſie findet hier dieſelbe Entſcheidung. 
Im völligen Zweifel wird nur der Wechſelprozeß aufgehoben ſein ?). 
Denn ein correctoriſches Geſetz unterliegt einer ſtricten Auslegung. 
Der Ausdruck: „der Wechſel hat ſeine Kraft verloren,“ oder wie das 
preußiſche Landrecht ſagt: „die Wechſelverbindlichkeit erliſcht nach einem 
Jahre,“ kann Beides heißen. Der eben aufgeſtellte Satz iſt jedoch 
nicht dahin zu mißbrauchen, daß der allgemeine Ausdruck des Geſetzes 
reſtrictiv erklärt werde. Man hat den Satz wohl ſo angewendet, 
daß, wenn es nicht ausdrücklich heißt, „er hat ſeine Kraft auch im 
ordentlichen Prozeß verloren,“ dieſer noch geſtattet ſein ſoll. Das iſt 
unrichtig, und läßt ſich durch jenen Ausdruck nicht rechtfertigen. Der 
C. c. jagt z. B.: „toutes actions relatives aux lettres de change,” 
„tout action en garantie,“ was genug iſt, um die Klage auch für 
den ordentlichen Prozeß abzuſchneiden. Uebrigens hat der C. c. 2) 
bei ſeiner fünfjährigen Verjährung noch die ſtarke Einſchränkung, 
daß der Gläubiger von dem Schuldner überdies einen Eid verlangen 


) Kind, Quaest. for. 1. ed. 1, 30. (fehlt in ed. 2.) 
) Art. 189. 
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kann, daß die Schuld getilgt ſei, welchen ſogar die Erben des Schuld— 
ners als Glaubenseid zu leiſten verpflichtet ſind. Die deutſche 
Wechſelordnung ) beſtimmt: Iſt die wechſelmäßige Verbind— 
lichkeit des Ausſtellers oder des Acceptanten durch Ver— 
jährung erloſchen, jo bleiben dieſelben dem Inhaber des 
Wechſels nur ſo weit, als ſie ſich mit deſſen Schaden 
bereichern würden, verpflichtet. Gegen die Indoſſanten, 
deren wechſelmäßige Verbindlichkeit erloſchen iſt, findet 
ein ſolcher Anſpruch nicht ſtatt. Vergl. Art. 98. Nr. 10.“ 

Ganz verſchieden von obiger Frage iſt die, ob durch die Wech— 
ſelverjährung auch die Klage aus einer früheren Hauptſchuld, zu 
deren Tilgung der Wechſel traſſirt iſt, verloren gehe. Hier muß 
unterſchieden werden: 

1) Hat der Wechſelinhaber ſeine Klage gegen einen Dritten 
verjähren laſſen, jo iſt auch die frühere Hauptſchuld für ihn ver- 
loren. Denn wollte er zu ihr zurückkehren, ſo würde ihm die Ein— 
rede eigenen Verſchuldens entgegenſtehen. 

2) Hat aber der Inhaber die Klage gegen ſeinen Autor und 
früheren Schuldner verjähren laſſen, ſo kann aus der alten Forde— 
rung noch immer geklagt werden. Denn hier tritt der vorige Grund 
nicht ein, vielmehr würde der Schuldner ſich widerrechtlich mit dem 
Schaden ſeines Gläubigers bereichern, da in der Zuſtellung eines 
Wechſels die Novation einer früheren Verbindlichkeit nicht enthalten iſt. 


§ 126. Fälle, in denen nicht der Anſpruch ſelbſt, jon- 
dern nur der Perſonalarreſt wegfällt. 


1) Bei Klagen gegen die Erben des Wechſelſchuldners. Im 
Ganzen unterliegt es zwar keinem Zweifel, daß die Verbindlichkeit 
aus einem Wechſel ſo gut wie jede andere Vertragsverbindlichkeit 
auch auf die Erben der Parteien übergeht 2). Allein in mehreren 
Geſetzen findet ſich die Milderung, daß die Erben dem Perſonalarreſt 
nicht unterworfen ſind. So z. B. im Königreich Sachſen. Die D. W. O. 
verordnet): Der Wechſel-Arreſt iſt nicht zuläſſig: 1) gegen 
die Erben eines Wechſelſchuldners. Als Regel läßt ſich 
jedoch das ſchwerlich annehmen, wenn auch Viele dieſer Meinung ſind. 
Ihr Hauptgrund beſteht darin, die Erben ſuccedirten nur in die Güter 


1) Art. 83. ) Beseke, Thes. 1, 45. woj. Diss. v. Baumann. 
Y Art 3 
* # 
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der Verſtorbenen: alſo nur in die Verbindlichkeiten, welche mit den 
Gütern zuſammenhängen. Die Verpflichtung zum Perſonalarreſt habe 
aber mit dem Vermögen nichts zu thun, ſondern treffe nur die Perſon 
des Schuldners ). Allein jener Grund ſcheint unrichtig zu ſein. 
Der Erbe ſuccedirt nicht blos in die Güter, und der Grund ſeiner 
Verbindlichkeit beſteht nicht darin, daß er die Güter erhält. Er ſuc— 
cedirt vielmehr in alle Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Grunde, 
weil er die Perſon des Verſtorbenen repräſentirt, mit ihm für eine 
Perſon gehalten wird. Er ſuccedirt alſo auch in die Verbindlich— 
keiten, welche mit der Perſon zuſammenhängen 2). 

2) Wenn der Schuldner in einen Stand tritt, welcher ihn des 
Wechſelrechtes unfähig macht, ſo fragt es ſich, ob hiedurch die Strenge 
aus einem früher ausgeſtellten Wechſel aufgehoben wird. Das läßt 
ſich ſchwerlich ſo ohne alle Unterſcheidung behaupten: es kommt viel— 
mehr auf die Faſſung des Geſetzes an. Lautet es: „ſoll kein Wech— 
felverfahren ſtatt haben“, und gehört jetzt der Schuldner einem 
ſolchen Stande an, ſo wäre die Einleitung deſſelben wider das Geſetz; 
lautet es dagegen: er ſoll ſich nicht nach Wechſelrecht verbinden, jo 
ließe ſich behaupten, der Eintritt in den Stand könne keine rückwir— 
kende Wirkung haben, und mithin würden die früher contrahirten 
Verbindlichkeiten nicht ungültig 3). Gegen dieſe Auffaſſung läßt ſich 
aber einwenden, daß das Verhältniß nunmehr in eine Lage gekom— 
men ſei, in welcher es ſeinen rechtlichen Anfang nicht haben konnte; 
und danach würde die Wechſelſtrenge auch in dieſem Falle ceſſiren Y. 

3) * Gegen Vertreter von einer eignen Vermögens-Verwaltung 
unfähiger phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen, ſowie auch Actiengeſell— 
ſchaften, und gegen Frauen, welche nicht Handel oder andere Gewerbe 
treiben 5). 


) Siegel 2,6. $ 3. Berger, Elect. disc. for. t. 5, o. 3. nr. 3. Beseke, Thes. 1, 
45. § 16. (pag. 943). 

) Franck, I. 2. s. 3. t. 6. u. 7. 8 3. 

) Rivinus b. Beseke, p. 160, 161. 

) Vergl. D. W. O. Art. 2°: Inwiefern aus Gründen des öffentlichen 
Rechts die Vollstreckung des Wechsel- Arrestes gegen andere als die vor- 
genannten Personen Beschränkungen erleidet, ist in besonderen Gesetzen 
bestimmt. — Preuß. Einf. Gef. v. 15. Februar 1850. § 5. Gegen Perſonen des 
Soldatenſtandes iſt die Vollſtreckung des Wechſel-Arreſtes unzuläſſig, ſo lange ſie 
dem Dienſtſtande angehören. Auf Militär-Beamte dagegen finden fortan die für 
Civil⸗Beamte gegebenen Vorſchriften Anwendung. Vergl. § 66. S. 142. Not. 1. 

) D. W. O. Art. 22 Wechselarrest ist unzulässig: 2. aus Wechsel- 
Erklärungen, welche für Corporationen oder andere juristische Personen, 
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4) Bei eintretendem Concurs und erfolgter Güterabtretung 
ſiehe § 127. 

5) Bei verlorenen Wechſeln ). Der Wechſelprozeß wird dadurch 
vorläufig aufgehoben. Er muß nämlich den Wechſel zum Funda⸗ 
ment haben, und daran fehlt es ja hier. Siehe $ 133. Allein 
die Forderung ſelbſt verliert er nicht, ſondern hat dieſelbe als ein— 
fache Schuld geltend zu machen. Der Wechſel iſt ja nur eine 
Urkunde über einen erworbenen Anſpruch. Nun gilt aber die Regel, 
daß der Anſpruch nicht von dem Daſein der Urkunde abhängig iſt. 
Freilich iſt er bei dem Wechſelgeſchäft ein weſentliches Stück: allein 
doch nur für den Wechſelprozeß. Dabei iſt zu bemerken: 

a) Der Inhaber, welcher den Wechſel verloren hat, iſt ver— 
pflichtet, hierüber ſofort eine Anzeige ſowohl an den Traſſaten, als 
an die Vormänner gelangen zu laſſen. Denn wenn er dieſe nicht 
unterrichtet, ſo kann ſehr leicht eine Zahlung des verlorenen Exem— 
plars an einen unrichtigen Präſentanten vorkommen. Der Inhaber 
des Wechſels iſt aber ſchuldig, ſeinerſeits Alles zu thun, was zur 
richtigen Zahlung des Wechſels nöthig iſt. Ferner hat er auch alle 
Koſten zu tragen, welche durch ſeine Schuld veranlaßt worden jind. 

b) Es iſt den andern Intereſſenten Sicherheit zu leiſten, daß 
ſie nicht aus dem verlorenen Document zum zweiten Male in Anſpruch 
genommen werden. Das wäre leicht möglich, wenn der Wechſel in 
ſchlechte Hände fällt. Beſonders nothwendig wird ſolches im Fall 
bereits erfolgter Acceptation des Wechſels. Gewöhnlich wird zu dem 
Ende eine gerichtliche Mortification ausgewirkt. Ein bloßer Morti— 
ficationsſchein des Inhabers genügt nicht. Denn er gewährt keine 
Sicherheit gegen die Indoſſatare 2). Der C. c.?) ſchreibt ſtatt 
deſſen Cautionsleiſtung (richtiger Stellung eines Bürgen) vor; jedoch 
nur, inſofern nicht (leg. ſchon) acceptirt war. Es iſt ſonderbar, daß 
dieſe Caution (richtiger: Haftverbindlichkeit des Bürgen) binnen drei 
Jahren erloſchen ſein ſoll 4), während der Acceptant doch fünf Jahre 
haftet. Die D. W. O. 5) beſtimmt: Der Eigenthümer eines 


für Actien- Gesellschaften oder in Angelegenheiten solcher Personen, welche 
zu eigener Vermögens- Verwaltung unfähig sind, von den Vertretern derselben 
ausgestellt werden; 3. gegen Frauen, wenn sie nicht Handel oder ein 
anderes Gewerbe treiben. 

1) Riccius, Ex. 16. C., c. art. 149 — 155. 

H. G. Bauer, Resp. 1. 14. 9) Art. 151. ) Art. 155. 

) Art. 73 und Art. 98. Nr. 9: Vergl. Preuß. Einf. G. $2: Die Amor: 
tiſation eines Wechſels iſt bei dem ordentlichen Gerichte des Zahlungsortes, und 
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abhanden gekommenen Wechſels kann die Amortiſation 
des Wechſels bei dem Gerichte des Zahlungsortes bean— 
tragen. Nach Einleitung des Amortiſations-Verfah— 
rens kann derſelbe vom Acceptanten Zahlung fordern, 
wenn er bis zur Amortiſation des Wechſels Sicherheit 
beſtellt. Ohne eine ſolche Sicherheitsſtellung iſt er nur 
die Dispoſition der aus dem Accepte ſchuldigen Summe 
bei Gericht oder bei einer anderen zur Annahme von 
Depoſiten ermächtigten Behörde oder Anſtalt zu for- 
dern berechtigt. 

c) Zur wirklichen Einziehung der Zahlung, wenn der abhanden 
gekommene Wechſel noch eine Zeitlang zu laufen hat, wird oft ein neues 
Exemplar verlangt. Es fragt ſich, ob man ſchuldig iſt, es auszuſtellen. 
Nach ſtrengem Rechte nicht: denn die Gefahr eines doppelten Anſpruchs 
iſt doch immer vorhanden. Das Verſehen des Andern kann ihn nicht 
verpflichten, ſich dieſer Gefahr auszuſetzen. Der code de commerce i) 
verbindet ihn indeſſen dazu. Ebenſo die D. W. O. 2). Uebrigens iſt 
es nicht nöthig, daß man ſich einen neuen Wechſel anſchaffe. Die 
Zahlung kann auch ohne dies verlangt werden, wenn man nur ſonſt 


wo Handelsgerichte beſtehen, bei dieſen nachzuſuchen. Der Antragende muß eine 
Abſchrift des Wechſels beibringen oder doch den weſentlichen Inhalt deſſelben und 
alles das, was das Gericht zur vollſtändigen Erkennbarkeit für nöthig hält, 
angeben, auch den Beſitz und Verluſt glaubhaft machen. Das Gericht erläßt eine 
öffentliche Aufforderung an den unbekannten Inhaber des Wechſels, binnen einer 
beſtimmten Friſt den Wechſel dem Gerichte vorzulegen, mit der Verwarnung, daß 
ſonſt der Wechſel werde für kraftlos erklärt werden. Die Aufforderung wird am 
Gerichtshauſe oder an einer anderen für geeignet befundenen öffentlichen Stelle, 
und wenn am Zahlungsorte eine Börſe beſteht, im Börſenlokale angeſchlagen und 
einmal ins Amtsblatt und dreimal in eine in- oder ausländiſche Zeitung eingerückt. 
Das Gericht iſt befugt, die Aufforderung an mehreren Stellen anſchlagen und in 
mehrere Zeitungen einrücken zu laſſen, wenn dies nach den Umſtänden angemeſſen 
erſcheint. — Die Friſt zur Meldung wird auf mindeſtens ſechs Monate und 
höchſtens ein Jahr, vom Verfalltage ab, gerechnet, beſtimmt. Wird von einem 
Inhaber der Wechſel vorgelegt, ſo iſt dem Antragſteller hiervon Kenntniß zu geben 
und ihm zu überlaſſen, ſein Recht gegen den Inhaber geltend zu machen. Meldet 
ſich kein Inhaber, ſo erklärt das Gericht auf weiteren Antrag des Antragſtellers 
den Wechſel für amortiſirt. 

) Art. 154. 

) Art. 66°: Auch ein Indossatar kann ein Duplikat des Wechsels 
verlangen. Er muss sich dieserhalb an seinen unmittelbaren Vormann 
wenden, welcher wieder an seinen Vormann zurückgehen muss, bis die 
Anforderung an den Aussteller gelangt. Jeder Indossatar kann von seinem 
Vormanne verlangen, dass die früheren Indossamente auf dem Duplikate 
wiederholt werden. Vergl. $70. S. 148. Not. 1. und $ 76. S. 162. Not. 3. 
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fein Eigenthum beweiſt. Der code de commerce “ gejtattet ſolches auch 
ausdrücklich, wenn man das Eigenthum durch ſeine Bücher beweiſt 
und überdies Caution leiſtet (richtiger: Bürgen ſtellt). 

d) Endlich entſteht noch die Frage, ob die Zahlung des Wech— 
ſels dem jetzigen Inhaber unter dem Vorwande, der Wechſel ſei dem 
wahren Eigenthümer verloren gegangen, geweigert werden könne? Iſt der 
Wechſel wirklich verloren worden, jo iſt der Inhaber offenbar nicht berech— 
tigt, einen Anſpruch daraus zu machen. Allein im Wechſelprozeß iſt das 
Verlorengehen nicht leicht darzuthun. Es muß alſo vorläufig Zahlung 
geleiſtet werden, nur mit Vorbehalt der Rückforderung in separato. 

Ebenſo entſteht auch die Frage, ob der rechtmäßige Eigenthümer 
die Zahlung als Intervenient fordern könne. Befugt iſt er dazu 
ohne Zweifel. Aber auch ihm ſteht meiſt der Umſtand entgegen, 
daß er ſein Recht nicht ſogleich klar machen kann. Er wird alſo 
im Wechſelprozeß keinen Erfolg haben, ſondern nur die Zurückforde— 
rung in separato eintreten?). Der code de commerce geſtattet eine ſolche 
Intervention ausdrücklich: die Folgen ſind jedoch nicht näher beſtimmt. 


Neunter Abſchnitt. 
Recht des Wechſels im Concurſe. 


§ 127. Inwieweit ſteht der Concurs den Wechſelgläu— 
bigern entgegen? 


1) Soweit aus einem Wechſel Execution gegen das Vermögen 
geſucht wird, hat der Concurs ohne Zweifel die Wirkung, eine ſolche 
ſo gut wie alle Uebrigen zu ſiſtiren. Nach Ausbruch des Concurſes 
gilt die allgemeine Regel, daß kein Gläubiger ſeine Befriedigung 
durch ein abgeſondertes Verfahren ſuchen kann, ſondern alle Execu— 
tionen gehemmt werden. Der Wechſelgläubiger hat in Anſehung 
des Vermögens vor Anderen nichts voraus. Sein Vorzug beſteht 
darin, daß er ſich neben dem Vermögen auch an die Perſon halten 
kann. Inſofern er alſo beabſichtigt, aus dem Vermögen ſeine Befrie— 
digung zu ſuchen, muß er ſich ebenſo gut wie Andere im Concurſe 


1) Art. 152. 
) Vergl. § 95a und die daſelbſt S. 214. Not. 1 und 4. angeführten Präjudicate.“ 
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melden. Die Gläubiger, welche ſich anmelden, erhalten durch die 
Immiſſion ein prätoriſches Pfandrecht, wodurch ſie Alle, welche ſich 
nicht gemeldet haben, ausſchließen, mithin auch die Wechſelgläubiger, 
wenn dieſe ſich daran verſäumt haben. 

2) Wird durch die Eröffnung des Concurſes die Verfolgung 
der Perſonal-Execution von Seiten des Wechſelgläubigers gehindert? 
Die Antwort hängt von der Art der Concurseröffnung ab: 

a) iſt keine Güterabtretung erfolgt, ſondern der Concurs nur 
auf Andrängen der Gläubiger erkannt, jo ſteht der Perſonal-Exe— 
eution kein Hinderniß im Wege. Denn durch jenes Andrängen wird 
die Rechtsverfolgung gegen den Schuldner nicht ſiſtirt. Zwar muß 
dieſelbe gegen das Vermögen eeſſiren, weil ein gleiches Recht der 
übrigen Gläubiger entgegenſteht, allein der Verfolgung gegen die 
Perſon des Schuldners haben die übrigen Gläubiger nichts entgegen— 
zuſetzen. Der Schuldner kann ſich ja entfernen ). Mehrere 
Geſetze ſtellen jedoch die Regel auf, daß, wenn ein Gläubiger ſich im 
Concurſe gemeldet hat, er nun kein Recht weiter gegen den Schuld— 
ner verfolgen darf. Oder ſollte dies nur auf den Fall der Güter— 
Abtretung gehen? 

b) Iſt dagegen der Schuldner zur Rechtswohlthat der Güter— 
abtretung gelaſſen, ſo ceſſirt die Perſonal-Execution. Denn die 
Güterabtretung ſuspendirt alle Rechtsverfolgung und hat allgemein 
das Privilegium zur Folge, daß der, welcher abgetreten hat, einſt— 
weilen gar nicht belangt werden kann, bis er zu beſſeren Vermö— 
gensumſtänden gelangt. Es können alſo auch keine Wechſelklagen 
gegen ihn angeſtellt werden ). 

3) Iſt ein Wechſelgläubiger verpflichtet, einem gerichtlichen 
Accord beizutreten? Nach allgemeinen Grundſätzen ſind alle Buch— 
gläubiger dazu verpflichtet, und dahin gehören auch die Wechſelgläu— 
biger 3). Aber freilich iſt das oft hart für fie, da ſie durch ihr 
Recht gegen die Perſon des Schuldners noch ein Vorrecht vor andern 
Gläubigern haben, was ihnen vielleicht zur gänzlichen Befriedigung 
hätte helfen können. Einige Geſetze ſprechen ſie daher von dieſer Ver— 
pflichtung frei. Der code de commerce aber gibt ihnen keinen Vorzug. 


) Leyser, sp. 490. m. 5. 

2) § 4. i. f. J. de replic. 4, 14. 1.3. C. de bonis auct. jud. poss. 7, 72. 
C. c. art. 568. — Dabelow, vom Concurs, S. 529. — D. W. O. ſchweigt. 
Während des Concurſes ſoll Perſonalarreſt wegen älterer Wechſelſchulden ceſſiren 
in Oldenburg und Lübeck: durch Güterabtretung dieſelbe abgewandt werden 
in Mecklenburg. 

) Berger, Elect. disc. for. tit. 52. o. 1. i. f. Cramer O. J. U. 1, 364. 
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4) Schützt ein allgemeines Moratorium auch gegen Wechſel— 
ſchulden? Mehrere Geſetze geben dieſen das Privilegium, daß Wechjel- 
chulden nicht davon betroffen werden ſollen ). Viele behaupten, 
dieſer Satz gelte ſchon nach allgemeiner Regel: Wechſelſchulden ſeien zu 
privilegirt, als daß ein Moratorium ſich darauf beziehen ließe. Dieſe 
Behauptung hat jedoch keinen Grund. Ein allgemeines Moratorium hemmt 
alle Rechtsverfolgung bis dahin, daß eine ſpecielle Ausnahme nach— 
gewieſen wird. In der Natur des Wechſels liegt kein Grund für 
deren Annahme. Ihr Privilegium beſteht in ſchleuniger Execution 
und perſönlichem Arreſt. Erſteres kann doch nur eintreten, wo über— 
haupt eine Execution ſtattfindet, alſo nicht, wo ein Moratorium ſie 
gehemmt hat. Der Perſonalarreſt enthält noch einen Grund mehr, 
das Moratorium hieher zu beziehen. Es ſoll die Schuldner begün— 
ſtigen, und dieſe Begünſtigung muß am erſten gegen die Rechtsver— 
folgung eintreten, welche am drückendſten iſt: das iſt aber die, welche 
durch Wechſel veranlaßt wird ?). 


§ 128. Location der Wechſelſchulden. 


Nach allgemeinen Grundſätzen genießen Wechſelſchulden kein 
Vorrecht, kommen alſo in die fünfte Claſſe im Concurs 3). Das 
Vorrecht der Wechſel beſteht in der Befugniß, ſich auch an die Per: 
ſon des Schuldners zu halten, und in der ſchleunigen Execution. 
Die erſtere gibt natürlich dem, welcher ſich an das Vermögen hält, 
hier keinen Vorzug. Die letzte kommt im Concurſe nicht in Betracht, 
da hier alle Execution ſiſtirt iſt. Allein mehrere Geſetze geben den 
Wechſelſchulden allerdings ein Vorrecht. Einige wenige ſetzen ſie 
in die Claſſe der hypothekariſchen Gläubiger, erheben ſie alſo der 
Sache nach zu geſetzlichen Hypotheken. Ziemlich viele geben ihnen 
ein perſönliches Privilegium, ſetzen ſie alſo in die vierte Claſſe ). 
Allein hier iſt ihr Platz ein verſchiedener. Einige ſtellen ſie vor 
alle andern, mithin unmittelbar nach den Hypothekgläubigern. Andere 
weiſen ihnen den letzten Platz an, ſetzen ſie alſo unmittelbar vor die 
chirographariſchen Gläubiger. Das franzöſiſche Recht gibt den Wech— 
ſeln keinen Vorzug vor andern Forderungen, und ebenſo die meiſten 
Geſetze in Deutſchland. — 

Uebrigens kann zuweilen auch ein Vorzugsrecht aus der zum 


) Riccius, Ex. 13. $ 66, 69, 70. . 

) Franck, I. 2. s. 3. t. 5. Muhl von Moratorien, Thl. 1. § 88 — 91. 
) Brokes, Sel. obs. 311. 

) Berger, Elect. disc. for. t. 49. o. 2. n. 1. 
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Grunde liegenden Hauptſchuld herrühren. Zuweilen liegt beim 
Wechſelcontract ſchon eine frühere Forderung aus einem andern 
Fundament zum Grunde, und der Wechſel ſoll nur zu deren Bezah— 
lung dienen. Dann liegt in der Ausſtellung des Wechſels keine 
Novation, es bleibt alſo die alte Schuld und der Gläubiger hat die 
Wahl, ob er ſein Geld aus dem Wechſel, oder aus dem alten Schuld— 
verhältniß fordern will. War letzteres privilegirt, ſo kann er deſſen 
Vorzug noch geltend machen. So alsdann, wann das Geld zur 
Wiederherſtellung eines Gebäudes geliehen iſt, und zur Bezahlung 
ein Wechſel auf einen Dritten gegeben ward, welcher die Acceptation 
weigert. Wird hier der Regreß genommen, und iſt der Traſſant in 
Concurs gefallen, ſo hat der Gläubiger die obige Wahl. Dieſer Fall 
kann bei eigenen Wechſeln wie bei traſſirten vorkommen, iſt jedoch 
bei den letzten ſeltener „). 


§ 129. Separationsrecht. 


Inwiefern kann der Wechſel oder das gezahlte Geld aus der 
Maſſe des Käufers oder Verkäufers vindicirt werden? Mit der 
allgemeinen Antwort, ſo lange der Gläubiger es noch als ſein Eigen— 
thum betrachten könne, iſt nicht viel gewonnen. Es fragt ſich, wann 
iſt es noch Eigenthum des Gläubigers. Hier ſind zwei Fälle zu 
unterſcheiden: 

1) Der Verkäufer will den Wechſel vindiciren, der noch nicht 
bezahlt, allein noch in natura vorhanden iſt. Nach gemeinem Rechte 
kommt es hiefür darauf an, ob Credit gegeben worden iſt. War 
dies der Fall, ſo geht das Eigenthum ſofort über, und die Vindication 
iſt ausgeſchloſſen. War kein Credit gegeben, ſo kann allerdings 
vindicirt werden. Denn es iſt Regel beim Kaufcontract, daß das 
Eigenthum erſt mit der Zahlung des Kaufpreiſes übergeht. Der 
Contract über einen Wechſel iſt aber ein Kaufcontract. Nach fran— 
zöͤſiſchem Rechte dagegen findet der Regel nach keine Vindication 
ſtatt, weil hier der Grundſatz gilt, daß das Eigenthum der verkauften 
Sache mit Abſchluß des Contractes ſofort übergeht. Doch läßt der 
code de commerce für zwei beſondere Fälle eine Ausnahme zu. 
Vergl. § 45. S. 110. Not. 5. — Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß ein Indoſſant in procura immer vindiciren kann. 

2) Der Käufer will ſein Geld vindiciren: z. B. weil die Accep— 
tation des Wechſels wegen inzwiſchen eingetretenen Concurſes des 
Traſſanten verweigert iſt. Eine ſolche Vindication findet niemals 


) Müller ad Leyser, Vol. 2. o. 298. 
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ſtatt, da das Eigenthum des gezahlten Geldes ſelbſt vor Empfang 
der Waare ſogleich auf den Verkäufer übergeht. Der Umſtand, daß 
der Wechſel noch nicht bezahlt worden iſt, kann alſo keinen Unter⸗ 
ſchied machen. Die entgegengeſetzte Anſicht ) iſt dadurch von ſelbſt 
widerlegt. Der einzige Grund dafür, daß das noch vorhandene 
Geld bis zur Bezahlung des Wechſels als deponirt anzuſehen ſei, 
iſt kein Rechtsgrund, und alle Geſetze, wie die tägliche Praxis ſind 
dem zuwider. Das wäre ebenſo, wie wenn man zum Zwecke des 
Kaufs von Waaren, die an einem andern Orte überliefert werden 
ſollen, das Geld ſogleich bezahlt hätte: wer wird das als deponirt 
anſehen? — Uebrigens machen manche Juriſten dann eine Ausnahme, 
wenn der Verkäufer den Käufer argliſtig zur Annahme des Wechſels 
bewogen hat: z. B. durch die Vorſpiegelung, der Traſſat ſei ſein 
Schuldner und habe die Erlaubniß gegeben zu traſſiren. Alsdann 
ſoll ein dolus causam dans vorliegen, der Contract nichtig und die 
Eigenthumsübertragung ausgeſchloſſen ſein 2). Allein die letzte Fol— 
gerung iſt unrichtig: von Vindication des Geldes kann alſo niemals 
die Rede ſein. 


§ 130. Concurrenz (nicht Colliſion) mehrerer Concurſe. 


Wenn der Wechſel nicht bezahlt iſt und es deßhalb zum Regreß 
kommt, ſo kann es vorkommen, daß alle Intereſſenten falliren, dem 
Inhaber alſo nichts übrig bleibt, als ſich an deren Maſſen zu halten. 
Hier gelten folgende Regeln: 

1) Es hat keinen Anſtand, daß man ſich zuvörderſt nach beliebiger 
Wahl an einen Concurs halte, und nur wegen deſſen, was dort 
ausfällt, ſich bei den übrigen Concurſen melde. Nur hat man bei 
letzteren durch vorläufige Anmeldung ſeiner event. Forderung den 
Ausſchluß abzuwenden. 

2) Es ſteht aber auch frei, ſich bei allen Concurſen mit der 
geſammten Summe zu melden. Denn ſie ſind ihm nach gewoͤhnlichen 
Grundſätzen als ebenſo viele Correalſchuldner verhaftet. Dieſes iſt 
ſelbſt da geſtattet, wo die Reihenfolge der Anmeldung vorgeſchrieben 
iſt. Denn ſobald man ſich gemeldet und nichts erhalten hat, kann 
man weiter gehen. 

3) Wenn der Inhaber zuerſt aus einem Concurſe etwas erhielt, 
ſo mindert ſich dadurch um die betreffende Summe die Forderung 


) Stryck de camb. litt. accept. c. 5. 817. Müller ad Leyser, Vol. 2. obs. 298. 
Bastineller bei Beseke, Thes. p. 820. Müller ad Leyser, Vol. 2. obs. 298. 
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bei allen übrigen. Denn er kann doch in keinem Concurſe mehr 
liquidiren, als er noch zu fordern hat ). 

4) Viele Geſetze und Obſervanzen geben ihm jedoch das Recht, 
bei den übrigen noch fortwährend die ganze Summe zu liquibiren, 
und Procente auf die ganze Summe zu erheben 2). Der Zweck iſt, 
dem Inhaber um ſo mehr zu dem Seinigen zu verhelfen. Es ent— 
ſteht daraus aber die ſchlimme Folge, daß der Inhaber nicht ſelten 
mehr erhält, als ihm gebührt. Das iſt freilich ganz gegen die 
Abſicht der Geſetze und ſoll nicht ſein. Es iſt aber ſchwer zu ver— 
meiden, weil man in dem ſpäteren Concurſe von dem, was bei dem 
früheren geſchehen iſt, nichts weiß ?). Ein Mittel dagegen wäre, 
daß keine Zahlung anders geleiſtet würde, als gegen Vorzeigung 
des Wechſels, und man auf dieſem notirte, wieviel gezahlt ſei. Das 
iſt aber noch nirgends verordnet. 

5) Die zahlende Maſſe hat das Recht, an den Concurs der 
Vormänner ihren Regreß zu nehmen. Es fragt ſich nur, zu welchem 
Betrage. Von ſelbſt verſteht ſich, daß ſie nicht berechtigt iſt, den 
Betrag des ganzen Wechſels geltend zu machen, ſondern nur joviel, 
als ſie bezahlt hat. Denn nur zu dieſem Betrage hat ſie die andere 
liberirt. Uebrigens iſt dieſer Regreß ſelten. Er kommt erſt zur 
Sprache, wenn der zahlende Concurs zu Ende geht. Dann findet 
ſich aber ſelten ſo viel Genauigkeit, daß man noch ſuchen ſollte, dieſe 
Nachſchüſſe beizutreiben, um eine zweite Vertheilung vorzunehmen. 
Ceſſirt aber dieſer Regreß nicht ganz, wenn die Regel unter Nr. 4 
gilt? Wäre dies nicht der Fall, ſo würde ja ein Theil des Wechſel— 
belaufs, den die Maſſe des Vormanns doch nur einmal ſchuldig iſt, 
doppelt bei ihr liquidirt. 

6) Kann auch die Maſſe des Traſſanten gegen die Maſſe des 
Traſſaten ihren Regreß nehmen? Hiefür kommt es zunächſt darauf 
an, ob auf Credit traſſirt ward, oder ob eine Forderung des Traſ— 
ſanten vorhanden war. In jenem Fall iſt ſelbſtverſtändig kein 


) Püttmann, W. R. ed. Martens, § 194. b. F. 7. Die Forderung eines 
Wechſelinhabers, welche in den Concurſen mehrerer Pflichtigen angemeldet iſt, wird, 
ſobald ſie in einem theilweiſe bezahlt iſt, um dieſen Betrag in den übrigen Concurſen von 
ſelbſt verringert, mithin die in dieſen etwa zuerkannten Procente der Forderung von 
deren Reſt berechnet: nach gemeinem Recht und auch nach Frankf. W. -O. Art. 31. 

2) C. c. art. 534. Wenigſtens iſt das feine Meinung: Locre zu art. 505. 534. 
Emerigon, Tr. des assurances, T. 2. p. 536 fg. Klefeker, Hamb. Verf., Th. 6. p. 558g. 
647 fg. Pardessus, Elémens p. m. 583. Delvincourt, Inst. T. 2. p. 476 fg. 
Von England ſiehe Chitty ed. 5. p. 589 fg. Von Spanien die Geſetze bei 
Martens, Urſp. d. W. R. S. 154. Art. 43 und S. 200. Art. 43. 

3) Büſch, Th. 2. S. 121 fg. 
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Anſpruch vorhanden, wegen eingetretener Compenſation. Beim Traſſiren 
auf Forderung dagegen bleibt der Anſpruch aus dieſer ja beſtehen. 
Die Frage, ob man ſie überdies noch aus dem Wechſel in Anſpruch 
nehmen könne, iſt nur inſofern wichtig, als dieſe etwa ein Vorrecht 
genießen. Dies hängt davon ab, ob der Wechſel auf den Traſſanten 
indoſſirt werden kann: denn ohne dies wäre die Geltendmachung des 
Rechtes aus dem Wechſel nicht möglich. Das kann aber ebenſo gut 
geſchehen, wie auf jeden anderen Inhaber. Vergl. § 103. Die 
Anſicht von Martens geht dahin, ein ſolches Indoſſament ſei hier, 
d. h. nach ausgebrochenem Concurſe des Acceptanten, weil nunmehr 
kein Vorrecht gegen deſſen Maſſe mehr erworben werden könne, nicht 
wohl anwendbar. Allein wenn das Indoſſament vorher erfolgt iſt, 
ſo liegt kein Grund vor, weßhalb man ſolches nicht auch im Concurſe 
geltend machen könnte. 

Wenn ein Inhaber, welchem mehrere Hintermänner für den 
Regreß haften, das Indoſſament des Einen gegen Empfang gewiſſer 
Procente ſtreicht, kommt dies den Vormännern zu gute, ſo daß ſie 
ihm das Empfangene als Stückzahlung anrechnen dürfen. Dieſe 
Frage iſt ſchon oben zu § 121. S. 277 beantwortet 1). 


Jehnter Abſchnitt. 
Wechſelprozeß ). 


§ 131. Allgemeine Einleitung. 


Der Wechſelprozeß läßt ſich im allgemeinen als eine Art des 
Executiv-Prozeſſes charakteriſiren. Das Weſen deſſelben beſteht darin, 
daß er auf klare Urkunden gegründet ſein muß, welche noch der 
Anerkennung des Beklagten bedürfen, und daß nur klare Einreden 
in ſolchem zugelaſſen werden. Daſſelbe findet auch beim Wechſel— 
prozeß ſtatt. Fundament der Klage iſt immer ein Wechſel und die 
darauf befindliche Handſchrift des Beklagten, welche ihm ſogleich zur 
Anerkennung oder eidlichen Abläugnung vorgelegt werden muß. Auch 
hier werden nur Einreden zugelaſſen, welche auf der Stelle liquide 
ſind. Der Unterſchied iſt nur der: theils, daß die Execution auf 
Perſonalarreſt geht, theils daß das Verfahren noch viel ſchleuniger 


1) Vergl. J. 15. § 1. D. 46, 1. 

2) Riceius, Ex. 17. de processu cambiali. Ludovici, Einl. zum Wechſel⸗ 
prozeß. N. A. Halle 1753. 4. Scheerer, Der Wechſelprozeß mit Rückſicht auf 
die meiſten bekannten Wechſelgeſetze, Erlangen 1802. 
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it. In dieſem letzten Punkte jind freilich die Geſetze und die 
Praxis der einzelnen Orte ſehr verſchieden. Zuweilen wird mit 
ganz außerordentlicher Strenge und Schnelligkeit verfahren. So auf 
der Leipziger Meſſe. Zuweilen ſind aber auch ſehr laxe Regeln 
eingeführt: lange Friſten, weitläuftiger Schriftenwechſel, ſelbſt Rechts— 
mittel mit Suspenjiveffeet. So in Frankfurt. Das iſt ein großer 
Mißbrauch, und dadurch verliert ſich der Hauptvorzug des Wechſels, 
die Sicherheit des Credits. In Frankreich ſind gar keine ſpeciellen 
Vorſchriften: die Praxis iſt ziemlich langſam. 

Sodann iſt die Statthaftigkeit des Wechſelprozeſſes zu erörtern. 
Zuerſt iſt wieder Einigkeit darüber, daß er nur in ſolchen Ländern 
ſtatthaft ſei, wo Wechſelrecht durch Landesgeſetze eingeführt worden 
iſt. Vergl. § 60 und 62. Wo das nicht der Fall iſt, kann von 
Wechſelprozeß nicht die Rede ſein, wenn auch der Wechſel in einem 
Lande ausgeſtellt iſt, wo Wechſelrecht gilt. Denn die Parteien haben 
ſich zwar nach Wechſelrecht verbunden, aber der Richter iſt nicht 
autoriſirt, nach Wechſelrecht zu verfahren. Der Richter hat in Betreff 
der prozeſſualiſchen Form nur nach den Geſetzen ſeines Landes zu 
verfahren, und keine Prozeßart zu geſtatten, welche dieſe nicht ſanctioniren. 

Iſt der Wechſelprozeß in einem Lande aber einmal überhaupt 
eingeführt, ſo muß er auch der Regel nach aus allen Wechſeln und 
gegen alle Wechſelintereſſenten zur Anwendung kommen. Einzelne 
Geſetze jedoch haben wohl Einſchräukungen gemacht. Beſonders bei 
eigenen Wechſeln iſt er zuweilen nicht geſtattet: dieſe ſollen nur als 
einfache Handſchriften gelten. Vergl. § 113. Ferner wird ſelbſt 
unter den Wechſelintereſſenten ein Unterſchied gemacht: er wird nur 
gegen den Acceptanten zugelaſſen, oder nur bei Wechſeln, welche in 
einem Lande auf Perſonen in einem anderen gezogen ſind, alſo auf 
ausländiſche Wechſel. Jetzt iſt hiefür kein Beiſpiel mehr bekannt. 
Ehemals fand ſolches in England ſtatt ). In Frankreich 2) wird 
bei traſſirten Wechſeln vorausgeſetzt, daß ſie d'un lieu sur un autre 
gezogen ſind: mehr iſt aber hierüber nicht bekannt. Weſentliches 
Erforderniß des Wechſelprozeſſes iſt, daß alle Thatſachen, die zum 
Grunde der Klage gehören, ſofort durch klare Urkunden erwieſen 
ſein müſſen. Der Hauptbeweis iſt immer aus dem Wechſel ſelbſt 
zu führen. Aber oft ſind noch andere Thatſachen darzuthun, welche 
nicht aus dem Wechſel erhellen. Hiefür wird kein anderes Beweis— 
mittel zugelaſſen, als klare Urkunden. Andere Beweismittel, z. B. 
Zeugen und Eid, erfordern immer mehr Weitläuftigkeit, als der 


) Blackstone, T. 2. c. 30. p. m. 467. ) C. c. art. 110. 
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Wechſelprozeß zuläßt. Um deßwillen iſt daher der Wechſelproteſt 
ſo wichtig. 

Wo übrigens der ſtrenge Wechſelprozeß wegfällt, da wird der 
gemeine Executivprozeß oder der unbeſtimmte ſummariſche eintreten. 
Nämlich: wo klarer Brief und Siegel vorhanden ſind, denen nur 
das Wechſelrecht verſagt iſt, der erſtere; wo es ſelbſt daran fehlt, 
weil z. B. der Wechſel verloren iſt, der letzte. 


§ 132. Gerichtsſtand. 


A. Ort der Klage. Die Klagen aus dem Wechſel ſind ins— 
geſammt Contractsklagen. Für dieſe kommt ein doppelter Gerichts— 
ſtand vor, theils der des Wohnſitzes, theils der des Contractes ). 
Der letzte iſt auch für Wechſel in der Theorie ohne Zweifel zuläſſig ?). 
Allein in der Praxis iſt er nur dann mit Erfolg anwendbar, wenn 
der Beklagte ſich dort aufhält. Denn ſonſt muß die Citation und 
ebenſo die Execution mittelſt Hülfsſchreibens verfügt werden. Dadurch 
tritt aber eine Langſamkeit in dem Verfahren ein, die ſich mit dem 
ſchnellen Gange des Wechſelprozeſſes nicht wohl verträgt. Im Einzelnen 
iſt noch zu bemerken: 

1) Bei Klagen gegen den Acceptanten oder den Ausſteller eines 
eigenen Wechſels iſt der Gerichtsſtand des Contractes an dem 
Orte, wo die Zahlung erfolgen ſoll. Denn die allgemeine Regel geht 
dahin, daß, wenn im Contracte ein beſonderer Zahlungsort vorge— 
ſchrieben ward, jo iſt hier der Gerichtsſtand des Contractes 2). Wenn 
daher der Acceptant den Wechſel an einem anderen Orte domicilirt, 
ſo iſt dort zu klagen. Ebenſo, wenn der Ausſteller eines eigenen 
Wechſels ſich zur Zahlung auf einer Meſſe verpflichtet hat. 

2) Begründet die Clauſel: „an allen Orten, wo ich anzutreffen 
bin, will ich zahlen, oder mich der Rechtsverfolgung unterwerfen,“ 


) Preuß. Einf. Gef. v. 15. Febr. 1850. § 6: Wechſelklagen können ſowohl 
bei dem Gerichte des Zahlungsortes, als bei dem Gerichte, bei welchem der 
Beklagte ſeinen perſönlichen Gerichtsſtand hat, erhoben werden. Wenn mehrere 
Wechſelſchuldner zuſammen belangt werden, jo iſt außer dem Gerichte des Zahlungs: 
ortes jedes Gericht kompetent, welchem einer der Beklagten perſönlich unterworfen 
iſt. Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechſelklage anhängig gemacht iſt, 
müſſen ſich demnächſt auch alle Wechſelverpflichteten einlaſſen, welche von einer Partei in 
Gemäßheit der in den verſchiedenen Landestheilen beſtehenden Prozeßgeſetze zur 
Regreßleiſtung beigeladen oder nach gehörig geſchehener Streitverkündigung belangt 
werden. 

) Hellfeld, Opusc. Nr. 6. $ 30. 

) 1.3. D. de reb. auet. jud. poss. 42, 5. 1.21. D. de o. et a. 44, 7. 
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einen Gerichtsſtand am Aufenthaltsorte? Allerdings, da der jedes— 
malige Aufenthaltsort Ort der Zahlung iſt. In dieſem aber iſt 
der Gerichtsſtand des Contracts begründet Y. 

B. Gericht, bei welchem die Wechſelklage anzubringen 
iſt. An einigen Orten ſind eigene Wechſelgerichte angeordnet. Iſt 
das nicht der Fall, befindet ſich aber ein eigenes Handelsgericht an 
dem Orte, ſo fragt es ſich, ob die Klage vor dieſes gehört. Sind 
die Parteien Kaufleute, ſo hat ſolches keinen Anſtand: allein ſchwerlich 
läßt ſich daſſelbe behaupten, wenn der Beklagte nicht Kaufmann iſt. 
Der Wechſel wird über ſo mannigfache Gegenſtände ausgeſtellt, daß 
unmöglich jeder Wechſelcontract ein Handelsgeſchäft heißen kann. 
Das franzöſiſche Recht 2) dagegen verordnet, daß Klagen aus traſſirten 
Wechſeln, die als ſolche gelten, immer vor das Handelsgericht gehören, 
der Beklagte mag ſein, wer er will. Traſſirte Wechſel dagegen, 
welche nicht als ſolche gelten, oder eigene Wechſel gehören nur in 
zwei Fällen dahin: a) wenn dem Wechſel ein Handelsgeſchäft zum 
Grunde liegt; b) wenn die Signatur von Kaufleuten darauf ſteht. — 
Liegt keiner dieſer Fälle vor, ſo kann die Klage bei dem Handels— 
gericht angebracht werden, der Beklagte aber die Verweiſung vor die 
ordentlichen Gerichte verlangen. 

Uebrigens kommen auch zuweilen Schiedsrichter in Wechſel— 
ſtreitigkeiten vor. Nämlich da, wo es nicht an Mitteln zur Zahlung 
fehlt, und die Parteien nur über ihre Verbindlichkeit ſtreiten. 
Wird der Schiedsſpruch nicht befolgt, und daraus geklagt, ſo iſt das 
Erkennen auf die Wechſelexecution unbedenklich. Denn das Fundament 
der Verbindlichkeit iſt noch immer der Wechſel, und der Schiedsſpruch 
erklärt nur, wie weit die dadurch übernommene Verbindlichkeit gehe. 
Nur muß über das Compromiß und den Schiedsſpruch eine klare 
Urkunde vorhanden ſein: denn ſonſt fehlt die erforderliche Liquidität 
des Anſpruchs. 


$ 133. Das Verfahren. 
Allgemeine Vorerinnerungen. Einige Geſetze laſſen nur 
mündliches Verfahren zu, mit Ausſchluß aller Advokaten. Das 


1) Püttmann, § 165. Not. e. 

2) C. c. art. 632. 636. 637. Siehe jedoch Preuß. Einf. G. v. 15. Febr. 1850. 
§ 8. Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln gehören die Klagen aus 
eigenen Wechſeln auch dann vor die Handelsgerichte, wenn ſie weder von Handel— 
treibenden unterſchrieben ſind, noch Handelsgeſchäfte zur Veranlaſſung haben. 
(Artikel 636., 637. des rheiniſchen Handels -Geſetzbuches.) 
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Erſtere iſt ſehr vernünftig, weil es die Schnelligkeit ungemein beför- 
dert, und die Nothwendigkeit einer ſchriftlichen Verhandlung hier, wo 
Alles aus klaren Urkunden hervorgehen muß, weit geringer iſt. 
Indeſſen ſind dieſe Geſetze im Zweifel nur als eine dem Kläger 
eingeräumte Befugniß zu verſtehen, ſo daß es ihm frei bleibt, davon 
abzuſtehen und ſchriftliches Verfahren mit Advokaten zu wählen. 
Denn das gehört zur Schnelligkeit des Prozeſſes, dieſe iſt nur zu 
Gunſten des Klägers eingeführt, und auf ſolche reine Rechtswohl— 
thaten darf man verzichten. Der Kläger kann bisweilen die ſchrift— 
liche Verhandlung vortheilhafter finden, z. B. weil es auf die Ent— 
wickelung von Rechtsfragen ankommt. Es zu verweigern, wäre ein 
Verſtoß gegen die Regel, wonach Rechtsbegünſtigungen nicht zum 
Nachtheil der Begünſtigten angewendet werden dürfen. 

Gang des Prozeſſes ſelbſt. Das Erſte iſt die Anbringung 
der Klage. Ein umſtändlicher Vortrag iſt hier ganz überflüſſig: es 
genügt ein Bezug auf den Wechſel und die übrigen Documente. Die 
Bitte iſt gerichtet auf Anerkennung des Wechſels und Zahlung. 
Nothwendig iſt es, ſogleich alle Documente beizulegen, durch welche 
die Forderung nicht nur bewieſen, ſondern auch deren Größe liquide 
geſtellt wird. Denn ohne völlige Liquidität iſt ſchnelle Execution 
nicht möglich. — 

Bei Klagen gegen den Acceptanten gehört dazu nichts, als der 
Wechſel ſelbſt. Bei Regreßklagen außerdem der Proteſt wegen Nicht— 
zahlung. Oft noch mehrere Proteſte: z. B. wegen Nichtannahme, 
wegen Anmeldung bei einem früheren Vormann. Ferner die Cours— 
zettel, woraus der Belauf des Wechſels zu berechnen iſt. Endlich 
die Berechnung und möglichſte Belegung der Unkoſten. Kann man 
hier einiges nicht liquide machen, ſo ſind dieſe Punkte lieber ganz 
wegzulaſſen, damit die Hauptſache nicht aufgehalten wird. 

Wenn Martens ſagt, zur Begründung der Klage gehöre ſchlechter— 
dings der Originalwechſel, ſo iſt das der Regel nach freilich richtig. 
Denn die Wechſelverbindlichkeit entſteht nur durch die Unterſchrift 
eines Wechſels, wird alſo auch nur durch deſſen Production ſofort 
erwieſen. Es gibt aber doch eine Ausnahme. Manche Geſetze (§ 77) 
geben dem Verkäufer eines Wechſels die Befugniß, die Valuta im 
Wechſelprozeß einzuklagen. Der Käufer hat aber gar keinen Wechſel 
ausgeſtellt. Hier tritt alſo ein Wechſelprozeß ein, ohne daß die 
Klage durch Production eines Wechſels begründet wäre. Daher läßt 
ſich denn die ganze Vorſchrift nicht anders ausführen, als wenn der 
Käufer das Geſchäft einräumt. Denn an ſonſtigen liquiden Beweiſen 
fehlt es. 
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§ 134. Verfügung auf die Klage und Ungehorſam des 
Beklagten. 


Findet der Richter in der Klage alles in Ordnung, ſo erläßt 
er auf ſolche eine Citation an den Beklagten. Dieſe iſt gerichtet 
auf perſönliches Erſcheinen in einem angeſetzten Termine. Denn 
der Beklagte ſoll den vorgelegten Wechſel anerkennen oder eidlich 
abläugnen, und das muß in Perſon geſchehen. Mit der Citation 
wird das Präjudiz der Agnition verbunden, d. h. die Warnung, im 
Falle des Ausbleibens ſolle der Wechſel für anerkannt angeſehen 
werden, und der Beklagte mit ſeinen Einreden ausgeſchloſſen ſein. 
Dieſes Präjudiz kommt ſchon in dem gewöhnlichen Executivprozeß 
vor, um ſo mehr alſo hier. Der Termin iſt ſehr kurz: auf den 
folgenden, höchſtens den dritten Tag. Noch ſtrenger iſt man in 
Sachſen. Wenn der Originalwechſel producirt iſt, jo kann der 
Kläger ſogleich Realcitation verlangen ). 

Bleibt der Beklagte in dem angeſetzten Termin aus, ſo iſt in 
Anſehung des ferneren Verfahrens zu unterſcheiden, ob die Citation 
unter dem Präjudiz der Anerkennung erlaſſen war oder nicht. War 
die Androhung verſäumt, ſo wird eine zweite Ladung nöthig, in 
welcher ſie nachgeholt wird, und erſt dann, wenn der Beklagte auch 
auf dieſe ausbleibt, wird er verurtheilt. War dagegen die erſte 
Citation bereits ordnungsmäßig mit dem Präjudiz der Agnition ver— 
ſehen, ſo iſt eine neue Ladung nicht nöthig, und die Verurtheilung 
kann ſogleich erfolgen. Dieſe Strenge wird jedoch nicht überall 
angewendet, ſondern oft noch eine zweite Ladung erlaſſen. So ergeht 
z. B. in Leipzig die zweite Ladung bei Strafe des Holens, und wenn 
der Beklagte nunmehr ausbleibt, ſo wird ein Befehl an den Gerichts— 
diener erlaſſen, den Beklagten zu arretiren, wo er ihn finde, und 
ins Gericht zu führen 7). 


§ 135. Weiteres Verfahren, wenn Beklagter erſcheint. 


Hier ſind drei Hauptfälle möglich: der Beklagte läugnet den 
Wechſel eidlich ab; er erkennt ihn ohne Einreden an; und er ſchützt 
Einreden vor. Die beiden erſten Fälle werden in dieſem, der letzte 
in den folgenden §§ 136 — 140 erörtert. 

1) Die eidliche Diffeſſion. Der Beklagte ſchwört, daß er 
den Wechſel oder das Indoſſament nicht unterſchrieben habe. Damit 


) Püttmann, W. R. § 172. 
2) Püttmann, W. R. § 171. Not. a. 
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iſt der Wechſelprozeß gleich zu Ende, und es erfolgt ein freiſprechendes 
Erkenntniß. Denn durch die Ableiſtung des Eides verliert der 
Wechſel alle Kraft gegen dieſen Beklagten: er iſt alſo nun kein Wechſel 
mehr, welcher zum Fundament der Klage dienen könnte, und damit 
iſt der Wechſelprozeß ausgeſchloſſen. Es bleibt jedoch dem Kläger 
unbenommen, nach erfolgter eidlicher Abläugnung den ordentlichen 
Prozeß anzuſtellen, und die Verbindlichkeit des Beklagten durch andere 
Beweismittel darzuthun 1). Denn durch den Diffeſſionseid wird nur 
dargethan, daß die Urkunde nicht von ihm herrühre. Darum kann 
er jedoch an ſich verbunden ſein. Vermag der Kläger dieſes durch 
andere Beweismittel darzuthun, ſo ſchadet es ihm nicht, daß das 
bisherige Beweismittel, die Urkunde, hiezu untauglich geworden iſt. 
Schwieriger iſt die Frage, ob der Kläger auch noch zum Beweiſe 
der Echtheit der Unterſchrift durch Zeugen zugelaſſen werden darf. 
Ihre Beantwortung hängt von der allgemeinen Theorie über den 
Diffeſſionseid ab. Hält man ihn für einen zugeſchobenen Eid, ſo 
ſind Zeugen nicht zuläſſig. Denn gegen einen zugeſchobenen Eid 
wird kein Gegenbeweis zugelaſſen. Nach der jetzt 2) gewöhnlichen 
Anſicht iſt er ein bloßer Gefährdeeid. Hiegegen iſt Gegenbeweis 
ſtatthaft, und mithin auch Zeugenbeweis. — Dabei entſteht noch die 
Frage, ob eine eidliche Abläugnung des Inhalts der Urkunde geſtat— 
tet iſt ). Hier ſind zwei Fälle zu unterſcheiden: 

1) Der Beklagte läugnet überhaupt, ſeine Handſchrift unter dieſe 
Urkunde geſetzt zu haben. Das iſt allerdings zuläſſig, und genug, 
wenn er dieſes ſchwört. Denn die Unterſchrift verbindet ihn nur, in— 
ſofern er ſie darunter geſetzt hat. Daraus aber, daß ſie jetzt darun— 
ter ſteht, folgt jenes noch nicht: denn in vielen Fällen iſt ein Name, 
welcher anderswo hingeſchrieben war, gemißbraucht. Es iſt alſo 
nichts widerſprechendes, und nichts, was die rechtliche Vermuthung 
gegen ſich hat, wenn der Beklagte ſagt: ich habe geſchrieben, aber 
nicht darunter. Will er dieſes beſchwören, ſo muß er damit aller— 
dings gehört werden. 

2) Der Beklagte behauptet nur, daß der Inhalt der Urkunde 
nachmals gefälſcht ſei. Hier gibt er zu, ſeine Unterſchrift unter 


) Böhmer, Consult. et dec. T. 3. p. 2. resp. 385. Nr. 78. 

) Jetzt, d. h. zu Anfang des Jahrhunderts. Denn jetzt, 1858, wird er für 
eine Art des Reinigungseides gehalten, und nach deſſen Ableiſtung der Echtheits⸗ 
beweis ausgeſchloſſen ſein. 

) Böhmer, Consult. et dec. T. 3. p. 2. resp. 884. Nr. 9. Eichmann, Rechtl. 
Bemerk. u. Ausf. Bayreuth 1808, S. 101 fg. 
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das Document geſetzt zu haben, und gibt daneben an, der Inhalt 
ſei nachmals verändert. Dies iſt nichts anders, als die Einrede der 
Fälſchung, wovon § 137. 

3) Der Beklagte recognoscirt ohne Einreden. Alsdann iſt 
ſeine Verbindlichkeit zur Zahlung gleich klar: der Prozeß iſt alſo zu 
Ende, und eine Verurtheilung erfolgt ſofort. In der Strenge dieſes 
Falls findet ſich jedoch noch eine Verſchiedenheit. Meiſtens ergeht 
nur ein Befehl zur Zahlung binnen beſtimmter Friſt, und um dieſe 
zu beſchaffen, wird er aus dem Arreſt wieder entlaſſen. Zuweilen 
aber wird er auch ſofort da behalten, bis er die Zahlung beſchafft, 
und muß, wenn er dies nicht gleich thun kann, in Arreſt: aut solve 
aut mane. 


$ 136. Einreden ): verzögerlide. 


Der Wechſel-Schuldner kann ſich nur ſolcher Ein— 
reden bedienen, welche aus dem Wechſelrechte ſelbſt her— 
vorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zuſtehen ?). 


) Weſtphal, D. Pr. R., Th. 2. Abh. 66. 

2) D. W. O. Art. 82. Vergl. Art. 98. Nr. 10. F. 34. a) Einreden, „welche 
aus dem Wechſelrechte ſelbſt hervorgehen“ (D. W.-O. Art. 82), find ſolche, die 
in den Beſtimmungen des Wechſelrechts ihr rechtliches Fundament haben, oder 
aus der durch die Wechſelordnung feſtgeſtellten Natur des wechſelrechtlichen Ver— 
hältniſſes ſich ergeben. 

b) Zu Letzteren gehört die Einrede der Wechſelunfähigkeit wegen fehlender 
Vertragsfähigkeit (D. W.⸗ O. Art. 1.), z. B. Geiſtesabweſenheit. 

e) Daß ein Geſetz, z. B. Frankf. V. vom 21. Jan. 1779 § 2 über Spiel⸗ 
ſchulden, Spielwechſel für nichtig erklärt hat, macht dieſe Vorſchrift nicht zu einem 
integrirenden Theil des Wechſelrechts, und eine daraus entnommene Einrede läßt 
ſich nicht als „aus dem Wechſelrecht hervorgehend“ bezeichnen. 

d) Einreden aus dem Rechtsverhältniß, welches dem Wechſel zum Grunde 
liegt, können, deren Liquidität vorausgeſetzt, nur einem Intereſſenten dieſes Rechts— 
verhältniſſes entgegengeſetzt werden. (D. W.:D. Art. 82 v. „unmittelbar. “) 

e) Daher kann der Einwand, ein Wechſel ſei über eine nichtige Forderung 
aus Spiel ausgeſtellt, nur gegen den erſten Wechſelinhaber, nicht aber gegen die 
Indoſſatare, ſelbſt wenn ſie den Urſprung des Wechſels kannten, geltend gemacht 
werden. 

F. 6. d) Einreden aus dem Titel eines Indoſſaments können dem Indoſſaten 
nicht entgegengeſetzt werden. F. W.-D. Art. 91. 

L. 4. a) Einreden aus dem einem eigenen Wechſel zum Grunde liegenden 
Schuldverhältniß können dem Indoſſaten nicht entgegengeſetzt werden. rat. 

H. 31. Einem Wechſelſchuldner ſteht aus einem mit dem Traſſanten (Indoſ— 
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Die Einreden, welche der Beklagte vorſchützen kann, ſind ver— 
zögerliche oder zerſtörliche. 

In Betreff der verzögerlichen gilt der allgemeine Grundſatz, 
daß im W. Pr. nur ſolche zuläſſig ſind, welche einen weſentlichen 
Punkt des Prozeſſes betreffen, aus denen alſo, wenn ihnen nicht 
abgeholfen wird, eine Nichtigkeit des Prozeſſes hervorgeht. Auf dieſe 
iſt allerdings Rückſicht zu nehmen. Denn nichtig darf auch im 
Wechſelprozeß nicht verfahren werden: ſonſt würde das Verfahren 
ein tumultuariſches ſein. Es gehören dahin vorzüglich drei Einre— 
den: Mangel an Zuſtändigkeit des Gerichts; fehlende active oder 
paſſive Sachlegitimation; Mangel der Prozeßlegitimation. Bei die⸗ 
ſen Einreden wird kein beſonderer Beweis von Seiten des Beklagten 
verlangt. Es iſt alſo unrichtig, zu jagen, von den verzögerlichen 
Einreden würden nur ſolche zugelaſſen, die auf der Stelle erweis— 
lich ſeien. Denn bei dieſen Punkten liegt es dem Kläger ob, für 
deren Richtigkeit zu ſorgen: er muß darthun, daß alles dieſes in 
Ordnung ſei. Kann er dies nicht auf der Stelle thun, ſo erſcheint 
der Wechſelprozeß unſtatthaft, und es erfolgt eine Freiſprechung des 
Beklagten. Uebrigens geben einige Geſetze in ſolchen Fällen dem 
Richter die Befugniß, vorläufig auf Depoſition zu erkennen; das iſt 
den Umſtänden nach ſehr billig, z. B. bei fehlender Vollmacht. 

Andere verzögerliche Einreden ſind nicht zuläſſig. Schon im 
gewöhnlichen Executivprozeſſe nicht: noch weniger hier. Dahin 
gehört insbeſondere die Einrede der fehlenden Caution für die Koſten. 
Zwar kommt es bisweilen vor in Folge zerſtörlicher Einreden, daß 
Caution verlangt wird: allein als verzögerliche Einrede iſt das nie 
zuzulaſſen ). 


§ 137. Zerſtörliche Einreden. 


Bei dem Vorbringen deſſen, was im Allgemeinen dieſen Namen 
führt, iſt zweierlei wohl zu unterſcheiden: Einwendungen, welche 
eigentlich eine Abläugnung des Klaggrundes ſind, und wahre Einreden. 
ſanten) abgeſchloſſenen Vertrage, in welchem ſich dieſer für vollkommen befriedigt 
erklärt hat, keine Einrede wider den Remittenten (Indoſſatar) zu. D. W. O. 
Art. 16 und 82. x 

F. 9. b) Wird aus einem Wechſel im ordentlichen Prozeſſe geklagt, jo bleibt 
es bei allen Grundſätzen des Wechſelrechts, welche nicht mit der ſummariſchen 
Procedur des Wechſelprozeſſes zuſammenhängen; namentlich in Anſehung der Ein⸗ 
reden, welche dem Indoſſatar entgegengeſetzt werden können. 

) Böhmer, Consult. et dee., T. 3. p. 2. resp. 29. Nr. 6. — F. 10. Im 
Wechſelprozeß fällt die Verpflichtung Caution für die Prozeßkoſten zu leiſten hinweg: 
doch lebt die Verpflichtung auf, ſobald das Wechſelverfahren gänzlich aufgegeben iſt. 
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1) Abläugnung des Klaggrundes. Dahin gehört jedes Vor— 
bringen, wodurch der Beklagte darauf aufmerkſam macht, daß ein 
Punkt, welcher zur Begründung der Klage gehört, nicht in Richtig— 
keit ſei: z. B. es ſei nur bedingt acceptirt, und die Bedingung nicht 
eingetreten; ein Mangel in den Indoſſamenten liege vor. Solche 
Einwendungen ſind unbedingt zu hören, auch ohne liquide Beweis— 
mittel. Denn das gehört zum Klagfundament, und dem Kläger liegt 
es ob, es in Richtigkeit zu bringen. Er hätte liquide Beweiſe dafür 
beibringen müſſen. Hier erhellt alſo aus dem Vorbringen des 
Beklagten, daß es an den Erforderniſſen des Wechſelprozeſſes fehle. 
Es iſt alſo nicht von dem Beklagten ein liquider Beweis ſeines 
Vorbringens zu verlangen, ſondern der Kläger abzuweiſen, bis er 
beſſere Beweiſe liefert. Nur dann iſt eine Ausnahme zuzulaſſen, 
wenn über dieſe Punkte ſchon ein proviſoriſcher Beweis vorhanden 
iſt, welchen der Beklagte widerlegen muß. 

2) Wahre Einreden, bei welchen der Beklagte ſich auf That— 
umſtände ſtützt, durch welche das Recht des Klägers wieder aufge— 
hoben wird: Zahlung, Compenſation ), Verſchulden des Klägers u. ſ. w. 
Hier gilt die allgemeine Regel, daß keine andere Einrede zuge— 
laſſen werden darf, als eine ſolche, welche der Beklagte ſogleich 
durch liquide Beweismittel darthun kann 2). Das folgt aus dem 
gleichen Rechte beider Theile. Der Kläger muß ſein geſammtes 


1) F. 1. c) Verſehen eines Gemeinſchuldners in Betreff eines Wechſels, 
welche vor der Inſolvenzerklärung begangen ſind, können gegen die Maſſe im Wege 
der Compenſation geltend gemacht werden. 

2) F. 6. h) Die Einrede der Simulation, wie jede ſonſtige an ſich gegen die 
Wechſelforderung zuläſſige Einrede, muß liquide ſein, um im Wechſelprozeß Berück— 
ſichtigung zu finden. 

F. 39. a) Illiquide Einreden gegen eine ausreichend beſcheinigte Wechſel— 
forderung ſind nicht geeignet, einen auf deren Grund erkannten Arreſt aufzuheben. 

F. 14. a) Der Ausſteller eines eignen Wechſels kann dadurch, daß er dieſen 
von deſſen Inhaber condicirt, nicht hindern, daß während des Prozeſſes der 
Inhaber den Wechſel im Wechſelprozeſſe gegen ihn ausklagt, und er hat wider 
dieſe Klage keine exceptio litis pendentis. 

b) Der Ausſteller eines eignen Wechſels an Ordre kann durch deſſen Con— 
diction nicht hindern, daß der Inhaber den Wechſel während des Prozeſſes weiter 
indoſſirt und die Einrede der Litigioſität ſteht ihm gegen die Klage des Indoſſatars 
nicht zu. _ 

F. 28. a) Eine auf Grund eines ausgeſtellten Wechſels wider deſſen Nehmer 
wegen Wuchers eingeleitete Criminalunterſuchung, die in ſolcher von Seiten des 
Gebers erfolgte Adhäſion, oder eine Condiction des Wechſels wegen nicht bezahlter 
Valuta ſtehen deſſen Einklagung und der Verurtheilung des Wechſelſchuldners 
nicht im Wege. 
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Vorbringen ſogleich durch liquide Beweiſe belegen; mithin ebenſo der 
Beklagte. Dabei fragt es ſich, welche Beweismittel find liquide? 
Hierüber finden ſich ſelten genaue geſetzliche Beſtimmungen 1). Der 
leitende Grundſatz iſt hier hauptſächlich der: Was dem einen Theile 
recht iſt, ſoll auch für den andern recht ſein. Worauf der Kläger 
ſich berufen kann, das ſteht auch dem Beklagten zu Gebot. Andere 
Beweismittel darf er nicht gebrauchen, beſonders keine, durch welche 
irgend Weitläuftigkeiten in das Verfahren kommen. Es iſt ihm alſo 
geſtattet: 

a) das gerichtliche Geſtändniß des Gegners: denn was der 
Gegner einräumt iſt ſofort liquide. Allein nur das gerichtliche 
Geſtändniß. Denn das außergerichtliche beſteht entweder in einer 
klaren Urkunde, und das gehört zum Urkundenbeweiſe: oder es 
müßte erſt durch Zeugen oder Eideszuſchiebung dargethan werden, 
und das ſind unzuläſſige Beweismittel. 

b) Auch öffentliche Urkunden ſind ohne Zweifel zuzulaſſen. 
Nur muß ihr Inhalt auch ſo beſchaffen ſein, daß alles Nöthige 
daraus hervorgeht. Sie dürfen alſo z. B. kein referens sine 
relato ſein. 

c) Eigne Handſchrift des Klägers, die ihm ſogleich zur Aner⸗ 
kennung oder eidlichen Abläugnung vorgelegt werden kann. Wo der 
Kläger in Perſon gegenwärtig iſt, hat dieſes Beweismittel keinen 
Anſtand. Er ſelbſt iſt ſchuldig, ſich ſofort zu erklären. Mißlich iſt 
das Beweismittel, wenn der Kläger durch einen Bevollmächtigten 
vertreten iſt, welcher Unwiſſenheit vorſchützt. Dieſem kann keine 
poſitive Erklärung zugemuthet werden. Die Handſchrift iſt alſo erſt 
dem Kläger ſelbſt hinzuſenden, woraus ein langer Aufenthalt her— 
vorgehen kann. Allein dennoch iſt ſolches zuzulaſſen. Der Kläger 
ſtützt ſich auf eben ſolche Urkunden. Auch der Wechſel iſt nur eine 
Privaturkunde, welche dem Beklagten erſt zur Anerkennung vorgelegt 
werden muß. Beide Theile aber haben gleiches Recht. Der Beklagte 


) Preuß. Einf. Gef. v. 15. Febr. 1850. § 7. In denjenigen Landestheilen, 
in welchen die Allgemeine Gerichts-Ordnung gilt, iſt auch auf an ſich zuläſſige 
Einwendungen, ſoweit es eines Beweiſes derſelben bedarf, in Wechſelſachen nur 
dann Rückſicht zu nehmen, wenn dieſelben durch Urkunden, Eideszuſchiebung oder 
Ausſagen ſolcher Zeugen, die ſogleich zur Stelle gebracht ſind, dargethan werden. 
Auswärtige Zeugenverhöre, wenn ſie gleich im Termine beigebracht werden, gelten 
nur ſo weit, als ſie mit Zuziehung des Gegentheils oder eines von ihm dazu 
beſtellten Bevollmächtigten aufgenommen ſind, und tritt dieſe Beſtimmung an die 
Stelle der im § 26., Titel 27., Theil I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung in 
Vezug genommenen Vorſchriften. 
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darf nicht darunter leiden, daß der Kläger nicht in Perſon erſchien. 
Es iſt natürlich, daß die daraus hervorgegangene Verzögerung eher 
dem Kläger zur Laſt fällt. 

d) Berufung auf das eigne Handelsbuch des Klägers. Jeder 
Kläger iſt ſchuldig, dem Beklagten die Urkunden zu ediren, worauf 
ſich dieſer zum Beweiſe ſeiner Einreden beruft. Die Produktions⸗ 
verbindlichkeit iſt alſo klar. Wenn aber das Betreffende ſich darin 
findet, ſo liegt ein liquider Beweis gegen den Kläger vor ). Zweifel 
dagegen können allenfalls daher erhoben werden, daß es dem Kläger 
nicht erlaubt ſei, ſich auf das Handelsbuch des Beklagten zu beru— 
fen, und doch die Rechte der Parteien gleich ſind. Allein dieſe 
Ungleichheit rührt daher, weil die Geſetze zwar den Kläger verbin— 
den, dem Beklagten Urkunden zu ediren, aber nicht umgekehrt; und 
daraus iſt dies die nothwendige Folge. Uebrigens iſt ein ſolches 
Editionsgeſuch doch nur inſoweit zuläſſig, als die Bücher am Orte 
der Klage gegenwärtig ſind. Iſt der Kläger ein auswärtiger Kauf— 
mann, jo wäre eine Requiſition an deſſen Obrigkeit erforderlich, und 
das würde eine zu weitläuftige Procedur ſein. In dem vorigen 
Fall iſt freilich behauptet, daß die Urkunde zu dem Kläger hinzu— 
ſenden ſei, und bis dahin das Verfahren ſiſtirt werden müſſe. Allein 
in dem gegenwärtigen Falle wird es billig anders gehalten. Dort 
beruft ſich der Beklagte nur auf das gleiche Recht mit dem Kläger: 
Hier dagegen nimmt er eine beſondere Rechtsbegünſtigung in Anſpruch. 
Auch iſt es dem Kläger eher vorzuwerfen, daß er in Perſon nicht 
erſchienen iſt, oder ſeinen Bevollmächtigten nicht beſſer inſtruirt hat, 
als daß er ſeine Handelsbücher nicht mitgebracht hat. Dort pro— 
ducirt der Beklagte die Urkunde; hier will er ſie erſt edirt haben; 
dort hat er alſo alles gethan, was ihm obliegt, hier dagegen liegt die 
Sache an ihm. 

In dem Vorſtehenden ſind alle zuläſſigen Beweismittel aufge— 
führt. Unzuläſſig dagegen ſind: 

1) Zeugen ?) und Kunſt verſtändige. Deren Vernehmung iſt 
eine zu weitläuftige Procedur, als daß ſie hier zuläſſig wäre. Daher 
iſt hier insbeſondere kein Beweis durch Schriftvergleichung zuläſſig. 

2) Eides zuſchiebung. Im Executivprozeß iſt deren Zuläſſig— 
keit ſtreitig: im Wechſelprozeß dagegen die Unzuläſſigkeit allgemein “) 


) Riccius, Ex. 17. s. 4. § 20. 22. Beck, W. R. 13, 13. Ludovici, 
W. Pr., 9, 6; 11, 1. 
) Siehe jedoch Pr. Einf. G. v. 15. Febr. 1850. § 7. S. 306. Not. 2. 
) * Hierzu im Manuſcript ein?; und in der That iſt kein Grund vorhanden, 
20 * 
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anerkannt. Der Grund liegt darin, daß der Kläger fie zur Begrün⸗ 
dung ſeiner Klage nicht gebrauchen kann und der Beklagte keine 
größeren Rechte haben ſoll ). 

3) Das eigene Handelsbuch des Beklagten iſt kein zuläſſiges 
Beweismittel. Theils nämlich ſteht es dem Kläger nicht frei, ſeine 
Klage durch ſein Handelsbuch zu beweiſen, die Zulaſſung würde 
alſo gegen die Gleichheit der Parteirechte verſtoßen; theils führt 
dieſes Beweismittel ſchon eine weitläuftige Procedur herbei. Denn 
durch die bloße Production wird der Beweis nicht abjolwirt: eine 
nähere Prüfung der ganzen Beſchaffenheit des Buchs, wodurch wei— 
tere Erkundigungen nöthig gemacht werden können und ein Erfül— 
lungseid müſſen hinzutreten. 

Das richterliche Erkenntniß wird ſich danach richten, ob zuläſ— 
ſige Einreden vorhanden ſind, oder nicht. 

1) Sind zuläſſige Einreden da, dieſelben begründet und liquide, 
ſo kommt es auf die Replik des Klägers an. Der Regel nach iſt 
dieſe Replik gleich in demſelben Termin zu verhandeln. Auf Begeh— 
ren des Klägers jedoch wird hierzu auch ein neuer Termin angeſetzt, 
denn die Schnelligkeit des Prozeſſes ſoll beſonders zu ſeiner Begün— 
ſtigung dienen; er kann ſie alſo fahren laſſen, und um einen neuen 
Termin bitten. Nur muß es dem Beklagten freiſtehen, ſich dieſes 
neuen Termins gleichfalls zu bedienen, und die neuen Beweiſe vor— 
zulegen, welche er in dem erſten Termin nicht anſchaffen konnte. 
Für die Repliken gilt wieder die Regel, daß ſie auf der Stelle 
bewieſen werden müſſen, und zwar durch eben ſolche liquide Beweis— 
mittel, wie ſolche dem Beklagten freiſtehen 25. Kann der Kläger 
dieſes nicht, ſo ſteht ihm freilich weiterer Beweis offen. Er kann 
den ſtrengen Wechſelprozeß, welcher nur zu ſeinen Gunſten eingeführt 
iſt, fahren laſſen, und etwa Zeugen produciren. Allein damit hat 
nun auch ſofort der Wechſelprozeß ſein Ende: er geht nun in den 
gewöhnlichen ſummariſchen Prozeß über, und auch der Beklagte iſt 
nunmehr mit allen gewöhnlichen Beweismitteln zuzulaſſen. 


die Eideszuſchiebung im Executivprozeß zuzulaſſen, im Wechſelprozeß auszuſchließen. 
Wo ſie zugelaſſen ward, fällt natürlich die Gewiſſensvertretung hinweg. Pr. Einf. 
Geſ. v. 15. Febr. 1850 87.“ 

) Franck, I. 2. s. 7. t. 10. § 4. Riceius, Ex. 17. s. 4. § 20. 

) H. 28. b) Im Wechſelprozeß werden gegen liquide Einreden nur liquide 
Repliken zugelaſſen. [Vergl. F. 27. S. 154.] 

H. 2. c) In einem Wechſelverfahren iſt auf Beweis einer Replik zu erkennen, 
wenn Beklagter, nachdem im erſten Erkenntniß auf Grund derſelben eine Ver— 
urtheilung erfolgt war, hiergegen nur Beweisnachlaſſung nicht Verweiſung zum 
beſonderen Verfahren beantragt hat. 
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2) Fehlt es dagegen an zuläſſigen Einreden, jo erfolgt ſofort 
ein verurtheilendes Erkenntniß. Zweierlei iſt dabei jedoch noch zu 
bedenken: 

a) der Richter hat zu erwägen, ob er ſie ganz verwerfen oder 
zur beſonderen Ausführung vorbehalten will. Sind ſie an ſich 
ungegründet, ſo hat er ſie ganz zu verwerfen: z. B. Einreden aus 
der Perſon des Indoſſanten; Verbot des Traſſanten, den Wechſel zu 
bezahlen. Fehlt es nur am Beweiſe, ſo müſſen ſie zur beſonderen 
Ausführung verwieſen werden. Der Erfolg iſt, daß der Beklagte 
vorläufig zahlen muß, jedoch im gewöhnlichen Prozeſſe eine Wider— 
klage anſtellen, hier ſeine Einrede beweiſen und ſein Geld zurückfor— 
dern kann: das separatum. Iſt es zweifelhaft, ob der eine oder 
der andere Fall eintrete, ſo iſt es richtiger, die beſondere Ausführung 
vorzubehalten. Denn durch die gänzliche Abweiſung gehen jene Ein— 
reden völlig verloren, und der Beklagte erleidet einen definitiven 
Schaden. Durch Verweiſung zur beſonderen Ausführung dagegen 
wird keinem Theil etwas aberkannt. Ein ſolcher Vorbehalt gilt 
nicht als rechtskräftiges Erkenntniß über die Zuläſſigkeit des Vorbe— 
haltenen. Es bleibt alſo dem Kläger noch unbenommen, im 
ordentlichen Verfahren auszuführen, daß die Einrede ganz unge— 
gründet ſei. 

b) Wenn eine Einrede nur zur beſonderen Ausführung ver— 
wieſen iſt, ſo entſteht meiſtens die zweite Frage, ob der Richter den 
Kläger zur Cautionsleiſtung anweiſen ſolle, m. a. W., ob der Beklagte 
ohne Weiteres zu verurtheilen ſei, oder nur unter der Bedingung, 
falls er dem Kläger Caution für die Rückgabe beſtellt haben werde. 
Ueber dieſen Punkt kann im Ganzen nur das richterliche Ermeſſen 
urtheilen 1). Viele Partikulargeſetze jedoch verpflichten den Kläger 
ohne Weiteres zur Cautionsleiſtung. Für das gemeine Recht ent— 
ſcheidet die Analogie des J. A. R. 2), wonach im Falle einer Appel— 
lation in Wechſelſachen das richterliche Ermeſſen über die Cautions— 
frage bei einer zu erkennenden Hülfsvollſtreckung entſcheiden ſoll. 
Bei dieſem Ermeſſen hat der Richter auf zwei Umſtände zu achten, 
auf die Sicherheit des Klägers und auf die Wahrſcheinlichkeit der 
Zurückzahlung. Wo auf Caution anerkannt wird, tritt an deren 
Stelle häufig gerichtliche Depoſition des gezahlten Geldes 2). Meh— 

1) H. 1. b) Die Möglichkeit, bei fernerer Regreßnahme unbegründeten Ein— 
reden ausgeſetzt zu ſein, berechtigt nicht, zum Schutz dawider Cautionsleiſtung von 
dem Nachmann zu fordern. 

2) § 107. Bergmann, C. j. j. S. 443, 444. 

5) F. 6. i) Sobald auf Depoſition der Wechſelſumme erkannt iſt, müſſen 
auch deren rückſtändige Zinſen deponirt werden. 
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rere Wechſel-Ordnungen haben dies ausdrücklich vorgeſchrieben, und 
es iſt auch ſonſt oft Praxis. Freilich liegt darin die ſicherſte Cau⸗ 
tion für den Beklagten. Allein wenn der Kläger eine andere ſichere 
Caution ſchaffen kann, ſo liegt in der Depoſition ein großes Unrecht 
gegen ihn. Denn er verliert allen Gebrauch des Geldes bis zum 
Ausgang des separatum, was oft ſehr lange dauern kann: und 
damit wird ihm ein großer Theil der Vortheile entzogen, welche ihm 
durch den ſchleunigen Prozeß geſchaffen werden ſollen. Das iſt 
allerdings zweckmäßig, daß zuerſt der Beklagte zur Depoſition ange⸗ 
halten wird, damit nicht durch den Streit über die Zuläſſigkeit der 
angebotenen Caution die Zahlung in die Länge gezogen werde. Allein 
wenn dann nachher der Kläger genugſam Caution leiſtet, ſo ſollte 
ihm das Geld aus dem Depoſitum verabfolgt werden. 

Ueber einige wichtige Einreden insbeſondere. 
1) Einrede der Wechſelunfähigkeit: z.B. der Minderjährigkeit. Ihre 
Zuläſſigkeit unterliegt keinem Zweifel. Wer unfähig iſt, ſich nach 
Wechſelrecht zu verbinden, gegen den findet kein Wechſelverfahren 
ſtatt. Da aber die Unfähigkeit die Ausnahme von der Regel bildet, 
ſo muß der Beklagte ſie beweiſen. Sie wird alſo im Wechſelprozeß 
nur beachtet, inſofern ſie auf der Stelle, z. B. Minderjährigkeit 
durch den Taufſchein, liquide geſtellt wird. Kann der Beklagte das 
nicht beweiſen, ſo wird er für jetzt verurtheilt und ſogar in Arreſt 
geſchickt. Es iſt ihm aber unbenommen, ſeine Minderjährigkeit nach⸗ 
her auszuführen und ſich dadurch vom Arreſt freizumachen. Zur 
Widerlegung dieſer Einrede dient beſonders die Replik, der Beklagte 
habe ſich argliſtigerweiſe für fähig ausgegeben. So namentlich beim 
Minderjährigen, vergl. F 68. Zum Beweiſe dieſer Replik iſt es 
jedoch noch nicht hinreichend, daß der Wechſel die Verſicherung der 
Fähigkeit enthalte. Es iſt ein häufiger Kunſtgriff der Wucherer, daß 
ſie zur Beſeitigung der Einrede der Minderjährigkeit die Erklärung 
der Großjährigkeit einrücken laſſen. Allein daraus folgt noch nicht, 
daß der Gläubiger betrogen ſei !). 

2) Die Einrede des nicht bezahlten Geldes. Die Frage, ob 
eine Perſon, welche aus einem Wechſel belangt wird, mit der Ein— 
rede ſich ſchützen könne, daß kein Geld für den Wechſel bezahlt ſei, 
iſt ſehr beſtritten. Beſonders zwei Fragen ſind hier zu unterſcheiden. 
Erſtens, iſt die Einrede überhaupt gegründet, d. h. iſt die Behaup— 
tung eine erhebliche Thatſache, ſo daß, wenn ſie wahr iſt, der Be— 


) Kind, Quaest. for. 4, 12, p. 53. fgg. 
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klagte dadurch berechtigt wird, die Zahlung zu verweigern (exceptio 
simplex). Hier ſind verſchiedene Beziehungen zu unterſcheiden: 

a) der Acceptant ſetzt ſie entgegen — der Fall, auf welchen 
ſich der Reichsſchluß von 1671 bezieht. Es kann dies auf doppelte 
Weiſe geſchehen: 

1) er habe von dem Traſſanten keine Valuta empfangen. Das 
iſt ganz unerheblich und geht den jetzigen Inhaber des Wechſels 
nichts an. Denn er iſt dieſem nicht aus dem Auftrag des Traſſanten, 
ſondern aus ſeiner Acceptation verhaftet. Sein Verhältniß zum 
Traſſanten iſt alſo gleichgültig. Das römiſche Recht enthält hierfür 
ein entſcheidendes Argument 2). 

2) Der Traſſant habe keine Valuta vom Remittenten empfan⸗ 
gen. Auch das iſt ganz unzuläſſig, weil es eine Einrede aus der 
Perſon eines Dritten enthält. Seine Verbindlichkeit rührt aus dem 
Accept her, nicht aus Auftrag des Traſſanten. Dieſer iſt alſo ein 
wahrer Dritter. Es wäre ebenſo, wie wenn ein Schuldner dem 
Käufer einer Forderung die Zahlung deßhalb weigern wollte, weil 
dieſer dem Verkäufer den Preis nicht bezahlt habe 7). 

b) Der Ausſteller oder Indoſſant, welche auf Regreß belangt 
werden, fetzen ſie entgegen, und zwar: 

1) einem dritten Inhaber, welcher den Wechſel nicht unmittelbar 
von der Perſon des Beklagten erhalten hat. Das iſt auch unzuläſſig. 
Denn dem Indoſſaten ſind keine Einreden aus der Perſon des 
Indoſſanten entgegenzuſetzen: und das wäre hier offenbar der Fall s). 
Eine Ausnahme läßt ſich allenfalls bei eigenen Wechſeln über Dar— 
lehn machen, wenn der Inhaber gewußt hat, daß auf ſolche kein 
Geld gezahlt iſt. Denn ein Darlehn aus einer Handſchrift zu fordern, 
worauf nichts bezahlt iſt, wäre offenbare Argliſt. Hat der Inhaber 
dies gewußt, ſo nimmt er Theil an ſolcher, ihm ſteht alſo die Einrede 
der eignen Argliſt entgegen, und es kommt hier mithin das in Betracht, 
was unter Nr. 3 von der Einrede der Argliſt ausgeführt wird. 

2) Seinem Abnehmer, welcher den Wechſel von ihm empfangen 
hat. An ſich iſt dies völlig zuläſſig. Denn darin liegt nichts ande— 
res, als die Einrede der Compenſation oder des nicht erfüllten Con— 
traetes. Zur Begründung derſelben gehört aber liquider Beweis, 
daß wirklich eine Gegenleiſtung bezahlt werden ſollte. Häufig wird 
ja ein Wechſel auch zur Tilgung einer frühern Verbindlichkeit gege— 


) J. 5. C. de novationibus 8, 42. 
2) A. M. jedoch Böhmer, Consult. ‚et dec. T. 3. p. 2. resp. 222. 
3) Cramer, Wetzl. N. St. Th. 13. Nr. 6. 
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ben. Es läßt ſich alſo nicht ſagen, daß die Schuldigkeit der Bezah⸗ 
lung ſich von ſelbſt verſtehe. — 

Wenn dies aber bewieſen iſt, und nun das Bekenntniß der 
empfangenen Valuta im Wechſel oder Indoſſament ſteht, ſo kommt 

die zweite Frage in Betracht, ob alsdann die Einrede des 
nicht empfangenen Geldes ebenſo wie im römiſchen Recht bei Schuld— 
verſchreibungen einem Wechſel gegenüber gebraucht werden könne 
(exceptio privilegiata) .). 

1) Beim Traſſanten und Indoſſanten findet fie keine Anwen⸗ 
dung, ſondern das Bekenntniß der empfangenen Valuta iſt hier alfer- 
dings beweiſend. Denn die römiſche Regel bezieht ſich nur auf eine 
Handſchrift über ein Darlehn, davon iſt hier aber nicht die Rede. 
Wenn der Traſſant dem Remittenten oder ein Indoſſant dem Indoſ— 
ſaten einen Wechſel gegen baare Vergütung überläßt, ſo iſt das kein 
Darlehn, ſondern ein Kaufcontract. Das Bekenntniß der empfange— 
nen Valuta iſt alſo die Quittung über Kaufgeld, und dafür iſt die 
Vorſchrift der zweijährigen Friſt nicht gegeben. Man hat dies allge- 
mein verkannt. Indeſſen ſcheinen doch die 30 Tage, welche zur 
Anfechtung einer jeden Quittung geſtattet ſind, auch hier gelten zu 
müſſen. Denn es iſt bekannt, daß Wechſel häufig noch vor der 
wirklichen Zahlung der Valuta überliefert werden. Iſt aber nach 
Ablauf der 30 Tage ein unumſtößlicher Beweis vorhanden, wobei 
kein Gegenbeweis zuläſſig iſt? Das ſcheint verneint werden zu müſſen: 
denn die römiſche Vorſchrift geht nur auf eigentliche Quittungen. 

2) Die Einrede wird von dem Ausſteller eines eignen Wechſels 
entgegengeſetzt. Hier iſt die Frage der Zuläſſigkeit ſehr beſtritten. 
Die Meiſten verwerfen ſie auch hier. Der eigne Wechſel und das 
Darlehn ſeien doch noch weſentlich verſchieden: zur ſtrengen Wechſel— 
verbindlichkeit paſſe die Geſtattung ſolcher Einreden nicht 2). Allein 
dieſe Anſicht iſt unrichtig. Es kommt alles darauf an, ob der 
Wechſel über ein Darlehn ausgeſtellt iſt. Eigne Wechſel werden 


1) F. 3. a) Ward einer Klage aus einem eigenen Wechſel, welcher ſeine 
Wechſelkraft verloren hat (Frankfurtiſche W.-O. 1739 Art. 46), die Einrede des 
nicht bezahlten Geldes entgegengeſetzt, ſo kommen in Betreff derſelben die Grund— 
ſätze des gemeinen, nicht die des Wechſelrechts zur Anwendung. 

F. 3. c) Haben ſich in einem eigenen Wechſel Mehrere in solidum verbürgt, 
und hat dieſer ſeine Wechſelkraft verloren (Frankfurt. W.-O. 1739 Art. 46), ſo 
gelten in Betreff der Rechtswohlthat der Theilung die Grundſätze des gemeinen, 
nicht die des Wechſelrechts. 

) R. S. v. 1671. Vergl. Wernher, O. F. 2, 403. Becmannor. Cons. 
1, 38. Nr. 33. 34. 
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über mancherlei Hauptverträge ausgeſtellt: über Kaufgeld, Expro— 
miſſion, Darlehn. Iſt er über ein anderes Hauptgeſchäft ausgeſtellt, 
ſo findet freilich die privilegirte Einrede des nicht gezahlten Geldes 
keine Anwendung, da ſie nur für Darlehn vorgeſchrieben iſt. Iſt 
er aber über ein Darlehn ausgeſtellt, ſo kommt ſie allerdings in 
Betracht. Denn ein ſolcher Wechſel iſt nichts anders als ein Schuld— 
ſchein über ein Darlehn mit der Wechſelverbindlichkeit. Dieſer Unter— 
ſchied von dem Gewöhnlichen enthält aber keinen Grund, die Einrede 
zu verwerfen. Sie iſt eine Einrede, welche die Beweislaſt auf den 
Kläger überträgt, und welche auch im W. Pr. zuläſſig iſt. Der 
Grund, weßhalb ſie bei gewöhnlichen Schuldſcheinen geſtattet wird, 
beſteht darin, daß ſie ſo oft in der Hoffnung, Zahlung darauf zu 
erhalten, ausgeſtellt werden. Das trifft aber bei eignen Wechſeln 
ebenſowohl zu. Der R. S. von 1671 gehört gar nicht hierher, 
ſondern redet von acceptirten Wechſelbriefen “). Alles kommt alſo 
darauf an, ob der Wechſel über ein Darlehn ausgeſtellt iſt. Erhellt 
dieſes nicht aus dem Wechſel ſelbſt, ſo muß freilich der beklagte 
Ausſteller den Beweis dieſes Thatumſtandes übernehmen. Da näm— 
lich die römiſche Einrede des nicht bezahlten Geldes nur in dieſem 
beſondern Falle zugelaſſen wird, ſo gehört der Beweis, daß dieſer 
Fall vorliege, zur Begründung der Einrede. Kann alſo der Beklagte 
dieſen Beweis im Wechſelprozeß nicht liefern, ſo wird er damit zur 
beſondern Ausführung verwieſen. 

3) Die Einrede des Betrugs. Es wird hier der Fall voraus- 
geſetzt, daß ein Betrug, abgeſehen von der Fälſchung des Wechſels 
behauptet worden iſt: z. B. man ſei durch betrügeriſche Vorſpiege— 
lungen zur Ausſtellung oder Acceptation verleitet. Hier iſt zu unter— 
ſcheiden: 

a) der Beklagte behauptet einen Betrug des jetzigen Inhabers. 
Dann iſt die Einrede ohne Zweifel ſtatthaft. Ein Jeder muß ſich 
ſeinen eigenen Betrug entgegenſetzen laſſen. Allein der Beklagte hat 
auch den Beweis zu übernehmen. Dieſer iſt nicht leicht mit der 
Liquidität, welche der Wechſelprozeß fordert, zu führen. Die Einrede 
gehört alſo alsdann zur beſonderen Ausführung, und inſofern hat 
Willenberg ?) nicht Unrecht. 

b) Der Betrug rührt von einem Dritten her, z. B. einem 
frühern Indoſſanten. Dieſe Einrede iſt gar nicht ſtatthaft, weil dem 


) Beseke, Thes., T. 2. p. 1103. R. H. R. in Juſtiz- und Gnaden-Sachen, 
Th. 2. Nr. 110. 
) D. de exc. dol. mali in camb. cessante. Francf. 1702. Beseke, p. 719. 
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Inhaber keine Einreden aus der Perſon ſeiner Vormänner entgegen⸗ 
ſtehen. Zwar wendet man ein, der Betrug mache die ganze Ver⸗ 
bindlichkeit nichtig, und aus einer nichtigen Verbindlichkeit könne 
Niemand ein Recht herleiten. Dieſer Einwand wird ſchon durch die 
Bemerkung beſeitigt, daß der Betrug ein Rechtsgeſchäft nicht ipso 
jure, ſondern ope exceptionis nichtig macht. Wollte man jedoch 
auch erſteres annehmen, ſo iſt doch die äußere Form der Verbind⸗ 
lichkeit einmal da, und die Nichtigkeit ſelbſt wird aus einem ſpeciellen 
Factum eines Vormannes abgeleitet, wovon der jetzige Inhaber nichts 
wiſſen konnte. Auf ſolche Fälle muß aber der Grundſatz, daß dem 
Inhaber keine Einreden aus der Perſon ihrer Vormänner entgegen⸗ 
ſtehen, unbedenklich angewendet werden 4). Wie aber, wenn der 
jetzige Inhaber um den Betrug gewußt hat? * Beiſpiel: W. 
zog auf C. an Ordre von D. 1 Monat dato eine bedeutende Summe. 
D. indoſſirte an L. C. weigerte zur Verfallzeit „im Auftrag von 
W.“ Zahlung. L. klagte gegen W. Dieſer entgegnete: D. habe 
laut Scheins den Wechſel nur geliehen und deſſen Rückgabe vor 
Verfallzeit verſprochen. Davon habe L. ſeiner Zeit Kenntniß gehabt 
und mache ſich durch Einklagung des Wechſels einer Theilnahme am 
Betrug ſchuldig. Dieſe illiquide Einrede ward zur beſondern Aus- 
führung verwieſen ).“ 

4) Einrede der Verfälſchung ). Hiebei ſind mehrere Fälle zu 
unterſcheiden: 

1) Es wird behauptet, der ganze Wechſel ſei falſch, er ſei von 
dem Traſſanten gar nicht ausgeſtellt “). Daß man alsdann den 
angeblichen Traſſanten nicht belangen kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
Wohl aber iſt 

a) der Verkäufer des Wechſels regreßpflichtig und kann deßfalls 
in Anſpruch genommen werden. Es iſt ebenſo, wie wenn er eine 
ſchlechte Waare verkauft hat. Dem Verkäufer ſteht jedoch die Ein— 
rede zu, daß der Käufer darum gewußt habe: denn durch die Wifjen- 
ſchaft wird er Theilnehmer des Verbrechens. 

b) Kann der Acceptant eines falſchen Wechſels von einem 


) Mann, Comm. üb. C. c. S. 504. 505. Merlin, Répertoire, T 4. v. 
endossement Nr. 15. 

2) J. F. Göttingen. März 1826. 

) Joh. (Jan.) Bond [Bondt], de periculo falsi in literis cambialibus 
commissi. Lugd. Bat. 788. 

) D. W. O. Art. 75: Auch wenn die Unterschrift des Ausstellers eines 
Wechsels falsch oder verfälscht ist, behalten dennoch das echte Accent und 
die echten Indossamente die wechselmässige Wirkung. Vergl. Art. 98. Nr. 9. 
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Inhaber des Wechſels in gutem Glauben auf Zahlung belangt 
werden? Ohne Zweifel. Denn er hat durch ſeine Acceptation die 
Bezahlung dieſes Wechſels verſprochen und wird aus dieſem von ihm 
eingegangenen Vertrage belangt, welcher in der That vorhanden iſt. 
Zwar ward er durch Irrthum zu deſſen Eingehung bewogen : allein 
ein Irrthum in den Beweggründen vernichtet einen Vertrag bekannt— 
lich nicht. Jedoch hat ein ſolcher Acceptant keinen Regreß gegen den 
angeblichen Traſſanten ). 

2) Es wird behauptet, der Inhalt des Wechſels ſei verfälſcht ), 
namentlich die Summe ſei erhöht worden. Hier kann: 

a) die Verbindlichkeit des Acceptanten in Frage kommen, und 
dabei hat man zu unterſcheiden, ob die Verfälſchung vor oder nach 
der Acceptation geſchehen iſt. Wenn 

1) vor der Acceptation, ſo muß der Acceptant dem gutgläu— 
bigen Inhaber nach Nr. 1. b. den Betrag bezahlen. Der Wechſel 
lautete damals ſchon ſo, er hat dieſe Summe zu zahlen verſprochen 
und ſein Irrthum in den Beweggründen kommt nicht in Betracht 3). 
Ob der Traſſat in dieſem Fall gegen den Traſſanten auf die volle 
Summe ſeinen Regreß nehmen könne, iſt nach den Umſtänden und 
nach dem Verſchulden des Traſſanten zu beurtheilen, wobei jedoch 
vorausgeſetzt wird, daß den Traſſaten ſelbſt kein Verſchulden trifft. 
War alſo z. B. der Wechſel unvorſichtig geſchrieben und enthielt er 
die Bemerkung, daß kein Avis erfolgen werde, ſo trifft den Traſſanten 
ein Verſchulden. War dagegen die Verfälſchung aus dem Wechſel 
zu erſehen, oder hat die Acceptation ſtattgefunden vor Einlauf des 
Aviſos, ſo trifft die Schuld den Traſſaten und die Regreßpflicht 
ceſſirt ). Iſt dagegen 

2) nach der Acceptation gefälſcht, ſo iſt die Einrede an ſich 
zuläſſig. Der Acceptant hat in der That nicht mehr verſprochen, 
kann alſo auch nicht auf mehr belangt werden. Auch ſteht nicht 
entgegen der gute Glaube des Inhabers, und daß einem ſolchen keine 
Einrede aus der Perſon der Vormänner entgegengeſetzt werden könne. 
Denn hier liegt keine wahre Einrede vor, ſondern nur die Abläug— 
nung des Klaggrundes. Es iſt alſo auf den Beweis zu ſehen. 


Delvincourt, T. 2. p. 135 med. 

) D. W. O. Art. 76: Aus einem mit einem falschen oder verfälschten 
Accepte oder Indossamente versehenen Wechsel bleiben sämmtliche Indos- 
santen und der Aussteller, deren Unterschriften echt sind, wechselmässig 
verpflichtet. Vergl. Art. 98. Nr. 9. 

) Mann, Comm. ©. 505. 

) Beseke, p. 740. Delvincourt, T. 2. p. 134. 135. 
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Zeigen ſich in dem Wechſel Spuren der Verfälſchung — es iſt 
radirt, eine Verſchiedenheit der Dinte und der Hand — ſo verliert 
er die Beweiskraft, und der Beklagte iſt frei zu ſprechen, bis der 
Kläger andere Beweiſe erbringt. Zeigen ſich dagegen keine Spuren 
der Verfälſchung, ſo macht der Wechſel vollen Beweis, über die 
Behauptung der Fälſchung dagegen liegt kein liquider Beweis vor, 
und der Beklagte muß zahlen unter Vorbehalt des separatum. 
Vergl. den Fall von Tourton & Ravel ). 

b) Die Regreßklage iſt in Frage. Hier iſt nur zweifelhaft, ob 
der Inhaber in gutem Glauben, welcher den Wechſel für eine höhere 
verfälſchte Summe gekauft hat, einen Regreß habe gegen den frühern 
Indoſſanten oder Traſſanten, welche nur für eine geringere Summe 
ihn verkauft haben. Die Entſcheidung lautet hier wie im vorigen 
Fall. An ſich ſind die letzteren nur ſchuldig, die wahre Summe zu 
bezahlen. Nur dieſe Verbindlichkeit haben ſie durch ihren Verkauf 
contrahirt. Dafür iſt auch jeder nachfolgende Inhaber verbunden, 
nicht aber auf mehr. Größere Rechte konnte er folglich auf die 
folgenden Käufer nicht übertragen. Es kommt alſo auf den Beweis 
an und insbeſondere dem Obigen zu Folge darauf, ob den Traſſanten 
ein Verſchulden trifft. 

c) Verfälſchung der Indoſſamente. Der Wechſel iſt in unrechte 
Hände gekommen. Ein unredlicher Beſitzer hat den Namen des 
Indoſſanten gemißbraucht und weiter indoſſirt. Jetzt befindet ſich der 
Wechſel in den Händen eines Dritten, welcher vielleicht ein Beſitzer 
in gutem Glauben iſt. Hat dieſer eine Klage daraus theils gegen 
den Acceptanten, theils eine Regreßklage gegen den Ausſteller und 
die früheren Indoſſanten? Dieſe Frage wird meiſtens bejaht, weil dem 
Inhaber keine Einreden aus der Perſon der Vormänner entgegen— 
ſtänden. Allein mit Unrecht. Er hat kein Klagrecht, ſondern iſt 
abzuweiſen. Denn die Behauptung, ein Indoſſament ſei verfälſcht, 
iſt keine wahre Einrede, ſondern die Beſtreitung des Klagfundaments. 
Dazu gehört aber, daß der Kläger der rechtmäßige Inhaber des 
Wechſels ſei. Das wird ihm hier beſtritten, ſeine Sachlegitimation 
ihm alſo abgeſprochen. Darin liegt aber in der That eine Beſtrei— 
tung des Klaggrundes, und der Kläger muß alſo den Beweis führen. 
Nur dann könnte dies zweifelhaft ſein, wenn der Acceptant den 
Wechſel erſt nach der Fälſchung acceptirt hätte. Allein auch in dieſem 
Fall iſt der Einwand zuzulaſſen. Der Acceptant hat verſprochen, an 


) Büſch, Th. 2. S. 196. 
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die Ordre des Remittenten zu zahlen: er kann alſo noch immer 
vorſchützen, daß der jetzige Inhaber deſſen Ordre nicht habe. Es 
kommt alſo wieder auf den Beweis an. Dieſen Beweis hat der 
Beklagte zu führen. Denn da beim Wechſel einmal der Grundſatz 
gilt, daß die Handſchrift nicht atteſtirt zu ſein braucht, ſo daß die 
früheren Indoſſamente, welche äußerlich richtig erſcheinen, auch für 
richtig angenommen werden, ſo macht der Wechſel proviſoriſch Beweis 
für den Inhaber. Der Beklagte hat alſo nur den Gegenbeweis. 
Kann er ihn nicht liquide führen, ſo wird er vorläufig verurtheilt, 
unter Vorbehalt des separatum ). Wenn übrigens der Beklagte 
hat zahlen müſſen, ſo ſteht ihm unbedenklich der Regreß gegen den 
zu, durch deſſen Schuld er in die Suppe (den Schaden) gekommen 
iſt. — Wie aber, wenn auf ein falſches Indoſſament ſchon an den 
verkehrten Inhaber gezahlt iſt? Vergl. § 96 z. E. 


§ 138. Zerſtörliche Einreden wider unvollſtändige 
Wechſel. 


Unter unvollſtändigen Wechſeln werden ſolche verſtanden, wo 
ein Stück fehlt, welches zwar nicht weſentlich iſt, damit die Urkunde 
ein Wechſel ſei, welches aber doch zur Begründung der Klage gehört. 
Z. B. es befindet ſich auf dem Wechſel keine Acceptation, es wird 
jedoch behauptet, daß mündlich oder ſtillſchweigend acceptirt ſei 2). 
Oder der Wechſel iſt nur von einem Factor unterſchrieben und es 
liegt keine Vollmacht bei. Dann hat der Kläger dieſen Punkt, inſo— 
fern der Beklagte ihn läugnet, anderweit zu beweiſen. Hat der 
Kläger keine ſofort liquiden Beweiſe, ſo iſt er freilich mit ausführ— 
licheren Beweiſen zu hören. Dadurch aber eeſſirt denn ſchon die 
Strenge des Wechſelprozeſſes, und auch der Beklagte iſt in Anſehung 
ſeiner Einreden zu umſtändlichen Beweiſen zu laſſen. 


§ 139. Zerſtörliche Einreden wider weſentlich 
mangelhafte Wechſel. 


Weſentlich mangelhafte Wechſel ſind ſolche, denen ein Stück 
fehlt, was weſentlich nothwendig iſt, damit der Wechſel als ein 


) Kind, Quaest. for. 4, 13. (3, 11. ed. 1.) — H. 23. b) Der Acceptant 
eines Wechſels kann ſich gegen jeden Präſentanten, ſogar den in gutem Glauben, 
welcher auf Zahlung klagt, mit der Einrede ſchützen, deſſen Recht am Wechſel 
beruhe auf einem falſchen Indoſſament. rat. 

) Siehe jedoch D. W. O. Art. 89 1: Die Annahme des Wechsels muss 
auf dem Wechsel schriftlich geschehen. 
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Wechſel gelte: z. B. Datum, Erwähnung der Valuta, Benennung 
„Wechſel.“ Alsdann iſt gar kein Wechſelprozeß ſtatthaft. Denn 
dazu gehört, daß aus einem Wechſel geklagt wird, und das iſt hier 
juriſtiſch nicht der Fall. Wäre es alſo dennoch geſchehen, ſo müßte 
eigentlich auf Abweiſung angebrachtermaßen erkannt werden. 
Allein häufig wird vom Richter geradezu der Executiv- oder der 
unbeſtimmte ſummariſche Prozeß eingeleitet, indem der Richter, wie 
überhaupt im Prozeß, ſo auch hier ſtatt des Gebetenen auf das zu 
Bittende erkennt. 

Eine ſolche Verwandlung des Wechſelprozeſſes in den gewöhn⸗ 
lichen tritt bisweilen auch während des Ganges des Rechtsſtreites 
ein. Beiſpiele ſind: wenn der Beklagte den Wechſel eidlich abläug⸗ 
nen will, der Kläger aber es dazu nicht kommen läßt; ſondern 
andere Beweiſe, etwa durch Zeugen, anbietet, wenn der Beklagte illiquide 
Einreden vorſchützt und der Kläger ſich darauf einläßt und dem Beklagten 
die Beibringung weitläuftiger Beweiſe geſtattet; wenn der Kläger illi⸗ 
quide Repliken vorſchützt und darüber weitläuftige Beweiſe antritt. 


$ 140. Erkenntniß und Rechtsmittel. 


Wo man an dem ſtrengen Wechſel-Prozeß hält, da erfolgt das 
Erkenntniß ſogleich im erſten Termine. Es verwirft Alles, was 
hier nicht abzuthun iſt, und weiſ't entweder den Wechſel-Prozeß ab, 
wenn es dem Kläger an dem nöthigen Beweiſe mangelt, oder es 
verurtheilt den Beklagten, wenn dieſer es daran hat fehlen laſſen. 
Ein verurtheilendes Erkenntniß kann dieſes unbedingt ſein, oder unter 
Vorbehalt des separatum. Bei dem freiſprechenden Erkenntniß 
findet ſich ein ähnlicher Unterſchied: der Kläger wird ganz oder 
angebrachtermaßen abgewieſen, d. h. nur die Wechſelklage, und es 
iſt ihm unbenommen, in einer andern Prozeßart aufzutreten. Es 
richtet ſich dieſes nach den Umſtänden. Auf Grund der Einrede der 
Zahlung und Compenſation erfolgt gänzliche Abweiſung; fehlt es an 
liquiden Beweiſen, ſo wird nur angebrachtermaßen abgewieſen. 

Welche Rechtsmittel in Wechſelſachen zuläſſig ſeien, iſt nach 
den Landesprozeßordnungen und den einzelnen Wechſelordnungen zu 
beurtheilen. Nach mehreren Wechſelordnungen ſind die Rechtsmittel ſehr 
eingeſchränkt. Es iſt keine bekannt, welche alle Rechtsmittel verwürfe. 
Oft aber ſind weniger Rechtsmittel als ſonſt geſtattet: z. B. nur ein 
einziges Rechtsmittel, und was zum zweiten Mal erkannt wird, dabei 
hat es einfach ſein Bewenden: oder es iſt nur Reviſion vor dem— 
ſelben Richter geſtattet und keine Appellation. Auch die Friſten in 
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der Rechtsmittelinſtanz find zuweilen abgekürzt 1). Wenn übrigens 
die Wechſel-Ordnung keine beſonderen Vorſchriften enthält, ſo bleibt 
es bei den auch in anderen Prozeſſen gewöhnlichen Rechtsmitteln 2). 
Nur das Eigene kommt hier vor, daß bei verurtheilenden Erkennt— 
niſſen kein Suspenſiveffect eintritt, ſondern die Execution ſich ſogleich 
anſchließt 2). Das iſt auch allgemein eingeführt. Im Fall der 
Execution tritt Caution ein, deren Zuläſſigkeit ebenſo zu beurtheilen 
iſt, wie beim Vorbehalt des separatum. Alſo auch hier meiſtens 
Depoſition des Geldes ). 

In Anſehung der Execution iſt folgendes hervorzuheben. In 
verurtheilenden Erkenntniſſen wird oftmals die Friſt zur Zahlung 
ſoͤgleich bei Vermeidung der Execution beſtimmt, während im ordent— 
lichen Prozeß oft nur die Verurtheilung ausgeſprochen und erſt auf 
einen neuen Anruf des Klägers eine beſtimmte Zahlungsfriſt anbe— 
raumt wird. Die ſofortige Anſetzung im Urtheil geſchieht ſchon im 
Executivprozeß. Die Friſt iſt ſehr kurz: 24 Stunden, höchſtens 
3 Tage; nach Ablauf erfolgt die wirkliche Execution. Der Gläu— 
biger hat dabei die Wahl, ob er Perſonalarreſt oder Execution in 
das Vermögen beantragen will. Kann er beides neben einander 


) H. 4. Die Vorſchrift der Hamb. Handels-G.-O. Art. 36. 38., daß in 
Wechſelſachen binnen drei Tagen appellirt werden muß, findet bei Klagen, welche 
auf Annahme eines Wechſels gerichtet ſind, keine Anwendung. 

H. 27. a) Die Vorſchrift der Hamb. Hand.-G.-O. Art. 38, betreffend die 
Abkürzung der Fatalien bei der Appellation in Wechſelſachen, tritt nicht ein, wenn 
das H.-G. dem Kläger die Auflage gemacht hat, eine gewiſſe zu ſeinem Wechſel— 
anſpruche gehörige Urkunde — z. B. einen Proteſt — binnen einer Friſt von 
6 Wochen beizubringen. — Ebenſo wenig, wenn aus einem Conto-Courant geklagt 
wird, worin eine wechſelrechtliche Forderung neben anderen Forderungen aufgeführt iſt. 

H. 28. a) Die Vorſchrift der Hamb. H.-G.-O. Art. 36. 38, daß in Wechſel— 
ſachen binnen drei Tagen appellirt werden müſſe, leidet auf Appellationen vom 
Obergericht an das O.-A.⸗Gericht keine Anwendung. 

) Böhmer, Consult. et dee. T. 2. p. 2. resp. 1184. Nr. 28 — 32. 

) J. R. A. §107. Lüb. Rev. W.⸗O. v. 14. Nov. 1669. Meiszner. 1,924. — 
L. 2. a) Hat der [in erſter und zweiter Inſtanz] zur Bezahlung eines Wechſels 
verurtheilte Beklagte Folge geleiſtet, und erhält in der folgenden Inſtanz ein den 
Kläger abweiſendes Urtheil, ſo muß dieſer, wenngleich er ein weiteres zuläſſiges 
Rechtsmittel eingelegt hat, das Empfangene, gegen Sicherſtellung wegen etwaiger 
Rückgabe, einſtweilen an den Beklagten zurückzahlen. 

) F. 4. Wird gegen ein Urtheil, welches im Wechſelprozeß an ſich ſtatthafte 
Einreden verworfen und den Beklagten zur Zahlung verurtheilt hat, von dieſem 
appellirt, ſo muß der Unterrichter in Frankfurt nach Pr. P. O. Art. 91 u. 105 
dem Rechtsmittel ſtets inſofern deferiren, daß es den Verurtheilten nicht zur 
reinen Zahlung, ſondern nur zu gerichtlicher Hinterlegung des Schuldbetrages oder 
Zahlung gegen Caution für die Rückgabe anhalten darf. 


320 Wechſelrecht. 


gebrauchen? Die Frage iſt ſelten entſchieden: im Zweifel muß die 
mildere Meinung gelten. Wozu ſoll ihm der Arreſt nützen, wenn 
er ſich an das Vermögen halten will? Die Execution gegen 
dieſes wird durch jenen weder beſchleunigt, noch geſichert. Doch hat 
es wohl keinen Anſtand, daß man zuerſt dieſe wählen, und wenn 
ſie unzulänglich geblieben iſt, wegen des Reſtes noch zum Arreſt 
greifen darf ). 

Dieſer Perſonal-Arreſt aus gültigen Wechſeln kommt auch in 
Frankreich vor. Das ältere Recht hatte darüber eine beſtimmte 
Verordnung 2). Im neueren Recht fehlt es freilich daran, im code 
de commerce wie auch ſonſt. Zwar findet ſich eine eigne Verordnung 
über die Fälle des Perſonalarreſtes in Civilſachen: allein Wechſel⸗ 
ſachen fallen nicht darunter. Gleichwohl hat die Anwendbarkeit in 
der Praxis keinen Anſtand. Locré 3) drückt ſich darüber jo aus: 
dans notre legislation la contrainte par corps a toujours été 
irreparable des lettres de change, dont elle forme la garantie. 

Auch findet ſich eine Andeutung im code de commerce) in der 
Vorſchrift, daß gegen Nichtkaufleute nicht anders auf Perſonalarreſt 
angetragen werden kann, als wenn der Wechſel aus einem Handels⸗ 
geſchäft herrührt. Das Badiſche Landrecht °) hat die Zuläſſigkeit 
des Perſonalarreſtes auch ohne jene Einſchränkung ausdrücklich aner⸗ 
kannt: nur Geiſtliche, Soldaten, Richter und höhere Staatsbeamte 
ſind ausgenommen, vergl. § 126. 

„In Betreff der Nichtigkeitsbeſchwerde gelten die gemeinrechtlichen 
Grundſätze ©). 


) S. indeſſen H. G. Bauer, Resp. 1, 15. 

2) Ord. p. I. comm. 1673. t. 7. art. 1. ) Esprit, t. 2. p. 45. 

) Art. 637. 5) Art. 186 aa. u. ac. 

6 F. 27. a) Eine Nichtigkeit liegt nicht vor, wenn der Richter die Wechſel— 
klage eines Remittenten gegen den Ausſteller eines eignen Wechſels auf Grund 
der nur zur Beſtellung einer cautio defensum iri berechtigenden Einrede, daß der 
Ausſteller ſchon von einem Indoſſaten an einem dritten Ort belangt ſei, definitiv 
abgewieſen hat. 

b) Eine Nichtigkeit liegt nicht darin, daß der Richter, wenn der Wechſelklage 
des Remittenten gegen den Ausſteller eines eignen Wechſels die liquide Einrede, 
daß dieſelbe Klage von einem Indoſſaten an einem andern Ort wider ihn erhoben 
ſei, entgegengeſetzt iſt, jene Klage abgewieſen, und nicht auf Grund der illiquiden 
Replik, daß die Klage des Indoſſaten bereits abgerufen ſei, die Sache in das 
ordentliche Verfahren hinübergeleitet hat. 


Drittes Buch. 
Das Seerer h !. 


Vorwort. 


Ueber das Seerecht hat Martens beſonders bei einzelnen 
Abſchnitten ſehr ausführlich gehandelt. Theils deßhalb, theils wegen 
Zeitmangels, würde es daher unzweckmäßig ſein, Alles ſo durchzu— 
gehen, wie bei den früheren Lehren des Handelsrechts. Die wich— 
tigſten Abſchnitte ſind herauszuheben, und was bei Martens aus— 
führlich behandelt oder ohne Intereſſe iſt, kann übergangen, wird 
jedoch an den betreffenden Orten mit der betreffenden Verweiſung hier 
mitgetheilt“ werden. 


Erſter Abſchnitt. 


Begriff, Quellen und Literatur. 
§ 141. Begriff des Seerechts. 


Der Begriff des Seerechts wird anders im Staats- und Völ⸗ 
kerrecht, anders hier aufgefaßt. Dort umfaßt er die Rechte, welche 
in Anſehung des Meeres ſtattfinden und ſich auf die Herrſchaft 
über ſolches und auf deſſen freien Gebrauch beziehen. Hier ver— 
ſtehen wir darunter den Inbegriff aller Rechte, die ſich auf die 
Schifffahrt insbeſondere zur See beziehen: man würde alſo beſſer 
ſtatt „Seerecht“ ſagen: „Recht der Schifffahrt.“ 


$ 142). Beſonderes und allgemeinlſerſes. 


Dieſes zerfällt wiederum in ein beſonderes, welches auf Geſetze 
und Gewohnheiten eines einzelnen Landes gegründet iſt, und in ein 


) 6 142 — 147 aus Martens. 
21 


322 Seerecht. 


allgemeiner ſes“), welches auf das Weſen und die Natur der dabei 
eintretenden Geſchäfte, auf die hier vorzüglich auffallende Gleichför— 
migkeit der aus wenigen unter ſich ähnlichen gemeinſamen Quellen 
erwachſenen Seegeſetze der einzelnen Staaten, im Süden und im 
Norden und Weſten Europens, und auf das allgemeine, dem Geiſt 
aller dieſer Geſetze angemeſſene Principium, daß alle auf das See— 
weſen ſich beziehende Verabredungen im höchſten Grad nach den 
Regeln der bonae fidei zu beurtheilen ſind, ſich mit Erfolg gründen läßt. 


§ 143. IJ. Aeltere Quellen; 1) Römiſche; 2) Consolato 
del mare. 


Von den altberühmten Seegeſetzen der Inſel Rhodus ſind nur 
die Stücke“) auf uns gekommen, welche die Römer in ihreſ n] Geſetz⸗ 
büchern] aufgenommen haben ). Aber mehr noch mochte ſich von See— 
gebräuchen dieſer und anderer Anwohner des mittelländiſchen Meeres 
in den Orient eingeführt und hier erhalten haben, als, lange genug 
nach Zerſtörung des occidentaliſchen Kaiſerthums, Venetianer, Genue⸗ 
ſer und Piſaner Handel und Schifffahrt im Morgenlande lernten. 
Nachdem beide durch die Kreuzzüge ſehr erweitert worden, brachten 
Italiener, Franzoſen und Spanier, nebſt den Handelsſchätzen des 
Orients, auch Künſte und Inſtitute, die ſie hier vorgefunden, mit 
zurück, mit welchen letzteren auch die nordiſchen Völkerſchaften und 
Regenten auf ihren Heereszügen bekannt geworden waren. 


) J. C. F. Gildemeister, sitne aliquod fueritve jus maritimum universale 
P. prior. Gottingae 1803. 

) Daß die angebliche Sammlung Rhodiſcher Geſetze in griechiſcher Sprache, 
wie ſie in Leunclavii thesaur. juris Graeco-Roman. T. II. und aus dieſem in 
Vinnii notis ad Peckium de re nautica im Anhange ſteht, nicht echt ſei, iſt 
längſt erwieſen. Wahrſcheinlich iſt ſie erſt im 11ten oder 12ten Jahrhundert, und 
zum Theil aus den römiſchen Geſetzen zuſammengetragen, ſ. J. Gothofredus de 
imperio maris seu commentatio ad 1.9. D. de 1. Rhod. de jactu, C. van 
Bynkershoek ad L. Rhodiam Hagae Com. 1703 und in deſſen Opuseula 
T. I. p. 173. [Vergl. A. C. Schomberg, a treatise on the maritime laws of 
Rhodes, London 786. 8; Haubold, Instit. p. 321 *p. 403. ed. Otto“; Zuf. 
von Heife]. 

„) Aus den römiſchen Geſetzen gehören in das Seerecht, nur zum Theil aus 
den Rhodiſchen Geſetzen entlehnt, aus dem Cod. Theodosiano L. XIII. Tit. 5 — 9; 
aus den Geſetzbüchern Juſtinian's inſonderheit aus den Pandecten L. IV. tit. 9. 
J. XIV. tit. 1 — 4. 1. XXII, tit. 2. 1. XLI. tit. 7. 1. XLVII. tit. 9. aus dem 
Codice 1. IV. tit. 25. 33. 49. 1. XI. tit. 1 — 5. 1. XII. tit. 35. 45. aus den 
Novellen nov. 106. 110. 165. 


$ 143. Consolato. $ 144. Oleronenſiſches Seerecht. 323 


Da bildeten ſich unter den Kaufleuten und Seefahrern des 
mittelländiſchen Meeres eine Menge auf das Seeweſen ſich beziehen— 
der Gebräuche, nach welchen Kaufleute, ihre Richter, zu erkennen, 
kein Bedenken trugen. 

Aus dieſen Gebräuchen und Erkenntniſſen ward, höchſtwahr— 
ſcheinlich zuerſt in Catalonien, eine Sammlung unter dem Namen 
des Consolato del mare veranſtaltet, welche lange, faſt in allen 
Häfen des mittelländiſchen Meeres als Hauptgeſetz galt, und noch 
jetzt in den meiſten derſelben die Kraft eines ſubſidiariſchen Rechts 
behalten hat. Wann dieſes köſtliche Denkmal der Seegebräuche des 
Mittelalters entſtanden ſei, wird geſtritten; höchſtwahrſcheinlich aber 
fällt dieſer Zeitpunkt um die Mitte des 13ten Jahrhunderts ). 


§ 144. 3) Oleronenſiſches Seerecht. 


Faſt um eben dieſe Zeit, wenigſtens wohl nicht früher, war 
(ob auf Veranlaſſung der Könige Frankreichs oder Englands wird 
geſtritten) auf der Inſel Oleron im aquitaniſchen Meere eine jener 
in manchen ähnliche, obwohl minder ausgedehnte Sammlung unter 
dem Titel le roole des jugemens d’Oleron ) veranſtaltet, die in 
den brittiſchen und vielen der franzöſiſchen Häfen als Geſetzbuch galt, 
und noch jetzt die Kraft eines ſubſidiariſchen Rechts unter dem Namen 
der Oleronenſiſchen Seegeſetze nicht verloren hat”). 


6) Es iſt zuerſt in Cataloniſcher Sprache zu Barcelona 1502, und beſſer mit 
noch andern Urkunden 1529 erſchienen, auch faſt in alle Sprachen überſetzt. 
Bisher ward die Weſterveenſche Ausgabe, Italieniſch und Holländiſch 1704. 4. 
für die beſte gehalten, und iſt es noch jetzt unter den Ueberſetzungen; aber noch 
ganz anders ausgeſtattet iſt die Ausgabe, welche D. Antonio de Capmany y de 
Monpalau in ſeinen codigo de las costumbres maritimas de Barcelona. 
Madrid 1691. 4. mit kritiſcher Genauigkeit in ſpaniſcher Sprache gegeben hat. 
Die berichtigenden Unterſuchungen dieſes gründlich gelehrten Verfaſſers gehen 
Einl. S. XVIII. dahin, daß, wiewohl andere das Alter dieſer Sammlung zum Theil 
ſchon bis ins 11te Jahrhundert heraufrücken, fie höchſt wahrſcheinlich erſt zwiſchen 
den Jahren 1250 und 1266 zuſammengebracht worden. 

) Dieſes Roole des jugemens d'Oleron (die älteſte Abſchrift bezeichnet das 
Jahr 1266) hat Steph. Clairac in ſeinen Us et coutumes de la mer à Bour— 
deaux 1661. S. 1 — 160 mit Anmerkungen herausgegeben; es iſt auch faſt in 
alle Sprachen überſetzt; im Engliſchen in a general treatise of the dominion 
and laws of the sea; im Italieniſchen in bibliotheca di gius nautico, Th. I. 
S. 40; im Deutſchen in Engelbrecht, Corpus juris nautici. Th. I. S. 39. 

v) Daß dieſe Oleronenſiſchen Seerechte noch jetzt in England als ſubſidiariſches 
Recht betrachtet werden, zeigt Blackstone commentaries T. I. p. 419. T. IV. 
p. 423. (ed. XI. 8.) 


21 * 


324 Seerecht. 


§ 145. 4) Wisbyviſches; 5) Hanſeatiſches. 

Wie um dieſe Zeit ſchon der nordiſche Handel aufzublühen 
angefangen hatte, ſo wurde auch, glaublicher im 13ten, als im 12ten 
Jahrhundert, durch Kaufleute und Schiffer auf der damals berühm- 
ten, jetzt vergeſſenen Stadt Wisby, auf der Inſel Gothland, ein 
Waſſer- oder Seerechtbuch“) geſammelt, das allen nordiſchen 
Staaten Geſetz wurde, und ſowohl den alten Schiff- oder Seerechten 
von Hamburg (1276), Lübeck (1299), Weſtcappeln “) u. ſ.f. 
zum Muſter diente, als auch die Grundlage des Seerechts wurde, 
welches die ſeit 1241 aufblühende Hanſe erſt lange nach ihrer glän- 
zenden Epoche 1591 unter dem Namen Schiffsordnung und 
Seerecht der ehrbaren Hanſeſtädte ſammelte, und 1614 °) 
revidirt und vermehrt herausgab. 


$ 146. II. Neuere Quellen. 

Aus dieſen wenigen, in ſo vielen Punkten mit einander über⸗ 
einſtimmenden Quellen ſind unſere heutigen Seerechte, obwohl mit 
einzelnen Abänderungen und näheren Beſtimmungen, und mit beträcht⸗ 
lichen, minder gleichförmigen Zuſätzen gefloſſen. Einige Staaten 
haben eigene allgemeine Seegeſetze entworfen, die jedoch mehrentheils 
noch durch einzelne ſpätere Verordnungen ergänzt ſind; wie dies mit 

Waaterrecht dat de Kooplüde un Schipper gemacket haben tho 
Wisby. In der niederſächſiſchen Originalſprache zu Copenhagen 1505; holländiſch 
1532, und mehrmals auch in Het boek der zee-rechten. Amsterdam 1664. 4. 
abgedruckt; franzöſiſch in Clairac us et coutumes de la mer p. 165; engliſch in 
a general treatise; ſchwediſch aus dem Deutſchen 1549 auch von Hadorph 1689, 
then gambla Wiisby Siö-Rätt. fol.; italieniſch in Bibliotheca di gius nautico 
T. I. p. 153. 

») Die ſogenannten Geſetze von Weſtcappeln ſind blos eine freie holl. Ueber— 
ſetzung des Wisbyiſchen Seerechts. Vinnius ad Peckium ad 1.2. D. de lege 
Rhod. de jactu. 

) Der ebrbaren Hanſeſtädte Schiffsordnung und Seerecht u. ſ. f. erſtlich 
1591 in Lübeck auf dem Hanſetage in 58 Artikeln, bewilliget, darnach überſehn 
und gebeſſert, zu Lübeck 1614. 4., oft in deutſcher Sprache wieder aufgelegt, auch 
im Anhange zu den Lübecker Statuten; und die A. von 1614 in Marquard de 
jure mercatorum S. 688; auch im Auhange zu Mevii comm. ad jus Lub. 
imgleichen beide das von 1591 und 1614 in Engelbrecht corp. jur. n. p. 116. 
127. Holländiſch in Het boek der Zeerechten, franzöſiſch in Clairac, engliſch 
in a general treatise, italieniſch in Bibliotheca di Gius nautico, T. I. p. 167. u. ſ. f.; 
insbeſondere aber hat Reinhold Kurike fie in ſeinem Tractat de jure maritimo 
Hanseatico deutſch und lateiniſch abdrucken laſſen, und mit einem brauchbaren 
Commentar verſehen, welcher auch in Heineceii fasciculus seriptorum de jure 
nautico p. 637 eingerückt iſt. 
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Frankreich“), Schweden’), Rußland!) und der ehemaligen 
Republik Venedig“) der Fall iſt; in andern machen die Seegeſetze 
eigene Abſchnitte eines allgemeinen Geſetzbuchs aus, oder ſind blos 
in einzelnen Geſetzen und Verordnungen enthalten, wie jenes, obwohl 
mit manchen Zuſätzen ſpäterer Verordnungen, in Spanien!), 


) Für Frankreich war bisher die ordonnance de la marine de Louis XIV. 
von 1681 das Haupt -Seegeſetz, womit auch die ordonnance touchant les 
armees navales et arseneaux de marine von 1689 in Verbindung zu ſetzen iſt; 
über die ordonnance de la marine hat ein Ungenannter, ſodann Valin. 1766. 
T. I. II. 4. einen Commentar [Umarbeitung von Sansourche - Laporte. Par. 809. 
4.; Zuſ. von Heife] und Hr. M . .. einen nouveau commentaire Paris 1780. 
T. I. II. 8. geliefert; den beiden letzteren find auch die ſpäteren Verordnungen 
ganz oder im Auszuge beigefügt; auch iſt hier des Code des prises 1784. 
T. I. II. 4., wovon zu Paris durch Lebeau an VIII. eine neue Auflage erſchienen 
iſt, zu gedenken; aus dieſer [noch gültigen] ordonnance de la marine und der 
für den Handel gegebenen ordonnance de Louis XIV. servant de regle pour 
le commerce des marchands von 1673 iſt in der Hauptſache der Code de 
commerce zuſammengeſetzt, der 1807 Geſetzeskraft erhielt und ſehr oft aufgelegt 
iſt; er enthält im zweiten Buch das Seerecht. [Einiges weggelaſſen, z. B. Fiſch— 
fang; Zuſätze wenig; faſt Alles aus Ordonnanz; Zuſ. v. H.] Als Commentar 
darüber dient Pardessus cours d. d. comm. T. II. [und beſonders Loere, Esprit 
T. 3. 4. Zuſ. v. H.] 

*) Für Schweden iſt das Hauptgeſetz das Seerecht der Reiche Schweden von 
Carl XI. vom Jahre 1667, wovon verſchiedene ſchwediſche Ausgaben, und ſchon 
1670 eine deutſche Ueberſetzung erſchienen ſind. Die vielen ſeitdem erfolgten 
einzelnen Verordnungen veranlaßten den verſtorbenen Flintberg, in einem Commentar 
jenes Seerecht mit den zu jedem Artikel gehörigen Zuſätzen zu liefern, wovon 
Hr. Trib. R. Hagemeiſter eine deutſche Ueberſetzung, Greifswald 1796. 4. 
herausgegeben hat. 

e) Für Rußland entwarf ſchon Peter I. eine Einrichtung des Seeweſens. 
Petersburg 1720. 8. ruſſiſch und holländiſch. Das neuere Geſetz iſt unter dem 
Titel: Ruſſiſch kaiſerliche Ordnung der Handelsſchifffahrt auf Flüſſen, Seen und 
Meeren; auf Befehl aus dem Ruſſiſchen überſetzt von C. G. Arndt Th. I. II. 
Petersburg 1781. 4.; der dritte Theil, welcher die Anordnungen wegen der Werfte, 
des Schiffsbauholzes und der Schifffahrtsſchulen enthalten ſoll, iſt, ſoviel mir 
bekannt, noch nicht erſchienen. 

) Codice per la Veneta mercantile marina 1786. 4. 

e) Für Spanien find, das alte Schiffrecht von 1340 nur für Arragonien, 
und das Seerecht Carl's V. von 1551 und Philipp's II. von 1563 nur für die 
ſpaniſchen Niederlande gegeben worden: die allgemeinen, das Seeweſen betreffenden 
Geſetze find theils in der nueva Recopilacion de las leyes de estos Reynos. 
Madrid 1569. 1640. 1723. 1745. 1772. letztere T. I. — IV. fol. theils in der 
Recopilacion de leyes de los reynos de las Indias en Madrid 1732. 
Vol. I. — IV. fol. aufzuſuchen; das übrige beſteht in einzeln gegebenen Verord— 
nungen, auch vielen alten und neuen Statuten der einzelnen Seehäfen, von deren 
Mannigfaltigkeit das, was der oben angeführte Capmany für Barcelona geliefert 
hat, einen Begriff gibt. 


326 Seerecht. 


Portugal“), Genua), Danzig ), und jetzt auch in Lübeck , 
Bremen“), Hamburg), Dänemark“), Preußen“), Eng 
lande) und der bataviſchen Republik) der Fall iſt. 


) Ordonagoes do- Reyno de Portugal. Lisboa 1743. T. I. — V. fol. 
Coleegaö dos leys del R. D. Jozeo I. Lisb. 1767. T. I. II. fol. 

) Genuensis reipublicae leges anni 1576 cum declarationibus a. 1616 
factis. Genuae 1617. fol. a. Statut. eiv. Liv. VI. 1597. fol. 

) Danziger Willekeuren 1597, welche neu revidirt 1761 Fol. gedruckt find. 

i) Ein altes Lübiſches Seerecht von 1299 ſteht aus Dreyer specimen I. P. 
circa inhumanum jus naufragii in Engelbrecht Corp. jur. naut. p. 98. Von 
den Lübiſchen Statuten enthält der ſechste Theil das Seerecht, wozu Stein in 
ſeinen Anmerkungen zu dem Lübiſchen Rechte einen ſchätzbaren Commentar geliefert 
hat. Die Geſetze ſelbſt ſtehen auch in Engelbrecht corp. jur. naut. p. 103. 

) Von Bremen ſteht ein altes Waterrecht aus einem ſpäteren Coder von 1533 
in Engelbrecht Corp. jur. naut. p. 110; von den nachmaligen Geſetzen ſ. 
de Post de cura civitatis Bremensis circa rem nauticam. Gottingae 1780. 4. 

) Von Hamburg gibt es ein eigenes altes Schiprecht vom Jahre 1276, 
welches aus Langenbeck Anmerkungen über das Hamb. Schiff- und Seerecht, Ein⸗ 
leitung, in Engelbrecht corp. jur. naut. P. 92. aufgenommen worden; es ward 
1497 revidirt, beide haben aber eigentlich keine geſetzliche Kraft mehr, ſeitdem die 
das Seeweſen betreffenden Geſetze in das Hamburger Stadtbuch 1603. T. II. 
Tit. 13 — 19 eingerückt wurden. S. von dem Hamburger Seerecht überhaupt 
H. Langenbeck Anmerkungen über das Hamb. Schiff- und Seerecht. Hamburg 
1727. 4. 

m) Von Dänemark findet ſich ein altes Seerecht vom Jahre 1561, in de 
Westphal, monum. ined. Rer. Germ. T. IV. p. 1831. und daraus in Engel- 
brecht, corp. jur. naut. p. 175. Davon erſchienen 1572 und 1642 vermehrte Aus: 
gaben. Nachmals aber ſind die das Seeweſen betreffenden Geſetze in das däniſche 
Geſetzbuch Chriſtian's V. von 1683, inſonderheit in das 4te Buch aufgenommen. 
Unter andern Ueberſetzungen dieſes Geſetzbuches iſt die lateiniſche des Hoyelsinus 
Hafniae 1710. 4. zu merken. Dieſen ſind aber noch viele einzelne Verordnungen 
gefolgt, die in Schou, Chron. Register Kiöbenhaw 1777. u. f. Thb. 1— XIII. 
8. im Auszuge nachgeſehen werden können. 

”) Ein altes Preußiſches Seerecht ohne Jahrzahl, dem Anſehen nach aus dem 
15ten Jahrhundert, findet ſich in L'Eſtocg Auszug der Hiſtorie des allgemeinen 
und Preußiſchen Seerechts. Königsberg 1747. 4. S. 73. Weit vollſtändiger war 
das Preußiſche Seerecht vom Jahr 1727. 4. wovon R. F. von Sahme Einleitung 
zum Seerecht des Königreichs Preußen im Anbange zu L'Eſtocg a. a. O, nach⸗ 
geſehen werden kann. Jetzt ſind die das Seeweſen betreffenden Geſetze in dem 
A. Land-Rechte Th. II. Tit. VIII. $ 1389 — 2451 anzutreffen. 

England hat kein eigenes Seegeſetzbuch, ſondern die dahin gehörigen Geſetze 
ſind in den einzelnen Parlamentsacten zerſtreut. Viele derſelben finden ſich in 
a General treatise of the dominion of the sea and a compleat body of sen- 
laws. London 1705. 4. und in Malynes eonsuetudo vel lex mercatoria. Lond. 
1686. fol., wovon eine neue Ausgabe 1783 Fol. erſchienen iſt; insbeſondere aber 
verdient bemerkt zu werden: The laws ordinances and institutes of the 
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§ 147. Bibliothet. ; 

In eine Bibliothek des Seerechts überhaupt gehören folgende 
Hauptclaſſen von Schriften: 

1) Sammlungen von Seegeſetzen mehrerer Lande. Es 
gibt verſchiedene Sammlungen der alten Seegeſetze, wie die des 
Stephan Clairac, Molloy, auch einige Auszüge“) derſelben. Allein 
an einer Sammlung der neueren Seegeſetze und Verordnungen fehlt 
es noch, und obwohl die Bibliotheca di gius nautico“) und das 
Engelbrechtiſche corpus juris nautici?) ſelbige hoffen laſſen, jo 
ſind doch bis jetzt in beiden an Seegeſetzen faſt nur ältere Seegeſetze, 
zum Theil in Ueberſetzungen, enthalten. »Jetzt vor Allen Pardeſſus )), 
aus welchem in § 143 — 146 Manches zu beſſern.“ 

2) Die ſchon genannten einzelnen älteren und neueren Geſetze, 
ſammt den Commentaren über ſelbige. 

3) Syſtematiſche Schriften, wie die des Stypmann “), 


admiralty of Great-Britain. London 1746. T. I. II. 8. Sonſt ſind unter 
den ſyſtematiſchen Schriften noch zu merken: C. Molloy de jure maritimo et 
navali, Ste Aufl. London 1682. * Ste 1744.“ Letzteres iſt jedoch ſehr gemiſchten Inhalts. 

„) In der Bataviſchen Republik werden die Seegeſetze Carl's V. von 1551 und 
Philipp's II. von 1563 als noch gültig angeſehen; ſeitdem aber beruht mehrentheils 
alles auf den Geſetzen und Statuten der einzelnen Seeprovinzen und Städte. Von 
Holland ſ. Hollands Seerechte. Middelburg 1707. 4.; von den v. N. überhaupt 
t Boek der Zeerechten. Amsterd. 1664. 4. Recueil van Placaaten betreffende 
de admiralitäten etc. en verdere See-Saaken. Amst. 1730 u. f. T. I. — XII. 
4. und von Schriftſtellern J. Tiassen Zeepolitie der vereenigden Nederlanden. 
Haag 1670. 4. Adrian Verwer Nederlants Zee-Rechten. Amsterd. 1716. 4. 

) G. Welwood abridgment of all the sea laws. London 1613. 4. J. 
R. E. Compendium juris maritimi oder kurzer Auszug des Seerechts aus dem 
Wisbyiſchen, Däniſchen, Hanſiſchen u. ſ. w. Lübeck 1698. 4. 

) Bibliotheca di gius nautico contenentèe le leggi delle piu -culte 
nazioni, ed i migliori trattati moderni sopra le materie marittime; il tutto 
tradotta in lingua italiana in Fierenze 1785. T. I. II. 4. Faſt der ganze 
zweite Band enthält einen Theil des überſetzten Balinfehen Kommentars über die 
ord. d. I. marine de Louis XIV. 

°) J. A. Engelbrecht, Corpus juris nantiei oder Sammlung aller Seerechte 
der bekannteſten handelnden Nationen alter und neuer Zeit u. ſ. f. Ir Band. 
Lübeck 1790. 4. 

) Collection de lois maritimes antérieures au XVIII. siecle. J. 1 — 6. 
Paris 828 — 845. Auch Henſchel's deutſcher Fleiß hat daran namhaften 
Antheil. 

) Franc. Stypmanni (Prof. zu Greifswalden, de jure maritimo et nautico 
partes quatuor; suppletae a A. G. Fritzio Gryphisw. 1652. 4. und in 
Heineccii fasciculus script. p. 1. 
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Loccenius?), Wedderfopp‘), und die kurzen Abriſſe des 
Zuchäus“) und Surland !), wohin auch der wohl inſtruirte 
Schiffer“) und Brarens ) gerechnet werden kann. [Für Eng⸗ 
land iſt jetzt Hauptwerk Abbott !); für Deutſchland Jacobſen 2); 
Zuſ. v. H.] 

4) Urtheile und Parere, wovon ſich jedoch nur einzelne in 
den beim Handelsrecht überhaupt genannten Schriften des Savary, 
Poſtleswayth, Marperger, ingleichen in Consultatien der 
Reegtsgeleerden in Holland!) und in Laws of the admiralty 
u. a. eingerückt finden *). 

5) Schriften über einzelne Materien des Seerechts, 
inſonderheit über Aſſecuranzen, welche an ihrem Orte angezeigt 
werden ſollen. 


) J. Loecenii (Prof. zu Upſala), de jure maritimo et navali, Amst. 1651. 
12., auch in Heineccii fasciculus p. 903. 

) H. Wedderkop (Advocat zu Huſum), introductio in jus nauticum. 
Flensburgi 1757. 4. Schade daß dies fleißig geſammelte Werk durch die 
ariomatifche Methode ſo entſtellt wird. 

5) R. Zovchaeus, juris et judicii fecialis inter gentes s. quaestionum de 
eo explicatio 1650. 12. Mehr Völker- als Privatrecht. 

n) J. J. Surland (D. nachmals Prof. zu Frankf. an der Oder), Grundſätze 
des Europäiſchen Seerechts. Hannover 1750. Die Ordnung gut, die Aus- 
führung elend. 

) Der wohl inſtruirte Schiffer. Hamburg 1727. 8., neue, durch J. A. Engel⸗ 
brecht umgearbeitete Auflage unter dem Titel: der wohl unterwieſene Schiffer, 
Lübeck 1792. 8. ſehr praktiſch, auch durch die beigefügten Formulare. 

) Syſtem der praktiſchen Schifferkunde von G. Brarens. Friedrichsſtadt. 
1807. 8. 

) Charles Abbott (Lord Tenterden), a treatise on the law relative to 
merchant-ships and seamen. ed. 1. Lond. 802. ed.4. 812. Seit ed. 5. 827. 
m. Zuſätzen von Shee: jetzt ed. 10. Lond. 856.“ 

2) Seerecht des Friedens und des Kriegs. Altona 815. 8. Nimmt nicht 
blos auf deutſche Seerechte, ſondern auch auf das allgemeine, beſonders das 
engliſche, Rückſicht. Große praktiſche Kenntniſſe, und deßhalb unentbehrlich; 
gründliches juriſtiſches Urtheil fehlt. Der Zuſatz „des Kriegs“ geht darauf, daß 
auch ausführlich Rückſicht genommen wird auf die Grundſätze, die im Kriege über 
die Caperei befolgt werden, und auf die Vorſichtsmaßregeln, um ſich dagegen 
zu ſichern. 

) Consultatien der Reegtsgeleerden in Holland. Rotterdam 1683. 4. 

in) Gewiſſermaßen kann auch hieher gerechnet werden: R. Kurike, resolutio 
quaestionum illustrium ad jus maritimum pertinentium; ein Anhang zu deſſen 
jus maritimum; inſonderheit aber auch der Thesaurus selectarum Rotae Floren- 
tinae deeisionum ex bibliotheca I. P. Ombrosi. Florentiae T. I. — XI. 
1782 — 1784. 4., wiewohl dieſer nicht blos Seeſachen enthält. 
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6) Literariſche Schriften, wovon, nach einigen älteren 
Verſuchen, inſonderheit die Langiſche Einleitung”), ein Abſchnitt 
in Fabricii Hydrotheologie‘) und ein Programm von Fri— 
derici?) eine Probe geben. 


Jweiter Abſchnitt. 
Freiheit der Schifffahrt und des Schiffbaues. 
§ 148. Schiffe überhaupt. 


Die mancherlei Benennungen der Schiffe nach Größe und Bau— 
art gehören nicht in das Seerecht. Für dieſes kommen nur zwei 
Hauptclaſſen in Betracht: Solche, welche ſelbſt zu Reiſen beſtimmt 
ſind — Kauffartheiſchiffe; und ſolche, deren Beſtimmung es iſt, 
Perſonen und Waaren zu und von den großen Schiffen zu bringen. 
Die geſetzlichen Verordnungen über Bau und dergleichen beziehen 
ſich gewöhnlich nur auf erſtere. 

Zur Zubehör des Schiffes gehören ohne Zweifel die Segel, 
das Tauwerk, das Steuer, die Anker und die Segelſtangen, da ſie 
zum beſtändigen Gebrauch des Schiffes verwendet ſind und feſtſitzen. 
Das Boot gehört aber nach römiſchem Recht nicht hieher ). Das 
iſt auch allgemeinen Begriffen ganz gemäß. Aber nach neueren 
Gebräuchen wird es gewöhnlich anders angeſehen. 


§ 149. Freiheit der Schifffahrt und des Schiffbaus. 


Die Schifffahrt auf der See iſt nicht leicht Beſchränkungen 
unterworfen, wohl aber auf Flüſſen. So die Schifffahrt auf dem 
Rhein und der Elbe. N 


») A. Langii (Advocat zu Lübeck), brevis introduetio in notitiam legum 
nauticarum et scriptorum juris reique maritimae. Lubecae 1713. 8. 

°) J. A. Fabricii, hydrotheologie, Hamburg 1734, enthält S. 239 bis 319 
ein anſehnliches Verzeichniß von Seegeſetzen und Schriftſtellern über das Seerecht; 
von Seegeſetzen find auch viele angezeigt in D. A. Azuni, systema universale 
dei prineipii del diritto maritimo dell Europa T. I. Firenze 1795. T. II. 1796. 
im Iſten Bande Cap. III. S. 112 — 247, wiewohl übrigens dieſe Schrift nicht 
das Privat-, ſondern das Staats- und Völker-Seerecht abhandelt. 

„) C. C. G. Friderici, progr. de celebratissimis juris maritimi seriptoribus. 
Lips. 1758. 4. 

) J. 44. D. de eviet. 21, 1. J. 29. D. de instructo vel instrumento. 33, 7. 
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Auch alle Gewerbe, die ſich auf die Schifffahrt beziehen, ſind 
freilich der Regel nach frei: aber zuweilen zünftig. Namentlich an 
vielen Orten der Schiffsbau: und zwar, wo überhaupt noch Zünfte 
exiſtiren, meiſtens. 

Auch ſonſt iſt es oft verboten, Fremden, das heißt Unterthanen 
auswärtiger Staaten, Schiffe zu bauen. So die Hanſe. Der Grund 
war: man wollte ſeine Geheimniſſe des Schiffbaus und den Vortheil 
guter Schiffe für ſich behalten. Daher ward dies auch auf den 
Verkauf ausgedehnt. Jetzt iſt es abgekommen: theils aufgehoben, 
theils außer Gebrauch. 


Dritter Abſchnitt. 
Contract über Erbauung eines Schiffs. 


§ 150. Begriff des Rheders. 


Rheder und exercitor navis ſind daſſelbe. Rheder iſt, wer ein 
Schiff hält, um es an Andere zu vermiethen, und Frachtfahrt damit 
zu treiben: Derjenige, für deſſen Rechnung das Schiff fährt, ſo daß 
die Frachtgelder, die damit verdient wurden, ſein Profit ſind. Daß 
er gerade Eigenthümer des Schiffes ſei, iſt nicht abſolut weſentlich. 
Wer ein Schiff einem Andern für eine Reihe von Jahren abmie⸗ 
thete, um es für einzelne Reiſen wieder zu vermiethen, würde auch 
Rheder ſein. Das kommt aber im Leben nicht vor. Wer ein Schiff 
zum Vermiethen hält, pflegt auch Eigenthümer zu ſein. Martens 
hat dies in die Definition aufgenommen. Das Gewerbe wird Rhe— 
derei genannt. In der Regel iſt es ein Gewerbe. Auch wo eine 
Kaufmannszunft in einem Orte exiſtirt und der Handel zünftig iſt, 
wird doch die Rhederei von Jedermann betrieben. Der Zunftzwang 
bezieht ſich der Regel nach nur auf den Handel im engeren Sinne. 
Dazu gehört aber die Rhederei nicht !). 


$ 151. Contract über den Schiffsbau. 


Martens bezeichnet den Vertrag über die Erbauung eines Schiffs 
als Dienſtmiethe, locatio operarum. Das iſt nicht genau. Er iſt 


) Qiuiſtorp, Rechtl. Bem. Thl. 1. Nr. 15. 
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weder immer ein Mieth- noch ein Dienſtmieth-Vertrag, ſondern 
wird in zwiefacher Weiſe abgeſchloſſen: 

a) So, daß das Schiff im Ganzen verdungen wird. Der 

Schiffsbauer liefert das Holz, dingt und bezahlt die Arbeiter, und 
erhält ein Averſional-Quantum. Alsdann liegt ein wahrer Kauf— 
contract vor. Denn wo der Verfertiger das Material liefert, iſt 
ein Kaufcontract vorhanden !). 
b) So, daß der Ankauf der Materialien und der Arbeitslohn 
für Rechnung des Bauherrn geht, der Baumeiſter nur ein Sala— 
rium für ſeine Mühe erhält. Dann iſt das Geſchäft ein Mieth— 
contract. Aber nicht ſowohl eine Dienſt-, als eine Werk-Miethe, ein 
opus conductum. Wird die Verfertigung einer Sache übernommen, 
ſo liegt immer eine conductio operis vor. Wer die Direction des 
Baues hat iſt doch immer Baumeiſter. Das iſt aber gegen 
die Natur der locatio operarum. Dienſtmiethe iſt nur möglich, 
wenn die Dienſte nach fremder Anweiſung geleiſtet werden. Die Ein— 
gehung des Contracts kann nach gemeinem Recht mündlich 
geſchehen. Denn Miethe wie Kauf ſind Conſenſual-Contracte. Der 
Vertrag über den Schiffsbau wird aber durchgängig ſchriftlich errich— 
tet. Auch machen mehrere Geſetze dies zur Nothwendigkeit, z. B. 
der code de commerce. Die Urkunde heißt Mählbrief und ihr Inhalt 
umfaßt drei Hauptpunkte: 

1) die Beſchaffenheit des Schiffes, ſeine Größe, Holzart, Ein— 
richtung und Form. Da es ſchwierig iſt, die letzte genau mit Wor— 
ten zu beſchreiben, ſo wird gewöhnlich ein genauer Riß beigelegt, 
den der Schiffsbauer entwerfen muß. 

2) Die Zeit der Lieferung. Es iſt ein wichtiger Punkt, daß 
zur gehörigen Zeit geliefert wird: daher häufig Conventionalſtrafen. 

3) Die Bezahlung: Quantum und Zeit. Das Quantum 
beſonders dann, wenn im Ganzen verdungen iſt, alſo Kaufcontract 
vorliegt: bei Werkmiethe nur Salair. — Hier iſt der Kaufpreis 
nicht immer eine runde Summe, ſondern richtet ſich oft nach der 
Größe des Schiffs, z. B. jeder Fuß Länge des Kiels wird bezahlt 
mit .. . In Betreff der Zahlungszeit ſind meiſtens Termine nach 
dem Vorrücken des Baues feſtgeſetzt. Der Schiffsbau iſt ein zu 
koſtbares Unternehmen, als daß der Schiffsbauer mit der Zahlung 
bis zur Vollendung warten könnte. Deßhalb Zahlungstermine: nicht 
feſte Zeiten, ſondern, ſobald der Bau ſo weit gediehen: z. B. gewöhn— 


J. 20. 1.65. D. de contr. emt. 18, 1. J. 2. § 1. D. locati, 19, 2. 
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lich; der Kiel geſtreckt; die Rippen und Balken eingeſetzt; das Schiff 
vom Stapel gelaufen, die endliche Vollendung eingetreten iſt — wird 
ſo und ſo viel bezahlt. | 
Uebrigens tritt da, wo ein Averſionalpreis bedungen iſt, oft die 
Nothwendigkeit der Erhöhung ein. Der Schiffsbauer verrechnet ſich 
meiſtens, ſo daß er nicht auskommen kann. Dann tritt nach ſtren⸗ 
gem Recht freilich kein Nachſchuß ein. Allein er würde ein ſchlech— 
tes Schiff bauen, oder gar bankerott machen. Sobald er daher 
durch Rechnungen beweiſt, daß er nicht auskommen kann, wird mei- 
ſtens eine Erhöhung bewilligt. N 


§ 152. Verbindlichkeiten der Parteien. 


A. Der Schiffsbauer. In Bezug auf ihn fragt es ſich: 

1) Ob er in eigner Perſon den Bau vollführen müſſe, oͤder 
ſich Jemand ſubſtituiren könne? Der Regel nach in eigner Perſon. 
Der Schiffsbau iſt ein Geſchäft, wobei Alles auf individuelle Kennt⸗ 
niſſe ankommt. Wenn man daher mit einem Manne, der ein 
Gewerbe davon macht, contrahirt, ſo ſucht man ſich einen beſonders 
geſchickten aus. Es iſt alſo mit Rückſicht auf die beſondern Fähig⸗ 
keiten der Perſon abgeſchloſſen und die Subſtituirung eeſſirt Y). 

2) Für welche Grade des Verſchuldens der Schiffsbauer aufzu— 
kommen hat? Martens läßt ihn für das geringſte Verſehen haften, 
was nach ſeiner Theorie von der dreitheiligen culpa inconſequent iſt. 
Aber nach der richtigen zweitheiligen haftet er dafür allerdings ?). 

Auch neuere Geſetze, wenn ſie es erwähnen, haben meiſtens 
ausdrücklich dieſelbe Vorſchrift. Der Schiffsbauer iſt: 

3) zur Beobachtung der Polizeigeſetze über Schiffsbau ver⸗ 
bunden. Der Staat iſt ſehr dabei intereſſirt, daß gute Schiffe gebaut 
werden, und Niemand das Seinige in ſchlechten Schiffen den Wellen 
anvertraue. So beſonders, wenn der Schiffsbau ein einheimiſches 
Gewerbe ausmacht, indeſſen auch, wenn für auswärtige Rechnung 
gebaut wird. Daher ſind häufig manche Polizeigeſetze über Schiffs— 
bau erlaſſen, wovon ſelbſt mit Einwilligung der Parteien nicht 
abgewichen werden darf. So z. B. in Betreff der Holzart: kein 
Tannenholz. Vorſchriften hinſichtlich der Dicke der Rippen und 
Planken bei Schiffen von beſtimmter Größe. Wo dieſe Vorſchriften 


1) J. 31. D. de solutionibus, 46, 3. 2) J. 25. § 7. D. locati. 19, 2. 
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nicht beobachtet ſind, hat die Obrigkeit das Recht, die Schiffe aus— 
einander nehmen zu laſſen ). Endlich muß der Schiffsbauer 

4) Schadenserſatz leiſten, wenn das Schiff ſchlecht gebaut iſt, 
oder zu ſpät fertig wird. Beſonders auch dann, wenn das Schiff 
zu klein gebaut iſt, ſo daß es die gehörige Zahl von Laſten nicht 
faſſen kann. Das macht oft eine ſchwierige Berechnung. Daher 
haben einige Geſetze ein feſtes Quantum dabei vorgeſchrieben. Das 
Schwediſche Seerecht 2) läßt für jede Laſt kleiner 3 Rthlr. vergüten. 
Einige ſtellen die Vertragserfüllung auf den Eid des Bauherrn. So 
das Conſulat, bei zu ſpäter Lieferung. Sonſt müſſen Kunſtverſtän— 
dige entſcheiden. — Eine beſondere Frage iſt hier noch, ob die 
Annahme verweigert werden darf? Liegt 

a) ein Kaufcontract vor, allerdings. Das Schiff iſt Eigen: 
thum des Bauers. Alſo entſcheidet die Regel, daß der Käufer eine 
nicht gehörige Waare ablehnen kann. Eine andere Entſcheidung muß 

b) im Falle eines Miethcontracts eintreten. Hier liegt nicht 
die Weigerung der Annahme, ſondern das Begehren der Abnahme 
vor. Das wäre nur dann thunlich, wenn das Schiff ſich als ganz 
unbrauchbar herausſtellte. Sonſt iſt in dieſem Fall nur Schaden— 
erſatz zu leiſten. 

B. Die Verbindlichkeiten des Bauherrn, des Rheders, beſtehen 

1) darin, daß er zur gehörigen Zeit Zahlung leiſtet. Geſchieht 
dies nicht, ſo geben viele Geſetze dem Schiffsbauer das Recht, für 
Rechnung des Rheders, das Geld aufzuborgen und das Schiff dafür 
zum Pfande zu ſetzen. Denn es iſt gar zu wichtig, daß die Arbeit 
nicht ſtockt. 

2) Darin, daß er den Zufall trägt, der ſich während des 
Baues ereignet. Entweder liegt ein Kauf vor: dann hat der Käu- 
fer noch vor der Uebergabe die Gefahr zu tragen: oder eine Werk— 
miethe. Auch dabei gilt die Regel, daß, wenn ein reiner Zufall 
vorliegt und die Arbeit untadelhaft iſt, der Vermiether den Zufall 
zu tragen hat 3). Außerdem bemerkt Martens noch, der Rheder 
dürfe den Schiffsbauer nicht ohne Grund abſetzen. Das verſteht 
ſich von ſelbſt: es wäre eine einſeitige Aufhebung des Contracts. 
Daß fein Anderer den Weiterbau übernehmen darf, ſteht zuweilen 
in Zunftgeſetzen: wo der Schiffsbau zünftig iſt, verpflichten die 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 1391. 

) Abth. 3. Cap. 1. S. 217 d. A. v. Flintberg. Greifsw. 796. 

) J. 37. 1.62. D. locati. 19, 2. 
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Zunftartikel dazu. Außerdem läßt ſich das als Regel nicht behaup⸗ 
ten. Für den Dritten iſt der Contract mit dem erſten Schiffsbauer 
ein Gegenſtand, der nur dieſen und ſeinen Contrahenten betrifft, und 
um welchen er ſich nicht zu bekümmern braucht. 


§ 153. Rechte des Schiffsbauers und Bielbrief. 


Der Schiffsbauer hat nach römiſchem Rechte keine geſetzliche 
Hypothek. Genau genommen nicht einmal ein perſönliches Privi⸗ 
legium. Denn dieſes ſteht nur dem zu, welcher Geld zum Bau 
oder zur Reparatur eines Schiffes geliehen hat N). 

Ward die Hypothek vorher bedungen, ſo iſt ſie eine privilegirte, 
wegen Verwendung auf die Sache. 2) Neuere Geſetze haben häufig 
eine geſetzliche Hypothek anerkannt: in Frankreich 3) haben ſie ein 
privilege. Dabei entſteht die Frage, ob dieſe Hypothek auch den Unter⸗ 
arbeitern wegen ihres Arbeitslohnes zuſteht. Martens bejahet ſie 
nach dem Consolato ). Nach allgemeinen Grundſätzen iſt ſie zu 
verneinen. Denn ihre Forderung geht nur gegen den Erbauer, die 
Hypothek aber würde dem Rheder zur Laſt fallen. Die Frage läßt 
ſich nur aus dem Ausdrucke des Geſetzes beantworten: wobei zu 
berückſichtigen, daß die geſetzliche Hypothek ein beſonderes Privilegium, 
und ſtrict zu nehmen iſt. Viele Geſetze 5) räumen es indeſſen ein. 
Daſſelbe gilt auch von den zu liefernden Materialien. Auch die 
Lieferanten haben oft 9) das gleiche Recht. 

Der Bielbrief enthält ein obrigkeitlich beglaubigtes Atteſtat, wo, 
von wem und für wen das Schiff erbaut iſt. Der Baumeiſter tritt 
vor die Obrigkeit, erklärt ſich über Obiges zu Protokoll, beſchwört 
es, und erhält darüber ein Atteſtat. Der Bielbrief iſt ein ſehr 
nothwendiges Document, beſonders wegen der Caperei. Er dient 
dazu, den Urſprung und das Eigenthum des Schiffes zu beweiſen. 
Daher haben viele neuere Geſetze deſſen Ausſtellung ausdrücklich 
befohlen: es geſchieht aber auch ſonſt allenthalben. Der Bielbrief 
bleibt beſtändig beim Schiffe, und iſt eines von den Documenten, 
die der Schiffer auf jeder Reiſe mitnimmt. — In einigen Ländern 
hat der Ausdruck „Bielbrief“ eine andere Bedeutung, und bezeichnet 
einen Pfandbrief über ein Darlehn zum Bau des Schiffes. — Außer 
dem Bielbrief kommt zuweilen auch ein obrigkeitliches Atteſtat vor, 


) J. 26. J. 34. D. de rebus auct. jud. poss. 42, 5. 2) Nov. 97. c. 8. 
) C. c. art. 191. nr. 8. ) Cap. 52. 
5) C. e. art. 191. nr. 8. 6) C. c. a. a. O. 
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daß das Schiff gehörig beſchaffen ſei: nämlich da, wo beſtimmte 
Polizeivorſchriften über den Bau des Schiffes exiſtiren. Auch ſolche 
Atteſtate werden wohl Bielbrief genannt 1). 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Societät der Rheder. 
§ 154. Begriff und Errichtung. 


Nicht immer gehört ein Schiff einem Einzelnen, ſondern oft 
einer Societät Mehrerer, welche Rhederei mit dem Schiffe gemein— 
ſchaftlich treiben. Eine ſolche Societät heißt wohl Mitrhederei, die 
Theilnehmer Mitrheder, Schiffsfreunde. Die Antheile der Einzelnen 
werden Schiffsparte genannt, und gewöhnlich nach Sechzehntheilen 
berechnet. Im Weſentlichen iſt die Mitrhederei eine particuläre 
Erwerbs ⸗Geſellſchaft, ihre rechtlichen Verhältniſſe richten ſich folglich 
nach den Regeln der Societät. Indeſſen entfernt ſich dieſelbe in 
einigen Punkten von den gewöhnlichen Regeln, und nähert ſich den 
Actiengeſellſchaften. Beſonders in vier Punkten: 

1) Es gilt Stimmenmehrheit unter den Intereſſenten: § 155. 

2) Es wird eine eigene bleibende Direction beſtellt, welche alle 
Angelegenheiten Namens der Societät beſorgt: § 156. 

3) Der Tod eines Mitgliedes hebt die Societät nicht auf: § 158. 

4) Der Theilnehmer hat das Recht, ſeinen Antheil zu verkaufen: 
$ 159. 

Die Eingehung dieſer Societät geht oft dem Erwerbe des 
Schiffes voraus: Mehrere treten zuſammen, und kaufen ein Schiff, 
oder laſſen es bauen. Zuweilen entſteht ſie erſt nachher: Einer 
hat bauen laſſen und nimmt Mitintereſſenten auf. Dabei iſt noch 
Folgendes zu bemerken: 

1) Nach vielen Seerechten dürfen in die Mitrhederei keine 
Fremde aufgenommen werden, ſondern nur Landesunterthanen. Der 
Grund liegt in der Caperei in Kriegszeiten. Iſt das Land neutral, 


.) P. L. R. 2, 8. § 1392. 
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und hätten Fremde Antheil, ſo würde das Schiff nicht mehr für 
neutral gelten. Daher findet ſich z. B. in der ſchwediſch-pommer⸗ 
ſchen Verordnung von 1804 die Vorſchrift, daß kein Fremder bei 
Strafe der Confiscation aufgenommen werden darf. Der Grund 
hierfür liegt in den Verträgen mit den Türken über die Freiheit 
ſchwediſcher Schiffe. 

2) Die Errichtung geſchieht nach gemeinem Rechte mündlich: 
die Societät iſt ein Conſenſual-Contract. Aber manche Seerechte 
haben einen ſchriftlichen Contract vorgeſchrieben: und wo dies nicht 
nothwendig, da iſt es doch üblich. Dieſer Rhedercontract wird auch 
wohl Rhederbrief genannt. Sein Inhalt ergibt ſich von ſelbſt. Es 
pflegt darin auch zugleich die Vollmacht für Den, welcher die Direc— 
tion führt, enthalten zu ſein. 

3) Häufig iſt auch der Schiffer, welcher zur Führung des 
Schiffes beſtimmt iſt, Mitglied der Rhederei. Dann iſt in ihm eine 
doppelte Perſon zu unterſcheiden. 


§ 155. Antheil und Stimmrecht der Glieder. 


Der Antheil eines Jeden richtet ſich nach ſeinem Schiffsparte: 
davon hängt ſein Beitrag zu den Koſten und ſein Antheil am Gewinn 
ab. Das entſpricht ganz den gewöhnlichen Regeln der Communion, 
und abweichende Verträge finden ſich nicht leicht. Nur der Schiffer 
als Mitrheder hat gewiſſe Procente vom Gewinn voraus. Wich— 
tiger iſt der Punkt der Stimmenmehrheit. Es wird durchgängig 
angenommen, daß unter Mitrhedern die Stimmenmehrheit entſcheidet. 
Zwar widerſpricht ſolches dem Grundſatze des gemeinen Rechtes, 
daß der Widerſpruch des Einzelnen die Mehrheit binde. Allein 
die Anwendung dieſes Grundſatzes würde hier ſehr unpaſſend ſein. 
Der Zweck der Rhederei iſt auf fortwährende Unternehmungen 
gerichtet, und es würde ganz verfehlt ſein, wollte man dieſelben im 
Falle der Uneinigkeit ganz unterlaſſen. Daher iſt es durchgängig 
eingeführt, daß die Stimmenmehrheit entſcheidet. Von dieſer Regel 
kommen jedoch in den Seegeſetzen einzelne Ausnahmen vor, in denen 
umgekehrt die Minderheit vorgeht. Als: 

1) Wenn die Mehrheit das Schiff wollte liegen laſſen, und 
es den Andern müde machen: das ſoll nicht fein, ſondern man ſoll 
das Schiff zu Waſſer weiſen ). 


) Hamb. St. R. 2, 13. Art. 2. 
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2) Im Fall einer von dem Schiffer und einem vereideten 
Schiffsbaumeiſter nöthig befundenen Ausbeſſerung des Schiffes !). 

Uebrigens werden die Stimmen nicht nach Köpfen, ſondern 
nach der Größe der Parte berechnet. Dieſe Vorſchrift haben viele 
Seerechte ausdrücklich. Sie liegt ganz in der Natur der Sache. 
Wer ein größeres Part beſitzt, hat mehr Intereſſe bei dem zu faſſen— 
den Beſchluſſe. Für dieſe Berechnung der Stimmen ſpricht auch die 
Analogie des gemeinen Rechtes bei Nachlaßverträgen. Im Uebrigen 
haben die Seerechte für die Minderheit mehrere Hülfsmittel eingeführt: 

1) Ein allgemeines Hülfsmittel, was auch während der Reiſe 
anwendbar iſt, und in einer Art Köhrrecht beſteht. Die Minderheit 
ſchlägt Schiff und Zubehör zu einem beſtimmten Geldwerth an: die 
Mehrheit muß dann wählen, ob ſie es dafür annehmen, oder der 
Minderheit überlaſſen will. „Will Einer von dem Andern, der 
von dem Andern ſich ſcheiden will, ſoll das Schiff ſetzen, Beide Geld 
und Tag, und der Andere ſoll kieſen innerhalb vierzehn Tagen, und 
alſo ſollen ſie geſchieden ſein 2).“ Ebenſo das Däniſche 3) mit 
einer Zahlungsfriſt von ſechs Wochen. Das Verfahren iſt ſehr 
einfach und billig. Auffallend, daß es ſelten gebraucht wird. 

2) Iſt das Schiff nicht auf der Reiſe, ſo kann eine Aufkün— 
digung der Societät und ein öffentlicher Verkauf eintreten, z. B. bei 
Streit über Ausbeſſerung, über Wahl des Schiffers. 

3) Wenn Streit über eine einzelne Reiſe iſt, ſo kann die 
Minderheit für dieſe Reiſe ihren Antheil der Mehrheit überlaſſen. 
Dieſe muß die betreffende Unternehmung dann ganz für ihre Rech— 
nung machen. Dabei fragt es ſich, ob die Minderheit Erſatz für 
den Werth ihres Theils erhält, wenn das Schiff unterwegs zu 
Grunde geht. Das iſt zu verneinen, ſobald der Mehrheit kein 
beſonderes Verſchulden beigemeſſen werden kann. Für Zufall hat 
Niemand aufzukommen. Es iſt die Beſtimmung der Schiffe, zur 
See geſchickt zu werden, und das iſt immer gefährlich. So entſcheidet 
auch das dänische Seerecht ). Anders das engliſche Recht. Nach 
dieſem kann die Minderheit Caution fordern, daß, wenn das Schiff 
verloren geht, die Mehrheit der Minderheit den Werth ihrer Theile 
bezahle >). 


1) Preuß. L. R. 2, 8. § 1429. ) Hamb. St. R. 2, 13. Art. 1. 
) 4, 1. § 35. Jacobſen ©. 56. ) Jacobſen, ©. 56. 
) Jacobſen, ©. 60. 
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§ 156. Direction der Geſellſchaft. 


Eine Direction iſt nothwendig. Es gibt dabei ſo viele Geſchäfte, 
daß es höchſt mühſam ſein würde, wenn Alle daran Theil nehmen 
wollten. Dahin gehören: die Correſpondenz mit dem Schiffer, die 
Einkaſſirung und Austheilung der Gelder, die Berichtigung des Zolls 
und der ſonſtigen Unkoſten, die Führung der Rechnung. Es wird 
jedoch kein beſonderer Beamter, ſondern ein Mitglied zum Director 
genommen: in der Regel der, welcher den größten Antheil hat: er 
heißt: dirigirender Rheder, Correſpondent des Schiffs ). Hier 
kommt vorzüglich deſſen Gewalt in Frage, und zwar theils im 
Verhältniſſe zu den übrigen Gliedern, theils im Verhältniſſe zu 
Dritten 2). 

1) Gegen die Mitglieder kommt in Frage: Was darf er ohne 
ſie thun, wann muß er fragen? Sie iſt zunächſt aus der Vollmacht 
im Contracte zu entſcheiden 3). Dieſe lautet meiſt allgemein: in 
allen wichtigen Dingen, von denen etwa einzelne genannt find; z. B. 
die Beſtimmung der Reiſe, die Abſetzung des Capitäns, die Auf— 
bringung und Reclamprozeß. 

2) Verhältniß zu Dritten. Aus welchen Handlungen des 
Correſpondenten entſpringt eine Verbindlichkeit der Mitrhederei gegen 
Dritte? Z. B. bei aufgenommenen Darlehen; einem Verkaufe des 
Schiffs; wenn durch Fehler gegen die Geſetze Geldſtrafen verwirkt 
ſind. Die Antwort richtet ſich ganz nach den Grundſätzen vom 
Factor, § 28. Der Correſpondent iſt Generalmandatar, alſo daſſelbe 
Verhältniß wie beim Factor. Zunächſt iſt auf den Inhalt der Voll— 
macht zu ſehen. Wo dieſe unbeſtimmt lautet, gilt der Grundſatz, 
die Geſellſchaft hafte für alle Handlungen, die der Correſpondent in 
Beziehung auf das Schiff vorgenommen hat; eine unbeſtimmte Vollmacht 
ſteht einer allgemeinen gleich. Wollten die Mitrheder dem Corre— 
ſpondenten zu einzelnen Handlungen kein Recht geben, ſo iſt es ihre 
Schuld, daß ſie ſolches nicht ausgedrückt haben: ſie ſind diejenigen, 
welche die Pflicht hatten, deutlicher zu reden. Dritte ſind unmoglich 
im Stande, ſich genauer zu erkundigen. Es gilt alſo die Analogie 
der exercitoria actio. Dort gilt die Regel, der exereitor haftet aus 
allen Handlungen des Schiffers, wenn dieſer unbeſtimmt angeſtellt iſt. 
Der Grund iſt hier derſelbe, weil in der Uebertragung der Direc- 


) Vergl. beſonders Ruſſ. S. R. Art. 161 und 162. 
2) Cropp in Jur. Abh. 1, 24. ) Jacobſen, S. 53. 
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tion eine allgemeine Vollmacht liegt. Im Einzelnen iſt noch zu 
bemerken: l 

1) Für ſeine Mühe erhält der dirigirende Rheder durchgängig 
eine beſtimmte Proviſion. Die Procente ſind aber ſehr verſchieden, 
und darin findet ſich kein gleichföͤrmiger Typus. 

2) Zu ſeinen Verbindlichkeiten gehört auch die Rechnungsablage, 
und zwar der Regel nach zu Ende jeder Reiſe. Denn jede Reiſe 
iſt eine Unternehmung für ſich, die ihre beſonderen Koſten und 
ihren beſonderen Ertrag hat. Es muß daher von jeder Reiſe 
ſeparate Rechnung abgelegt werden. Sobald ſie zu Ende, iſt kein 
Grund mehr, die Rechnungsablage noch aufzuſchieben. 

3) Alle Rechtsſtreitigkeiten, die durch die Rhederei entſtehen, 
gehen durch ihn. Er klagt Namens der Geſellſchaft, und Dritte 
klagen gegen ihn, als deren Vertreter. Mehrere Seegeſetze berechtigen 
einzelne Rheder, wenn ſie einzeln“ belangt werden, zu der Einrede, 
es ſei eine Schiffsſache, und müſſe gegen die Societät geklagt werden. 

4) Nach gemeinem Rechte haften die einzelnen Glieder aus den 
Handlungen des Correſpondenten in solidum ). Neuere Seegeſetze 
ſchreiben häufig vor, daß ſie nur pro rata ihres Schiffsparts haften. 


§ 157. Beiträge. 


Bei der Rhederei kommt fortwährend eine Reihe von Ausgaben 
vor: theils bei Antritt jeder Reiſe zur Ausrüſtung, theils während 
derſelben, beſonders bei Unglücksfällen. Dieſe Ausgaben ſind meiſt 
eilig; es wird mithin wichtig, daß jedes Mitglied ſeinen Antheil 
prompt zahle. Iſt es daher ſäumig, ſo ſollen die Uebrigen das 
Recht haben, für ſeine Rechnung das Geld aufzunehmen, und den 
Schiffsantheil zu verpfänden. Selbſt der Schiffer hat nach mehre— 
ren Seegeſetzen dieſes Recht 2). Andere Seegeſetze geben den Mit— 
rhedern noch beſondere Vorrechte, für den Fall wenn ſie ſelbſt her— 
ſchießen: theils hohere Zinſen, theils ein geſetzliches Pfandrecht. So 
z. B. das ſchwediſche Seerecht ), ein Procent Zinſen pro Monat, 
und wenn in vier Monaten nicht bezahlt iſt, die Befugniß, des 
Säumigen Part zu verkaufen. Dafür iſt auch eine Analogie des 
römischen Rechtes vorhanden 9). 5 


1) Arg. 1.1. § 25. 1.2. 3. D. de exerc. act. 14, 1. 
) C. b. art. 233. 5) S. 247. (Greifsw. 796.) 
) 1.4. C. de aedif. priv. 8, 10. 
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$ 158. Aufhebung des Contracts. 


Martens iſt hier etwas verwirrt. Zwei Hauptfälle ſind zu ſcheiden: 
1) Einſeitige Aufkündigung. 

a) Während einer angefangenen Reiſe darf ſie nicht geſchehen, 
ſondern deren Ende iſt abzuwarten. So ſchon nach gemeinem Recht. 
Bei einer Societät auf ein einzelnes Unternehmen findet vor deſſen 
Ende keine Aufkündigung ſtatt. Denn in der Abrede dieſes Unter— 
nehmens liegt ſtillſchweigend die Abrede, daß man bis zu deſſen 
Ausgang Theilnehmer bleiben will. So auch die Seerechte meiſten— 
theils 1). Eine Ausnahme liegt nur in dem § 155 Nr. 1 gedach— 
ten Köhrrecht, daß das Schiff auf einen gewiſſen Geldwerth geſetzt 
werden darf, was auch bei Zwiſtigkeiten während der Reiſe zuläſſig 
iſt. Nach beendeter Reiſe darf in der Regel Jeder einſeitig aufkün— 
digen, und den Verkauf des Schiffes begehren. Dafür ſpricht ſchon 
die Analogie des gemeinen Rechtes: eine Geſellſchaft, für welche 
keine beſtimmte Zeit feſtgeſetzt iſt, kann beliebig aufgekündigt, und die 
Theilung der in der Gemeinſchaft befindlichen Gegenſtände verlangt 
werden. Auch die Seerechte verordnen dieſes meiſtentheils 2). Das 
franzöſiſche Recht 3) it abweichend: nur die Mehrheit kann den 
öffentlichen Verkauf beſchließen. Das iſt vernünftig, und daher oft 
in einzelnen Contracten ausbedungen: der Einzelne kann ſich ja 
durch den Verkauf ſeines Parts helfen. 

2) Tod oder Concurs eines Mitglieds. Nach gemeinem 
Recht geht auch dadurch die ganze Societät zu Ende. Das würde aber 
hier unpaſſend ſein: die Geſellſchaft kann wenigſtens unter den 
Uebrigen recht gut fortbeſtehen. Daher iſt theils dieſes häufig ein— 
geführt, theils verordnet, daß das ausfallende Part, wenn keine 
andere Uebereinkunft vorliegt, entweder gegen Taxatum überlaſſen 
oder zum öffentlichen Verkauf gebracht werden ſoll Y). 


§ 159. Verkauf eines einzelnen Parts. 


Der Verkauf eines einzelnen Parts würde nach gemeinem 
Recht nicht ſtattfinden können. Zwar iſt man im Fall einer 
Gemeinſchaft befugt, ſeinen Antheil an der Sache zu verkaufen;: nicht 
aber bei einer Geſellſchaft ſeinen Antheil an ſolcher einſeitig einem 
Anderen zu übertragen. Denn hier kommt es auf die individuellen 


) Preuß. L. R. 2, 8. § 1433. 2) Preuß. L. R. 2, 8. § 1436. 
, C. c. art. 220. ) Vergl. Preuß. L. R. 2, 8. § 1434. 
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Eigenſchaften der Perſon des Geſellſchafters an. Daher darf man 
auch die Antheile am Gegenſtande der Societät während ihrer Dauer 
nicht veräußern: das wäre ohne Weiteres eine Aufkündigung. Allein 
bei der Mitrhederei kommt auf die Qualität der Perſon weniger an. 
Außer dem dirigirenden Rheder haben die Uebrigen wenig unmittel— 
baren Antheil an den Geſchäften. Es iſt daher allgemein geſtattet, 
daß jeder einzelne Rheder ſein Part zu jeder Zeit verkaufen darf, 
und ſtatt ſeiner tritt der Käufer in die Societät. So nach allen 
Seerechten. — Dabei hat jedoch allenthalben der Mitrheder ein 
Vorkaufsrecht: denn es kann ihnen doch nicht ganz gleichgültig ſein, 
wer ihr Mitrheder iſt. Daher ward dieſe Auskunft getroffen, und 
zwar auch ganz allgemein: wo nicht durch Geſetz, da durch Gewohn— 
heit. Die Art der Ausübung iſt verſchieden beſtimmt. Meiſt ſo, 
daß vor Abſchluß des Handels das Part den Mitrhedern angeboten 
werden muß, und ſie ſich binnen beſtimmter Friſt zu erklären haben, 
indem nach Verlauf der Friſt ihr Recht verloren iſt. Sollte das 
Angebot verſäumt ſein, jo haben ſie noch eine gewiſſe Zeit lang ein! 
Retractsrecht gegen den Käufer. Die Zeitfriſten ſind ſehr verſchie— 
den beſtimmt. Nach preußiſchem Landrecht haben ſie ſich binnen drei 
Tagen zu erklären; wenn übergangen, binnen vier Wochen den 
Retract. Nach ſchwediſchem Seerecht den Retract nur binnen vier 
und zwanzig Stunden vom Augenblick der Wiſſenſchaft. Daneben 
kommt noch in Frage, wer unter mehreren Mitrhedern den Vorzug 
genießt. Einige ſehen blos auf die erſte gerichtliche Meldung. 
Andere darauf, wer den größeren Antheil bereits habe. Das Letzte 
iſt nach den ſonſtigen Grundſätzen des Näherrechts wohl als Regel 
anzuſehen. Uebrigens iſt der Mitrheder nicht immer ſchuldig, das 
Part für den Kaufpreis anzunehmen. Mehrere Geſetze geben ihm 
das Recht, wenn der Kaufpreis zu hoch ſcheint, das Part taxiren zu 
laſſen, und nur das Taxatum zu bezahlen ). 

Schließlich iſt hier noch des beſonderen Falles zu erwähnen, 
wo die übrigen Mitrheder das Part von einem von ihnen überneh— 
men müſſen. Wenn der Schiffer Mitrheder iſt und von ſeinem 
Amte abgeſetzt wird, ſo iſt er nicht blos nicht ſchuldig, ſein Schiff— 
part aufzugeben, ſondern er kann ſogar nach manchen Seerechten 
verlangen, daß die übrigen Mitrheder ſeinen Antheil zu einem ent— 
ſprechenden Preiſe übernehmen 2). 

1) Ruſſ. S. R. Art. 180. Schwed. S. R. Abth. 3. K. 5 (S. 252). Hamb. 
St. R. 2, 14. Art. 31. 
) C. c. § 219. Jacobſen, S. 58. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Rhedern und dem Schiffer ). 


Vorwort. 


Bei dieſem Abſchnitt kann im Ganzen auf Martens verwieſen 
werden. Er handelt umſtändlich von der Annahme und Abſetzung 
des Schiffers, ſowie von deſſen einzelnen Verbindlichkeiten § 159 
bis 163; und enthält in der Hauptſache einen Auszug aus dem 
preußiſchen Landrecht 2). Die Seegeſetze ſind hier überhaupt ſehr 
übereinſtimmend: nur das eine kürzer, als das andere. Die Ver— 
pflichtung der Rheder aus Handlungen des Schiffers, § 165, bedarf 
daher nur in einem Punkt einer Erörterung. 


$ 160 ). Schiffer. 


Schiffer iſt derjenige, der die Aufſicht und Führung des gan— 
zen Schiffes, entweder als Eigenthümer übernimmt, oder dem ſie von 
den Rhedern als Mitrheder oder als Setzſchiffer durch einen Ver— 
trag übertragen wird, welcher nach den Geſetzen vieler Orte eben— 
falls ſchriftlich errichtet werden muß?) und im zweifelhaften Fall 
nach den Grundſätzen der locationis conductionis operarum zu 
beurtheilen iſt. 


§ 161. Annahme und Abſetzung des Schiffers. 


Die Rheder ſind ſchuldig, dahin zu ſehen, daß der von ihnen 
zu beſtellende Schiffer tüchtig, den Landesgeſetzen gemäß’ qualifieirt“) 
und, falls er ſchon ein anderes Schiff geführet hat, von feinem 
vorigen Dienſt entlaſſen ſei “). 

Wird er untüchtig befunden, ſo ſind die Rheder an den Con— 
tract nicht gebunden, vielmehr iſt der Schiffer alsdann zur Rückgabe 


), Engelbrecht, der wohl- unterwieſene Schiffer. Lübeck 792. 8. 

) 2, 8. § 1445 bis 1521. ) § 160 — 164 aus Martens. 
Wine e 

) Cod. Ven. P. I. T. II. 1 u. fg. Pardessus T. II. S. 32 u. fg. 

») Ruſſiſche O. 1. Hauptſt. 13. Preuß. A. L. R. Th. II. Tit. VIII. 8 1448. 
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des Empfangenen und zum Erſatz des Schadens verbunden, und iſt 
überdies ſtraffällig; außerdem aber kann er der Regel nach vor 
Ablauf der im Contract beſtimmten Zeit nicht entlaſſen werden, ohne 
die Rheder zur Schadloshaltung zu verbinden ); er kann aber auch 
ohne Einwilligung der Rheder vor beendigter Reiſe das Schiff in 
keinem Falle freiwillig verlaſſen, ohne dafür verantwortlich zu wer 
den. Wird er durch Krankheit oder Zufall an Fortſetzung der 
Reiſe verhindert, ſo iſt er ſchuldig, die Verfügung ſeiner Rheder zu 
erwarten, oder im Nothfall einem Andern die Führung des Schiffes 
zu übertragen, bei deſſen Auswahl er den mittleren Grad des Fleißes 
zu leiſten verbunden iſt richtiger: ſelbſt für geringe Verſehen haftet! . 


162. Pflichten des Schiffers. 1) vor der Abreiſe. 
) if 


Der Schiffer iſt ſchuldig, in allen Schiffsgeſchäften möglichſt 
den Vortheil der Rheder zu befördern, und allen beſorglichen Nach— 
theil abzuwenden, und muß für alle die Verſehen haften, die ein 
vorſichtiger und erfahrener Schiffer ſich nicht würde zu Schulden 
kommen laſſen ). 

Er iſt daher inſonderheit verbunden, 1) bei Uebernehmung des 
Schiffes und vor Einnehmung der Ladung daſſelbe zu unterſuchen, 
und die entdeckten Mängel den Rhedern zur Abhelfung anzuzeigen, 
bei deren Weigerung dies der Obrigkeit anzeigen oder in Abweſen— 
heit der Rheder ihre ſchleunige Abhelfung zu beſorgen !); 2) für die 
hinreichende und gehörige Beladung und Belaſtung des Schiffs 
Sorge zu tragen, und alle Ueberladung zu vermeiden; auch 3) weder 
gute Fracht um eigenen Vortheils willen auszuſchlagen, noch an 
Kaplafen‘), Schreibgeld u. ſ. f. mehr, als ihm die Geſetze 
erlauben, zu fordern oder anzunehmen; 4) ohne Einwilligung der 
Rheder und Befrachter keine Contrebande oder andere Güter einzu— 
laden, wodurch Schiff und Gut in Gefahr geſetzt werden; und darf 
5) ohne Genehmigung der Rheder keine Waaren für eigene Rech— 
nung, auch nicht in der Cajüte mitnehmen. 


©) S. jedoch Pardessus T. II. p. 35. C. c. art. 218. 
a) Wedderkop L. I. T. III. S XVIII. Preuß. Geſetz-Buch Th. II. T. VIII. 
§ 1461 u. fg. Ruſſ. O. I. Th. H. I. 16. 


v) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 20. Cod. Ven. P. I. T. I. 9 u. fg. Franz. 


. G r 225. 292. 233. 
€) Cod. Ven. P. I. T. I. 25. 26. 
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§ 163. 2) In Anſehung der Reiſe. 


Nach eingenommener Ladung iſt er unter Verantwortlichkeit 
gegen Rheder und Befrachter ſchuldig 1) ohne Noth nicht vom Schiffe 
zu gehen oder zu übernachten; 2) mit erſtem günſtigen Winde abzu- 
ſegeln %); 3) den ihm vorgeſchriebenen Cours oder den nächſten 
ſichern Weg zu ſeiner Beſtimmung ohne Noth nicht zu verlaſſen 
oder in einen andern Hafen einzulaufen “); 4) die Convoy oder 
Admiralſchaft nicht vorſätzlich zu verlaſſen; 5) an den nöthigen 
Orten Lootſen einzunehmen, und ihnen die Führung des Schiffes zu 
überlaſſen ?); 6) in bedenklichen Fällen der Gefahr von Ladung 
und Menſchen mit feinen Schiffsleuten Schiffsrath zu halten“), und 
deren Meinung ohne erhebliche Gründe nicht entgegen zu handeln; 
7) von allen erheblichen Vorfällen die Rheder, oder, an dritten 
Orten, deren Bevollmächtigte zu benachrichtigen; auch 8) ein gehöri— 
ges Tagebuch zu halten), oder durch den Steuermann führen zu 
laſſen; und 9) für die gute Erhaltung der Ladung und des Schiffes 
möglichſt zu ſorgen ). 


§. 164. Nach geendigter Reiſe. 


Nach geendigter Reiſe iſt der Schiffer verbunden, den Rhedern 
genaue Rechnung abzulegen, und den Ueberſchuß auszuantworten “), 
wie er dann ſchon während der Reiſe den geſammten Rhedern oder 
deren Bevollmächtigten auf Verlangen über Einnahme und Ausgaben 
Nachricht geben muß. * 


§ 165. Die Verpflichtung der Rheder durch Handlungen 
des Schiffers ). 
Es iſt eine wichtige Frage, wie weit der Rheder für die 

Handlungen des Schiffers hafte. Schon das römische Recht hat 

„) Wisbuy, S. R. a. 35. 41. V. Phil. II. v. Schiffen art. I. Hamb. 
Statut. P. II. tit. 14. art. 5. Rotterdam A. O. art. 128. Schwed. S. R. el. 2. c. 10. 
) God. Pen. P. I. .I 27. 
e) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 42. H. XIII. 297 u. fg. 
) Cod. Ven. P. II. T. VIII. 1. Preuß. A. L. R. Th. II. T. VIII. $ 1463. 
3. art. 241. 
e) C. c. art. 224. Pardessus T. II. p. 45 u. fg. 
) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 21. Preuß. A. L. R. Th. II. T. VIII. § 1506 u. f. 
„) Ruſſ. O. Th. I. H. VIII. 166. Preuß. A. L. R. B. II. H. VIII. § 129. 
) G. Barth, D. de magistro navis (Dissert. coll. Nr. 8). Cropp, in 
Jur. Abh. 1, 23. 


Mn 
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eine nähere Verordnung darüber in dem Titel: de exexcitoria 
actione. Hier word bekanntlich die Regel aufgeſtellt, daß wegen 
aller Verbindlichkeiten, die ein Schiffer in ſeiner Amtsführung 
contrahirt, der Rheder mit der exereitoria actio belangt werden 
kann. Damit ſtimmen auch die neueren Seerechte im Ganzen 
überein, enthalten jedoch einzelne Modificationen und nähere Beſtim— 
mungen. Man hat hier vorzüglich drei Arten von Handlungen zu 
unterſcheiden, welche auch Martens von einander trennt. 

1) Verträge mit Dritten. So, wenn der Schiffer Fracht— 
contracte abgeſchloſſen, Schiffsbedürfniſſe gekauft, Darlehen auf— 
genommen hat, einen Vergleich mit dem Kaper eingegangen iſt. 
Zunächſt wird hier auf ſeine Vollmacht geſehen. Sind einzelne 
Verträge darin ausgenommen, ſo iſt der Rheder wegen dieſer nicht 
verpflichtet !). Iſt nichts näher beſtimmt, jo gilt auch hier die 
allgemeine Regel, daß die Rhederei wegen aller Verträge hafte, die 
von dem Schiffer in Bezug auf Schiff und Ladung mit Dritten 
abgeſchloſſen find: namentlich für Darlehen 2). Neuere Geſetze 
haben indeſſen wohl einzelne Verträge ausgenommen, welche ohne 
Specialvollmacht nicht gültig ſein ſollen. Dahin gehört namentlich 
ein Verkauf des ganzen Schiffs und eine Verfrachtung deſſelben 
durch Chartepartien. ) Letzteres iſt z. B. in Rußland und in 
Spanien *) geſchehen. Vom Verkauf ſiehe § 193. 

Bei Verträgen, durch welche für das Schiff etwas hergegeben 
iſt, entſteht die Frage, ob der andere Contrahent die wirkliche Ver— 
wendung beweiſen müſſe. So bei Darlehen und der Lieferung von 
Schiffsbedürfniſſen. Das römiſche Recht hat hier die Regel: es 
muß wirklich für das Schiff contrahirt ſein und bewieſen werden, 
daß ein Bedürfniß hiezu für das Schiff vorhanden war: die 
wirkliche Verwendung braucht der Mitcontrahent nicht zu beweiſen 5). 
Auch in neueren Geſetzen iſt dieſes nicht geändert. Nur machen 
mehrere den Zuſatz, daß das Bedürfniß gerichtlich conſtatirt 6), oder 
der Schiffer zur Eingehung des Geſchäftes gerichtlich autoriſirt ſein 
müſſe 7). 

2) Verſehen und Nachläſſigkeiten des Schiffers, wodurch 


) J. 1. § 12. D. de exerc. act. 14, 1. 

5 7. 8. D. eod. 

Jacobſen, S. 328. 4) C. e. art. 128. 129. 
I. 1. § 9. J. 7. pr. § 1. D. de exerc. art. 14, 2. ) Preuß. L. R. 2, 8. § 1502. 
7) C. c. art. 234. 
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die anvertraute Ladung in Schaden gebracht iſt. Er hat z. B. keinen 
Lootſen genommen und das Schiff iſt dadurch zu Grunde gegangen: 
er hat ſich die Ladung ſtehlen laſſen. Auch hier gilt die allgemeine 
Regel: die Rheder müſſen haften, und den Intereſſenten der Ladung 
den Schaden erſetzen. Dieſe Regel folgt aus dem römiſchen Recht. 
Wer Waaren in ein Schiff ladet, hat wegen alles Schadens, der 
zuſtößt, die actio de receptis. Von dieſer wird ausdrücklich gejagt, 
daß ſie gegen den exercitor angeſtellt werden könne ). Auch alle 
neueren Seerechte ſtimmen damit überein, und geſtatten dem Rheder 
nur eine beſondere Rechtswohlthat, eine wahre noxae datio: er kann 
ſich frei machen, wenn er Schiff und Frachtgeld abtritt; ſein übriges 
Vermögen, fortune de terre, haftet nicht. Das wird auch allge— 
mein angenommen: nur die Ausdehnung iſt ſtreitig. Für den Fall, 
wo der Ladung durch ein Delict geſchadet ward, iſt es entſchieden. 
Der Zweifel iſt nur darüber, ob daſſelbe auch auf Verbindlichkeiten 
aus Verträgen auszudehnen ſei. Die einzelnen Geſetze ſind darüber 
verſchieden. Nach preußiſchem Landrecht 2) iſt die Beantwortung 
der Frage zweifelhaft, nach dem code de commerce ?) iſt ſie zu 
bejahen, in England 5) wird fie der Regel nach verneint. Dieſer 
letzten Anſicht iſt beizutreten. Die Rechtswohlthat iſt eine ſinguläre 
Begünſtigung, welche keine Ausdehnung zuläßt. Dagegen ſpricht auch 
die Analogie der römiſchen noxae datio. Gleichwohl iſt es ziemlich 
allgemein eingeführt, daß die Rheder bei Verträgen des Schiffers 
nur mit deſſen Werth und der Fracht haften 5). 

3) Eigentliche Delicte des Schiffers. Hier kommen 
beſonders drei Fälle in Frage: 

a) Die Veruntreuung von anvertrauten Gütern. Daß die 
Rhederei dafür haftet, verſteht ſich von ſelbſt. Die furti actio 
adversus nautas geht ebenfalls gegen den exereitor ). Auch die 
neueren Seerechte erkennen ſolches durchaus an, und laſſen nur 
noxae datio zu. 

b) Uebertretung der Geſetze, wodurch Geldſtrafe oder Confiscation 


1) 1.1. § 2. D. nautae caupones. 4, 9. 7) 2, 8. § 1529. 1531. 

8) Art. 216. 

) Jacobſen, S. 495. S. jedoch Abbott, P. 3. c. 5. p. 274 — 279. 

°) Voet ad Pand. 14, 1. § 5. Schwed. S. N. 2, 16. p. 216. Emerigon 
c. J. s. 11. $1. Jacobſen, S. 64. 65. Dän. Gef. Chriſt. V. B. 4. C. 2. art. 5. 
Stein, Lüb. R. Thl. 5. p. 54. 

6) J. 7. pr. D. nautae caupones 4, 9. 1.1. § 2. D. de exere. act. 14, 1. 
J. un. pr. § 3. D. furti adv, naut., 47, 5. 
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bewirkt iſt: z. B. der Zoll iſt betrogen, Contrebande gemacht. Das 
römiſche Recht entſchuldigt den Rheder, wenn er völlig unſchuldig 
iſt !). Die neueren Seerechte ſind meiſtens ſtrenger, jo daß die 
Rheder auch hier unter dem Factum des Schiffers leiden. Die 
Entſchuldigung, eine Schuld des Schiffers liege vor, würde zu ſehr 
gemißbraucht werden 2): Das war bei der römiſchen Todesſtrafe 
nicht zu beſorgen. 

c) Beraubung und Beſchädigung fremder Perſonen. Das 
kommt beſonders bei einem Schiff, welches auf Kaperei ausgeſchickt 
iſt, in Frage. Nach gemeinem Rechte haftet der Rheder hier wohl 
nicht, falls er nicht durch die Auswahl eines ſchlechten Schiffers 
ſich in Schuld befindet. Denn Delicte, welche von Leuten, die in 
eines Andern Dienſt ſich befinden, verübt werden, gehen dieſe ohne 
deren eigenes Verſchulden nichts an. Neuere Seerechte haben zum 
Theil die Regel, der Rheder hafte bis zum Belauf der geleiſteten 
Caution 5). 

Schließlich noch zwei Erinnerungen: 

1) Haften mehrere Rheder in solidum? Nach römiſchem Recht 
iſt zu unterſcheiden. Werden die Rheder aus einer von dem Schiffer 
zugefügten Beſchädigung in Anſpruch genommen, ſo haften ſie pro 
rata; wenn aus deſſen Verträgen, in solidum ). Nach neueren 
Geſetzen auch im letzteren Falle häufig nur pro rata. 

2) Haben die Rheder die Rechtswohlthat der Vorausklage? 
Nach römiſchem Rechte ſteht ihnen ſolche nicht zu, ſondern der Dritte 
hat freie Wahl 5). Neuere Geſetze 6) haben ſie im Falle zugefügter 
Beſchädigung wohl geſtattet. 


1) J. 11. § 2. D. de publicanis. 39, 4. 

2) Preuß. L. R. 2, 8 8516. 518. 1532 >) C. c. Art. 217. = 

) J. 1. i. f. I. 2. 3 D. de exerc act 14, 2. 1. 7. $5. D. nautae 
caupones. 4, 9. 

) I. 1. S 17. D. de exerc. act 14, 2. 6) Preuß. L. R. 2, 8. § 1529. 
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Sechster Abſchnitt ). 
Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen Schiffer und Schiffsvolk. 
§ 166. Allgemeiner Grundſatz. 


Die Rechte und Verbindlichkeiten des Schiffsvolkes gegen den 
Schiffer jind im Allgemeinen nach dem Verhältniſſe des Geſindes 
gegen ſeine Brodherrſchaft zu beurtheilen, ſofern die Geſetze nicht 
für jene etwas Beſonderes verfügen “). 


§ 167. Heuer und Entlaſſung des Schiffsvolks. 


Das Schiffsvolk wird entweder monatsweiſe oder in Pauſch 
und Bogen, auch zuweilen gegen einen Antheil an Gewinn oder 
Fracht *) geheuert, und muß die Volksrolle unterſchreiben ). Sit 
das Heuergeld nicht feſtgeſetzt worden, ſo wird es an einigen Orten 
nach Verhältniß der Heuer, die der Schiffer für ſich empfängt, an 
anderen nach Gutfinden des Richters der Billigkeit gemäß beſtimmt. 
Außerdem pflegt das Schiffsvolk noch einiger Freiheit in Anſehung 
der Pacotille zu genießen ). Die Strafen gegen Schiffsleute, die 
ſich zugleich an zwei Schiffer verheuern oder mit der empfangenen 
Heuer entlaufen 9), ingleichen gegen Schiffsofficianten und Matroſen, 
welche auf der Reiſe untüchtig befunden werden ), ſind nicht durch— 
gängig gleich, an Geld und Leibesſtrafe, feſtgeſetzt. Verabſchiedet 
der Schiffer einen Schiffsmann “) ohne rechtlichen Grund vor der 
Reiſe, ſo muß er ihm einen verſchiedentlich beſtimmten Theil der 
bedungenen Heuer bezahlen; thut er es aber auf der Reiſe, ſo muß 
er die volle Heuer und auch noch die Retourkoſten bezahlen. Bei 
Zufällen, die den Schiffsmann zum Dienſt untauglich machen, iſt 


) § 166 — 171 aus Martens. 

4) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 22. Preuß. A. L. R. Th. II. Tit. VIII. n. III. 
$ 1554 u. fg. Pardessus T. II. p. 85 u. fg. 

) C. c. art. 257. Pardessus T. II. p. 109. 

*) Cod. Ven. P. IL T. I. I. . NI 

e) Ruſſ. O. Th. I. H. II. 86 u. fg. Pardessus T. II. p. 89. 123. 

Gol, en F EEE 

e) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 39. 

) Preuß. A. L. R. Th. II. T. VIII. $ 1544 — 1560. 
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zu unterſcheiden, ob ſolche vor oder während der Reiſe, und im 
letzten Fall, ob ſie in oder außer dem Dienſt ſich ereignen. Den 
Schiffsmann, der im Dienſt verwundet iſt, oder beſchädigt wird, muß 
der Schiffer auf der Rheder Koſten heilen und verpflegen laſſen ); 
wer aber durch ſeine Schuld erkrankt oder beſchädigt wird, muß ſich 
die Koſten an ſeiner Heuer abziehen laſſen, und kann nur verlangen, 
an ein bewohntes Land ausgeſetzt zu werden. 


§ 168. Heuer bei Veränderungen in Anſehung der Reiſe. “ 


Wird die Reiſe auf Veranlaſſung der Rheder oder durch ange— 
legten Privatarreſt rückgängig, ſo bekommt das Schiffsvolk nur einen 
Theil ſeiner Heuer: wird ſie durch Arreſt von hoher Hand oder 
durch Kriegs- oder Räubergefahr verhindert: ſo bekommt das Schiffs— 
volk außer dem Handgelde höchſtens nur einen geringeren verhältniß— 
mäßigen Theil der Heuer ). 

Wird die Abreiſe über die verabredete Zeit ohne Zuthun des 
Schiffers oder Rheders verzögert: ſo braucht der Schiffer dem Volk 
für die Zeit nur den halben Sold ”) oder eine verhältnißmäßige 
Verbeſſerung zu geben; erfolgt die Zögerung durch Zuthun des 
Schiffers oder Rheders: ſo kann dem Volk an ſeiner Monatsheuer 
nichts gekürzt werden. 

Wird die angefangene Reiſe abgekürzt; ſo erhält, falls dies 
durch Veranlaſſung der Rheder unterbleibt, z. B. wenn das Schiff 
verkauft wird, das Volk freie Rückreiſe und volle Heuer ), wird 
ſie durch Zufall abgebrochen: ſo bekommt es außer der freien Rück— 
reiſe nur ſo viel Heuer, als es bis dahin verdient hat. Wird das 
Schiff von Feinden oder Räubern genommen, oder geht unter: ſo 
kann das Volk keine weitere Heuer fordern; es wäre denn, daß das 
Schiff wieder frei gemacht oder geborgen würde 9). 

ö Die zufällige Abkürzung der Reiſe mindert die Heuer in Pauſch 
und Bogen nicht, ſowie die zufällige Verlängerung derſelben dieſe 
nicht vermehrt, falls nicht der Unglücksfall als Haverei-Große 


6) Ruſſ. O. Th. I. H. II. 107. 

„) S. überhaupt Preuß. A. L. R. Th. II. T. VIII. $ 1567 — 1587. Par- 
dessus T. II. p. 92 u. fg. 

) Nach Cod. Ven. P. II. T. IV. 8. bekommen fie dann gar nichts. 

Y God. Ven. P. H. T. IV. 9. 29. e) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 53. 

) Cod. Ven. P. II. T. IV. 11. 12. 18. 
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vergütet wird. Die gefliſſentliche Verlängerung der Reiſe aber 
verpflichtet den Schiffer zu verhältnißmäßiger Vermehrung der Heuer. 

Die Veränderung des Schiffers befreit das Schiffsvolk vor 
geendigter Reiſe nicht von ſeiner Heuer. 


§ 169. Pflichten des Schiffsvolks. 


Auf den erſten Befehl des Schiffers muß das Schiffsvolk ſich 
auf das Schiff, wozu es gedungen worden, begeben ), und darf 
ſolches, ſobald es ſegelfertig iſt, nicht ohne Erlaubniß des Schiffers 
verlaſſen. N 

Dem Schiffsvolk und beſonders dem Steuermann und Hoch— 
bootsmann liegt unter der Aufſicht des Schiffers ob, alle Vorſicht 
bei Einladung und Looſung der Güter zu beobachten, für die Erhal— 
tung der Waaren durch Lüftung, Umſtechen u. ſ. f. gegen ein gewiſſes 
Kühlgeld zu ſorgen, und die Bergung von Schiff und Gut in 
Unglücksfällen möglichſt zu bewirken. 


§ 170. Recht des Schiffers, es zu ſtrafen. 


Der Schiffer iſt befugt, durch mäßige Leibes- und Geldſtrafen 
das Schiffsvolk zu ſeiner Schuldigkeit anzuhalten ), im Falle 
gröberer Verbrechen die Schuldigen zur Haft zu bringen, und den 
Landes- oder nächſten Gerichten zur fernern Unterſuchung und 
Beſtrafung zu übergeben. Dagegen haftet er den Rhedern und 
Befrachtern für die durch Schuld und Verſehen ſeines Schiffsvolks 
entſtandenen Schäden. f 


§ 171. Endigung des Contracts. 


Nach geendigter Reiſe darf das Schiffsvolk nicht eher abgehen, 
als bis die Waaren ausgeladen und das Schiff waſſerfeſt gemacht 
worden; zögert alsdann der Schiffer mit Bezahlung der Heuer; jo 
iſt das Schiffsvolk befugt, außer der Koſt die an dem Ort üblichen 
Wartgelder zu fordern. 


a) Ruſſ. O. Th. I. H. V. 82. S. überhaupt Preuß. A. L. R. Th. II. 
T. VIII. 8 1588 — 1608. 

4) Ruſſ. O. Th. I. H. I. n. 27. u. fg. Cad. Ven . 
Preuß. A. L. R. Th. II. T. VIII. $ 1604 — 1616. 


$ 172. Einleitung. 351 


Siebenter Abſchnitt. 
Fracht⸗- Contract). 


§ 172. Einleitung. 


Die Rheder eines Schiffes brauchen ſolches häufig für ſich 
ſelbſt, um ihre eignen Waaren zu verführen. Meiſtens aber ver— 
miethen ſie das Schiff an Andere. Freilich zu verſchiedenem Gebrauch: 
z. B. zu Hospitalſchiffen an die Regierung, oder als Waarenlager. 
Der häufigſte Gebrauch aber beſteht darin, daß ſie es auf Seerei— 
ſen zum Transport von Waaren vermiethen. Dieſer Contract heißt 
Fracht-Vertrag, affrͤtement. Der Abmiether heißt Befrachter, 
chargeur, affreteur; das Miethgeld — Fracht, frét; jedoch wird 
unter Fracht auch oft die Ladung verſtanden. Der Vertrag iſt ohne 
Zweifel ein Miethcontract, gerichtet auf die Ueberlaſſung des 
Gebrauchs von Sachen und Dienſten für einen beſtimmten Lohn. 
Er kann indeſſen in die verſchiedenen Claſſen des Miethcontracts 
gehören, wovon unten. 

Nach der Natur des Contractes iſt alſo die Verbindlichkeit der 
Rheder eine doppelte: theils ein Schiff zu liefern, es zum Gebrauch 
fertig zu halten, theils den Transport zu beſorgen, womit Verwahrung 
der und Sorgfalt für die anvertrauten Waaren verbunden ſind. Daher 
ſind die Unkoſten der Ausrüſtung und der Reiſe zur Laſt des Rhe— 
ders: er hat z. B. das Schiff ſegelfertig zu machen, den Proviant 
zu beſorgen, die Heuer für das Schiffsvolk zu bezahlen. Der 
Befrachter zahlt nur ſeine Fracht. Außerdem iſt der Transport 
der Waaren an das Schiff und die Uebergabe an den Schiffer 
Sache des Befrachters. Große Schiffe kommen dem Lande ſelten ſo 
nahe, daß die Ein- und Ausladung unmittelbar geſchehen kann. 
Das Bringen und Abholen geht alsdann den Befrachter an. Der 
Rheder iſt nur verbunden, die Waare auf den großen Schiffen zu 
transportiren, ſoweit er mit dieſen kommen kann. 

Die Verbindlichkeit des Befrachters beſteht theils in der zeitigen 
Lieferung der Waare, vergl. § 176, theils in der Zahlung der 


x 


) E. Lawes, Practical treatise on charterparties, bill of lading ete. 
London 813. 8. circa 600 Seiten. 


352 Seerecht. 


Fracht. Außer der Fracht ſind von dem Befrachter noch einige 
beſondere Nebenkoſten zu entrichten, ähnlich z. B. wie das Schlüſſel— 
geld beim Hauskauf. Dieſe Nebenkoſten ſind theils ein Beitrag zu 
gewiſſen Koſten der Reiſe, welche unter dem Namen der kleinen 
oder ordinären Haverei vorkommen, vergl. § 186; theils ein Dou— 
ceur für Schiffer und Schiffsvolk, welches Kapplaken, (Laken zu 
Kappen), le chapeau de maitre, hatmoney oder primage heißt, 
weil deſſen urſprüngliche Beſtimmung in der Auſchaffung von Win— 
terkleidern beſtand. Dieſe beiden Artikel werden jetzt gewöhnlich auf 
beſtimmte Procente der Frachtſumme bedungen: in Deutſchland 
meiſtens 15 pCt., daher die Clauſel in den Frachteontracten, „mit 
15 pCt. Kapplaken und kleine Haverei.“ Dieſer Beſtimmung wegen 
pflegt man ſie immer als ein Acceſſorium der Fracht anzuſehen: 
d. h. ſie werden in demſelben Maaße bezahlt, und nicht bezahlt, wie 
dieſe „). 

Uebrigens iſt eine Art von Frachtcontract auch dann vorhan— 
den, wenn die Mitrhederei ſelbſt befrachtet. Nicht immer gerade 
haben alle Mitrheder Luſt, Antheil zu nehmen. Auch hat nicht 
gerade Jeder ſoviel einzuladen, als ſein Part beträgt. Das gäbe 
eine weitläuftige Auseinanderſetzung. Die Aushülfe wird ſo getrofſen, 
daß die Societät einen gewiſſen Preis der Fracht beſtimmt, dieſer von 
jedem Mitrheder nach dem Belauf ſeiner Einladung bezahlt, und der 
Ertrag nach Parten vertheilt wird. Das iſt auch ein wahrer Fracht— 
Vertrag. Jeder Einzelne ſchließt mit der Societät ab, und in ihm 
iſt eine doppelte Perſon zu unterſcheiden. Als Befrachter zahlt er die 
Fracht, als Mitrheder trägt er zu den Koſten bei und nimmt Theil 
am Ertrage. 


§ 173. Chartepartie. 


Die Vermiethung eines Schiffes geſchieht in zwiefacher Weiſe, 
im, Ganzen oder auf Stückgüter. Im erſten Fall wird das ganze 
Schiff an einen einzigen Befrachter vermiethet, ſo, daß nur ein Ver— 
trag über die Befrachtung des ganzen Schiffes abgeſchloſſen wird. 
Dieſer Vertrag heißt Chartepartie oder Charte, Charte-Partie, ein 
Name, welcher von der früheren Sitte herrührt, das Papier, auf 


1) Jacobſen, ©. 404. 
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welche Verträge geſchrieben wurden, unter den Contrahenten zu 
theilen. Der Vertrag enthält eine Sach- und Dienſtmiethe zugleich. 
Er wird immer ſchriftlich errichtet, was nach vielen Geſetzen 1) ſogar 
Nothwendigkeit iſt. Die Gegenſtände dieſes Vertrags ſind folgende: 

1) die Anga be des Schiffers und Schiffes. Beides iſt natürlich dem 
Befrachter nicht gleichgültig. Daher iſt der Rheder der Regel nach einſei— 
tig nicht berechtigt, Andere zu ſubſtituiren. Wohl aber im Fall der 
Noth, ohne daß der andere Theil zurücktreten darf: beſonders in 
Betreff des Schiffers, wenn dieſer krank geworden, oder wenn Gründe 
vorhanden waren, ihn abzuſetzen. 

2) Die Reiſe, wozu gemiethet ward: von wo an und wohin. 
Dabei ein dreifacher Fall: 

a) Es iſt blos für die Hinreiſe abgeſchloſſen, jo, daß der Ver— 
trag mit der Ankunft und Ausladung zu Ende geht und das Schiff 
wieder zum Gebrauch der Rheder ſteht. 

b) Für Hin- und Herreiſe, ſo, daß der Befrachter berechtigt iſt, 
das Schiff auch für die Rückreiſe mit einer neuen Ladung zu befrachten. 

c) für eine durchgehende Reiſe, wenn mehrere Orte feſtgeſetzt 
ſind, die das Schiff ſucceſſiv beſuchen und wo es etwas ein- und 
ausladen ſoll: faire échelle. 

Zuweilen kommt es auch wohl vor, daß eine Chartepartie nicht 
zu einer beſtimmten Reiſe, ſondern auf beſtimmte Zeit abgeſchloſſen 
wird. Dann kann der Befrachter es während dieſer Zeit hinſchicken, 
wohin er will. Ehemals war dies häufiger: jetzt kommt es ſehr 
ſelten vor, wenigſtens nicht bei größerer Kaufartheifahrt. Dabei 
iſt es Regel, daß der Sommer bis Martini gerechnet wird. Muß 
nun die Miethe erſetzt werden, wenn das Schiff über Zeit ausbleibt? 
Geſchah ſolches durch Schuld des Befrachters, ſo verſteht ſich das 
von ſelbſt: wenn aber durch unerwartetes Unglück, keineswegs. Denn 
der Verfrachter muß den Zufall tragen 2). Einzelne Seerechte ſind 
jedoch wohl abweichend 3). 

3) Die Ladung des Schiffes. Jedoch nur im Allgemeinen die 
Art der Güter, womit es hauptſächlich beladen werden ſoll. Selbſt 
das wird nicht immer angegeben, ſondern blos „eine Ladung 
Kaufmannsgüter,“ „eine rechte und bequeme Ladung.“ Dann ſteht 
es im Ermeſſen des Befrachters, was er einladen will. Es verſteht 
ſich jedoch von ſelbſt, daß er keine verbotenen Güter laden darf; 


Preuß. L. R. 2, 8. $ 1620. ) Preuß. L. R. 2, 8. 8 1406. 
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namentlich in Kriegszeiten keine Kriegscontrebande: denn dadurch 
würde auch das Schiff der Gefahr der Nehmung ausgeſetzt. 

Ein genaues Verzeichniß der geladenen Güter auf der Hinreiſe 
wird von Martens irrthümlich als Inhalt der Charte angegeben. 
Das iſt unmöglich. Der Befrachter weiß es ſelbſt noch nicht genau; 
kann auch noch nicht beſtimmt wiſſen, was hineingeht. Uebrigens 
wird über den wirklichen Beſtand der Ladung nachher eine eigene 
Urkunde abgefaßt, worin dieſe Ladung genau verzeichnet iſt, und 
dieſe Urkunde von Schiffer und Befrachter unterſchrieben, — das 
Manifeſt. . 

4) Die Frachtgelder. Sie werden auf verſchiedene Weiſe 
bedungen: theils mittelſt Bauſchſumme, en bloc, theils nach Belauf 
der Güter, welche eingeladen werden. Bisweilen wird die Fracht 
feſtgeſtellt für die auszuladenden Güter, meiſtens aber für die einzu- 
ladenden. Letzteres iſt für die Rheder vortheilhafter. Denn meiſtens 
tritt unterwegs einiger Verluſt ein durch Lecken, Verſpillen, Zuſam⸗ 
mentrocknen. In dem zweiten Fall wird die Fracht nur bezahlt von 
den wirklich eingeladenen, resp. ausgeladenen Gütern, nicht für 
den vollen Gehalt des Schiffes; z. B. man miethet ein Schiff von 
200 Tonnen à 20 Thaler per Tonne, und ladet 1951). Dabei 
wird jedoch vorausgeſetzt, daß man das Schiff ungefähr vollade. 
Wenn viel fehlte, jo wäre auch für das fehlende, was noch hatte 
eingeladen werden können, Fracht zu zahlen. Denn der Befrachter 
hat das ganze Schiff gemiethet, es iſt alſo ſeine Schuldigkeit, es 
ganz zu befrachten. In Betreff des fehlenden entſcheiden alſo die 
Regeln der Fautfracht: vergl. § 177. — Wo die Fracht nach dem 
Belauf der Güter bedungen iſt, wird ſie gewöhnlich nach dem 
Gewicht beſtimmt, zuweilen aber auch und‘ dem Raum, den ſie eins 
nehmen: z. B. per 100 Kubikfuß. 

5) Die Zeit der Ladung, und zwar in einer doppelten Bezie- 
hung. Zunächſt, wann die Ladung anfangen ſoll. Darüber muß 
ein Termin da ſein, damit beide Theile wiſſen, wann ſie ſich parat 
zu halten haben. Lange Verzögerung iſt für beide Theile nachtheilig. 
Hauptſächlich aber iſt die Dauer der Einladung feſtzuſtellen. Denn 
es iſt für die Rheder ſehr nachtheilig, wenn dabei zu lange Zeit 
zugebracht wird; ſie müſſen ihr Schiffsvolk ſchon bezahlen. Ebenſo 
wird eine beſtinemte Zeit zum Ausladen, Löſchen, feſtgeſetzt. Die 
Tage, welche für dieſe beiden Zwecke vereinbart werden, heißen im 


) 1.10. § 2. D. de lege rhodia. 14, 2. Stat. Hamb. 2, 15. 88. 
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Allgemeinen Liegetage. Dabei wird häufig nicht eine beſondere Zahl 
für die Einladung und eine beſondere für die Ausladung genannt, 
ſondern ein Quantum für beide zuſammen, ſo daß, was an dem 
Einen erſpart wird, dem Andern zu Gute geht. Dieſe Zeitfriſt 
wird ſelten genau eingehalten. Zufälle verzögern ſie oft ſehr. Daher 
iſt es bei Chartepartien üblich, für jeden Tag mehr eine beſondere 
Entſchädigung zu bedingen, — Ueber- Liegegelder, welche oft ſehr hoch 
bedungen werden. Die Liegetage werden angerechnet von dem Tage, 
wo der Schiffer angezeigt hat, daß er fertig ſei zu empfangen. 
Ebenſo die Löſchtage von dem Tage, wo er dem Empfänger anzeigt, 
daß er bereit ſei auszuladen. Ob Sonn- und Feſttage mit einge— 
rechnet werden, richtet ſich nach der Clauſel des Contracts; man 
unterſcheidet laufende Tage und Werktage. Uebrigens fragt es ſich: 

1) Ob dieſe Liegetage auch dann zu bezahlen ſind, wenn ein 
Zufall die Ladung oder Löſchung gehindert hat: z. B. Embargo auf 
die Waaren, Sturm, Eisgang. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt 
die Frage zu bejahen. Bei dem Miethvertrag iſt der Zufall von 
dem zu tragen, den er getroffen hat. Iſt der Schiffer bereit gewe— 
ſen, und hat ein Zufall den Befrachter verhindert, ſeine Handlung 
zu verrichten, ſo hat der Zufall ihn getroffen. Er hat alſo die 
nachtheiligen Folgen zu tragen, und kann ſich von der Verbindlich— 
keit der Liegegelder darum nicht losſagen ). 

2) Bei Ablauf der Liegetage muß der Schiffer nach dem Her— 
kommen einen Proteſt errichten. Nach der Regel des gemeinen Rechts 
iſt dies unnöthig. Dies interpellat pro homine 2). Indeſſen iſt 
es allgemein üblich. 


§ 174. Stückgutladung. 


Der zweite Hauptfall war, wenn auf Stückgüter angelegt iſt, 
d. h. das Schiff beſchließt eine beſtimmte Reiſe, und nimmt von 
vielen Befrachtern einzelne Güter dazu ein. Die Aufforderung, ſich 
-deßfalls anzumelden, wird gewöhnlich öffentlich in den Zeitungen 
bekannt gemacht, und mit Jedem, der ſich meldet, ein beſonderer 
Contract abgeſchloſſen. Dabei wird meiſtens die Hülfe der Schiffs— 
mäkler in Anſpruch genommen, bei denen, als Vertretern des 
Schiffers, ſich die Befrachter melden, und mit ihnen die Verträge 


) Abbott S. 195. Nicht abweichend iſt Stat. Hamb. 2, 15, Art. 4. Im 
alten Statut von 1497. S. 29. ſtatt „Schuld“ das Wort „Ghebreke“. 

) Arg. 1.12. C. de contrahenda stip. 8, 38. 
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abſchließen. Im Fall der Stückgutladung liegt alſo eine Menge von 
Frachtcontracten mit verſchiedenen Intereſſenten vor. Das iſt die 
Verdingung eines Werkes, opus conductum. Der Schiffer über- 
nimmt das Werk, den Transport zu beſchaffen. Dieſer Contract 
wird im römiſchen Recht ſtets als Werkmiethe aufgefaßt, bei Fuhr— 
leuten wie bei Schiffern. Der Schiffer iſt der Miether des Wer— 
kes, die Befrachter ſind die Vermiether 1). Dieſer Vertrag iſt alſo 
viel einfacher als die Befrachtung des ganzen Schiffs. Schiff, 
Schiffer und Reiſe ſind durch die Bekanntmachung beſtimmt. Es 
bedarf daher blos einer Abrede über Art und Quantum der Güter 
und über Fracht. Bisweilen kommen wohl einzelne Nebenverträge 
vor: z. B. inwiefern der Schiffer für Beſchädigung haftet, allein 
weſentlich iſt das nicht. Daher wird auch hier gewöhnlich kein 
ſchriftlicher Contract abgeſchloſſen. Fürs erſte trägt der Mäkler es 
in ſein Tagebuch, und nachher vertritt das Connoſſement die Stelle 
des Contractes. Uebrigens wird auch bei Stückgüterladung jedes— 
mal ein Manifeſt angefertigt. Das iſt nothwendig, um ſich bei den 
Zöllen auszuweiſen. Der Mäkler macht es auf ſeinen Eid, und 
unterſchreibt es mit dem Schiffer. 


§ 175. Das Connoſſement. 


Das Connoſſement iſt eine wichtige Urkunde, und enthält einen 
Schein des Schiffers, daß er die darin verzeichneten Waaren empfan⸗ 
gen habe, und ſelbige nach Ordre des Einladers abliefern wolle. 
Die Ausſtellung des Connoſſements erfolgt nicht gleich bei der Ein— 
ladung, ſondern da nur ein vorläufiger Lieferungsſchein über jede 
einzelne eingeladene Partei. Aus dieſen wird das Connoſſement 
verfertigt, ſo daß alle Theile der Ladung, welche zuſammengehoͤren, 
in ein Connoſſement gebracht werden. Der Inhalt ergiebt ſich mei— 
ſtens von ſelbſt. Es enthält: 

a) eine genaue Bezeichnung der Waaren: wenn alſo dieſelben 
ſich in Kiſten und Fäſſern befinden, deren Zeichen und Nummern. 

b) den Namen des Befrachters, von welchem die Waare empfan— 
gen iſt; 

c) den Ort der Ablieferung und die Perſon des Empfängers. 
Der letzte ſteht nicht immer im Connoſſement, ſondern daſſelbe wird 
oft nur an Ordre des Abladers geſtellt, wie ein Wechſel. Dann 


) J. 13. § 1 und 2. 1. 25. § 7. D. locati. 19, 2. 
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giebt der Ablader nachher die Anweiſung durch ein Indoſſament auf 
der Rückſeite; 

d) Fracht und Nebenkoſten: denn dieſe müſſen von dem 
Empfänger nach Inhalt des Connoſſements gezahlt werden. — Eine 
Erläuterung ſeines Inhaltes findet ſich bei Büſch ). Unterſchrieben 
wird es vom Schiffer, nach einigen Geſetzen auch vom Ablader ?). 
Stets werden mehrere gleichlautende Exemplare ausgefertigt, jetzt 
gewöhnlich drei. Eins behält der Schiffer zu ſeiner Notiz; die übri— 
gen bekommt der Befrachter; er ſendet davon eins auf anderem Wege 
an den Empfänger, und behält das dritte für den Nothfall, wenn 
ein neues erforderlich werden ſollte. Zuweilen werden auch vier 
ausgeſtellt, und das vierte erhält der Rheder 2). Dieſes Document 
giebt dann dem Empfänger, auf deſſen Namen es lautet, ein Recht 
auf Ablieferung der Waare. Das Connoſſement begründet alſo eine 
Forderung gegen den Schiffer, weil er darin verſprochen hat, an 
dieſen abzuliefern, und keinem Andern ſicher abliefern kann. Er 
darf daher die Waaren nicht anders zurückgeben, als gegen Rück— 
empfang ſämmtlicher Connoſſemente: denn er wäre ſonſt deren 
Beſitzer in gutem Glauben verantwortlich ). Das Connoſſement iſt 
daher ein verkäufliches Papier ſo gut wie ein Wechſel. Wie dieſer 
eine Forderung gegen den Acceptanten oder Ausſteller begründet und 
darin ſein Werth liegt, ſo giebt das Connoſſement eine Forderung 
gegen den Schiffer und ein Recht auf die Waaren. Das Connoſſe— 
ment wird deßhalb oft von dem Empfänger noch vor Ankunft der 
Waaren verkauft oder verpfändet. Dann it dadurch implicite die 
Waare ſelbſt verkauft oder verpfändet. Es repräſentirt alſo die 
Waaren, wie eine Schuldforderung (nomen) durch den Schein 
(chirographum) vertreten wird. Oft geht das Connoſſement in die 
dritte und vierte Hand. Die Uebertragung geſchieht gerade wie bei 
Wechſeln durch Indoſſament. Sie führt auch denſelben Namen. 

Dabei iſt denn zugleich häufig der Grundſatz angenommen, daß 
der Empfang und die Uebergabe des Connoſſements das Eigenthum 
der Waaren ſelbſt übertrage. Man ſieht darin eine ſymboliſche 
Tradition. Wer das Connoſſement empfangen hat, gilt für den 
Eigenthümer, weungleich die Waare noch auf der See iſt. Wird 
es verkauft und tradirt, ſo geht das Eigenthum der Waare über, 
wenngleich ſie noch unterwegs iſt. Wenn daher A das Connoſſement 


) Darſtellung Th. II. Zuſ. 58. 2) C. c. art. 282. 
) C. c. a. a. O. ) Preuß. L. R. 2, 8. § 1655. 1656. 
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empfangen und B die Waaren in Beſitz bekommen hat, jo hat A 
als Eigenthümer den Vorzug, und kann von B vindiciren. Der 
Grund dieſer Regel liegt darin: es ſoll der Empfänger des Con— 
noſſements die volle Sicherheit haben, daß er die Waaren empfangen 
werde, er ſoll ſie alſo mit Sicherheit bezahlen und darauf borgen 
können. Wer nämlich Waaren abſendet, traſſirt gewöhnlich auf den 
Empfänger Wechſel für den Belauf: und zwar, wenn für deſſen 
Rechnung abgeſendet iſt, den ganzen Belauf; wenn in Commiſſion, 
wenigſtens die Hälfte oder zwei Drittel. Dieſe Wechſel könnte der 
Empfänger vor Ankunft der Waare nicht mit Sicherheit bezahlen, 
wenn er nicht durch das Connoſſement der Waaren gewiß wäre. 
Bei dieſem Grundſatz aber kann er, ſobald er das Connoſſement 
empfangen, ſicher bezahlen: denn er iſt ſchon Eigenthümer, jo gut 
als ob er die Waaren ſelbſt empfangen hätte. Ueber dieſes Alles 
iſt jedoch zu bemerken: 

1) Der Grundſatz vom Eigenthumsübergang iſt keineswegs 
völlig ausgemacht ). Durch ausdrückliche Geſetze iſt ſie nicht ver— 
ordnet. Ich wüßte keins. Sie iſt aber eine unter Kaufleuten ange⸗ 
nommene Idee, und liegt dem neueren Seerecht bei einzelnen Dis— 
poſitionen zum Grunde. Dieſe Anſicht der Kaufleute iſt jedoch 
keineswegs unbeſtritten. Angenommen iſt ſie aus obigem Grunde 
zur Sicherheit des Geldbezahlens, aber, ſtreng durchgeführt, hat die 
Anſicht auf der andern Seite Härten und Unbilligkeiten zur Folge: 
z. B. es verſchreibt Jemand Waaren, empfängt das Connoſſement, 
macht Concurs, und der Abſender hält die Waaren an, ehe ſie 
wirklich abgeliefert ſind. Conſequenterweiſe muß er die Waaren an 
die Maſſe verabfolgen, und beim Concurſe deren Preis liquidiren, 
was doch ſehr hart iſt. Wenn daher ſolche Fälle vorkommen, ſo 
hat man wohl das Princip in Streit gezogen, und die Praxis der 
Gerichte iſt ſo wenig gleichförmig wie die Vorſchriften einzelner 
Geſetze. In Hamburg 2) z. B. wird in dem angegebenen Falle dem 
Abſender der Vorrang eingeräumt. Der Grundſatz ſelbſt iſt daher 
ein ſchwankender: das Gewohnheitsrecht befindet ſich noch in den 


) Vergl. beſonders zwei Diſſertationen. J. D. Schlüter, D. de traditione 
mercium per literas recognitionis. Tr. a. Rh. 750 für; G. Rentzel, D. de 
litteris recognitionis. Lugd. Bat. 754. wider Eigenthumsübergang. Noch mehrere 
bei Büſch a. a. O. G. P. Widow, De dominio mercium intervenientibus literis 
recognitionis transmissarum. Gött. 761. 4. Vergl. Delvincourt, Institt. du 
droit commercial. T. 2. p. 221. Benecke, Thl. 1. S. 215 — 218. 265. 

2) N. F. O. Art. 25. 
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Geburtswehen. Eine Analogie des gemeinen Rechtes 1!) ſpricht einiger— 
maaßen dafür. Nach ſolchem ſoll da, wo die Urkunde, welche das 
Recht an einer Sache documentiren ſoll, tradirt worden iſt, die 
Sache ſelbſt als übergeben angeſehen werden. Ein ſolches Docu— 
ment iſt das Connoſſement. Es documentirt das Recht des Befrach— 
ters: man kann alſo wohl ſagen, indem er dieſes dem A 
tradirt, übergibt er die Sache ſelbſt. 

2) Wenn man auch den Grundſatz ſelbſt von der Eigenthums⸗ 
übertragung für richtig hält, ſo kann dieſe doch nur inſoweit ange— 
nommen werden, als der Kaufpreis bezahlt oder creditirt it: wenn 
nicht, ſo liegt auch im Empfang des Connoſſements keine Eigen— 
thumsübertragung. Denn das Höchſte, was ſich annehmen läßt, iſt 
doch nur, daß das Connoſſement für Tradition gelte, und alſo das 
wirke, was die Tradition der Waare ſelbſt bewirkt. Wo alſo dieſe 
das Eigenthum nicht übertragen würde, geſchieht dieſes auch nicht 
durch den Empfang des Connoſſements. N 

Aus Obigem ergiebt ſich, daß, wenn der Abſender nicht creditirt 
hat, und wegen der Zahlung beſorgt wird, er ein zweites Connoſſe— 
ment an einen Dritten indoſſiren kann, und dieſer beim Empfang 
der Waaren den Vorzug hat, bis der Käufer bezahlt. Denn der 
Abſender iſt noch Eigenthümer, kann alſo vindiciren, und gegen die 
Einrede des Kaufs ſich der Replik bedienen, der Preis ſei noch nicht 
bezahlt. Der Abſender ſelbſt wird alſo ſo lange vorgehen, bis 
bezahlt iſt. Der Abſender hat aber ſein Recht auf den Inhaber 
des zweiten Connoſſements übertragen, und dieſen dadurch zu ſeinem 
Bevollmächtigten gemacht. 

Eine fernere Folge iſt, daß daſſelbe auch dann gelten muß, 
wenn der Käufer das Connoſſement an eine dritte Perſon verkauft 
oder verpfändet hat. Dieſer kann nicht mehr Recht haben, als der 
Käufer: da dieſer noch kein Eigenthum hat, ſo kann er auch keines 
auf Dritte übertragen: es gilt alſo das Vorige. Dieſer Satz iſt 
indeſſen beſtritten. Solche Fälle kommen häufig vor, daß Waaren 
verſchickt, das Connoſſement empfangen und verkauft, und dann Banke— 
rott gemacht wird. Wann der Abſender dies erfährt, jo ſchickt er 
ein neues Connoſſement an einen Andern, und nun entſteht die 
Colliſion. Dann geben mehrere dem Inhaber der erſten Connoſſe— 
ments den Vorzug. Als Beſitzer im guten Glauben dürfe er unter 


) J. 1. C. de donationibus 8, 54. 
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dem Unrecht ſeines Vormanns nicht leiden; die Sicherheit des Han— 
dels erfordere ſolches: Niemand könne ein Connoſſement mit Sicher— 
heit kaufen, wenn ſein Recht darunter leiden ſollte, ob ſein Vor⸗ 
mann die Waare ſchon bezahlt habe. Das hat beſonders Büſch 
vertheidigt 1). Allein billig hat der Abſender den Vorzug. Wenn 
es hart iſt für den Beſitzer im guten Glauben, ſo iſt es ebenſo 
hart für den Abſender, welcher nicht creditirt hat, daß er ſeine 
Waare verlieren ſoll. Das Rechtsprincip iſt offenbar für den 
Abſender. Daß der Ankauf eines Connoſſements dadurch unſicher 
wird, iſt wahr: aber kein Unglück. Der Handel mit Connoſſementen 
verdient eben keine Begünſtigung: er iſt meiſtens eine Aushülfe für 
Kaufleute, die auf ſchwachen Füßen ſtehen, und ſich in Speculationen 
über ihre Kräfte eingelaſſen haben. — Unter den Geſetzen hat ſich 
blos die Hamburger Falliten-Ordnung 2) ausgeſprochen, und ent- 
ſcheidet für dritte Inhaber des erſten Connoſſements. 

Bei dieſer Regel entſteht noch die Frage, ob darin ein Credi— 
tiren liege, wenn die Waare zwar vor empfangener Bezahlung abge— 
ſandt, aber zugleich für den Belauf traſſirt worden iſt. Dieſe Art 
ſich Zahlung zu verſchaffen iſt unter Kaufleuten die gewöhnliche. 
Die Beantwortung iſt zweifelhaft, und für die Verneinung laͤßt ſich 
Folgendes ſagen. Der Abſender thut Alles, was in ſeiner Hand 
iſt, um ſich gleich Bezahlung zu verſchaffen, er bekommt das Geld 
gleich durch den Verkauf des Wechſels und nöthigt auch den Käufer, 
ſo ſchleunig zu bezahlen, wie es in ſeiner Macht ſteht. Er handelt 
wie ein Käufer, der mit der Waare zugleich die Rechnung überbringt, 
damit der Verkäufer ſie bezahle. Die Stelle der Rechnung vertritt 
hier der traſſirte Wechſel 3). Allein obiges Raiſonnement gilt doch 
wohl nur da, wo Wechſel und Connoſſement an einen Dritten ein— 
geſandt ſind, damit dieſer gegen Bezahlung ausliefere. Wenn der 
Wechſel nur acceptirt iſt, jo heißt es satisfactum est. Das Obige 
iſt alſo dahin abzuändern. Wenn, wie gewöhnlich, der Abſender bei 
Einſendung des Connoſſements für den Belauf der Waare traſſirt 
hat, ſo geht das Eigenthum über, ſobald der Empfänger den Wech— 
jel acceptirt. Denn dann heißt es satisfactum est 5). 


— 


) Darſtellung der Handlung. Thl. 2. S. 360 u. f. Jacobſen, S. R. S. 235 u. j. 

Art, 25. Nr. 3. 

) Carſtens, Beitr. zur Erläuterung des Lüb. R. Thl. II. S. 172 u. f. 
Böhmer, Cons. et. decis. T. III. P. 2. Dec. 296. 

) Pobertz w. Beskow, 22. April 23. Nr. I. 
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§ 176 bis 178. Mängel der Contractserfüllung. 


Martens hat die Fälle, wo der Contract nicht gehörig erfüllt 
iſt, etwas unordentlich behandelt, und die verſchiedenen Fälle zu ſehr 
durch einander geworfen. Im Ganzen ſind drei Hauptrubriken zu 
machen. Die Reiſe wird verzögert, ganz aufgehoben, unterbrochen. 
Im Ganzen thut dies auch Martens, behandelt aber mehrere Fälle 
in verkehrten Paragraphen, und kann daher nicht genau befolgt 
werden. 


§ 176. Verzögerung der Reife. 


Dies kann geſchehen: 

1) von Seiten des Schiffers. Das Schiff war mit Arreſt 
belegt; beſchädigt; er hat ſich an der Abfahrt verſäumt. Anlangend hier: 

a) den Schadenserſatz, ſo iſt zu unterſcheiden, ob die Verzöge— 
rung durch Verſchulden oder Zufall herbeigeführt ward. In jenem 
haftet die Rhederei, in dieſem nicht. Es iſt nur ſchwierig, den 
Belauf des Intereſſe anzugeben. Es wäre daher gut, eine Con— 
ventionalſtrafe zu bedingen, nach Art der Liegetage. Indeſſen iſt 
dies noch nicht üblich. Sodann fragt es ſich: 

b) ob der Befrachter wieder zurücktreten und etwa wieder aus— 
laden dürfe. Bei bedeutendem Verzug allerdings; kleinere Verzöge— 
rungen kommen freilich nicht in Betracht: wohl aber längere, nach 
Analogie der Sachmiethe ). 

2) Von Seiten der Befrachter. Hier iſt zu unterſcheiden, ob 
eine Chartepartie abgeſchloſſen, oder ob Stückgüter bedungen ſind. 

a) Im Fall einer Chartepartie entſcheidet ſich die Frage von 
ſelbſt, wenn Liegegelder bedungen ſind. Der Schiffer muß warten, 
und erhält jene Gelder. Sind dagegen keine Liegegelder bedungen, 
ſo muß Erſatz des Schadens geleiſtet werden. 

Dieſes ſelbſt dann, wenn ein Zufall die Einladung hindern 
ſollte ?). Denn dieſen Zufall, welcher ſich an den Gütern des 
Befrachters ereignet, hat dieſer zu tragen. Wenn er alſo will, daß 
der Schiffer warten ſoll, ſo muß er auch die Unkoſten dieſes War— 
tens gutmachen. Uebrigens entſteht auch hier die Frage, ob der 
Schiffer bei laͤngerer Zögerung vom Contract abgehen könne. Sie 
iſt nach Analogie des vorigen Falles zu bejahen: beim Miethcontract 
iſt der Verzug ein Grund des Rücktritts. Wenn der Schiffer auch 


1) 1.24. § 4. 1.60. pr. D. locati. 19, 2. ) Am Rande ſteht hier ein? 
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Erſatz ſeiner Unkoſten erhält, ſo iſt das Liegen ihm doch noch nach— 
theilig, weil er den Gewinn entbehrt, den er machen konnte, wenn 
er das Schiff zu einer andern Frachtfuhr gebrauchte. 

b) Sind Stückgüter in Frage, ſo kann und darf der Schiffer 
nicht warten, weil dies für die übrigen Befrachter höchſt nachtheilig 
ſein würde. Wenn alſo ein Befrachter nicht zur gehörigen Zeit 
liefert, ſo ſegelt der Schiffer ab. Das Reſultat iſt alſo, daß der 
Vertrag gar nicht erfüllt wird, und wegen Zahlung der Fracht ent— 
ſcheiden die Grundſätze des § 177. Da übrigens bei Stückgütern 
nicht leicht ein beſtimmter Tag zur Ladung feſtgeſetzt iſt, ſo muß 
eine Anmahnung vorangehen. 


§ 177. Aufhebung der Reiſe. 


Wenn die Reiſe ganz unterbleibt, ſo kann dies entweder ſo 
geſchehen, daß der Schiffer, oder ſo, daß beſtimmte Güter die Reiſe 
nicht antreten. Die allgemeine Regel lautet hier dahin: Geht die 
Behinderung von dem Befrachter aus, ſo muß er, gleichgültig ob 
Zufall oder Verſchulden der Anlaß war, die Fracht bezahlen. Rührt 
dagegen die Hinderung vom Schiffer her, ſo hängt ſeine Haftpflicht 
davon ab, ob Zufall oder Verſchulden dieſelbe herbeiführten. In 
Betreff der einzelnen Fälle iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Ein Zufall war daran Schuld. Dahin gehört zunächſt der 
Fall, wenn der Zufall die Reiſe unmöglich macht: z. B. Schiff oder 
Gut geht zu Grunde; der Handel nach dem Orte wird verboten; 
Embargo wird auf das Schiff gelegt; Arreſt oder Ausſuhrverbot 
tritt für die Waaren ein. Sodann der Fall, wenn eine zufällige 
Verrückung der Umſtände die Vollziehung der Reiſe unvernünftig 
machen würde: z. B. die verſchriebenen Warren werden contreman— 
dirt. Die geänderten Preiſe rathen von der Speculation ab. Der 
Ausbruch eines Krieges macht die Verſendung zu gefährlich ). In 
dieſem Falle iſt wieder zu unterſcheiden, wen der Caſus getroffen: 

a) er trifft den Schiffer, ſo daß er nicht fahren kann. Das 
hebt den Vertrag auf. Der Schiffer hat gar nichts zu fordern, und 
muß ſelbſt die empfangene Fracht zurückerſtatten 2). Dagegen iſt er 
aber auch keinem Anſpruch auf Schadenerſatz ausgeſetzt, z. B. wegen 
der Koſten der Ausladung: denn für Zufall braucht Niemand auf 


) Die Worte „Sodann“ bis „gefährlich“ find im Mſ. eingeklammert. 
) J. 15. § 6. D. locati. 19, 2. 
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zukommen. Hat er das Recht, ſich ein anderes Schiff zu ſubſtitui— 
ren. Nicht ohne Einwilligung des Befrachters: denn dieſer hat ein 
Recht auf das beſtimmte Schiff. 

b) Hat der Zufall die Waare und den Befrachter getroffen, 
ſo muß nach Analogie des gemeinen Rechtes die Fracht dennoch 
bezahlt werden. Wer eine Sache oder Dienſte gemiethet hat, und 
durch Zufall am Gebrauch gehindert wird, muß dennoch zahlen, 
wenn der Vermiether zur Leiſtung bereit geweſen iſt ). — Indeſſen 
ſind die neueren Seerechte häufig gelinder, und ſprechen den Befrach— 
ter zum Theil von der Zahlung frei. Sie machen beſonders einen 
Unterſchied, ob ſchon geladen geweſen iſt. War dies noch nicht der 
Fall, ſo ſoll gar keine Fracht bezahlt werden, ſondern blos die 
Unkoſten, welche der Schiffer bis dahin gehabt hat. War dagegen 
ſchon eingeladen, jo muß halbe Fracht bezahlt werden. Andere See 
rechte verordnen das Letzte, ohne zu unterſcheiden 2). Dieſe Minderung 
iſt bei Chartepartien ſehr billig, da nun der Schiffer die Reiſe ſpart, 
alſo die großen Koſten derſelben nicht aufzuwenden braucht; bei 
Stückgütern dagegen iſt die Milderung ſehr unbillig, da der Schiffer 
ebenſo gut reiſen muß. 

2) Unterbleibt die Reiſe durch Schuld eines Theils, und dahin 
gehört auch der Fall, wenn ſich Einer ohne gerechte Gründe zurück— 
zieht, ſo iſt zu unterſcheiden: 

a) ein Verſchulden des Rheders oder des Schiffers ſteht in 
Frage. Dann verſteht es ſich von ſelbſt, daß aller Schaden zu 
erſetzen iſt. Dahin gehört theils die höhere Fracht, welche einem 
andern Schiffer bezahlt werden muß, theils der Verluſt, welcher 
durch Zögerung entſteht. Unter dieſe Rubrik gehört auch der Fall, 
wenn der Schiffer einen Theil der angenommenen Stückgüter zurückläßt. 
Dabei entſteht die Frage, ob der Schiffer die zurückgelaſſene Waare 
bezahlen muß, wenn der Befrachter ſie nun auf ein anderes Schiff ladet 
und dieſes verunglückt. Wenn das eigentliche Schiff glücklich ankam, 
allerdings. Es iſt das freilich ein Zufall: allein ein Verſchulden voraus— 
gegangen, und der Zufall dadurch veranlaßt 3). Verwandt damit iſt 
der Fall, wenn der Schiffer die Waare auf ein anderes Schiff ladet. 
Das geſchieht zuweilen, wenn zuviel übernommen iſt. Dabei ent— 
ſteht dieſelbe Frage, welche dieſelbe Entſcheidung finden muß ). Doch 


1) J. 6. 8 1. D. loeati. 19, 2. 2) Preuß. L. R. 2, 8. § 1641, 1643. 
) Arg. 1.7. § 1. D. locati. 19, 2. 
) Preuß. L. R. 2, 8. § 1657 u. 1658. 
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immer nur, wenn den Schiffer ein Verſchulden trifft. Hat er aus 
gerechten Gründen nicht fahren können, und deßhalb auf ein anderes 
Schiff geladen, ſo iſt er frei: denn nun liegt ein reiner Zufall vor, 
und kein vorgängiges Verſchulden ). 

b) ein Verſchulden des Befrachters, z. B. grundloſe Weigerung 
der Ladung, hat ſelbſtverſtändig die Folge, daß volle Fracht zu 
bezahlen iſt. Nach Obigem tritt dies ſelbſt dann ein, wenn die 
Behinderung ihren Grund im Zufall hatte; noch mehr alſo im vor— 
liegenden Fall. Indeſſen giebt es auch hier mehrere Seerechte, die ihn nur 
zur halben Fracht verbinden, beſonders bei Chartepartien: und das hat 
allerdings die Billigkeit für ſich, weil er, wie oben hervorgehoben, die 
Koſten der Reiſe ſpart. — Zum Schluß folgen de allgemeine Bemerkungen: 

1) Alle Fälle, in denen der Befrachter keine Ladung liefert, 
werden unter dem Namen Fautfracht begriffen. Dabei wird allge- 
mein angenommen, daß der Schiffer, wenn er dennoch Fracht for— 
dern will, Proteſt einlegen muß. In allgemeinen Principien iſt 
dazu freilich kein Grund vorhanden. Auch haben die älteren See— 
rechte nichts davon. Es iſt aber jetzt allgemein eingeführt, und 
zweifelhaft, ob dem Schiffer ohnedies Fracht zuerkannt werden würde. 

2) Wenn im Fall der Fautfracht der Schiffer noch andere 
Fracht bekommt, ſo gehen dieſe Frachtgelder dem vorigen Befrachter 
zu Gute, und er bezahlt jo viel weniger: z. B. wenn ihm Stück 
güter wieder aufgekündigt werden, und er findet noch andere; oder 
Chartepartien werden gebrochen, und er ſchließt neue. Dafür ſpricht 
ſchon die Analogie des römiſchen Rechtes 2). Auch die neueren 
Geſetze allgemein. Sie gehen zum Theil ſoviel weiter, daß ſie dem 
Schiffer die Verbindlichkeit auflegen, ſich um andere Fracht zu 
bekümmern, und nur dann Fautfracht geſtatten, wenn der Schiffer 
durch ein Mäkleratteſt beweiſt, daß er keine andere Fracht erhalten 
könne. Dabei dauert die Zeit, während welcher er ſich bemühen 
muß, bei Stückgütern bis zur Abfahrt: kann er bis dahin keine 
andere Fracht erhalten, jo trifft ihn kein Schaden. Bei Chartepar- 
tien verordnen mehrere Geſetze eine Friſt von vierzehn Tagen: hat 
er in dieſer keine neue Fracht gefunden, jo it er berechtigt, Faut— 
fracht zu beziehen ?). 


) 1.10, § 1. D. de lege rhod. 14, 2. 

2) Arg. 1.19. § 9. 10. D. locati. 19, 2. 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 1643. Verliert der Schiffer auch dann ſeinen 
Anſpruch auf Fautfracht, wenn er an einen andern Ort ſegelt und dort eine neue 
Chartepartie abſchließt? 
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3) Unter die Fälle des Zufalls oder der rechtmäßigen Auf— 
kündigung wird meiſtens auch der Fall gezählt, wenn Krieg aus— 
bricht, wodurch das Schiff oder die Güter ihre Neutralität verlieren. 
Man behauptet, es könne deßhalb jeder Theil zurücktreten, und der 
Vertrag ſei ſo zu behandeln, als wäre er durch einen Zufall unmöglich 
geworden. Verliert alſo das Schiff die Neutralität, ſo ſoll der Schiffer 
nicht ſchuldig ſein, zu fahren, und der Befrachter nicht ſchuldig, ihm die 
Güter anzuvertrauen, der Vertrag vielmehr aufgehoben ſein. Verlieren 
die Waaren die Neutralität, ſo brauche der Befrachter nicht zu verſchiffen, 
und nur ſo viel Fracht zu zahlen, wie im Fall eines zufälligen Hinderniſſes. 
Richtiger jedoch hat man in einem Fall, wenn das Schiff durch plötzlich 
ausbrechenden Krieg die Neutralität verlieren ſollte, ſo zu unterſcheiden: 

a) ein wirkliches Handelsverbot mit dem Beſtimmungsorte wird 
erlaſſen. Ein ſolches hebt den ganzen Vertrag auf, weil eine recht— 
liche Unmöglichkeit der Erfüllung eingetreten iſt. So verordnen es 
alle Seerechte. 

b) Es iſt kein Handelsverbot erlaſſen, ſondern es liegt blos 
vor die Gefahr feindlicher Nehmung. Hier behaupten Viele, es ſei 
das ein Zufall, der das Schiff betroffen und außer Stand geſetzt 
habe, zu erfüllen. Das iſt aber unrichtig. Der Schiffer iſt nicht 
außer Stand geſetzt: was er verſprochen hat, kann er noch leiſten. 
Der einzige Unterſchied liegt in der größeren Gefahr, was bei einem 
Unternehmen, welches ohnehin ſo gefährlich iſt, nicht als weſentlicher 
Mangel angeſehen werden kann. Wenn Jemand einen Wagen 
gemiethet hat, und die Nachricht erhält, daß Räuber die Straße 
unſicher machen, ſo muß er den Fuhrmann bezahlen, wenn dieſer 
fahren will, und jener die Fahrt ablehnt. Dieſer Fall läßt ſich mit 
Obigem vergleichen. Die Seerechte haben ihn verſchieden beantwortet. 
Das Preuß. Landrecht !) geſtattet die Aufkündigung des Vertrags. 
Dem tritt Martens bei. Das franzöſiſche Seerecht 2) dagegen geſtattet 
dieſelbe nicht. — Nach Analogie des Vorſtehenden iſt auch der Fall 
zu beantworten, wenn die Waare die Neutralität verliert, oder wenn 
der Schiffer den Vertrag auf Grund des Krieges aufheben wollte. 


§ 178. Unterbrechung der Reiſe. 
Iſt die Reiſe zwar angetreten, allein nicht bis zum Beſtimmungs— 
hafen fortgeſetzt, ſondern das Schiff eines unglücklichen Zufalls 


) 2, 8. § 1679. 2) Nouveau Valin. Emerigon. Pothier. *Boulay- 
Paty, Droit comm. marit. tit. 6. sect. 3. (T. I. p. 219 ed. Brux.).* 
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wegen in einen anderen Hafen eingelaufen oder zu Grunde gegangen; 
oder iſt das Schiff ſehr beſchädigt und die Ladung über Bord 
geworfen, um es zu retten; hat das Schiff wegen Kriegsgefahr, 
wovon es unterwegs Nachricht erhielt, die Reiſe abbrechen müſſen — 
ſo iſt vor Allem darauf zu ſehen, wen der Zufall getroffen hat. 

1) Er hat die Ladung getroffen. Dahin gehört theils der Fall, 
wenn unterwegs die Nachricht eintrifft, daß die Fortſetzung der Reiſe 
nach dem Beſtimmungsorte für die Ladung verderblich ſei, und der 
Schiffer deßhalb unterwegs einläuft: theils der Fall, wenn unter— 
wegs Contreordre zur Ausladung gegeben wird. Nach allgemeinen 
Grundſätzen iſt alsdann die volle Fracht zu bezahlen, der Zufall 
hat die Ladung betroffen, und iſt mithin von den Befrachtern zu 
tragen. Sie müſſen alſo ihre Verbindlichkeit in der Weiſe erfüllen, 
wie wenn der Zufall nicht eingetreten wäre. Neuere Seegeſetze 
laſſen jedoch häufig nur nach Verhältniß der wirklich mit der Waare 
zurückgelegten Reiſe die Fracht bezahlen. Das iſt wiederum bei 
Chartepartien billig, bei Stückgütern nicht. Uebrigens iſt noch zu 
bemerken, daß, wenn der Schiffer unterwegs Nachricht erhält, daß 
die Ladung ganz oder zum Theil unfrei geworden ſei, er die Ver— 
pflichtung hat, den nächſten ſicheren Hafen zu ſuchen und auszuladen. 
Das gehört zu der Sorgfalt, die er den Waaren ſchuldig iſt. Denn 
er hat alle Sorgfalt anzuwenden, daß ſie nicht verloren gehen. 
Handelte er daher nicht ſo, ſo würde er gegen die Sorgfalt offenbar 
verſtoßen und die Waare erſetzen müſſen, wenn fe bei der Fort⸗ 
ſetzung der Reiſe verloren ginge. 

2) Der Zufall hat das Schiff getroffen. Es iſt jo beſchädigt, 
daß es in einen Nothhafen einlaufen muß, und die Reife nicht fort— 
ſetzen kann, oder es iſt ganz zu Grunde gegangen. Alsdann wird 
nach allgemeinen Grundſätzen die Fracht nach Verhältniß der wirklich 
zurückgelegten Reiſe bezahlt werden müſſen. Denn dieſen Theil 
ſeiner Verbindlichkeit hat er erfüllt, für ſolchen auch Bezahlung zu 
erwarten. Der Zufall iſt freilich vom Rheder zu tragen, aber die 
Wirkung dieſes Zufalls beſteht nur darin, daß er den anderen Theil 
der Reiſe nicht vollenden kann, mithin auch dafür keine Fracht 
fordern darf. Daß er den Anſpruch auf den ſchon verdienten Theil 
wieder verlöre, dazu iſt kein Grund vorhanden. Auch dann nicht, 
wenn die Waare zu Grunde geht, alſo die theilweiſe Erfüllung ganz 
unnütz iſt? — Neuere Seerechte haben indeſſen oft das Gegentheil 
verordnet und billigen dem Schiffer gar keine Fracht zu, betrachten 
es alſo als Bedingung, daß er im Beſtimmungshafen abliefere. Auch 
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Chartepartien werden nicht ſelten ausdrücklich dahin geſchloſſen. In 
England z. B. ſchließt die Oſtindiſche Compagnie ſo. 

Im Uebrigen iſt zu bemerken: 

a) die Regel, daß die Fracht nach Verhältniß der zurückgelegten 
Reiſe bezahlt werde, gilt natürlich nur dann, wenn die Unterbrechung 
ohne Schuld des Rheders oder Schiffers eingetreten iſt. Ein Ver— 
ſchulden kommt oft vor: z. B. wenn das Schiff ſchon bei der Ausreise 
ſchlecht beſchaffen war; oder wenn unterwegs durch Unvorſichtigkeit 
des Schiffers eine Beſchädigung eintritt. Dann kann er nichts 
fordern, ſondern iſt vielmehr den Befrachtern Schadenerſatz ſchuldig. — 
Auch gilt die Regel dann nicht, wenn der Schiffer zwar ausgefahren 
iſt, aber in den Abgangshafen wieder zurückkehren mußte. 

b) Oft ſind die Unterbrechungen der Art, daß die Fortſetzung 
der Reiſe nicht unmöglich iſt, ſondern nur lange verzögert wird. 
Dann entſteht die Frage, ob der Befrachter deßhalb zurücktreten 
und die Waaren ausladen könne. Nach obigen Grundſätzen ohne 
Zweifel: ebenſo wie der Miether eines Hauſes ſeinen Vertrag auf— 
heben kann, wenn dieſes einer langen Reparatur bedarf. Für dieſen 
Fall aber iſt der Befrachter auch nach neueren Seerechten immer 
verpflichtet, die bis dahin verdiente Fracht zu bezahlen. 

c) Ob der Schiffer bei ſolchen Unglücksfällen berechtigt ſei, die 
Waare auf ein anderes Schiff zu laden, iſt nach den Umſtänden zu 
beantworten. Er verhält ſich in dieſer Beziehung wie ein Mandatar 
mit unbeſtimmtem Mandat. Kann er füglich Ordre einziehen, jo 
muß er dieſes thun: wenn nicht, dasjenige wählen, was für den 
Befrachter das Vortheilhafteſte iſt. Meiſtens iſt die Umladung auf 
ein anderes Schiff das Vortheilhafteſte. 


$ 179. Ablieferung der Waaren und Bezahlung der 
Fracht. 


Hier verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Schiffer gleich nach 
ſeiner Ankunft ſchleunig abliefern, und ihm dann die Fracht bezahlt 
werden muß. Daneben iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Gegen Ablieferung der Waaren iſt dem Schiffer ſein Con— 
noſſement zurückzugeben, und darauf zu quittiren. Ebenſo wie beim 
Wechſel. Die Quittung wird in der Praxis nie von dem Empfänger 
ſelbſt, ſondern von ſeinen Arbeitern und Schiffern ausgeſtellt, die 
er zum Empfang der Waaren ſendet. Eine ſolche Quittung muß 
der Empfänger gegen ſich gelten laſſen. Wem ein Empfang aufge— 
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tragen iſt, dem hat man implieite auch den Auftrag ertheilt zu 
quittiren. Ihre Quittung beweiſt, daß ſie empfangen haben, und 
dies iſt jo gut, als ob er ſelbſt quittirt hätte, da ſie ſeine Bevollmäch— 
tigten ſind. — Anlangend die Zurücklieferung der Connoſſemente, ſo 
ſollten dieſelben genau genommen alle zurückgeliefert werden: ebenſo 
wie beim Wechſel beide Exemplare. Wenn eines zurückbleibt, kann 
leicht ein Dritter damit betrogen werden. Allein nach der Natur 
des Geſchäftes iſt dies unthunlich. Sie ſind nicht beiſammen an 
dem Orte, wo ausgeladen wird, ſondern das dritte meiſtens noch in 
den Händen des Abſenders. Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
der Schiffer aus dem Zurückgebliebenen, wenn dieſes etwa in die 
Hände eines unwiſſenden Dritten gelangt ſein ſollte, nicht mehr 
belangt werden kann. Die Connoſſemente ſind insgeſammt Documente 
über dieſelbe Verbindlichkeit. Wenn alſo Einem Genüge geſchehen 
iſt, ſo ſind die Uebrigen ohne Kraft. Auch iſt dieſes meiſtens als 
ausdrückliche Clauſel im Connoſſement ausgeſprochen. Ebenſo wenig 
trifft den Schiffer ein Verſchulden, daß er die Connoſſemente nicht 
zurückgenommen hat, da ſolches nach der Natur des Geſchäftes 
unthunlich iſt !). Nur das preußiſche Recht 2) hat die ſonderbare 
Vorſchrift, daß der Schiffer nicht eher abliefern ſoll, als bis alle 
Connoſſemente herbeigeſchafft ſind — eine ee die wohl ſchwerlich 
befolgt wird. 

2) Die Fracht iſt am Ort der Ablieferung und vom Empfänger 
zu bezahlen. In dem erſten Punkte ſtimmen alle Seerechte überein. 
Der Schiffer hat nun ſeinerſeits erfüllt, es iſt alſo billig, daß er 
gleich jetzt die Gegenleiſtung erhalte. Aeltere Seerechte haben wohl 
den Ausdruck, er habe die Zahlung zu empfangen, wo der Bonnig 
gebrochen ſei, d. h. wo die Waare gelöſcht wird. — Die Zahlung 
hat er vom Empfänger der Waare zu gewättigen. Mit dieſem hat 
er freilich nicht contrahirt: Derſelbe verbindet ſich aber durch den 
Empfang der Waare; vergl. unten. 

3) Rechtsmittel bei Weigerung der Fracht. 

a) So lange der Schiffer im Beſitz der Waaren iſt, hat er 
natürlich ein Retentionsrecht. So ſchon nach gemeinem Recht: denn 
die Schuld iſt connex. Unſere Seerechte aber geben es ihm in einer 
doppelten Ausdehnung: 

1) Nicht blos gegen den Empfänger, ſondern gegen jeden 
Dritten, z. B. den früheren Eigenthümer der Waare, welcher dieſelbe 


) Büſch, Darſt. Thl. 2. S. 364 fg. ) 2, 8. $ 1656, 1716. 
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vindieirt. Es verhält ſich damit ebenſo, wie mit dem Retentionsrecht 
der Commiſſionaire und Spediteure, § 18. 

2) Das Retentionsrecht iſt auf ein wirkliches Verkaufsrecht 
ausgedehnt. Vom Schiffer läßt ſich nicht begehren, daß er lange 
warte: wenn er alſo vergebens angemahnt hat, ſo wird er in vielen 
Seerechten autoriſirt, von der Waare jo viel zu verkaufen, als zu 
ſeiner Befriedigung nöthig iſt. 

ö b) Der Schiffer befindet ſich nicht mehr im Beſitz. Das iſt 
der gewöhnliche Fall. Denn wenn nicht beſondere Verdachtsgründe 
da ſind, ſo liefert er ab, ehe er Fracht empfangen. Hier hat er 

1) eine Klage gegen den Empfänger. Zwar hat er mit dieſem 
den Frachtcontract nicht abgeſchloſſen. Allein der Empfänger hat 
ſich durch die Annahme der Waare verpflichtet. Im Connoſſement 
verſpricht der Schiffer Ablieferung gegen Zahlung der Fracht. Aus 
dieſem Connoſſement läßt der Empfänger ſich abliefern, willigt alſo 
ſtillſchweigend in die Bezahlung. Sodann fragt es ſich, 

2) ob ſich der Schiffer auch noch an die Waare halten könne. 
Nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts iſt dies zu verneinen. 
Er hat ein bloßes Retentionsrecht: und dieſes nur während der 
Dauer ſeines Beſitzes. Aber mehrere Seerechte geſtatten ihm, die 
Waare wieder in Beſchlag zu nehmen. Sie machen jedoch zum 
Theil den Unterſchied, ob ſich die Waare noch in den Händen des 
Empfängers befinde, oder ſchon an dritte Beſitzer gelangt ſei. Das 
preuß. Landrecht .) z. B. geſtattet die Beſchlagnahme gegen Empfänger 
unbedingt, gegen Dritte nur binnen ſechs Tagen. 

4) Weigerung der Annahme. Sie ereignet ſich nicht ſelten. 
Dann verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn ſolches den Umſtänden nach 
thunlich iſt, ſogleich Nachricht an den Befrachter zu geben und deſſen 
Anweiſung abzuwarten iſt. Denn der Schiffer iſt ſein Bevollmäch— 
tigter bei Ablieferung der Waare. Allein die Umſtände geſtatten 
ſolches nicht immer: bei weiten Entfernungen z. B. würde ein allzu 
großer Aufenthalt entſtehen, und hiedurch ein zu bedeutender Schaden 
herbeigeführt werden; auch iſt dem Schiffer um einzelner Stückgüter 
willen unmöglich ein langer Aufenthalt zuzumuthen. Daher haben 
die Seerechte dem Schiffer für dieſen Fall die Befugniß gegeben, 
theils zu proteſtiren und die Waare in ſichere Verwahrung zu bringen, 
theils von ſelbiger ſoviel gerichtlich verkaufen zu laſſen, als zu ſeiner 


) 2, 8. § 1724 fag. 
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Befriedigung für Fracht und Auslagen nöthig iſt. — Der Proteſt 
iſt aber dabei nothwendig erforderlich: und zwar ſchon nach allge— 
meinen Grundſätzen. Denn um das Verfahren gegen den Befrachter 
zu rechtfertigen, muß der Schiffer beweiſen, daß der angewieſene 
Empfänger die Annahme geweigert habe. Das geſchieht aber am 
ſicherſten durch den Proteſt. 

Uebrigens fragt es ſich noch, ob gegen den Empfänger eine 
Klage auf Annahme und Bezahlung der Fracht zuläſſig ſei. Das 
hängt wohl davon ab, ob er die Waare verſchrieben hat. Hat er 
ſie nicht verſchrieben, jo findet natürlich keine Klage ſtatt: denn eine 
Handlung des Abſenders, der von ihm keinen Auftrag erhalten hat, 
kann ihn zu nichts verbinden. Iſt die Waare dagegen verſchrieben, 
und wirklich ſo geſandt, wie verſchrieben, ſo iſt eine Klage aus der 
Geſchäftsführung begründet. Der Schiffer hat nämlich durch Ueber— 
bringung der Waare die Geſchäfte des Beſtellers zu deſſen Nutzen 
geführt. Zwar iſt dies im Auftrag des Abſenders geſchehen: allein 
der Umſtand, daß die Geſchäfte des Einen vermöge Auftrags eines 
Anderen geführt ſind, ſchließt eine Klage aus der Geſchäftsführung 
nicht aus. Indeſſen wird wohl von dieſer Klage nicht leicht Gebrauch 
gemacht. Man bringt die Waare in Gewahrſam, und hält ſich 
wegen der Fracht entweder an die Waare, oder klagt die Fracht gegen 
den Abſender ein. 

5) Die Verzögerung der Ausladung iſt ganz nach den Grund— 
ſätzen vom Verzug zu beurtheilen. Wenn alſo: 

a) der Schiffer zögert, jo muß er theils allen Erſatz leiſten, 
theils hat er nunmehr die Gefahr der Waare zu tragen: denn 
Verzug überträgt die Gefahr. Wenn dagegen 

b) der Empfänger zögert, ſo ſind entweder Liegegelder bedungen, 
und dann iſt die Sache von ſelbſt klar. Oder es ſind keine Liege— 
gelder ausgemacht. Dann kann er ſelbſt ausladen, und theils die 
Unkoſten der Ausladung, theils das Intereſſe des Aufenthalts fordern. 
Für den Schiffer hat die zeitige Ausladung meiſtens ein ſehr bedeu— 
tendes Intereſſe, weil er ſein Schiffsvolk ſo lange behalten und 
bezahlen muß. 


§ 180. Haft des Schiffers für Verluſt und Beſchädigung 
der Waare. 


Für dieſe Verbindlichkeit findet ſich ſchon im römiſchen Recht 
die actio de receptis. Hiefür gilt die Regel, daß der Schiffer für 
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die eingeladene Waare ſchlechthin verantwortlich ſei, ſo lange keine 
vis major, eine Naturbegebenheit, oder damnum fatale, eine unab- 
wendliche Gewalt, eingetreten ſind. Es kommt alſo nicht darauf an, 
ob der Schiffer ein Verſchulden begangen hat; er muß auch ohne 
Verſchulden haften, ſo lange er nicht vis major seu damnum fatale 
nachweiſen kann ). Dieſe Regel iſt auch in neueren Seerechten 
durchgängig beibehalten 2). Im Einzelnen iſt nur Folgendes zu 
bemerken: 

1) Zur vis major gehört natürlich auch aller Schaden durch 
Gewalt des Sturmes und Waſſers. Iſt die Waare alſo dadurch 
beſchädigt oder zu Grunde gegangen, ſo iſt der Schiffer frei. Daher 
hat die ganze Verbindlichkeit in der Praxis wenig Nutzen. So oft 
Waaren beſchädigt oder verloren gegangen ſind, ſchiebt es der Schiffer 
auf Wind und Wetter. Darüber iſt aber nicht leicht ein anderer 
Beweis möglich, als die Ausſage des Schiffsvolks. Das ſind aber 
ſchlechte Zeugen: ſie bejahen, was der Schiffer angibt, § 188. 

2) Für innern Verderb der Waare iſt der Schiffer niemals 
gehalten aufzukommen. Auch die actio de receptis geht darauf 
nicht, ſondern nur auf allen Schaden, der von Außen herkommt. 
Innerer Verderb rührt von ſchlechter Beſchaffenheit der Waare her, 
die dem Schiffer nicht zur Laſt zu bringen iſt. Eine Ausnahme 
tritt jedoch ein, wenn der Schiffer es an der nöthigen Sorgfalt hat 
fehlen laſſen. Einige Waaren müſſen zuweilen gelüftet werden. 
Korn, was loſe eingeſchüttet iſt, muß von Zeit zu Zeit umgeſtochen 
werden. Hat der Schiffer ſich daran verſäumt, jo haftet ä er. Nur 
iſt auch hier der Beweis ſchwer gegen ihn zu führen. 

3) Inwiefern haftet er für den Inhalt der Packen und 
Fäſſer? Sind ihm Kiſten und Fäſſer geliefert, worin angeblich 
beſtimmte Waaren ſein ſollen, und er liefert dieſelben unverſehrt ab, 
jedoch ganz oder theilweiſe ohne Inhalt, ſo haftet der Schiffer dann 
allerdings, wenn die Kiſten und Fäſſer in ſeiner Gegenwart ver— 
ſchloſſen worden ſind, er alſo ſelbſt die Ueberzeugung erhalten hat, 
daß die Waare wirklich darin ſei. Das geſchieht aber faſt niemals 
und wäre zu weitläuftig. Abgeſehen von dieſem Fall wird als 
Regel angenommen, daß der Schiffer nicht ſchuldig ſei zu haften. 
Sobald er die Kiſten und Fäſſer äußerlich unverſehrt abliefert, iſt 
er nicht weiter verantwortlich. Indeſſen iſt unbedenklich eine Aus— 


) J. 3. § 1. D. nautae caupones. 4, 9. 
) Preuß. L. R. 2, 8. § 1734. Hamb. V. v. 27. März 1786. 8 6. 
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nahme zu machen, wenn bewieſen werden kann, daß ſie bei der Ein— 
ladung wirklich den angegebenen Inhalt gehabt haben. Denn dann 
läßt ſich der Mangel an Inhalt unmöglich anders erklären, als 
durch eigene Veruntreuung des Schiffers oder Diebſtahl Dritter. 
Für Beides iſt der Schiffer zu haften ſchuldig. 

4) Abgang an Maaß und Gewicht: z. B. Korn iſt maaßweiſe 
ins Schiff nur eingeſchaufelt; Salz, Kaffee in unverſiegelten Säcken 
eingeladen. Im Allgemeinen gilt hier das Vorige. Iſt ihm zuge— 
meſſen und zugewogen, jo muß er haften, falls er nicht vis major 
oder damnum fatale nachweiſen kann ). Wo nicht, ſo iſt erſt der 
Beweis gegen ihn zu führen, daß wirklich das behauptete Quantum 
eingeladen worden iſt. Das iſt natürlich ein ſchwieriger Beweis. 
Die Angabe des Connoſſements beweiſt nicht gegen den Schiffer: 
denn ſie wird immer nach Angabe des Befrachters hineingeſetzt. 
Vorſichtige Schiffer machen daher wohl die Clauſel: Gewicht unbe— 
kannt. — Aber auch das Zumeſſen und Zuwägen hilft wenig. 
Die Schiffer ſchieben den Abgang auf Wind und Wetter. Mir iſt 
ein Beiſpiel bekannt, daß eine halbe Kornladung weggepumpt ſein 
ſollte. Uebrigens iſt zu bemerken, daß bei Waaren, die loſe ein— 
geladen ſind, namentlich bei Korn ein kleiner Abgang unvermeid— 
lich iſt, deßhalb pflegen gewiſſe Procente, ein oder zwei, der Ueblich— 
keit nach gutgethan zu werden. 

5) Darf der Empfänger verdorbene Waare für die Fracht 
ſtehen laſſen? Das iſt der Regel nach zu verneinen. Denn der 
zufällige Verderb iſt ein Unfall, der die Waare betroffen, alſo von 
deren Eigenthümer zu tragen, und mithin kein Grund, von der 
Verbindlichkeit zur Zahlung der Fracht ſich loszuzählen. Der 
Empfänger würde alſo durch dieſe Ueberlaſſung einen Theil des 
Zufalls auf den Schiffer wälzen. — Indeſſen in unſern Seerechten 
iſt ſolches oft geſtattet, jedoch mit Unterſchied. Die meiſten erlauben 
ſolches nur bei flüſſigen Waaren, die unterwegs ausgeleckt ſind ). 
Andere geſtatten es aber allgemein bei allen Waaren 3). Wenn 
aber der Kaufmann von dieſem Recht Gebrauch machen will, ſo muß 
er es vor dem wirklichen Empfang erklären. Iſt einmal angenom⸗ 
men, jo fällt das Recht hinweg Y. 

) Struben R. B. Th. 5. Nr. 43. (2, 461. Spang.) 

) Cod. Ven. 3, 2. Art. 36. Preuß. L. R. 2,8. § 1729 - 1730. C. c. art. 310. 
Jacobſen S. 374. 

3) Consolato cap. 272. Schwed. S. R. S. 2, e. 12. Stat. Hamb. 2, 15. Art. 1. 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 1731. 
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§ 181. Rückladung. 


Es wird der Fall vorausgeſetzt, daß ein Schiffer an einen 
Ort geſchickt iſt, mit dem Accord, von dort eine Ladung herzubringen. 
Hier iſt nur der Fall zu erwähnen, wenn bei der Ankunft die Rück— 
ladung geweigert wird. Alsdann hat der Schiffer keine Klage gegen 
den qngewieſenen Befrachter, ſondern er muß proteſtiren und ſeinen 
Contrahenten belangen. Mit dem angewieſenen Befrachter hat er 
nicht contrahirt, dieſer iſt auch nicht wie bei einer Hinladung aus 
dem Empfang verbunden, das Geſchäft geht auch nicht für ſeine 
Rechnung: es iſt alſo gar kein Klagſundament vorhanden. Der 
Schiffer muß daher leer zurückfahren und ſich an ſeinen Contra— 
henten halten. Dazu hat er aber einen Proteſt zu errichten. Denn 
er muß gegen ſeinen Contrahenten beweiſen, daß er von dem ange— 
wieſenen Befrachter keine Ladung habe erhalten können: gerade wie 
bei der Regreßklage aus einem Wechſel. Iſt er Allem nachgekom— 
men, ſo kann er dann die volle Fracht fordern: denn Verſehen oder 
Zufall iſt hier immer auf Seiten des Befrachters. Dies iſt nur 
dann zweifelhaft, wenn das Schiff auf der Rückreiſe zu Grunde 
geht. Mehrere Seerechte ) geben ihm auch dann einen Anſpruch 
auf volle Fracht. Das ſchwediſche Seerecht ?) dagegen ſpricht den 
Befrachter ganz frei. Nach allgemeinen Grundſätzen hat er Fracht 
nach Verhältniß des zurückgelegten Weges zu fordern. Er kann 
doch nicht mehr fordern, als er bekommen haben würde, wenn er 
wirklich beladen wäre: dann aber hätte er nur eine Frachtforderung 
nach Verhältniß des zurückgelegten Weges. Der Grund, warum er 
Fracht fordern kann, war ja der, weil er bereit geweſen, den Ver— 
trag zu erfüllen, und die Nichterfüllung durch ihn nicht veranlaßt 
ward. Das kann man aber im Fall des Untergangs nicht ſagen: 
denn dann iſt er nur bis zu dieſem Punkte zu erfüllen im Stande 
geweſen. 


) Preuß. L. R. 2, 8. § 1741. 2) 8. 2. c. 5. z. Ende. 
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Achter Abſchnitt. 
Verhältniß zwiſchen dem Schiffer und den Paſſagieren ). 


§ 182. Unterhalt der Paſſagiere. . 


Reiſende *), welche gegen Fracht ſich überſchiffen laſſen, find 
ſich ſelbſt zu beköſtigen verbunden, falls ſie ſich nicht auch in die Koſt 
beim Schiffer verdungen haben. Doch iſt im Nothfall der Schiffer 
jeder Zeit gehalten, ihnen den nothdürftigen Lebensunterhalt gegen 
Bezahlung zu reichen; wogegen auch ſie mit ihrem entbehrlichen Vor— 
rath dem Schiffer in Nothfällen gegen Bezahlung zu Hülfe kom— 
men, auch in dringenden Nothfällen au Rettung des Schiffs hülfreiche 
Hand leiſten müſſen. 


§ 183. Uebrige gegenſeitige Verbindlichkeiten. 


Sie ſind ſchuldig, auf das erſte Verlangen des Schiffers, ſich 
an Bord zu ſtellen, und wenn daſſelbe ſegelfertig iſt, es nicht zu 
verlaſſen, widrigenfalls der Schiffer abſegeln und doch ſeine volle 
Fracht begehren darf. Ebenſo wenig iſt er ſchuldig oder befugt, 
unterwegs Umwege zu machen, um den Reiſenden ans Land zu 
ſetzen; für die Waaren, welche dieſer bei ſich führet, haftet er nur 
dann, wenn ſelbige von ihm aufgenommen worden, oder der Verluſt 
durch ſein und ſeiner Leute Schuld erwachſen iſt ). 


) §§ 182. 183 aus Martens. 

) Allgem. Preuß. L. R. Th. II. T. 8. § 1755. Pardessus T. II. P. 200 — 203. 

) Tit. D. Nautae caupones ete. Liebhaber exerc. ad Tit. D. nautae 
caupon. Vinnius ad Peckii comment. fed. Laurentius. Amst. 668.] Allgem. 
Preuß. L. R. T. II. T. 8. § 1760 u. f. 
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Neunter Abſchnitt. 


Von der Haverei. 


§ 184. Begriff und Eintheilung. 


Unter Haverei verſteht man alle Schäden und Unkoſten, welche 
bei einem Schiff und bei einer Ladung während der Reiſe eintreten: 
jeder Schaden, der durch irgend ein Unglück herbeigeführt iſt, 
und alle Unkoſten jeder Art. Man ſagt z. B.: das Schiff hat 
Haverei gemacht; die Haverei beträgt 1000 Thaler. Die Haverei 
iſt in Anſehung ihrer Gründe und rechtlichen Folgen von ſehr ver— 
ſchiedener Art: 

1) Solche, die der allein tragen muß, welchen ſie getroffen hat: 
z. B. der Eigenthümer des Schiffs, oder dieſer Theil der Ladung, — 
particuläre Haverei. 

2) Solche, die gemeinſchaftlich getragen werden muß, die alſo 
dem, welchen der Unfall betroffen, oder welcher die Koſten ausgelegt 
hat, von den Uebrigen nach Verhältniß erſtattet werden muß. Man 
kann ſie gemeine Haverei nennen, oder eigentliche Haverei. Sie iſt 
wieder doppelt, und beſteht: 

a) in gewöhnlichen Unkoſten, die keinen beſonderen Unfall voraus— 
ſetzen, ſondern auch bei glücklicher Reiſe aufzuwenden ſind, — kleine, 
ordinäre Haverei; 

b) in ſolchem Verluſt und Aufwand, der durch ungewöhnliche 
Unfälle nothwendig gemacht wird. Es müſſen alſo Unglücksfälle 
eingetreten, und, um ſie abzuwenden oder wieder gut zu machen, der 
Aufwand nöthig geweſen ſein, — große, extraordinäre Haverei, Ava— 
riegroſſe. Nicht nach Größe oder Kleinheit ſind beide Fälle zu tren— 
nen, ſondern nach der Veranlaſſung durch Unfall. 

Es giebt alſo drei verſchiedene Arten. Sie ſcheiden ſich aber 
nach verſchiedenen Theilungsprincipien. Die particuläre von den 
beiden andern Arten dadurch, daß dieſe, nicht jene gemeinſchaftlich 
getragen werden; die beiden letzteren durch die Veranlaſſung des 
Schadens oder Aufwandes. Martens macht zwiſchen der kleinen 
und großen Haverei den Unterſchied, je nachdem ſie zu ungleichen 
oder gleichen Theilen getragen würden: allein das iſt ein äußerſt 
zufälliger Umſtand. — 

Der Name Haverei findet ſich faſt in allen Sprachen: avarie, 
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avaria, average. Vermuthlich kommt er aus dem Engliſchen. 
Average bedeutet eine Durchſchnittsrechnung. Der Ausdruck ward 
hier gebraucht, weil die gemeine Haverei nach einem allgemeinen 
Durchſchnitt vertheilt wird. Er paßt alſo eigentlich nicht auf die 
particuläre, welche auch in manchen Seerechten ) gar nicht zu Have— 
rei gerechnet wird. Indeſſen iſt es üblich, auch dieſe darunter zu 
begreifen, und den Ausdruck auf alle Unkoſten und Unfälle zu 
beziehen. 

Durch die gemeine Haverei bildet ſich übrigens eine Art von 
Communionsverhältniß zwiſchen dem Schiff und ſämmtlichen Theilen 
der Ladung. Sie ſind verbunden, dieſelbe in Gemeinſchaft zu tragen, 
resp. einander zu erſtatten. Dieſe Gemeinſchaft entſteht durch die 
phyſiſche Verbindung, in welche ſie gebracht ſind, und vermittelſt 
deren das Heil und der Transport der Ladung von dem Heil und 
Fortgang des Schiffes abhängt. Dieſe phyſiſche Verbindung ſetzt ſie 
in die Lage, daß gemeinſchaftliche Koſten und Schäden vorkommen 
können. Daher entſteht dieſe Communion im Ganzen für jede ein— 
zelne Waare durch die Einladung, und endigt ſich mit der Ausla— 
dung. Indeſſen kann dieſe Regel im Einzelnen durch die Umſtände 
modificirt werden, und die Gemeinſchaft auch früher entſtehen oder 
länger dauern. 


§ 185. Partikuläre Haverei. 


Dahin gehört zweierlei: 

1) Die Schäden, welche das Schiff oder einen Theil der 
Ladung zufällig treffen, d. h. diejenigen, welche nicht abſichtlich zum 
gemeinſchaftlichen Beſten verwandt werden: z. B. das Schiff geräth 
auf den Strand, der Sturm zerbricht den Maſtbaum: Die Waare 
wird durch Seewaſſer beſchädigt, oder durch die Wellen über Bord 
geriſſen. Bei ſolchen Schäden der einzelnen beſchädigten Sachen 
haftet der Eigenthümer für den Zufall, und kann alſo nicht fordern, 
daß die Schäden gemeinſchaftlich getragen werden. Der Eigenthü— 
mer kann vielleicht vom Schiffer oder vom Verſicherer Erſatz for— 
dern, aber nicht von den übrigen Intereſſenten. Der Schaden 
gehört alſo zur particulären Haverei. 

2) Die Unkoſten, welche zum Beſten des Schiffes allein, oder 
eines Theiles der Ladung allein aufgewendet werden: z. B. die Koſten 


1) Cod. Ven. 2, 10. 
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des Einladens oder Abladens; die Reparatur des zufällig beſchädig— 
ten Schiffes: die Zölle, inſofern ſie für das Schiff allein und für 
die Ladung allein gefordert werden. Solche Unkoſten müſſen natür— 
lich auch von dem getragen werden, zu deſſen Beſten ſie dienen ſollen. 
Bei ihnen liegt gar kein Fundament vor, aus welchem der Erſatz 
eines Theiles von den Uebrigen zurückgefordert werden könnte. Dieſe 
Unkoſten gehören alſo ebenfalls zur particulären Haverei. Auch iſt 
kein Unterſchied, ob die Unkoſten durch einen Unfall veranlaßt ſind 
oder nicht. Iſt Erſteres der Fall, ſo entſcheidet die Regel, daß der 
Eigenthümer den Zufall trägt: wenn Letzteres, der Grundſatz, daß 
Verwendungen zum Beſten einer Sache deren Eigenthümer zur Laſt 
fallen. f 


§ 186. Kleine Haverei. 


Darunter verſteht man alle gemeinſchaftlichen Unkoſten, welche 
während einer gewöhnlichen Reiſe auch ohne beſondere Unfälle nöthig 
werden. Für die kleine Haverei giebt es alſo zweierlei Merkmale: 

a) Die Unkoſten müſſen gemeinſchaftlich fein, alſo nicht blos 
auf das Schiff allein, oder die Ladung allein, ſondern auf Beide 
ſich beziehen. Denn dadurch unterſcheidet ſich dieſer Fall von der 
particulären Haverei. Es gehören dahin z. B. gemeinſchaftliche 
Zölle, Lootſen-, Hafen-Gelder. In der näheren Beurtheilung iſt 
manches willkürlich. 

b) Sie ſetzen keinen beſondern Unfall voraus, ſondern treten 
auch bei einer glücklichen Reiſe ein. Dadurch unterſcheidet ſich der 
Fall von der großen Haverei. So z. B. Quarantainegelder, im 
Fall einer Quarantaine, welche jedes Schiff in dieſer Gegend gewöhn— 
lich halten muß. Hat ein Schiff das Unglück gehabt, daß Türken 
am Bord ſich befinden, oder Krankheit auf demſelben ausgebrochen 
iſt, und ward es deßhalb einer längeren oder ſtrengeren Quaran— 
taine unterworfen, ſo rechnen Manche dieſen Fall zur großen 
Haverei. Jedoch mit Unrecht, da es hier an einem abſichtlich zur 
Gutmachung des Unglücks gemachten Aufwande fehlt. Ebenſo gehö— 
ren die Lootſengelder zur kleinen Haverei. 

Dieſe-Unkoſten hat nach allgemeinen Grundſätzen eigentlich der 
Herr des Schiffes zu tragen. Er hat einmal den Transport ver— 
tragsweiſe übernommen, und alſo auch die Unkoſten zu tragen, welche 
nothwendig ſind, um die verſprochene Handlung zu verrichten. Er 
iſt Schuldner einer Handlung, und ein ſolcher Schuldner hat auch 
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die Unkoſten zu tragen, welche zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit nöthig 
werden. Anders wäre es, wenn er die Unkoſten nicht hätte vorausſehen 
können, ſondern dieſelben durch einen beſondern Unglücksfall veranlaßt 
wären. Alsdann könnte er ſagen, er ſei nicht ſchuldig, den gemein- 
ſchaftlichen Unfall allein zu tragen, mithin auch dieſe Koſten nicht. 
Allein das iſt hier nicht der Fall: die Koſten entſtehen ohne Unfall und 
laſſen ſich zum Voraus berechnen, der Schiffseigner kann alſo ſeinen 
Frachtpreis danach einrichten. Es iſt hier ein Vergleich zuläſſig mit 
dem Fuhrmann zu Lande und den von dieſem zu entrichtenden 
Zöllen und Wegegeldern 1). So beſtimmt es denn auch der code 
de commerce 2), gegen die ältere Ordonnanz. Indeſſen iſt der 
Regel nach bei der Seefahrt das Gegentheil eingeführt. Der Herr 
des Schiffes iſt ohne beſondere Verträge nicht verbunden, dieſe Koſten 
allein zu übernehmen. Es geſchieht aber ſehr häufig, daß die ordi— 
naire Haverei durch beſondern Vertrag im Bauſch und Bogen ver— 
dungen wird, und daß beſtimmte Procente der Frachtſumme verab— 
redet werden, für welche ſie der Schiffer übernehmen muß: häufig 
zehn bis fünfzehn Procent. Iſt keine ſolche Abkunft getroffen, ſo 
wird die ordinäre Haverei von den Rhedern zu einem Drittel und 
von den Empfängern zu zwei Dritteln getragen, letztere jedoch nicht 
von dem Werth der Waaren, ſondern der Zahl der Schiffslaſten 
u. ſ. w. berechnet. Der Grund dieſer Berechnung nach Schiffslaſten 
und nicht nach dem Werth der Waaren liegt wohl darin, daß ſie je 
nach Größe des Schiffes ſteigen und fallen. Der höhere oder mindere 
Werth der Waaren thut alſo nichts zur Vergrößerung der Laſten, 
ſondern nur das Volumen kommt in Betracht. Aus der Natur der 
Sache läßt es ſich nicht ableiten, iſt aber allgemein eingeführt “). 


§ 187. Große Haverei . 


Die große Haverei bildet den wichtigſten Punkt. Zu ihr gehö— 
ren die Schäden und Koſten, welche durch beſondere Unfälle veran— 
laßt ſind, aber doch gemeinſchaftlich getragen werden müſſen. Das 
widerſtreitet bei Verluſt durch Unglück der Regel, nach welcher der 
Eigenthümer den Zufall zu tragen hat. Es muß alſo ein bejon- 


) J. 60. 88. D. locati 19, 2. eln 

3) H. A. O. 21, 3. Preuß. L. R. 2, 8. § 1778 - 1784. Ruſſ. S. O. 8 258. 
In Bezug auf England Marschall on insurances. T. 2. S. 467. z. E. 

F. M. Klefeker, Von der Havareigrossa. Gött. 1798. 8. Vergl. 
Jur. Abh. 1, 28. § 1.“ 
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derer Grund vorhanden fein, welcher zur gemeinſchaftlichen Tragung 
verbindet. Er kann vorzüglich darin liegen, daß dieſe Schäden und 
Koſten zur Erhaltung oder Rettung des Ganzen abſichtlich aufge— 
wendet ſind. Dann tritt die Regel der 1. rhodia de jactu ein, 
welche dahin lautet: Was zum gemeinen Beſten aufgeopfert iſt, 
muß von Allen gemeinſchaftlich erſetzt werden 1). Dieſe Regel bildet 
alſo das Grundprincip der großen Haverei. Es gehört dahin aller 
Verluſt und Aufwand, der bei eintretenden beſonderen Unfällen zur 
möglichſten Rettung, zum Beſten des Ganzen abſichtlich gemacht 
wird. Wenn alſo Schiff und Ladung in Gefahr eines gänzlichen 
Verluſtes ſchweben, und der Schiffer, um es zu retten, abſichtlich 
den Entſchluß faßt, eine beſtimmte Aufopferung an Geld oder 
Gütern zu machen, z. B. einen Seewurf, oder ein Extralootſengeld 
zu bezahlen, ſo iſt das große Haverei. 

Das Hauptgeſetz zur Beurtheilung dieſer großen Haverei bildet 
der Pandektentitel de lege rhodia de jactu. Er geht zunächſt auf 
den einzelnen Fall, wenn Güter zur Erleichterung des Schiffes 
ins Meer geworfen werden. Aber bei dieſer Gelegenheit wird das 
obige allgemeine Princip aufgeſtellt, und auch im römiſchen Recht 
ſelbſt auf andere ähnliche Fälle angewendet, wo Etwas zum gemei— 
nen Beſten geopfert iſt: z. B. das Maſtkappen. Dieſe 1. rhodia 
bildet die Grundlage aller neueren Verordnungen über große Have— 
rei. Sie beruhen alle auf demſelben Princip, und ſind inſofern 
nur Reſultate des römiſchen Rechtes. Daher findet ſich auch in den 
Hauptſätzen allgemeine Uebereinſtimmung, wiewohl im Detail manche 
Verſchiedenheiten vorkommen, weil der Hauptſatz nicht immer conſe— 
quent durchgeführt iſt. 

In der näheren Behandlung ſind zwei Punkte zu trennen: die 
Erforderniſſe und die Regeln über Vertheilung des eingetretenen 
Verluſtes. 

A. Erforderniſſe. Hiebei kommt dreierlei in Betracht. Es 
muß vorhanden ſein 

1) Irgend ein Unglücksfall, der das Ganze in Gefahr des 
Untergangs bringt. Was nicht durch Unglücksfall veranlaßt iſt, 
ſondern auch bei glücklicher Reiſe eingetreten ſein würde, gehört nicht 
hieher: z. B. die gewöhnlichen Lootſengelder. Sie dienen zwar auch 
zur Beſeitigung einer Gefahr, aber ohne Unfall. Wenn daher der 
Schiffer nur eine Gefahr oder ein Unglück ſimulirt hat, die in 


) J. 1. D. de lege rhodia. 14, 2. 
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Wirklichkeit nicht vorhanden ſind, ſo liegt keine große Haverei vor. 
So z. B. wenn er vorgäbe, das Schiff ſei zu ſchwer beladen, und 
Güter würfe. Das wäre keine große Haverei, und der Eigenthümer 
hätte keinen Anſpruch auf Erſatz von den Uebrigen, ſondern ſeinen 
Regreß nur gegen den Schiffer. Denn es iſt hier nicht zu behaup— 
ten, daß die Aufopferung ihnen wahrhaft zu Gute gekommen wäre ). 
Indeſſen iſt das nicht zu genau zu nehmen. In den dringenden 
Umſtänden zur See finden keine weitläuftigen Unterſuchungen ſtatt. 
Uebrigens iſt es einerlei, ob der Unglücksfall durch eine Naturbege— 
benheit, oder durch die Handlung eines Menſchen herbeigeführt ward. 
Ebenſo iſt es gleichgültig, ob er in einem vorangehenden Verſchul— 
den ſeinen Grund hat, oder ein reiner Zufall iſt. Zwar ſind 
Einige 2) anderer Meinung, und nehmen an, durch Verſchulden ver— 
anlaßte Gefahren gehörten nicht hieher, da die Leidenden gegen den 
Schuldigen ihren Regreß hätten. Das iſt aber unrichtig. Freilich 
haben ſie zuerſt gegen dieſen ihren Regreß: allein wenn er vergeblich 
iſt, ſo liegt allerdings große Haverei vor. Denn es bleibt doch auch 
jetzt noch wahr, daß abſichtlich zur Rettung des Ganzen aus dem 
Unglück geopfert iſt. 

2) Der Verluſt oder Aufwand muß in Folge eines zur Ret- 
tung gefaßten Entſchluſſes abſichtlich ſtattgefunden haben. Es iſt 
nicht genug, wenn ein Zufall den Schaden angerichtet hat, welcher 
nun folgeweiſe den Uebrigen zu Gute kommt. Es kann ſein, daß 
ein durch den Zufall angerichteter Schaden die Rettung des Ganzen 
herbeigeführt hat, und nun abſichtliche Aufopferungen überflüſſig 
macht: das iſt aber nicht ausreichend zur großen Haverei. Vielmehr 
iſt Abſichtlichkeit das entſcheidende Merkmal, wodurch ſich die große 
Haverei von der particulären ſcheidet. Beiſpiele: Waaren ſind durch 
die Wellen über Bord geriſſen oder abſichtlich geworfen; der Maſt 
iſt gekappt oder gebrochen; Seeräuber haben Sachen bei der Plün- 
derung genommen, oder es ſind ihnen dieſelben zum Loskauf gege— 
ben ). — Um dieſen Entſchluß deſto reiflicher zu faſſen und zu 
conſtatiren, haben die Geſetze dem Schiffer vorgeſchrieben, die Sache 
mit der Equipage zu überlegen. Aber auch damit iſt es nicht zu 
genau zu nehmen: zu langer Ueberlegung iſt nicht Zeit. Uebrigens 


) Lauterbach, Coll. Pand. 14, 2. 8 2. 2) Lauterbach a. a. O. 
3) J. 2. § 3. D. de lege rhodia 14, 2. und überhaupt Büſch, Darſt. Th. 1 
S. 312. 
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entſteht noch die Frage, ob, wenn ein ſolcher abſichtlicher Entſchluß 
gefaßt iſt, auch der Schaden hieher gehört, welcher die zufällige Folge 
der Ausführung iſt. Es kann ſehr leicht vorkommen, daß die Aus— 
führung andern Schaden nach ſich zieht, welcher nicht gewollt und 
zur Rettung des Ganzen nicht nöthig iſt, aber ohne jene Rettungs— 
maaßregeln nicht eingetreten ſein würde. So z. B., wenn die Waare 
in Kähne geladen iſt, und dieſe zu Grunde gehen; wenn ſie ans 
Land gebracht, und dort verbrannt oder geſtohlen werden; wenn der 
Wurf einiger Waaren Urſache iſt, daß die übrigen vom Seewaſſer 
beſchädigt werden. Obige Frage iſt zu bejahen. Die Güter, welche 
ſo beſchädigt wurden, ſind zum gemeinſamen Beſten dieſer Gefahr 
ausgeſetzt worden. Es muß alſo auch dieſe Gefahr gemeinſchaftlich 
getragen werden, mithin auch das Unglück, welches daraus entſteht. 
Alſo aller Schaden, welchen Schiff und Güter in Folge eines ſolchen 
Entſchluſſes leiden, falls ſie ihm ohne dieſe Maaßregel nicht ausge— 
ſetzt geweſen wären. Das hat auch das römiſche Recht anerkannt 1), 
und ebenſo die neueren Geſetze im Ganzen. Allein ſie haben ſolches 
in den einzelnen Anwendungen nicht conſequent durchgeführt, und 
daher ſchreiben ſich die meiſten Verſchiedenheiten. 

3) Die wirkliche Rettung aus dieſem Unglücksfall muß durch 
die Aufopferung bewirkt ſein. Iſt die Aufopferung gemacht, hat aber 
nichts geholfen, ſondern die Sache iſt durch Unfall dennoch zu Grunde 
gegangen, ſo liegt keine große Haverei vor. Z. B. das Schiff 
geräth auf den Strand; der Schiffer wendet Kojten auf, um los 
zu kommen; es hilft aber nicht: dann erhält er keinen Erſatz. 
Selbſt nicht von den Eigenthümern ſolcher Güter, die noch zufällig 
gerettet ſind 2). Wenn jedoch das Schiff aus dieſem Unfall wirklich 
gerettet wurde, und nachher durch ein neues Unglück zu Grunde 
geht, ſo kann von Demjenigen, der ſeine Güter zufällig gerettet hat, 
Erſatz nach Verhältniß gefordert werden. Von denen, deren Güter 
wirklich verloren gegangen ſind, freilich nicht. Aber für die zufällig 
geretteten iſt große Haverei vorhanden: denn dieſen iſt ja die frühere 
Aufopferung noch immer zu Gute gekommen. Z. B. der Maſt iſt gekappt, 
ſpäter iſt das Ganze von Kapern genommen und Einiges freigegeben 3). 


1) J. 4. pr. § 2. D. de lege rhod. 14, 2. 

2) J. 4. pr. 1.5. pr. D. de lege rhod. 14, 2. Collationis aequitatem 
tune admitti placuit, quum jactus remedio ceteris in communi periculo salva 
nave consultum est. 

5) J. 4. § 1. D. de lege rhod. 14, 2. 
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Nach dieſen allgemeinen Grundſätzen ſind die einzelnen Haupt— 
beiſpiele, welche Martens anführt, näher zu beurtheilen. Es werden 
zwei Claſſen unterſchieden, die am Schiff und Gut angerichteten 
Schäden, und die Unkoſten. 

1) Schäden. — a) Der Seewurf. Wenn er beſchloſſen iſt, 
ſo muß er ſo ausgeführt werden, daß mit den Waaren auf dem Ueber— 
lauf der Anfang gemacht wird, und ſodann ſo viel möglich die ſchwereren 
Waaren von geringerem Werth den leichteren und koſtbareren vor— 
gezogen, auch die geworfenen Waaren möglichſt genau verzeichnet 
werden. Das Alles verſteht ſich von ſelbſt. Der Schiffer als 
gemeinſchaftlicher Bevollmächtigter hat für den möglichſten Vortheil 
des Ganzen zu ſorgen: alſo Waaren von geringerem Werth und 
größerem Gewicht vorzugsweiſe zu werfen. Allein in der wirklichen 
Ausführung iſt es nicht möglich, genaue Ordnung zu halten. 

b) Beſchädigung der ausgeladenen Waaren. — Hier entſcheidet 
der Grundſatz, daß, wenn etwas abſichtlich zur Rettung geſchieht, 
nun auch der zufällige Verluſt, welcher daraus entſpringt, zur Have— 
rei gezählt werden muß. Dieſe Waaren ſind zur Rettung des 
Ganzen der Gefahr ausgeſetzt, außerhalb des Schiffes beſchädigt zu 
werden ). Daher werden auch die Unkoſten hieher gezaͤhlt, welche 
zur Sicherung dieſer Güter aufgewendet ſind. So, wenn Wachen 
dazu geſetzt wurden, eine Verſicherungsprämie für Feuersgefahr 
genommen iſt 2). Ferner gehören hierher die Beſchädigungen, welche 
andere Güter durch das Auswerfen oder Ausladen erleiden 3). 

c) Abſichtliche Strandung und Prangen: Wenn ein Schiff 
zufällig auf den Strand geräth, ſo iſt dies particuläre Haverei. 
Aber oft geſchieht es, daß es abſichtlich auf den Strand geſetzt 
werden muß, um die Ladung zu retten. Dann iſt das Schiff zum 
Beſten der Ladung geopfert, alſo deſſen Schaden große Haverei. 
Unter Prangen verſteht man das Aufſetzen von ſo viel Segeln, als 
das Schiff tragen kann. Dies geſchieht hauptſächlich, um von einem 
Legerwall (einer Küſte, welche an der Leeſeite des Schiffes liegt, ſo 
daß der Wind oder die Strömung es dagegen treiben kann) loszu— 
kommen, oder um einem überlegenen Feind in See zu entfliehen. 
Dies darf nur in den äußerſten Fällen geſchehen, weil es das 
Schiff außerordentlich angreift. Es wird nicht allenthalben zur 
großen Haverei gerechnet. Bei dieſem Prangen kommt es oft vor, 


1) J. 4. pr. D. de lege rhod. 14, 2. ) Klefeker, S. 40. N. g. 
) J. 4. § 2. D. eod. 14, 2. Klefeker, S. 86. N. n. 
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daß viel Waſſer jo hart gegen das Schiff jchlägt, daß die Fugen 
nachgeben und die Waaren beſchädigt werden. Das gehört auch zur 
großen Haverei: denn es iſt die zufällige Folge eines abſichtlich zur 
Rettung ergriffenen Entſchluſſes, welche ſonſt nicht ſtattgehabt hätte. 
Indeſſen wird es in der Praxis nicht dahin gerechnet ). 

d) Das Kappen der Maſten und Ankertaue 2): Jenes geſchieht, 
wenn man bei ſchwerem Winde vor Anker liegt, und Gefahr läuft, 
durch den großen Windfang der Maſten und Takellage losgeriſſen 
und auf den Strand geworfen zu werden, oder wenn man unter 
Segel iſt und wegen heftigen Sturmes beſorgen muß, daß das 
Schiff kentere, d. h. das unterſte zu oberſt kehre. Die Ankertaue 
werden gekappt, wenn man wegen Annäherung des Feindes oder 
Beſorgniß, vom Sturm auf den Strand geworfen zu werden, nicht 
Zeit hat, die Anker zu lichten. 

e) Beſchädigung von Schiff und Gut bei Vertheidigung gegen 
feindliche Anfälle. Auch hier gelten die obigen Regeln; es liegt die 
zufällige Folge eines abſichtlich gefaßten Beſchluſſes vor. 

2) Unkoſten. — a) Heilung und Belohnung der bei Verthei— 
digung des Schiffes gebrauchten Mannſchaft. Auch hier gilt das 
Vorige. Indem der Schiffer ſich zur Vertheidigung entſchließt, faßt 
er eine abſichtliche Maaßregel zur Rettung. Die Verwundung der 
Leute iſt deren unvermeidliche Folge. Die auf deren Heilung ver— 
wandten Koſten ſind alſo ein Aufwand zum gemeinſchaftlichen Beſten. 
Ebenſo die Belohnung, welche verſprochen iſt, um zur tapfern Ver— 
theidigung aufzumuntern. 

b) Das Einlaufen und der Aufenthalt im Nothhafen. Wenn 
das Schiff ſo beſchädigt iſt, daß es zur Rettung nothwendig wird, 
während der Reiſe in den erſten Hafen einzulaufen, den es erreichen 
kann, ſo liegt darin eine Maaßregel zur Rettung von Schiff und 
Ladung. Alle Koſten alſo, welche dieſer Aufenthalt verurſacht, gehö— 
ren zur großen Haverei. Auch die Koſten des Aus- und Einladens 
der Waaren, wenn das Schiff reparirt werden muß. Denn der 
Entſchluß, hier das Schiff zu repariren, iſt eine Maaßregel zur 
Rettung des Ganzen. Hingegen die Koſten der Reparatur des 
Schiffes, wenn das Schiff nicht abſichtlich beſchädigt iſt, ſind nur 
particuläre Haverei: denn die zufällige Beſchädigung ſelbſt gehört 
zur letzteren ?). Zur großen Haverei dagegen gehören wieder die 


1) Klefecker, S. 38. 2) J. 3.1. 5. § 1. D. de lege rhod. 14, 2. 
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verlängerten Miethgelder der Schiffsmannſchaft: denn ſie ſind eine 
nothwendige Folge des abſichtlich zur Rettung gefaßten Entſchluſſes. 

c) Stilleliegen wegen Convoi. Ob dieſe Unkoſten zur großen 
Haverei gehören, hängt von den Umſtänden ab. Wenn die Gefahr 
von Anfang an vorhanden war, und deßwegen von Anfang an die 
Abſicht, daß das Schiff unter Convoi ſegeln ſolle, ſo liegt keine 
große Haverei vor: denn es iſt gar kein beſonderer Unfall eingetre— 
ten. Wenn dagegen während der Ladung oder Reiſe die Gefahr 
entſtand oder ſtieg, und der Schiffer deßhalb den Entſchluß faßte, 
Convoi zu erwarten, ſo liegt große Haverei vor. Denn nun iſt ein 
Unglücksfall und ein Entſchluß, zur Rettung aus demſelben etwas 
aufzuwenden, vorhanden. Daher gehören auch die Convoikoſten ſelbſt 
hieher. — Ein verwandter Fall iſt der Arreſt von hoher Hand, 
durch welchen das Schiff eine Zeitlang ſtill zu liegen genöthigt iſt. 
Dabei kommt beſonders wieder das verlängerte Miethgeld der Schiffs— 
mannſchaft in Frage. Der Fall wird daher häufig allgemein 
zur großen Haverei gerechnet 1); aber er gehört im Allgemeinen 
nicht hieher. Zwar iſt er ein Unglücksfall; es iſt aber kein Ent— 
ſchluß zur abſichtlichen Aufopferung vorhanden, der Fall alſo par— 
ticuläre Haverei für den Herrn des Schiffes. Nur dann iſt große 
Haverei vorhanden, wenn der Schiffer die Mannſchaft hätte entlaſſen 
können, ſie aber beibehielt, um Schiff und Ladung gehörig zu 
bewachen. Denn nun liegt ein Aufwand vor, welcher abſichtlich 
zum gemeinen Beſten gemacht iſt. g 

d) Ranzionirung des Schiffes. — Wenn jedoch der Kaper 
nur auf einen Theil der Ladung Anſpruch macht, ſo hat der übrige 
Theil der Ladung hiezu nicht beizutragen: denn dieſem iſt die Auf— 
opferung nicht zu Gute gekommen. 

e) Alle Koften, welche zur Reiſe deßhalb aufgewendet werden 
müſſen, weil ein beſonderer Unfall dieſelbe hindert. Dahin gehört 
z. B. der Beſchlag, welcher aufs Schiff gelegt und vom Schiffer 
abgekauft iſt. Ferner das extraordinäre Lootſengeld. Der Fall, wo 
es dem Schiffer an Geld zur Fortſetzung der Reiſe fehlt und er 
genöthigt iſt, es zu hohen Zinſen anzuleihen. Die Unkoſten, um ein 
Schiff, welches auf den Strand gerathen iſt, wieder loszumachen. 

Dies ſind die hauptſächlichſten Arten der großen Haverei. 
Dieſelben ſind jedoch nicht als die einzig möglichen anzuſehen. Es 
kommt vielmehr in jedem Fall auf die allgemeinen Bedingungen an, 


1) Klefeker, S. 42. 
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und iſt danach zu ermeſſen, ob der Fall als große Haverei ange— 
ſehen werden könne. 

B. Vertheilung der großen Haverei. 

Hauptregeln: 1) zur großen Haverei muß Alles beitragen: 
das Schiff und die geſammte Ladung. Denn dieſer Aufwand iſt 
Allen auf gleiche Weiſe zu Gute gekommen. Wäre das Schiff zu 
Grunde gegangen, ſo würde auch die ganze Ladung verloren gewe— 
ſen ſein. Sie iſt alſo ſowohl dem Schiff, als allen Theilen der 
Ladung zu Gute gekommen !). Dabei iſt zu bemerken: 

a) Es iſt eine Ausnahme, wenn eine ſolche Verwendung etwa 
einzelnen Theilen der Ladung nicht zu Gute gekommen wäre. So 
z. B., wenn die Gefahr eingetreten iſt, als einige Theile der Ladung 
noch nicht am Bord, oder ſchon ausgeladen waren. Hier zeigt die Regel 
ihre Anwendung, daß die Gemeinſchaft erſt mit der Einladung 
anfange, und mit der Ausladung aufhöre 2). 

b) Die geworfenen Sachen contribuiren gleichfalls. Dagegen iſt 

c) die Schiffsproviſion, d. h. die Victualien, welche zum Unter— 
halt der Schiffsmannſchaft am Bord ſind, frei vom Beitrag. So 
ſchon nach römiſchem Recht ?), ein Satz, welcher auch in den neue— 
ren Seerechten gewöhnlich angenommen iſt. Dieſe laſſen meiſtens 
auch die Kleidung des Schiffsvolks und der Paſſagiere frei, wogegen 
das römiſche Recht ſie zum Beitrage verbindet. Allein nicht blos 
hierin wird gewöhnlich das Gegentheil befolgt, ſondern nach der 
Praxis werden überdies alle Kleinigkeiten meiſtens übergangen Y. 

c) Müſſen auch die Frachtgelder contribuiren? Nach allgemeinen 
Grundſätzen iſt zu unterſcheiden. So weit die Frachtgelder bezahlt 
ſein würden, wenn auch das Schiff zu Grunde ging, inſoweit ſind 
ſie frei. Die Frachtgelder alſo für den früheren Theil der Reiſe, 
welcher bei Eintritt des Unglücks ſchon zurückgelegt war, contribui— 
ren nicht. Denn dieſe ſind ſchon verdient, und hätten bezahlt wer— 
den müſſen, wenn auch das Schiff in der Gefahr untergegangen 
wäre. Dieſe ſind alſo durch die Aufopferung nicht gerettet. So 
weit dagegen die Frachtgelder nicht bezahlt wären, wenn das Schiff 
untergegangen wäre, inſoweit müſſen ſie beitragen. Die Frachtgelder 
für den ſpäteren Theil der Reiſe, welcher nach dem Unfall und der 
Aufopferung zurückgelegt iſt, contribuiren alſo allerdings. Denn 


) 1. 2. § 2. D. de lege rhod. 14, 2. 

2) Preuß. L. R. 2, 8. 8 1767. 1770. 1872. 1873. 

) I. 2. § 2. z. E. D. de lege rhodia. 14, 2. 5) Klefeker S. 64. 
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wäre das Schiff untergegangen, ſo hätte der Rheder dieſe Frachtgelder 
nicht in Anſpruch nehmen können; da es gerettet und die Reiſe 
vollendet iſt, ſo bekommt er nunmehr auch dieſe. Sie ſind alſo ein 
Gewinn, welchen die Rheder durch Rettung des Schiffes machen. 
Die Seegeſetze ſind ſehr verſchieden. Einige laſſen die ganze Fracht 
beitragen. So in Hamburg 1), Preußen 2) und England 3). Andere 
ſprechen ſie ganz frei. So Amſterdam ). In Frankreich 5) contri- 
buirt die Hälfte der Fracht, in Livorno ) ein Drittel derſelben. 

2) Der Beitrag geſchieht von allen Sachen nach Verhältniß 
ihres Werthes, nicht ihres Volumen. Das iſt alſo umgekehrt wie 
bei der kleinen Haverei. Denn der Grund des Beitrags liegt in 
dem Vortheil von der dadurch bewirkten Rettung. Die Größe dieſes 
Vortheils richtet ſich nach dem Werth des Geretteten, alſo hienach 
auch der Beitrag 7). Es ſind jedoch Ausnahmen möglich, in denen 
einzelne Güter nicht nach ihrem ganzen Werth contribuiren. Das 
geſchieht, ſo oft nicht ihr ganzer Werth als Vortheil der Rettung 
anzuſehen iſt. Kommt z. B. ein Kaper mit dem Schiff in Colliſion, 
macht aber auf gewiſſe Waaren keinen Anſpruch, ſondern iſt erbö— 
tig, ſolche, ſobald das Schiff ans Land gebracht, herauszugeben, und 
der Schiffer kauft ihn ab, ſo beſteht der Vortheil davon für dieſe 
Güter nur in geſparten Unkoſten, mithin iſt nur von deren Belauf 
zu contribuiren. 

3) Wie iſt der Werth der Waaren anzuſchlagen, nach dem Ein— 
kaufspreis, den ſie koſten, oder nach dem Verkaufspreis, den ſie gelten 
können? Nach der richtigen Anſicht entſcheidet der Verkaufspreis am 
Ausladungsorte. Denn ſoviel beträgt der Vortheil aus der Rettung. 
Iſt z. B. für 1000 Thaler gekauft, und kann die Waare am Ausla⸗ 
dungsort für 1500 verkauft werden, ſo hat man durch die Rettung 
1500 gewonnen. So entſcheidet auch das roͤmiſche Recht ), und ihm 
folgen viele neuere Geſetze und das Herkommen an manchen Orten. 
So in Preußen ?), Frankreich 10) und England 1). Bei dieſer 
Methode ſind jedoch die Koſten abzuziehen, welche ſeit dem Unglücks— 
fall aufgewendet ſind, denn dieſe hätte die Waare im Falle des 


1) A. O. 21, 8. 9 L. R. 2, 8. § 1869. ) Marshall, T. 2. p. 467. 

) Klefeker S. 68. 6) C. c. art. 401. 6) Klefeker a. a. O. 

) J. 2. § 2. de lege rhod. D. 14, 2. verb.: jacturae summam ibi pro 
rerum pretio distribui oportet. 

8) J. 2. § 4. z. E. D. de lege rhod. 14, 2. 9) L. R. 2, 8, 81884. 

10) C. c. art. 402. 1) Marshall, T. 2. p. 467. 
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Untergangs nicht gehabt, Um ſoviel alſo iſt der Vortheil aus der 
Rettung kleiner. Dahin gehören z. B. die Koſten der Ausladung, 
und der Zoll am Beſtimmungsorte. Dagegen aber iſt das, was 
dem Eigenthümer durch große Haverei erſtattet wird, hinzuzurech— 
nen. Iſt die Waare unterwegs beſchädigt, und gehört die Beſchä— 
digung zur großen Haverei, ſo daß deßhalb Erſatz geleiſtet werden 
muß, ſo iſt dieſer zum Verkaufspreis der beſchädigten Waaren hin— 
zuzurechnen. Denn wäre keine Rettung erfolgt, ſo würde der Eigen— 
thümer der Waaren dieſen Erſatz nicht bekommen, und ſein Gewinn 
iſt alſo ſoviel größer. — Andere Geſetze dagegen machen den 
Anſchlag nach dem Einkaufspreis mit allen darauf verwandten 
Unkoſten ). Alsdann aber muß, wenn die Waare beſchädigt 
ankommt, und die Beſchädigung nicht in großer Haverei erſtattet 
wird, der Belauf der Beſchädigung abgezogen werden. Denn ſoviel 
iſt der Vortheil der Rettung offenbar geringer. — An noch anderen 
Orten wird der Einkaufspreis zum Grunde gelegt, wenn ſich das 
Unglück auf der erſten Hälfte der Reiſe zugetragen hat, der Ver— 
kaufspreis aber, wenn er auf der letzten Hälfte eingetreten iſt. So 
in Holland und Schweden. 

4) Auch das Schiff iſt nach dem Werthe anzuſchlagen, welchen 
es bei ſeiner Ankunft am Beſtimmungsorte hat, und nicht nach dem 
Werth zu Anfang der Reiſe. Denn nur jener Werth iſt den Rhe— 
dern wirklich gerettet. So entſcheiden auch wohl alle Seegeſetze, 
ſelbſt die, welche bei Waaren auf den Einkaufspreis ſehen 2). Einige 
haben aber die Anomalie, daß das Schiff immer nur zur Hälfte 
ſeines Werthes angeſchlagen wird. So in Frankreich ?) und Livorno. 
Wird übrigens das Schiff nach ſeinem Ankunftswerth tarirt, ſo iſt 
auch hier das hinzuzurechnen, was es durch große Haverei erſetzt 
erhält. Es ſpricht dafür derſelbe Grund wie bei Waaren 0 

5) en der Koſten und Schäden. 

a) Die gemachten Ausgaben nach wirklicher Verwendung, wenn 
ſolche nur in gutem Glauben geſchehen iſt. Sollte auch vielleicht 
eine wohlfeilere Beſtreitung möglich ſein, ſo iſt doch zu berückſich— 
tigen, daß man in dringender Noth nicht alles ſo genau treffen kann. 
Sind auch Zinſen von den verwendeten Koften zu berechnen? Mei— 
ſtens wird der Rheder, welcher Erſatz begehrt, ſolche Zinſen einem 


) Hamb. A. O. 21, 8. Nr. 2 
2) Hamb. A. O. 21, 8. Nr. 8. Marshall, T. 2. p. 467. 
) C. c. art. 401. 417. ) Büſch, Th. 1. S. 317. 


388 Seeerecht. 


Andern ſelbſt haben vergüten müſſen. Dann verſteht ſich das For- 
derungsrecht von ſelbſt. Allein auch ohnedies aus der Geſchäfts— 
führung: denn der Rheder, welcher dieſen Aufwand herſchießt, hat 
wahrhaft die Geſchäfte der Communion vertreten. Liegen aber hier 
nicht vielmehr Verwendungen auf eine gemeinſchaftliche Sache vor? 
Nein. Denn der Rheder kann dieſe Koſten nicht mit der Theilungs— 
klage fordern, ſondern nur mit einer Klage aus der Geſchäftsführung. 

b) Beſchädigung von Schiff und Waaren. Dieſe wird durch 
Taxation ausgemittelt, und zwar nach Procenten. 

c) Nach welchem Werth ſind ganz verlorene Waaren anzu— 
ſchlagen? Der Natur der Sache nach kommt auch für dieſe der 
Verkaufspreis in Betracht. Allein ſchon das römiſche Recht ) und 
ebenſo die Neueren laſſen hier den Einkaufspreis entſcheiden. Der 
Grund hiervon liegt wohl darin, weil der Einkaufspreis mit mehr 
Gewißheit auszumitteln iſt, der Verkaufspreis dagegen nur durch 
eine ſehr arbiträre Taxation feſtgeſtellt werden kann. 

6) Wenn einer der Contribuenten für ſeinen Theil zahlungs— 
unfähig iſt, jo fällt der Schaden nicht blos auf den, welcher Erſatz 
zu fordern hat, oder den Rheder, welcher eincaſſirt, ſondern er trifft 
Alle nach Verhältniß, und die Uebrigen müſſen zulegen 2). 


§ 188. Beweis in Unglücksfällen, beſonders Ver— 
klarung ). 


Zum nähern Beweiſe der Unglücksfälle, die ſich während der 
Reiſe auf der See zugetragen, kann nur die Ausſage des Schiffers 
und Schiffsvolks dienen. Der Schaden zeigt ſich wohl bei der 
Ankunft oder durch die Nichtankunft. Aber über die Gründe des 
Schadens und den Hergang der Sache, worauf Alles ankommt, 
läßt ſich nur durch die Leute auf dem Schiffe Licht gewinnen: denn 
ſonſt war Niemand dabei. Daher kommt zuerſt das Schiffsjournal 
in Betracht. Zu den Verbindlichkeiten des Schiffers gehört die 


1) J. 2. § 4. D. de leg. rhod. 14, 2. 

2) J. 2. § 6. D. de lege rhod. 14, 2. 1. 63. $ 5.1. 67. pr. D. pro socio. 17, 2. 

5) Hauptſchrift iſt: G. H. Meyersieck de protestu maritimo. Von der 
Verklarung. Gött. 802. Ueberſetzung: Meyerſieck Abhandlung vom Seeproteſt 
oder der Verklarung. Roſt. 804. 8. — Von Heiſe ganz verfaßt, oder weſentlich 
umgearbeitet; J. Georg Arnold Heiſe, von W. v. Bippen. Halle 852. S. 76. 
Vergl. Bibliotheca Wunderlichiana. Hal. 853. Nr. 2677. nr. 4. 
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Führung eines genauen Tagebuchs während der Reiſe. Darin 
werden auch alle Unglücksfälle und deren Hergang verzeichnet. Das 
iſt ein Beweismittel, aber für den Schiffer ſelbſt natürlich nicht: 
denn es iſt ein Zeugniß in eigner Sache. Das zweite und Haupt— 
mittel des Beweiſes iſt die Verklarung. Die Proeedur iſt dabei 
folgende. So oft ein Schiffer Unglücksfälle erlitten hat, tritt er 
gleich nach der Ankunft vor Gericht, und giebt eine Erzählung aller 
Unfälle ein. Er liefert eine Beſchreibung von Wind und Wetter, 
von den Unfällen und den dawider ergriffenen Maßregeln. Darüber 
wird vor Gericht eine Urkunde verfertigt, und vom Schiffer und 
ſeinen Leuten beſchworen. Sie heißt Verklarung oder Seeproteſt, 
rapport, protest: und der Name rührt her von der Proteſtation, 
welche ſich an deren Schluß befindet. Das Weſentliche dieſes Ver— 
fahrens, daß nämlich das Schiffsvolk ſich gleich nach der Ankunft 
bei Gericht melden und eine Ausſage thun ſoll, findet ſich bereits 
im römiſchen Recht 1). Auch in neueren Seerechten iſt es allgemein 
eingeführt, theils durch Geſetz, theils durch Obſervanz. Der Grund 
dieſes Verfahrens liegt darin, daß das Schiffsvolk meiſtens bald 
nach Ankunft des Schiffes auseinanderlauft und nachher nicht wieder 
aufzufinden iſt. Will man alſo ihre Ausſagen haben, ſo muß es 
gleich geſchehen. Die Errichtung findet in der Regel nach der Ankunft 
am Beſtimmungsorte ſtatt. Jedoch häufig auch ſchon im Nothhafen; 
und dann iſt ſie nach einigen Geſetzen nach der Ankunft am 
Beſtimmungsorte zu wiederholen. So Martens, indem er dem 
venezianiſchen Seerecht folgt 2). Allein nach allgemeinen Grundſätzen 
iſt das nicht nöthig. Die Verklarung kann im Nothhafen ebenſo 
gut geſchehen, und es iſt kein Grund vorhanden, dieſe für weniger 
glaubwürdig zu halten, als diejenige, welche am Beſtimmungsorte 
abgelegt iſt. — Dieſe Verklarung iſt nun das Hauptbeweismittel über 
die erlittenen Unglücksfälle, über Schuld oder Unſchuld des Schiffers, 
über die Frage, ob große oder particuläre Haverei vorliege, ob es 
ein Schaden ſei, für den die Verſicherer zu haften haben u. ſ. w. — 
Nach gewöhnlichen prozeſſualiſchen Regeln beurtheilt, iſt der in der 
Verklarung liegende Beweis freilich ein höchſt mangelhafter. Und zwar: 

1) materiell deßhalb, weil die Zeugen äußerſt verdächtig und 
der Schiffer in der That ein Zeuge in eigner Sache iſt. Auch das 
Schiffsvolk iſt letzteres nicht ſelten, und wenigſtens wegen naher 
Verbindung mit dem Schiffer höchſt verdächtig. 


1) J. 2. 3. C. de naufragiis. 11, 5. 2) Cod. Ven. 2, 9. art. 1. fg. 
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2) Formell, weil es ein Zeugenverhör iſt vor Beginn eines 
Rechtsſtreits, und ohne daß der Gegner dazu vorgeladen wäre. 

Indeſſen die Noth zwingt, ſich über die gewöhnlichen prozeſſua— 
liſchen Regeln hinwegzuſetzen. Man muß ſich mit dieſen Zeugen, 
ihrer Qualität ungeachtet, begnügen, weil keine Andern möglich ſind: 
man muß zu einer frühzeitigen Aufnahme ſchreiten, weil man ſonſt 
die Zeugen ganz verlieren würde. Die Verklarung iſt in der That 
ein Zeugenbeweis zum ewigen Gedächtniß. Dieſer Noth wegen wird 
es allgemein angenommen, daß die Verklarung, jener Mängel unge— 
achtet, in der Regel vollen Beweis macht. Es wird alſo, ſo lange 
nicht beſondere Verdachtsgründe vorliegen, die beſchworene Verklarung 
als ein genügender Beweis angeſehen. — Indeſſen, wenn auch die 
Noth dieſes entſchuldigt, ſo iſt doch das gewöhnliche Verfahren dabei 
nicht zu rechtfertigen. Das Gericht ſollte ſich bemühen, die Wahrheit 
ſo gut herauszubringen, als dieſes unter obwaltenden Umſtänden 
möglich iſt. Dazu gehört, daß der Richter mit den Einzelnen ein 
Verhör anſtellt. Allein es wird gewöhnlich nur Allen vorgeleſen, 
und in folle beſchworen. Die Matroſen ſind, während ſie den Eid 
leiſten, oft nicht einmal nüchtern. 


§ 189. Verfahren bei Berechnung und Vertheilung der 
Haverei. 


Die genauere Berechnung über Haverei und deren Vertheilung 
iſt ein weitläuftiges und verwickeltes Geſchäft, es erfordert viel 
Handelskenntniß und Gewandtheit in Rechnungen. Daher würde 
wenig dabei herauskommen, wenn es den einzelnen Parteien über— 
laſſen bliebe, ſich ſeparatim auseinander zu ſetzen, und um deßwillen 
iſt es allgemein eingeführt, daß über das Ganze der Haverei einer 
Reiſe eine gemeinſchaftliche Berechnung aufgeſtellt, und die ſämmtliche 
Haverei unter die einzelnen Intereſſenten ausgetheilt wird. Die 
Rechnung heißt Dispache, ein Wort aus dem Italieniſchen. Zur 
Verfertigung dieſer Rechnung giebt es in größeren Handelsſtaͤdten 
einen eigenen öffentlichen Beamten, der förmlich vom Staate ange— 
ſtellt und beeidigt iſt, und alle Dispache anfertigen muß, — den 
Dispacheur. Dieſem werden alle Urkunden zugeſtellt, welche die 
Haverei und den Werth von Schiff und Ladung betreffen: das 
Journal, die Verklarung, die Connoſſemente, das Manifeſt, die 
Facturen u. ſ. w. Er berechnet, wie hoch ſich die Haverei beläuft, 
beſtimmt, in welche Claſſe jede gehöre, macht die Repartition der 
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großen Haverei, und beſtimmt alſo, wieviel die Einzelnen beizutragen 
haben. An kleineren Orten, wo kein ſolcher Dispacheur iſt, wird 
meiſtens für jeden einzelnen Fall eine Perſon vom Gericht damit 
beauftragt. In Amerika macht ſie nicht ſelten der Conſignatär des 
Schiffes auf. — Die Berechnung des Dispacheurs gilt aber nicht 
als Urtheil unter den Parteien, ſondern als bloße Berechnung ohne 
Kraft Rechtens. Wenn daher eine Partei mit einzelnen Grundſätzen 
oder Beſtimmungen nicht zufrieden iſt, ſo iſt ſie nicht ſchuldig, die 
Dispache zu befolgen, ſondern ſie kann ſich an das Gericht wenden, 
oder die Klage des Schiffers abwarten. Bei dieſen gerichtlichen 
Erörterungen bringt aber die Dispache doch immer den Vortheil, 
daß nun der einzelne Streitpunkt, auf welchen es ankommt, beſtimmt 
herausgehoben werden kann. Im Einzelnen iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Die Dispache wird in der Regel am Beſtimmungsorte 
angefertigt, und nicht im Abgangshafen. Denn dort iſt alles 
Nöthige beſſer bei der Hand: Schiffsjournal und Verklarung, Con— 
noſſement und Manifeſt, Schiff und Waaren, Alles iſt dort befindlich. 
Wenn aber das Schiff ſo beſchädigt iſt, daß es im Nothhafen ein— 
läuft, und die Reiſe mit dieſer Ladung nicht weiter fortſetzen kann, 
ſo wird die Dispache im Nothhafen verfertigt. 

2) Die Sorge für Berichtigung der gemeinen Haverei gebührt 
den Schiffern, oder vielmehr den Rhedern. Dieſe müſſen alſo die 
Contribuenten belangen, und diejenigen, denen Erſatz gebührt, haben 
ſich an ſie (den Schiffer ꝛc.) zu halten. Er iſt deßhalb berechtigt, 
bei Auslieferung der Waaren Caution über die Berichtigung der 
Haverei zu verlangen, und hat bis dahin ein Retentionsrecht: denn 
es iſt eine connexe Schuld 1). Heutzutage wird übrigens auch dem 
einen Intereſſenten eine directe Klage gegen den Andern geſtattet. 

3) Nach welchen Orts Geſetzen iſt die Dispache zu berechnen? 
Bei der Verſchiedenheit der Geſetze in einzelnen Punkten wird dieſe 
Frage oft wichtig. Nach allgemeinen Grundſätzen entſcheiden die 
Geſetze am Orte des Abgangs. Die Verbindlichkeit zur gemeinſchaft— 
lichen Tragung der Haverei iſt Folge des Communionverhältniſſes. 
Dieſes entſteht durch die Einladung, alſo am Orte des Abgangs. 
Nun werden aber die rechtlichen Wirkungen eines obligatoriſchen 
Verhältniſſes nach den Geſetzen des Ortes beurtheilt, wo contrahirt 
worden iſt 2). In der Praxis wird aber durchgängig das Gegentheil 


) J. 2. pr. D. de lege rhod. 14, 2. Jacobſen, S. 283. 
) Günther, Rechtl. Bemerkungen. Helmſt. 802. 8. Th. 1. Nr. 11. 
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befolgt, und nach den Geſetzen des Ortes verfahren, wo die Dispache 
verfertigt wird. Alſo regelmäßig nach den Geſetzen des Beſtimmungs— 
ortes, ausnahmsweiſe nach denen, die im Nothhafen gelten. Der 
Grund liegt wohl darin, weil der dortige Dispacheur mit ſeinen 
eignen Geſetzen am beſten bekannt iſt ). Allein rechtlich iſt das 
ein unzureichender Grund. 

4) Nach mehreren Geſetzen wird eine geringe Haverei gar 
nicht erſetzt: der Schaden muß eine gewiſſe Größe erreicht haben. 
In Frankreich 2) muß er wenigſtens 1 PCt. betragen. 


§ 190. Vom An- und Ueberſegeln der Schiffe )). 


Hier kommen zwei Fragen in Betracht. 

A. Das Verhältniß der beiden Schiffe zu einander. 
Sind alsdann: 

a) beide in Schuld, jo erhält keiner Erſatz von dem andern. 
Denn ein Schaden, welchen Jemand durch eigenes Verſchulden ver— 
anlaßt hat, berechtigt nicht zum Schadenerſatz. Iſt dagegen 

b) nur ein Theil in Schuld, ſo muß dieſer den andern ent— 
ſchädigen, und hat hier nach gemeinem Rechte, nämlich den Grund— 
ſätzen der lex aquilia, für jedes Verſehen aufzukommen. Eine Aus⸗ 
nahme tritt ein, wenn das Anſegeln einziges Rettungsmittel war 9). 
Neuere Geſetze ſehen bisweilen nur auf grobes Verſchulden 5). Liegt 
dagegen 5 

c) ein reiner Zufall vor — und dahin gehört auch der unter 
b) erwähnte Ausnahmsfall — jo muß nach gemeinem Recht 6), 
womit das franzöſiſche 7) übereinſtimmt, jeder Theil ſeinen Schaden 
tragen, und Keiner iſt berechtigt, von dem Andern Entſchädigung zu 
verlangen. Mehrere neuere Geſetze ſchreiben indeſſen vor, daß der 
Schaden gemeinſchaftlich, alſo von jedem Schiffe die Hälfte getragen 
werden ſoll s). Daſſelbe gilt auch in Frankreich, wenn nicht feſtſteht, 
ob Zufall oder Verſchulden den Schaden veranlaßt hat. 

B. Verhältniß von Schiff und Ladung. 

a) Iſt der Schiffer in Schuld, jo muß er den Schaden erſetzen, 
ſowohl den Eigenthümern des Schiffes, als den Eigenthümern der 

1) Büſch, Darſtl. Th. 2. S. 459 fg. 2) C. c. art. 408. 

) Bynkershoeck, Quaest. jur. priv. 1.4. c. 18. 23. 

9) 1. 29. § 2. 3. D. ad leg. aquiliam 9, 2. 

5) Preuß. L. R. 2, 8. § 1911 — 1913. 6) J. 29. § 2. 4. D. eod. 

7) C. c. art. 407. 6) Preuß. L. R. 2, 8. § 1912. Hamb. A. O. 8, 1. 
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Waaren. Den letzteren haften auch die Rheder für Verſchulden des 
Schiffers, haben aber das Recht, ſich durch noxae datio des Schiffes 
frei zu machen, was man in neuerer Zeit ſo ausdrückt: ſie haften 
nur mit der fortune de mer. 

b) Iſt ein Zufall Grund des Schadens, oder iſt der Schiffer 
zahlungsunfähig, ſo iſt nach gemeinrechtlichen Grundſätzen der Fall 
particuläre Haverei. Denn es fehlt die weſentliche Bedingung der 
großen Haverei, die abſichtliche Aufopferung. So iſt es auch in 
vielen Geſetzen vorgeſchrieben, namentlich in Preußen ) und Ruß— 
land 2). Allein einige Geſetze rechnen den Fall auch zur großen 
Haverei, ſo daß der ganze Schaden, welcher auf das Schiff und die 
Ladung fällt, nach deren Regeln vertheilt wird. Dieſe Anſicht iſt 
aber ohne Grund. 

Schließlich mag bemerkt werden, daß, wenn die Frage nach der 
Schuld des Ueberſegelns zweifelhaft iſt, ſie vorzüglich dem Schiffer 
zur Laſt gelegt werden muß, welcher Wind und Waſſer mit ſich 
hatte. Ein Präjudiz dafür findet ſich in den New annual Register 
for 17873). 


Jehnter Abſchnitt. 
Von Convoyen und Admiralſchaften. 


§ 191%. Convoyen. 


In Kriegszeiten wird zuweilen mehreren Handelsſchiffen ein 
Kriegsſchiff oder bewaffnetes Fahrzeug zur Bedeckung oder Convoy 
mitgegeben. Alsdann ſind ſie ſchuldig, dieſem einen ſchriftlichen 
Bericht über die Beſchaffenheit ihres Schiffes, ihrer Ladung und über 
ihre Beſtimmung zu übergeben, auch die von ihm ertheilte Inſtruction 
und Signale genau zu beobachten, und ſich ohne Noth nicht von der 
Convoy zu entfernen. 


) L. R. 2, 8. § 1914. 1928. ) S. O. 8 261. 
) Abſch. princip. oceurrences. p. 33. Vergl. auch Bynkershoeck, Quaest. 
jur. priv. 1.4. c. 20. 

) 8 191 — 195 aus Martens. 
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§ 192. Admiralſchaft. 


Auch ſteht in Ermangelung eines Kriegsſchiffes mehreren Kauf— 
fahrtheiſchiffen frei, mittelſt eines ſchriftlichen Contracts für eine 
gewiſſe Reiſe unter einander Admiralſchaft zu ſchließen, und einen 
unter ſich zur Bedeckung zu erwählen (de conserve) ), deſſen Sig— 
nal-Briefen und Inſtructionen ſie auf ähnliche Weiſe zu folgen und 
bei der Admiralſchaft zu bleiben gehalten ſind. 

Im Fall eines feindlichen Angriffs ſind ſie zu gegenſeitiger 
Vertheidigung und auf den Fuß der großen Haverei zu gemeinſchaft— 
licher Uebertragung des dadurch veranlaßten Schadens verbunden, 
wie ſie denn auch den etwa gemachten Gewinn gemeinſchaftlich theilen. 

Verläßt einer ohne Noth die Admiralſchaft, ſo bleibt er gleich— 
wohl zum Beitrage zu den gemeinſchaftlichen Schäden verpflichtet, 
kann aber keinen Beitrag zu dem von ihm ſelbſt ſeitdem erlittenen 
Schaden begehren. 


Elfter Abſchnitt. 
Von Veräußerung und Verpfändung des Schiffs und von Bodmerei. 


§ 193. Verkauf des Schiffes. 

Bei Veräußerung eines Schiffes erfordern die meiſten Seegeſetze 
die Errichtung eines ſchriftlichen Contracts, nebſt beigefügtem Inven— 
tarium über das im zweifelhaften Falle darunter mitbegriffene 
Zubehör ). 

Wiefern die Rheder befugt ſein, ihr Schiffspart zu verkaufen, 
oder auf den Verkauf des Schiffs zu dringen, und was ihnen dabei 
für ein Vorkaufsrecht zuſtehe, iſt ſchon oben erinnert worden, 
$ 158. 159. 

Der Se: Schiffer darf, ohne beſondere Vollmacht ſeiner Rheder, 
das Schiff aus der Hand niemals, und nur in außerordentlichen 
Fällen, daſſelbe gerichtlich verkaufen ). Aber Theile des Takels, wie 


a) Pardessus, c. d. d. Th. II. p. 72. 

a) Pardessus, T. II. p. 15. Preuß. A. L. R. Th. I. T. 1 891. Th. II. 
T. VIII. S 1398. 1399. 

b) Leg. Oleronens. art. 1. Cod. Ven. P. I. T. XI. 7. 


$ 196 — 202. Von der Bodmerei. 395 


auch der Ladung, kann er in Nothfällen gültig veräußern“), nur 
dem Schiffsvolk können dieſe nicht mit Sicherheit abgekauft werden. 


§ 194. Stillſchweigendes Pfandrecht. 


Ein Pfandrecht auf das Schiff kann entweder ſtillſchweigend 
oder ausdrücklich erworben werden. Ein ſtillſchweigendes Pfandrecht 
ertheilen viele Geſetze dem, welcher zu Erbauung oder Erhaltung und 
Reparation (nicht zum Ankauf) eines Schiffes Geld oder Geldeswerth 
vorgeſchoſſen“); auch den Matroſen in Anſehung ihrer Heuer”). 
Aber in Anſehung der Dauer iſt dieſe Hypothek von den gewöhnlichen 
ſehr verſchieden “). 


§ 195. Ausdrückliche gemeine Verpfändung. 


Die ausdrückliche Verpfändung kann zwar der Regel nach nur 
der Eigenthümer des Schiffes gültig vornehmen. Doch iſt nicht nur 
der dirigirende Rheder dazu in gewiſſen Fällen berechtigt, ſondern 
auch der Schiffer kann in Nothfällen das Schiff oder Geräthe deſſelben, 
oder auch Theile des Guts zu den Bedürfniſſen der Reiſe verpfänden, 
um dagegen Geld oder Geldeswerth auf gewöhnliche Zinſen zu 
erhalten. Nach einigen Geſetzen aber erliſcht dieſe Hypothek, wenn 
das Schiff in der Fremde verkauft wird *). 


§ 196—202. Von der Bodmerei ). 


Bodmerei iſt ein Darlehn auf ein Schiff oder reſp. Ladung 
unter der Clauſel, daß ſolche dafür verpfändet ſein und das Darlehn 
nur im Fall glücklicher Ankunft bezahlt werden ſolle. Die Gattung 
des Contractes iſt alſo Darlehen: der Unterſchied liegt nur in dieſer 
letzten Clauſel. Die Bodmerei hat große Aehnlichkeit mit dem nau— 

e) Ruſſ. O. Th. I. H. II. n. 46. Cod. Ven. P. I. T. II. 44. 

) L. 26. 34. D. de priv. credit. [?] L. 5. 6. D. qui pot. in pignore. 20, 4. Nov. 97. 
cap. 3. vergl. mit Hamb. Statut. P. II. Tit. IV. art. 14. T. V. art. 8. 9. Dän. 
G. B. L. 4. c. 5. art. 9. Schwed. Seerecht. Cl. 4. c. 9. Rotterdam A. O. art. 269. 

b) C. c. art. 191 — 271. Pardessus T. II. p. 91 u. fg. 

e) C. c. art. 432. 433. Pardessus T. II. p. 494. 

) Lüb. Statut. L. 3. tit. 4. art. 6. 

A Faſt alle Schriften von der Aſſecuranz behandeln auch die Vodmerei: 
namentlich Emerigon, Traité des assurances et des contrats à la grosse. 
T. 1. 2. Marseille 1783. Sodann Schottelius, von unterſchiedlichen Rechten in 
Teutſchland. Wolfenbüttel 671. Cap. 22. Cocceji, Excereitationes curiosae. 
T. 2. Nr. 76. 
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ticum foenus; und unterſcheidet ſich von ſolchem nur durch den 
Zweck des Darlehns. Das nauticum foenus iſt im canoniſchen 
Recht verboten 1), allein theils findet ſich in der Stelle eine falſche 
Lesart, theils fällt dieſelbe mit dem allgemeinen Verbot der Zinſen 
hinweg. Die Bodmerei braucht, um gültig, nicht beſonders erlaubt 
zu ſein. Iſt der Vertrag nur unter der erſten Clauſel geſchloſſen, 
ſo enthält er ein einfaches Darlehn nebſt Pfandbeſtellung, welches 
nichts eignes hat. Findet ſich nur die letzte Clauſel, ſo kommen im 
Ganzen die Grundſätze von der Bodmerei zur Anwendung, nur daß 
das Pfandrecht hinwegfällt. Beſonders in dieſem letzten Fall heißt 
der Vertrag auch wohl Großaventürvertrag; franzöſiſch iſt Bodmerei— 
Vertrag contrat à la grosse; der Sprachgebrauch iſt nicht gleich. 
Der Darleiher wird Bodmeriſt oder Bodmereigeber, der Empfänger 
Bodmereinehmer genannt. 

A. Eingehung. 

1) Bodmeriſt kann ein Jeder ſein, welcher das Recht hat, ein 
Darlehen zu geben; denn die Bodmerei iſt nur eine Art deſſelben, 
bei welcher zum Nachtheil des Gebers eine größere Gefahr über— 
nommen wird. Dazu iſt aber weiter nichts erforderlich, als die 
Befugniß, über das Seinige frei verfügen zu konnen, und dieſer 
bedarf es auch beim Darlehn. 

2) Bodmerei nehmen kann ein Jeder, welcher Geld leihen und 
ein Schiff oder Waaren dafür verpfänden darf. Zu Letzterem iſt 
nur der Eigenthümer berechtigt. Soll alſo das Schiff verpfändet 
werden, nur deſſen Eigenthümer, der Rheder; wenn Waaren, nur 
der Eigenthümer der Ladung oder deren Bevollmächtigter. Nun 
fragt es ſich, inwiefern der Schiffer dazu befugt ſei. In Betreff 
der Waaren hat er dieſe Befugniß keineswegs; denn über dieſe ſteht 
ihm keine Dispoſition zu, und die Eigenthümer haften nicht für ſeine 
Handlungen. Im Betreff des Schiffs dagegen hat er jene Befugniß 
allerdings. Denn die exercitores, Rheder, haften für die Handlungen 
des magister, Schiffers, bei Führung des Schiffes, insbeſondere für 
ſeine Darlehen, wenn das Schiff wirklich in Noth war 2). Parti— 
culargeſetze ſchreiben dies oft ohne allen Unterſchied vor. 

3) Das Darlehn muß zum Behuf des Schiffes oder der Ladung 
aufgenommen ſein. Iſt Letzteres nicht geſchehen, ſo iſt es zwar ein 
gültiges Darlehn, allein keine Bodmerei, und nicht nach deren Grund— 


) c. 19. X. de usuris. 9, 15. 
7) J. 1. 88. 9. D. de exerc. act. 14, 1. 


* 
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ſätzen zu beurtheilen. Eine unmittelbare Verwendung auf Schiff 


und Ladung iſt nicht gerade erforderlich, ſondern nur eine Verwen— 
dung zu ihrem Beſten; es wird irgend ein Bedürfuiß vorausgeſetzt, 
deſſen Befriedigung für ſie nützlich iſt. So die Bezahlung der 
Mannſchaft, die Berichtigung für Unkoſten von Schiff und Ladung. 
Die Bodmereiſumme iſt nach den einzelnen Geſetzen immer dahin 
beſchränkt, daß nicht mehr aufgenommen werden darf, als Schiff und 
Ladung wirklich werth ſind. Für den Fall des Zuwiderhandelns 
ſind harte Strafen angedroht. Nach allgemeinen Grundſätzen kann 
man auch höher gehen, falls ſich nur Jemand findet, der es geben 
will; denn beim Darlehn iſt der Werth der dafür verpfändeten Sache 
keineswegs maßgebend. 

4) Die Eingehung des Vertrages erfolgt durch bloße Ueberein— 
kunft. Zwar war das Darlehn bei den Römern ein Realcontract. 
Dieſes fällt jedoch heutzutage hinweg, da alle Verträge durch Ueber— 
einſtimmung des Willens zum Abſchluß gelangen. Ueber den Bod— 
mereivertrag wird jedoch jedesmal ein eignes Inſtrument ausgefertigt; 
im Zweifel des Beweiſes halber; auswärtige Geſetze machen daſſelbe 
oftmals zu einem weſentlichen Beſtandtheil des Geſchäfts 1). Es 
heißt Bodmereibrief oder Seewechſel. Der letzte Name bezieht ſich 
auf eine eigne Procedur, die damit vorgenommen wird. Nach glück— 
licher Ankunft des Schiffes wird er wie ein Wechſel präſentirt, 
acceptirt und proteſtirt; allein dadurch entſtehen die Eigenthümlich— 
keiten des Wechſelrechtes nicht. Gewöhnlich findet jedoch dieſe Pro— 
cedur nur ſtatt, wenn Waaren verpfändet ſind, und dieſes auf dem 
Rücken des Connoſſements notirt worden tft ). 

B. Rechte des Bodmeriſten. 

Seine Verbindlichkeiten beſtehen nur in der Auszahlung des 
Darlehns, und dabei treten dieſelben Regeln ein, wie bei dieſem 
Geſchäft: nichts Eigenthümliches. Es ſind alſo nur deſſen Rechte 
darzuſtellen. Sie beſtehen im Ganzen in der Befugniß, Rückzahlung 
zu erhalten: die Clauſel, welche der Bodmerei eigenthümlich iſt, führt 
jedoch zu einigen Modificationen. 

1) Er hält ſich deßhalb an jeden Beſitzer der Waaren oder des 
Schiffes. Aus dem Darlehen könnte er nur gegen feinen Contra— 
henten klagen; die Pfandbeſtellung berechtigt ihn zur Klage gegen 
jeden Dritten: fehlt es daran, ſo bleibt nur die Klage gegen die 


9) C. c. art. 311. ) Martens § 200. Runde, D. P. R. § 214. 
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Contrahenten. Er klagt alſo zunächſt gegen die Rheder oder Waaren— 
Eigenthümer, und demnächſt gegen jeden Beſitzer. Hier fragt es 
ſich nun 

2) inwiefern er ſich an den Schiffer, welcher die Bodmerei 
contrahirt hat, zu halten berechtigt iſt. Die Verbindlichkeit deſſelben 
geht nur dahin, daß er dem Bodmeriſten Befriedigung von den 
Rhedern verſchaffe. Denn nur für deren Rechnung und als deren 
Mandatar hat er contrahirt. Er haftet alſo wie jeder Mandatar, 
welcher nicht verſprochen hat, mit ſeinem eignen Vermögen aufzu— 
kommen. Zwar heißt es in einer Stelle des römischen Rechtes 1), 
der Kläger habe die Wahl, wen er belangen wolle, den Rheder oder 
den Schiffer, allein das kann nach dem Zuſammenhange des Geſchäftes 
nicht anders verſtanden werden ). 

3) Klagt er gegen die Rheder aus der Verbodnung des Schiffes, 
ſo braucht er nicht die Verwendung auf die Sache, ſondern nur das 
wirkliche Bedürfniß des Schiffes zu beweiſen. Dafür ſpricht die 
Analogie der exereitoria actio, wo im Falle eines Darlehens das— 
ſelbe gilt 2). 

4) Mehrere Rheder oder Verlader haften in solidum: theils 
wegen des hinzutretenden Pfandes, woraus immer eine obligatio in 
solidum entſteht, theils nach Analogie der exereitoria actio ). Sie 
haben jedoch die Rechtswohlthat der Theilung nach allgemeinen 
Grundſätzen. 

5) Der Bodmeriſt hat das Recht, für ſein Darlehn höhere 
Zinſen zu nehmen, als der gewöhnliche Zinsfuß es mit ſich bringt. 
Das iſt natürlich, da die Bodmerei kein reines Darlehn iſt: es wird 
nicht blos für den Gebrauch des Geldes, ſondern auch für die 
Uebernahme der Gefahr Vergütung geleiſtet. Es fragt ſich, wieviel 
er nehmen darf? Einige jagen 12 pCt., wie beim nauticum foenus 5). 
Andere erklären, es laſſe ſich kein gewiſſer Zinsfuß feſtſtellen ö). 
Vernünftig iſt nur die letzte, geſetzlich die erſte Anſicht. Zwar iſt 
die Bodmerei nicht ganz daſſelbe Geſchäft, wie das nauticum foenus: 
allein in Betreff der Uebernahme der Gefahr findet kein Unterſchied 


.) L. 1. § 17. D. exerc. actione. 14, 1. 

2) Thibaut, Pandecten. Th. 1. § 339 (ed. 1.) [Thl. 2. § 873 ed. 7; § 525. 
ed. 8.] 

) L. 1. 89. IL. 7. D., enero, det 1 

) L. 1. § 25. L. 2. L. 3. D. exerc. art. 14, 1. 

5) Schottelius, Cap. 22. § 3. u. 4. 6) Runde, D. P. R. § 214. 
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ſtatt; der Grund der höheren Zinſen iſt in beiden Fällen derſelbe: 
nämlich die Uebernahme der Gefahr. Wird dem Darleiher alſo in 
dem einen Fall nicht geſtattet, höhere Procente zu nehmen, ſo ſollte 
es auch in dem anderen nicht geſchehen. — Uebrigens braucht die 
Vergütung nicht gerade in beſtimmten Procenten zu beſtehen, ſondern 
kann auch eine runde Summe ſein. 

6) Dieſe höheren Zinſen laufen jedoch nur ſo lange, wie die 
Gefahr dauert, alſo nur bis zur glücklichen Ankunft. Dann treten 
die gewöhnlichen Zinſen ein. Ebenſo iſt es beim nauticum foenus ). 

7) Gehen Schiff oder Waare ganz verloren, ſo erhält der 
Gläubiger gar nichts zurück, weder Capital noch Zinſen. Denn 
dahin geht der Inhalt des Vertrages. Der Schuldner will gegen 
die Gefahr geſichert ſein: es liegt hier alſo ein Fall vor, wo 
der Schuldner einer Gattung durch den Untergang einer Sache 
befreit wird. 

8) Geht das Schiff theilweiſe zu Grunde, ſo wird der Bodmeriſt 
nur aus dem Werthe des Uebriggebliebenen bezahlt. Denn die 
Bedingung, unter welcher er geliehen hat, iſt nur theilweiſe erfüllt. 
Er wollte nur bezahlt ſein, wenn das Schiff glücklich ankäme. Es 
iſt nicht ganz, ſondern nur zum Theil glücklich angekommen, und 
mithin wird er auch nur nach dem Verhältniß dieſes Theiles bezahlt. 
Dabei entſteht die Frage, ob er nur einen verhältnißmäßigen Theil 
ſeiner Summe erhält, oder aus dem Ganzen, was übriggeblieben 
iſt, ſoweit ſolches reicht, befriedigt wird. Nach der richtigen Conſe— 
quenz bekommt er nur einen verhältnißmäßigen Theil. Nach der 
gewöhnlichen Anſicht das Ganze: jo nach franzöſiſchem Recht 2). 
Die Frage ſelbſt an ſich würde nach folgender Unterſcheidung zu 
beantworten ſein. Iſt das Darlehn nicht zur Vermehrung des 
urſprünglichen Werthes, ſondern zu ſeiner Erhaltung gegeben, ſo 
erhält der Gläubiger den ganzen Reſt nach den Grundſätzen vom 
privilegirten Pfand. Iſt das Darlehn dagegen zur Vermehrung 
des Werthes gegeben, jo tritt eine Theilung ein ). 

9) Ein nach glücklicher Ankunft des Schiffes oder der Waare 
eingetretener Verluſt derſelben ſchadet dem Bodmeriſten nicht. Denn: 

a) bei dem Vertrage liegt nicht die Idee zum Grunde, der Gläu— 
biger ſolle ſich einfach an das Schiff halten, ſondern es iſt ihm ein 


) L. 4. pr. D. de nautico foenere. 22, 2. L. 1. C. eod. 4, 33. 
Schottelius, Cap. 22. 8 8. 
e art. 827. ) Benecke, Syſtem des Aſſecuranz- und Bodmerei— 


— 


Weſens. Bd. 1. S. 93 fg. 
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Schuldner unter der Bedingung der glücklichen Ankunft des Schiffes 
verpflichtet. Der Gläubiger hat nur die Gefahr der Reiſe über— 
nommen; iſt dieſe beendet, ſo geht ihn die verpfändete Sache nichts 
weiter an. 

b) Das Darlehn ſollte nach beendeter Reiſe zurückgezahlt 
werden; mit dem Augenblick der glücklichen Ankunft alſo dies cedit 
et venit. Wird nun noch gezögert, und es entſteht darüber ein 
Unglück, ſo kann dieſes dem Gläubiger nicht ſchaden. 

10) Kommt den Bodmeriſten auch die Schuld des Schiffers zu 
Laſt? Allerdings. Denn auch das gehört zum Zufall, den er zu 
tragen ſich verpflichtet hat. Wie bei der Aſſecuranz in dieſem Falle 
der Aſſecuradeur haften muß, ſo iſt auch hier die Gefahr auf den 
Bodmeriſten übertragen. Gewöhnlich, wiewohl ohne Grund, wird 
das Gegentheil angenommen. Man beruft ſich dafür auf eine Stelle 
des römiſchen Rechtes ). Allein dieſe Stelle redet nur von Ver— 
ſchulden des Schuldners, was ein anderer Fall iſt. 

11) Der Bodmeriſt muß auch zu den außerordentlichen Unkoſten 
beitragen, welche zur Rettung von Schiff und Ladung verwendet 
worden ſind. Denn dieſer Aufwand iſt mit zu ſeinem Beſten gemacht, 
mithin tritt das Princip der lex rhodia ein. Allein gewöhnlich 
nimmt man das Gegentheil an, und läßt ihn zur großen Haverei 
nicht beitragen. 

12) Concurrenz mehrerer Bodmeriſten. 

a) Haben ſie ein Pfandrecht, ſo geht ſtets der jüngere Bodme— 
reileiher dem älteren vor. Der Grund iſt hier derſelbe, wie beim 
privilegirten Pfandrecht desjenigen, welcher zur Erhaltung einer 
Sache Geld geliehen hat. Das iſt auch allgemein anerkannt). Auch 
hier wird auf den Unterſchied zu ſehen ſein, ob zur Vermehrung 
oder zur Erhaltung des urſprünglichen Werthes geliehen worden iſt. 

b) Haben ſie dagegen kein Pfandrecht, ſo ſind ſie wie alle Buch— 
gläubiger pro rata zu befriedigen. 


) L. 3. C. de nautico foenore. 4, 33. > 
2) C. c. art. 323. Schottelius §9. Martens $199. Das Hamb. Stadt: 
recht, 2, 18. Art. 2 verordnet das Gegentheil. 
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Jwoölfter Abſchnitt. 


Von den Verſicherungen. 


Der Verſicherungsvertrag gehört im Seerecht zu den wichtigſten 
und ſchwierigſten, welcher auch wohl für Juriſten außerhalb der 
Seeſtädte zur Sprache kommt. 


§ 203. Begriff der Verſicherung. 


Unter Verſicherung oder Aſſecuranz verſteht man einen Ver— 
trag, durch welchen eine Perſon, der Verſicherer oder Aſſecuradeur, 
gegen eine beſtimmte Vergeltung die Prämie, die einer andern Per— 
ſon, dem Verſicherten oder Aſſecurirten, zuſtoßenden Unglücksfälle zu 
erſetzen verſpricht. Der Verſicherer übernimmt alſo die Gefahr, 
welche den Gütern oder der Perſon des Verſicherten droht, er ver— 
ſpricht für den Fall des Eintritts Erſatz des Schadens, und empfängt 
dagegen eine beſtimmte Vergeltung. 

Der Vertrag läßt ſich bei mancherlei Gegenſtänden und gegen 
mancherlei Gefahren denken. Inſofern giebt es manche verſchiedene 
Arten von Verſicherungen. Es können Gebäude, Saaten, Fiſche— 
reien, Vieh, das Leben von Sclaven wie von freien Menſchen, der 
Gewinn in Lotterien u. a. m. verſichert werden. Die hauptjäch- 
lichſte Art iſt die Seeaſſecuranz, wo Schiffe oder Waaren gegen die 
Gefahren verſichert werden, denen ſie beim Transport über Waſſer 
ausgeſetzt ſind. Dieſe Art wird daher hier vorzüglich dargeſtellt, 
wie denn auch die Geſetze und Schriftſteller dieſen Fall faſt allein 
behandeln. Für die übrigen Arten bedarf es einer beſondern Erör— 
terung nicht, indem es ſich leicht von ſelbſt ergiebt, was von den 
Grundſätzen über Seeverſicherungen dort anwendbar iſt, und was nicht. 

Der erſte Urſprung der Verſicherungen iſt zweifelhaft. Einige 
behaupten, der Vertrag ſei ſchon den Römern bekannt geweſen, und berufen 
ſich dafür auf eine Stelle in Cicero's Briefen an Verſchiedene !), 
und Livius römiſche Geſchichte 2). Allein das iſt ſehr zweifel— 
haft ). Uebrigens mag es wohl fein, daß bei den Römern in ein— 
zelnen Fällen Verträge abgeſchloſſen ſind, die im Weſentlichen auf 

2) 2, 87. Y 25, 3. ) Hugo, Civ. Mag. Thl. 2. Nr. 5. 
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eine Verſicherung hinausgingen. Denn die Idee iſt etwas ſehr 
Natürliches. Aber ein eigenes juriſtiſches Inſtitut von gewöhnlichem 
Gebrauch waren ſie damals gewiß nicht. Wären ſie dieſes geweſen, 
ſo würde nothwendig im corpus juris etwas davon ſtehen: allein 
hierin iſt tiefes Stillſchweigen darüber. Zwar kommt bei den 
Römern ein anderer Vertrag vor, welcher mit den Verſicherungen 
einige Aehnlichkeit hat, nämlich das foenus nauticum; dieſer iſt 
jedoch mehr mit der Bodmerei verwandt. 

Der Urſprung der Verſicherungen iſt alſo vielmehr im Mittel— 
alter zu ſuchen. Als im dreizehnten Jahrhundert der Handel durch 
die Thätigkeit italieniſcher und niederländiſcher Kaufleute emporkam, 
verfiel man auch auf die Verſicherungen, als ein wichtiges Hülfs— 
mittel für den Handel. In den damaligen Zeiten drohten dem 
Kaufmann noch viel mehr Gefahren bei ſeinen Unternehmungen, als 
gegenwärtig; er bedurfte alſo noch mehr eines Auswegs, um ſich 
gegen Riſico ſicher zu ſtellen. Die erſte ſichere Spur findet ſich in 
der Chronyk van Vlandern ), woraus erhellt, daß ſchon 1310 eine 
Seeaſſecuranz-Kammer zu Brügge errichtet worden ſei. Im fünf— 
zehnten und ſechzehnten Jahrhundert ſind ſie in den Niederlanden 
in vollem Gange. In Deutſchland findet ſich vor Ende des ſech— 
zehnten Jahrhunderts keine Spur ihres Gebrauchs. In neueren 
Zeiten ward das Geſchäft in Deutſchland am meiſten ausgebildet. 
Beſonders iſt Hamburg der wahre Sitz des Aſſecuranz-Weſens 
geworden; ſelbſt mehr noch als England 2). Die Geſetzgebung hat 
ſich erſt ſpät darum bekümmert. Die älteſte Ordnung findet ſich 
in Barcelona um 1435, und deutet ſelbſt ſchon auf andere 3). Auch 
bis auf die neueſte Zeit iſt die Geſetzgebung dürftig geblieben, doch 
finden ſich Geſetze darüber gegenwärtig in den meiſten europäiſchen 
Ländern. Als: N 

1) in Deutſchland zwei: 

a) Die Hamburgiſche von 1731. 

Sie iſt ſehr vorzüglich und gilt auch in Lübeck und Roſtock 9). 

b) Das preußiſche Landrecht, Theil 2 Tit. 8 Abſchnitt 13. 

Es iſt ſehr gut und mit Beiſtand von Büſch und einem lübecki⸗ 
ſchen Aſſecuradeur abgefaßt. 

) Tom. 1. Cap. 40. p. 462. 

2) Benecke, Th. 1. S. 10. Vergl. oben § 26. S. 67 z. E.“ ) Benecke a. a. O. 

) Roſtocker Stadtrecht z. E. Darum iſt aber dort das Hamburgiſche Gewohn— 
heitsrecht noch nicht anzuwenden. Günther, Rechtl. Bemerk. Helmſt. 802. 
Tol. 1. Nr. 10. 
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2) In Frankreich galt ſonſt die ordonnance de la marine 
von 1681; jetzt der code de commerce, Lib. 2 Tit. 10. Dieſer 
enthält wenig Neues; die Ordonnanz iſt faſt unverändert geblieben. 
Daher die Arbeit ſehr ſchlecht, mit Lücken und unzweckmäßigen 
r. 

3) In England giebt es keine geſchriebenen Geſetze, welche 
irgend von Belang wären, ſondern blos Gewohnheiten und Präjudizien. 

4) Holland hatte bisher drei Aſſecuranzordnungen, die von 
Amſterdam, Rotterdam und Middelburg. Beſonders war die erſtere 
angeſehen, und in Bremen, ſowie ehemals in Rußland, recipirt. 
„Später galt in Holland der code de commerce, jetzt das Wet- 
boek van Koophandel.* 

5) Rußland hatte ein eignes Geſetz von 1781. 

6) Auch Schweden und 7) Dänemark, ſowie 8) Spanien und Portu— 
gal haben eigene Aſſecuranzgeſetze, Letztere in ihren Handelsgeſetzbüchern.“ 

9) In Italien hatten ehemals die Aſſecuranzgeſetze von Venedig 
vom Jahre 1771 großes Anſehen. Jetzt gilt im Lombardiſch-Vene— 
tianiſchen Königreich der codice di commercio ) und in Sardinien 
das daſige Geſetzbuch.“ 

10) Die Nordamerikaniſchen Freiſtaaten haben das engliſche, 
Mittelamerika das ſpaniſche Recht adoptirt, und weiter gebildet. In 
Braſilien gilt ein eignes, dem portugieſiſchen nachgebildetes Geſetzbuch.“ 

Alle dieſe Geſetze haben manche Lücken; daher iſt man oft 
genöthigt, auf allgemeine Schlüſſe aus der Natur des Verſicherungs— 
Vertrages zurückzugehen. Vorzüglich muß man den allgemeinen 
Grundſatz in dieſer Lehre vor Augen haben, daß der Zweck der 
Verſicherung nur in der Sicherſtellung gegen Unfälle beſteht. Der 
Verſicherte will in Betreff ſeiner Güter oder Handelsunternehmungen 
gegen den Zufall geſchützt ſein; er leidet lieber einen kleinen gewiſſen 
Schaden mittelſt Zahlung der Prämie, als das Riſico eines großen. 
Der Verſicherer hat daher alle durch Zufall entſtandene Schäden zu 
übernehmen. Dagegen ſoll die Verſicherung keinen Gewinn ver— 
ſchaffen, ſondern nur gegen Schaden ſchützen; der Verſicherte darf 
alſo nie mehr erhalten, als er wirklich durch Unfall verloren hat. 
Ueberdies treibt der Verſicherer das Geſchäft als Gewerbe, und ſucht 
dabei ſeinen Vortheil. 

Wo das römische Recht als Hülfsrecht gilt, iſt oftmals auf 


1) Foramiti, Manuale del codice di commercio di terra e di mare. Ed. 2. 
Triest. 854. 
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deſſen Grundſätze zurückzugehen. Zwar enthält es keine eignen 
Vorſchriften über Verſicherungen: allein ſeine allgemeinen Grundſätze, 
z. B. über Verſchulden, kommen auch bei Verſicherungen zur Anwen— 
dung. Man hat wohl gefragt, mit welchem römiſchen Contract der 
Verſicherungsvertrag zu vergleichen ſei. Es giebt darüber viele 
alberne Meinungen. Der Verſicherungsvertrag läßt ſich unter keinen 
benannten Contract ſubſummiren, ſondern gehört unter die unbenann⸗ 
ten Verträge, und zwar unter die Claſſe do ut facias ); iſt aber 
zugleich ein aleatoriſcher Vertrag. 

Literatur. Straccha, de assecurationibus. Amsterdam 658. 
8. Ein Commentar über eine Police. Poppe, de litium adsecura- 
tionis decisione. Göttingen 1752. 4. 

Das Beſte iſt Emerigon, Traité des assurances et des con- 
trats à la grosse. Marseille. T. 1 & 2. 1783. 4. Paris 1784. 4. 
Er genießt das größte Anſehen in Frankreich. Die Abänderungen 
des code de commerce gegen die ordonnance von 1681 ſind 
faſt nur durch Rückſicht auf ihn veranlaßt. Seitdem kommen für 
Frankreich beſonders die Schriften über den code de commerce 
in Betracht, namentlich Locré, Esprit etc. T. 4., welcher faſt ganz 
hievon handelt. Außerdem: Le nouveau Valin ou Code commer- 
cial maritime, par Sanfourche-Laporte, Paris 1819. 4. p. 340 
bis 601. 

Für England galt ehedem beſonders das Werk von Park, 
ſpäter das von Marſchall, *in neueſter Zeit das von Arnould. 
Für Amerika kommen Phillipps und Duer in Betracht.“ 

In Deutſchland iſt das Werk von Benecke, Syſtem des Aſſe— 
curanz- und Bodmerei-Weſens, Band 1 bis 5. Hamburg 1805 bis 
1821, noch jetzt das Beſte, und beſonders verdient die engliſche Bear— 
beitung dieſes Werks, welche von dem Verfaſſer ſelbſt herrührt, 
Anerkennung. Die franzöſiſche Ueberſetzung des letzteren iſt oft 
ſinnlos. In neueſter Zeit iſt das Buch von Benecke durch Vincent 
Nolte von Neuem bearbeitet, befriedigt jedoch in juriſtiſcher Beziehung 
das Bedürfniß der Gegenwart nicht. Zwei Theile. Hamburg 1850.“ 


§ 204. Perſon des Verſicherers. 


1) Der Verſicherer muß über fein Vermögen verfügen können; 
denn er übernimmt eine ſehr gefährliche Verbindlichkeit. Minder— 
jährige können daher ohne Zuziehung ihres Curators keine Ver— 


1) Cocceji, Exerc. cur. Vol. 1. Ex. 86. § 7. 
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ſicherung gültig abſchließen. Wohl aber alsdann, wenn ſie das 
Recht haben, Handel zu treiben: denn die Verſicherungen gehören 
zu dem Handel im weiteren Sinn. 

2) Einigen Perſonen iſt der Abſchluß von Verſicherungen 
beſonders unterſagt. Dahin gehören: 

a) die Mäkler, theils überhaupt, theils wenigſtens die Schiffs— 
und Aſſecuranzmäkler. 

b) die Schiffsklarirer, oder Beamte, welche das beſorgen, was 
zum Abgange eines Schiffes rechtlich nothwendig iſt, ohne deſſen 
vorgängige Erledigung alſo die Schiffe nicht abgehen können: z. B. 
die Bezahlung von Zoll, die Ausfertigung eines Seepaſſes, die Auf— 
machung des Manifeſtes. Zur Beſorgung aller dieſer Geſchäfte 
giebt es wohl beſondere Beamte: die Schiffsklarirer. 

c) die Dispacheurs, Beamte zur Berechnung und Vertheilung 
der Schäden, welche Schiff und Waaren auf der Reiſe betreffen. 

d) Richter in Aſſecuranzſtreitigkeiten, da, wo es eigene Gerichte 
für ſolche giebt: beſonders in Holland )). 

Der Grund des geſetzlichen Verbotes iſt bei allen dieſen Perſonen 
derſelbe: die Beförderung ihrer Unparteilichkeit. Als öffentliche 
Beamte haben ſie in Aſſecuranzſachen zu thun; trieben ſie das 
Geſchäft ſelbſt, ſo könnte ihre Unparteilichkeit leiden. Der code de 
commerce kennt hier kein anderes Verbot, als das gegen Mäkler, 
und unterſagt allen, nicht blos den Aſſecuranzmäklern, den Betrieb 
aller Handelsgeſchäfte, zu denen er auch die Aſſecuranzen zählt. 
Nun fragt es ſich, was die Ueberſchreitung des Verbotes für Wir— 
kungen hat. Die Geſetze drohen oft die Strafe der Abſetzung. 
Ueberdies iſt der Vertrag nichtig, weil er gegen ein verbietendes 
Geſetz verſtößt. Wenn jedoch ſolche Beamte den Verſicherten hinter— 
gangen und ihre Eigenſchaft verſchwiegen haben, ſo können ſie wegen 
Betrugs auf Entſchädigung belangt werden. So nach preußiſchem 
Landrecht 2). 

3) Das Geſchäft des Verſicherns wird vorzüglich von ganzen 
Aſſecuranzeompagnien betrieben. Zwar verſichern auch oftmals 
einzelne Privatleute, allein noch häufiger ganze Compagnien. Das 
Verſichern iſt ein ſehr gefährliches Geſchäft, welches leicht die Kräfte 
eines Privatmannes überſteigt. Daher wird es im Großen meiſtens 
von ganzen Compagnien betrieben, welche auf den Fuß der Acetien— 


) Bynkershoeck, Quaest. jur. priv. I. 4. c. 26. $2. 
2) 2, 8. § 1939 — 1941. 
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geſellſchaften eingerichtet ſind, § 27. Oftmals hat der Staat fie 
beſonders autoriſirt, dann ſind ſie wahre universitates; oft fehlt es 
hieran, allein nach allgemeinem Herkommen werden ihnen dieſelben 
Rechte eingeräumt. Jetzt befinden ſich dergleichen Geſellſchaften faſt 
in allen großen Handelsſtädten, beſonders in Hamburg, wo gegen 
30 (vergl. § 26 S. 67 z. E.) ſind. In London giebt es nur 2. Das Recht 
ſie zu errichten iſt bisweilen beſchränkt. Theils bedürfen ſie zu dem 
Ende der Staatserlaubniß, wie z. B. in Frankreich, wo dies bei 
allen Actiengeſellſchaften Vorſchrift iſt. Theils beruht die Beſchränkung 
auf dem Ausſchlußrechte der ſchon errichteten Compagnien, wie in 
London ). Viele dieſer Compagnien haben außer den Landesgeſetzen 
noch ihre eigenen Geſetze, nach welchen ſie ſich beim Abſchluſſe von 
Verſicherungen richten. Das iſt durch die Mangelhaftigkeit der 
Staatsgeſetze veranlaßt. Weil dieſe ſo viele Lücken haben, ſo ſind 
zur Vermeidung von Streit eine Menge Rechtsregeln feſtgeſetzt und 
öffentlich bekannt gemacht, nach welchen ſich die betreffende Compagnie 
richtet. Für den Verſicherten ſind ſie jedoch nur dann verbindlich, 
wenn dies beim Abſchluß des Contracts beſonders ausgemacht iſt. 
Einſeitig aufgeſtellte Regeln des Verſicherers können ihn weder 
berechtigen, noch verpflichten, wenn dieſelben nicht contractlich aner- 
kannt ſind 2). So gilt für die Hamburgiſchen Compagnien und 
auch an andern Orten der „Allgemeine Plan der Seeverſicherungen“ 3), 
für Bremen die „Verſicherungsbedingungen der Bremiſchen See— 
Verſicherungs-Geſellſchaften vom 1. Juli 1854“ bei allen Zeichnungen.“ 


§ 205. Per ſon des Verſicherten. 


1) Zur Gültigkeit einer Verſicherung iſt es nothwendig, daß 
der Verſicherte ein wahres Intereſſe bei der Sache hat, das heißt, 
daß er beim Eintritt der Unfälle, wogegen die Verſicherung gerichtet 
iſt, wirklich ſo und ſo viel verliere. Fehlt es alſo daran und läßt 
ſich jemand verſichern, der bei dem Unfalle nicht verliert, ſo iſt der 
Contract ungültig. Der Grund hierfür liegt darin, daß der Vertrag 
in dem letztern Fall in ein bloßes Hazardſpiel übergehen würde. 
Sein Zweck iſt aber die Sicherung gegen Unfälle, und die Ueber— 
tragung der Gefahr, welche dem Verſicherten droht, an einen Andern. 
Jener Zweck iſt alſo nur da möglich, wo wirklich eine Gefahr für 
den Verſicherten vorhanden iſt. Wenn man ſich nun für den Fall 


1) Benecke, Thl. 1. S. 186. 2) Benecke, Thl. 3. S. 32 — 89. 
5) Zuerſt 1847: als „Revidirter Plan“ ſeit 1. Januar 1853. 
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eines beſtimmten Unglückes, durch welches man nicht leidet, dennoch 
Erſatz ausbedingt, ſo fehlt dieſer Zweck; man begründet ſein Intereſſe 
erſt durch den Vertrag, und das geht in eine gefährliche Wette über. 
Wo die Verſicherungen ſo gebraucht werden, da bringt dieſes keinen 
reellen Vortheil für die Beförderung von Handel und Gewerbe, 
ſondern das Geſchäft bezweckt entweder einen Betrug, oder ein höchſt 
gefährliches Spiel. Verſicherungen ſind daher unter dieſer Voraus— 
ſetzung ebenſo unerlaubt wie Spiele und Wetten. Darin ſind auch 
alle Aſſecuranzgeſetze einig. Theils verbieten ſie dergleichen Ver— 
ſicherungen ausdrücklich, oftmals bei harten Strafen; theils ſetzen ſie 
wenigſtens ſtillſchweigend voraus, daß der Verſicherte ein Intereſſe 
haben müſſe. Ein Grund hierfür läßt ſich ſchon aus dem römiſchen 
Recht entnehmen !). Hier iſt auch von Verträgen die Rede, bei 
welchen die Gefahr gegen eine beſtimmte Vergeltung übernommen 
wird, und dieſe werden mit dem Zuſatze gebilligt, si modo in aleae 
speciem non cadant. Uebrigens iſt es darum keineswegs noth— 
wendig, daß der Verſicherte Eigenthümer des verſicherten Gegenſtandes 
ſei. Es genügt, wenn er ſonſt ein Intereſſe dabei hat, ſo daß er 
durch den Verluſt wirklich in Schaden kommt. So z. B. wenn er 
ein Pfandrecht an der Sache hat und außer dieſem keine Sicherheit. 
Oder im Fall eines Bodmereiverhältniſſes. Auch derjenige darf 
verſichern laſſen, welcher als Commiſſionär einen Vorſchuß auf die 
Waare geleiſtet hat u. ſ. w. Aus dem Grundſatz, daß der Ver— 
ſicherte ein wahres Intereſſe an der Sache haben müſſe, ergiebt ſich 
übrigens eine doppelte Folge: 

a) daß der verſicherte Gegenſtand nicht höher angeſchlagen 
werden darf, als der Schaden des Verſicherten ſich wirklich beläuft. 
Denn ſonſt hat er beim Ueberſchuß kein wahres Intereſſe weiter: 
das Geſchäft iſt in Betreff des Ueberſchuſſes eine bloße Wette. 
Jener Schaden iſt aber von dem wahren Werthe der verſicherten 
Güter oft ſehr verſchieden, wie überhaupt das Intereſſe von der 
rei aestimatio. So z. B. bei Bodmereigeldern, oder wenn ein ſonſtiger 
großer Vortheil bei der richtigen Ankunft vorhanden iſt: oder anderer— 
ſeits beim Commiſſionär, welcher nur einen Theil des Werthes 
vorgeſchoſſen hat. Daher iſt bei dem Anſchlag immer auf das wahre 
Intereſſe zu ſehen. Die näheren Anwendungen hievon finden ſich 
im $ 206. 

b) daß derſelbe Gegenſtand gegen dieſelbe Gefahr nicht mehr— 


1) L. 5. pr. D. de nautico foenere. 22, 2. 
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mals verſichert werden dürfe; denn hier würde die zweite Verſicherung 
ohne Intereſſe ſein. Vergl. § 210. 

2) Schließung des Verſicherungsvertrags durch einen Bevoll— 
mächtigten oder einen Geſchäftsführer ohne Auftrag. 

a) Der Verſicherungs-Vertrag wird von Seiten des Verſicherten 
ſehr häufig durch einen Bevollmächtigten geſchloſſen. Theils hat der, 
welcher verſichern laſſen will, nicht immer an ſeinem Orte einen 
Verſicherer, wenigſtens nicht für das Ganze; theils iſt es oft vortheil— 
hafter, an einem fremden Orte zu verſichern, wegen wohlfeilerer 
Prämie, vortheilhafterer Geſetze und ſichererer Leute. Ein ſolcher 
Bevollmächtigter muß wie jeder andere Mandatar ſelbſt für geringe 
Verſehen aufkommen. Es iſt dabei große Vorſicht nöthig, weil ſo 
leicht etwas verſehen werden kann. Für ſeine Mühe erhält der 
Bevollmächtigte eine beſtimmte Proviſion, wie überhaupt bei kauf⸗ 
männiſchen Commiſſionen. Die Proviſion richtet ſich nach der 
verſicherten Summe, und beträgt meiſtens ½ PCt. 

b) Auch ein bloßer Geſchäftsführer ohne Auftrag ſchließt oft 
Verſicherungen ab. Der Fall, wo ein Commiſſionär, welcher keinen 
Auftrag, die Verſicherung zu beſorgen, erhalten hat, ſich dennoch durch 
die Umſtände zu deren Abſchluß veranlaßt ſieht, kommt ſehr häufig 
vor. Eine ſolche Verſicherung iſt aber nicht anders gültig, als 
wenn der Principal ſie genehmigt hat; entgegengeſetzten Falls iſt ſie 
nichtig. Und zwar, wie ſich von ſelbſt verſteht, für den Principal; 
aber auch für den Geſchäftsführer, da es bei ihm am Intereſſe 
fehlt, für eigne Rechnung zu verſichern. Die Genehmigung iſt aber 
nicht anders gültig, als wenn ſie vor erhaltener Kenntniß vom 
Ausgange erfolgt iſt; ſpäter zu genehmigen, iſt unzuläſſig. Das 
ergiebt ſich aus der Natur des Vertrags als eines aleatoriſchen 
Geſchäftes. Wollte man die Genehmigung nachher verſtatten, ſo 
wäre der Verſicherer ſtets der verlierende Theil. Hier fordert es 
der gute Glaube, daß die Genehmigung vorher geſchehe, und nach— 
her nicht mehr geſchehen könne. Daraus ergiebt ſich, daß, wenn der 
Principal ſich vorher nicht erklärt, der Vertrag nichtig iſt. Denn 
wenn er vorher nicht genehmigt hat, ſo wird er nachher nicht mehr 
dazu gelaſſen, der Vertrag bleibt alſo ohne Genehmigung, und iſt 
jedenfalls nichtig. Allein auch in dieſem Fall hat der Geſchäfts— 
führer Anſpruch auf Erſatz ſeiner Unkoſten. Dieſer Anſpruch hängt 
nicht von dem Nutzen des Ausgangs ab, ſondern davon, ob er zu 
ſeiner Maaßregel einen vernünftigen Grund hatte. War ein ſolcher 
zum Abſchluß der Verſicherung vorhanden, ſo müſſen ihm ſeine 
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Unkoſten erſtattet werden, wenn auch das Geſchäft in ſeinem Aus— 
gang ſich als überflüſſig herausſtellt. 

c) Wenn jemand eine Verſicherung für einen Andern nimmt, 
ſo geſchieht dieſes meiſtens ſo, daß der Verſicherte gar nicht genannt 
wird. Man giebt oft nur an, von welcher Nation er ſei: z. B. 
für däniſche Rechnung. Oft geſchieht ſelbſt dieſes nicht, und es 
wird nur geſagt, für fremde Rechnung, oder, „für Rechnung wen 
es angeht.“ Gründe hiefür giebt es mancherlei. Oft weiß man im 
Augenblick der Verſicherung den Namen ſelbſt nicht, oft geſchieht es 
deßwegen, weil ein Kaufmann ſeine Kunden und Correſpondenten 
gerne geheim hält; oft aus bloßem Schlendrian. Dieſe Form thut 
der Gültigkeit der Verſicherung keinen Eintrag. Zwar iſt dieſes 
ſonſt wohl bezweifelt, weil es ein Geſchäft mit einer ungewiſſen 
Perſon ſei. Allein die Gültigkeit hat gar keinen Anſtand. Zunächſt 
erwächſt dem Bevollmächtigten daraus ein Klagrecht. Er ſchließt 
den Vertrag auf ſeinen Namen: wenn dieß, ſo hat er unbedenklich 
aus ſolchem ein Klagrecht, wenn gleich in Vollmacht eines Andern. 
Auch kann nicht der Einwand gemacht werden, daß er kein Intereſſe 
habe. Er hat dadurch ein Intereſſe, daß er ſeinem Mandanten 
haftet, was ausreichend iſt 1). Sodann aber auch dem Auftraggeber. 
Denn nach jetzigem Rechte iſt es allgemeine Regel, daß der Man— 
dant aus den Contracten ſeines Mandatars klagen könne, und daß 
der Mandant ſpeciell genannt ſein müſſe, iſt nirgends vorgeſchrie— 
ben 2). Auch der code de commerce ?) geſtattet dieſes implicite: 
denn er verlangt nur den Namen deſſen, welcher den Vertrag ſchließt, 
und die Angabe, ob für eigne oder fremde Rechnung. Nur die 
Schwierigkeit ergiebt ſich für den Principal, daß er ſich erſt durch 
den Beweis ſeines Intereſſes legitimiren muß. Da er nicht genannt, 
ſondern nur geſagt iſt, für fremde Rechnung, ſo kann jener nicht 
anders das Recht anſprechen, als wenn er zeigt, daß der Vertrag 
für ſeine Rechnung geweſen ſei. 

Uebrigens entſteht hier noch die Frage, ob der Verſicherer auch 
dann hafte, wenn die Gefahr durch die individuellen Verhältniſſe 
des verſchwiegenen Principals vergrößert wird; z. B. in Kriegs— 
zeiten, wenn er Unterthan einer der kriegführenden Mächte iſt. 
Meiſtens, und auch von Martens wird dieſe Frage bejaht: wer eine 


) 1.28. D. de negot. gest. 3, 5. 1.8. § 3. 1.14. pr. D. mandati. 17, 1. 

) Sieveking, Von Aſſecuranz für Rechnung eines ungenannten Dritten. 
Hamburg 791. 8. Runde, Beiträge, Th. 1. Nr. 20. 

9) Art. 332. 
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Verſicherung eingehe, ohne ſich näher zu unterrichten, für weſſen 
Rechnung, habe grade dadurch die Gefahr für jede mögliche Rech— 
nung übernommen; er hätte vernünftiger Weiſe darauf rechnen 
müſſen, daß der wahre Verſicherte vielleicht eine für ihn ſehr gefahr— 
bringende Perſon ſein werde, und danach ſeine Bedingungen ein— 
richten können; hätte er das nicht überlegt, ſo ſei das ſeine eigne 
Schuld. Allein ſo allgemein dieſe Sätze auch angenommen werden, 
ſo ſind ſie dennoch falſch. Denn: 

1) Dieſe Verſchweigung verſtößt überhaupt gegen den guten 
Glauben. Bei Verträgen iſt es durchgängig Regel, daß der eine 
Contrahent die dem andern nachtheiligen Umſtände, welche Jener 
weiß, Dieſer aber nicht wiſſen kann, anzeigen muß, indem ihm ſonſt 
die Einrede des Betrugs entgegenſteht. Verkauft Jemand z. B. eine 
fehlerhafte Sache mit der ausdrücklichen Clauſel, der Käufer über⸗ 
nehme die etwaigen Mängel, ſo iſt der Verkäufer gleichwohl für die 
Mängel aufzukommen verbunden, welche er gekannt und nicht ange— 
zeigt hat. Oder wenn Jemand eine Sache mit allen darauf haf— 
tenden Laſten kauft, ſo muß der Verkäufer dennoch für diejenigen 
aufkommen, welche er gewußt und nicht angezeigt hat. Ein ſolcher 
Fall liegt hier vor. Der andere Theil hat verſchwiegen, was er 
wußte, und der Verſicherer nicht wiſſen konnte: er hat alſo gegen 
den guten Glauben verſtoßen. Wenn daher auch der Verſicherte 
nach der Strenge des Rechts alle Gefahr übernommen hat, ſo ſteht 
ihm dennoch die Einrede des Betrugs zur Seite. 

2) Bei der Verſicherung insbeſondere wird allgemein als Regel 
angenommen, daß der Verſicherte alle ihm bekannten Umſtände, die 
auf die Vermehrung der Gefahr von Einfluß ſein könnten, gewiſſen⸗ 
haft anzeigen müſſe, § 212. Davon iſt die direkte Folge, daß er 
auch die perſönlichen Verhältniſſe des Verſicherten anzuzeigen hat, 
die einen ſolchen Einfluß haben. Es iſt höchſt inconſequent, ihn 
hier freizuſprechen. 
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Im Allgemeinen giebt es hier nur zwei Regeln: 

1) Es muß ein Gegenſtand fein, der auf Geld zu ſchäatzen, mit 
Geld zu erſetzen iſt. Da der Verſicherer den Zufall nicht abzu— 
wenden vermag, ſo kann die Uebernahme der Gefahr nur darauf 
hinausgehen, daß er Gelderſatz leiſte, iſt alſo nur da thunlich, wo 
Gelderſatz denkbar iſt. Dieſer Regel ſcheint der Umſtand entgegen⸗ 
zuſtehen, daß auch das Leben eines Menſchen verſichert werden kann, 
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§ 208. Allein wenn ſolches für ihn ſelbſt auch keinen Geldes: 
werth hat, ſo iſt dieſes doch für Dritte der Fall, und der Scha— 
den, welcher aus ſeinem Tode für dieſe hervorgeht, läßt ſich zum 
Theil durch Geld wieder gut machen. Inſofern alſo iſt eine Ver— 
ſicherung denkbar. 

2) Der Gegenſtand darf kein unerlaubter ſein, d. h. nicht auf 
die Uebernahme der Gefahr gehen, welche aus einem unerlaubten 
Unternehmen entſpringt. So z. B. wenn die Confiscation bei Ein— 
bringung von Contrebande verſichert wird. In dieſem Fall gereicht 
die Verſicherung zur Beförderung einer unerlaubten Handlung. Dieſe 
wird dadurch erleichtert und geſichert. Es liegt alſo ein Geſchäft 
vor, welches turpe, unſittlich, mithin ungültig iſt, und keine Obli— 
gation zur Folge hat. Iſt die Prämie ſchon gezahlt, jo nimmt ſie 
der Fiscus. Auch iſt es einerlei, ob das verbotene Unternehmen 
gerade gegen die Gefahr verſichert wird, welche aus dem Verbot her— 
vorgeht, oder ob die Verſicherung ſich auf andere Gefahren bezieht, 
z. B. einzuführende Contrebande gegen Seegefahr. Denn auch in 
dieſem Fall gereicht ſie zur Beförderung eines verbotenen Unterneh— 
mens. Dabei iſt noch zu bemerken: 

a) es gehören hierher auch Unternehmungen, welche gegen die 
Geſetze eines fremden Staates gerichtet find, zu deſſen Unterthanen 
weder der Verſicherer, noch der Verſicherte gehören, wenn der Staat 
nur kein feindlicher iſt: z. B. eine Verſicherung auf das Einbringen 
von Contrebande in den Staat eines befreundeten Nachbars. Nach 
unſerem Völkerrechte iſt auch das ein unſittlicher Vertrag 1). Allein 
die Praxis ſteht damit in Widerſpruch 2). 

b) Unternehmungen zur Uebertretung der Geſetze eines Staa— 
tes, welcher Beiden, dem Verſicherer und Verſicherten, feindlich iſt, 
gehören nicht dahin: z. B. Contrebande in ein Land zu bringen, 
welches mit dem Lande der beiden Contrahenten ſich im Kriege 
befindet. Wie aber, wenn gegen die Geſetze des Landes Verſicherung 
genommen ward, welches nur dem einen Theile feindlich iſt? Und zwar: 

1) Dem Verſicherten. Man nehme den Fall: England und 
Frankreich ſind im Krieg: ein Engländer will Contrebande nach 
Frankreich bringen, und ſchließt Verſicherung in Deutſchland. Der 
Deutſche handelt unſittlich, und kann keine Prämie fordern. Wie 


) So der ehemalige Reviſions- und Caſſationshof zu Berlin. Heffter, 
Völkerrecht. 3. A. Berlin 855. S. 60. Not. 3. 

2) Benecke, Th. 1. S. 34. Vergl. L. Wildtfand und Conſ. w. Hanſe Wwe. 
u. Rhederei d. Schiffs Dorn. Dec. 22. * 
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aber der Engländer? Sein Unternehmen iſt nicht unſittlich: iſt 
es aber nicht unſittlich, in Deutſchland verſichern zu laſſen? Das 
iſt davon abhängig, ob er auf Schadenszahlung dringen kann. 

2) Dem Verſicherer. Der Deutſche will Contrebande nach 
Frankreich bringen, und verſichert in England. Hier handelt der 
Deutſche unſittlich, und kann keinen Schaden fordern. Ob aber der 
Engländer die Prämie? 

c) Es iſt nicht unerlaubt, die Schiffe unſeres Feindes gegen die 
Caperei unſerer Nation zu verſichern ). Denn wenn auch die 
Caperei erlaubt iſt, ſo iſt doch die Schifffahrt des Feindes darum 
nichts Verbotenes, auch nicht nach einheimiſchen Geſetzen. Allein 
verſtößt es nicht gegen den Zweck des Staates, der bei der Caperei 
darauf gerichtet iſt, dem Feinde zu ſchaden? Das läßt ſich kaum 
annehmen: der Feind verliert durch die höhere Prämie, und das iſt 
bei richtiger Verſicherung ein ebenſo hoher Schaden. Gewöhnlich 
wird das Gegentheil dieſer Anſicht für richtig gehalten. Beſonders 
iſt in England lange darüber geſtritten, und jetzt gilt es für uner— 
laubt 2). In Holland dagegen iſt es ausdrücklich erlaubt 3). 

d) Wie wenn Neutrale Kriegscontrebande zuführen, darf der 
feindliche Unterthan ſie verſichern? Wohl nicht; denn nach den 
Geſetzen unſeres Staates thut der Neutrale etwas Verbotenes. — 

Ueber einzelne Gegenſtände der Seeaſſecuranz iſt Folgendes zu 
bemerken ): 

1) Waaren aller möglichen Art. Sie werden meiſtens nach 
Quantität und Qualität genau aufgegeben. Zuweilen bedient man 
ſich auch wohl der allgemeinen Benennung: Kaufmannsgut. Inſofern 
jedoch hierunter Waaren ſich befinden, die einer beſondern Gefahr 
ausgeſetzt ſind, bedarf es deßfalls einer Anzeige. So, wenn ſie dem 
Verderb unterworfen find, z. B. Citronen; oder der Leccage, z. B. 
Wein u. dgl., oder Kriegsbedürfniſſe in Kriegszeiten. Hier gilt ganz, 
was im vorigen § von der Perſon des Verſicherten geſagt iſt. Die 
Anzeige gehört zum guten Glauben: jene Eigenſchaft iſt ein Fehler 
der Sache in Anſehung der Verſicherung. Wie alſo der Verkäufer 
verpflichtet iſt, die bewußten Fehler anzuzeigen, ebenſo ſind hier alle 
Verhältniſſe mitzutheilen, welche beſondere Gefahren begründen. — 
Uebrigens wird bei der Verſicherung von Waaren gewöhnlich das 


— 


) Bynkershoeck, Quaest. jur. publ. 1.1. c. 2 
) Marshall, c. 2. s. 1. 5) Benecke, Th. 1. S. 48 — 50. 
) Vergl. c. c. art. 334. 347. . 
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Schiff benannt, in welchem transportirt wird oder werden ſoll. 
Dann haftet der Verſicherer nur, inſofern die Waare wirklich in 
dieſem Schiffe verladen iſt. Vergl. unten. Zuweilen dagegen geſchieht 
dies nicht, und es heißt: in dem Schiff oder in einem andern. Dann 
kann der Verſicherte ein beliebiges Schiff wählen, nur kein ſchlechtes, 
denn alsdann träfe ihn ein Verſchulden. 

2) Das Schiff ſelbſt: Verſicherung auf Casco. Eine ſolche 
umfaßt auch alle Pertinenzien des Schiffes, die Segel, die Taue, die 
Boote und die Anker. 

3) Die Schiffsfracht, d. h. die Frachtgelder, welche für die 
Seereiſe bezahlt werden. Dieſe ſind in einer doppelten Hinſicht 
Gegenſtand der Verſicherung: 

a) Für den Kaufmann. Wenn das Schiff unterwegs zu 
Grunde geht, ſo muß er für den zurückgelegten Theil der Reiſe die 
Fracht dennoch bezahlen. Sie ward aber dann vergebens aufge— 
wendet, iſt alſo ein wahrer, durch den Untergang des Schiffes oder 
der Waaren herbeigeführter Verluſt, mithin ein Gegenſtand der 
Verſicherung. Allein meiſtens wird hierüber kein beſonderer Ver— 
ſicherungsvertrag abgeſchloſſen, ſondern die Fracht zum Werth der 
Waaren geſchlagen. Vergl. S. 414. 

b) Für Schiffseigenthümer oder Rheder. Geht das Schiff unter— 
wegs zu Grunde, ſo erhalten ſie für den übrigen Theil der Reiſe 
keine Fracht, verlieren alſo dieſen Vortheil, und derſelbe iſt inſofern 
für ſie Gegenſtand der Verſicherung. Uebrigens iſt es nicht allent— 
halben geſtattet, Schiffsfracht verſichern zu laſſen. Der code de 
commerce !) erklärt dieſe Verſicherung für nichtig. Das hat aber keinen 
vernünftigen Grund, ſondern iſt ein Vorurtheil. In England iſt es 
erlaubt ?). 

4) Bodmerei-Gelder, Gelder, welche zu Schiffsbedürfniſſen 
unter der Bedingung geliehen ſind, daß ſie nur im Falle glücklicher Ankunft, 
dann aber mit höheren Zinſen, zurückgezahlt werden. Dieſes Geld 
verliert der Gläubiger durch den Untergang des Schiffes, es iſt alſo 
für ihn Gegenſtand der Verſicherung. Auch im code de commerce 3) 
wird dieſes geſtattet. 

Alle dieſe Gegenſtände, inſofern ſie zu einem beſtimmten Geld— 
werth angeſchlagen werden, ſind nur nach ihrem wahren Werthe 
anzuſchlagen. Darunter iſt jedoch nicht ihr abſoluter Werth zu ver— 


1) Art. 347. ) Marshall, c. 3. $6. 3) Art. 334. 
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ſtehen, ſondern der Werth, welchen ſie für den Verſicherten haben, 
d. h. der Schaden, welchen er durch ihren Untergang erleiden wird. 
Denn nur dieſer Anſchlag entſpricht dem Zwecke des Verſicherungs— 
Vertrags, durch welchen man gegen Unfall völlig gedeckt ſein, jedoch 
keinen Gewinn haben ſoll. In der näheren Anwendung iſt hierüber 
Folgendes zu bemerken: 

a) Bei Waaren kommt nicht blos der Einkaufspreis derſelben, 
ſondern auch 1) die Unkoſten in Betracht, welche darauf verwendet ſind. 
Bevor die Waaren an den Bord des Schiffes gelangen, hat man 
mancherlei Unkoſten aufzuwenden: für Einpacken, Transport, Zoll 
u. dgl. Alle dieſe Unkoſten ſind im Fall des Unterganges vergeblich 
aufgewendet; mithin ein reiner Verluſt, ſo gut wie der Einkaufspreis. 
Sie werden daher mit in Anſchlag gebracht !). 2) Sodann die für 
die Waare zu zahlende Fracht, ſ. S. 413. 3) Außerdem gehört die 
Verſicherungsprämie ſelbſt zu den Unkoſten, welche auf die Waaren 
verwendet werden. Dieſe ſind dadurch ſoviel mehr für ihn werth 
geworden, und er müßte ſie um ſoviel theurer verkaufen. Der 
Kaufmann verliert alſo ſoviel mehr, und muß ſolches mit in Anſchlag 
bringen 2). 4) Endlich kommt der Gewinn in Betracht, welchen der 
Kaufmann bei richtiger Ankunft der Waare gemacht hätte. Wo ein 
ſolcher aus der Unternehmung entſtanden wäre, da verliert er durch 
Zufall auch dieſen. Zwar iſt ſolcher nur ein entgangener Gewinn; 
aber auch dieſer gehört ja zum Intereſſe, und kommt folglich mit in 
Anſchlag. Man nennt dies Verſicherung auf imaginären, beſſer auf 
gehofften Gewinn. Jener ſchlechte Ausdruck iſt wohl der Grund 
geweſen, daß deſſen Verſicherung in manchen Geſetzen verboten iſt. 
So in Frankreich 3), anders in Preußen ). Wo die Verſicherung 
übrigens erlaubt iſt, da wird darüber häufig ein beſonderer Vertrag 
geſchloſſen. In dem einen Contracte der Werth der Waaren mit 
allen wirklich darauf verwendeten Unkoſten, der erwachſene Schaden; 
ein zweiter über den gehofften Gewinn. Der Grund hievon liegt 
in der Speculation; dieſe Verſicherung kann der Verſicherer wohl— 
feiler geben. 

b) Bei Schiffen darf nicht der volle jetzige Werth in Anſchlag 
gebracht werden, den es beim Antritt der Reiſe hat, ſondern nur der, 
welchen es nach zurückgelegter Reiſe haben wird. Jedes Schiff leidet 
nothwendig auch bei glücklicher Reiſe durch ſolche bedeutend, und hat 


1) C. c. art. 339. 2) C. c. art. 342. Jur. Abh. 2, 17. S. 579 — 614. 
6) C. c. art. 347. 9) L. R. 2, 8. § 1991. 
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bei ſeiner Ankunft oder Rückkunft einen geringeren Werth. Der 
Eigenthümer verliert nur dieſen letzteren, und dieſer kommt alſo auch 
nur in Anſchlag. Der Minderwerth iſt aber ſchwer zu taxiren. 
Daher geſtatten einige Geſetze nur die Verſicherung eines beſtimmten 
Theiles von dem jetzigen Werth, / oder 5 das preußiſche Recht) 
dagegen den vollen jetzigen Werth. Hiebei fragt es ſich, ob die 
Unkoſten der Ausrüſtung, die ſog. Ausrhedung, mit in Anſchlag zu 
bringen ſei, z. B. der Proviant und die Volkshauer? Hiefür iſt zu 
unterſcheiden, ob die Frachtgelder auch verſichert ſind oder nicht. Wo 
ſie nicht verſichert ſind, allerdings, denn jener Aufwand wäre bei 
glücklicher Reiſe durch die Frachtgelder erſetzt. Dieſe entbehrt der 
Rheder jetzt ganz oder zum Theil, und verliert damit jenen, nunmehr 
unnütz gewordenen Aufwand. Daher geſtattet der code de com- 
merce deren Verſicherung ?). Sind dagegen auch die Frachtgelder 
verſichert, ſo dürfen die Koſten der Ausrhedung nicht abgeſondert 
verſichert werden. Denn auch bei glücklicher Ankunft erhält er dieſe 
Koſten nicht wieder, ſondern nur die Fracht, welche er jetzt auch 
bekommt. Er verliert dieſelben alſo auch nicht durch den Unglücks— 
fall, und hätte er ſie verſichert, ſo bezöge er einen reinen Gewinn. 
In dieſer Weiſe entſcheidet auch das preußiſche Geſetz 5). 

c) Bei den Bodmereigeldern wird nicht blos das Capital, ſondern 
auch die Zinſen verſichert. Denn im Falle der glücklichen Ankunft 
hätte man ſie erhalten: der Verluſt, den man leidet, bezieht ſich folg— 
lich auch auf die Zinſen. Zwar gehören dieſelben nur zum entzo— 
genen Gewinn; allein das hindert dem Obigen zufolge die Verſiche— 
rung nicht. Der code de commerce ) verbietet ganz conſequent 
auch die Verſicherung dieſer Zinſen, da er auch bei Waaren keine 
Verſicherung auf gehofften Gewinn zuläßt. 


§ 207. Arten der Verſicherung, welche weniger 
erlaubt ſind. 


1) Verſicherung auf blos imaginären Gewinn. Dieſer Fall 
liegt vor, wenn der Verſicherer einen beſtimmten Gewinn zu vergüten 
verſpricht, ohne Rückſicht darauf, ob ſolcher auch wirklich eingetreten 
ſein würde; wenn er z. B. verſpricht, für den Fall des Schadens 
ſoviel als verlorenen Gewinn zu bezahlen, ohne Rückſicht darauf, 


1) L. R. 2, 8. 8 1985. 1986. 
2) Art. 334. Na. a. O. ) Art. 347. 
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ob nach den Umſtänden ſoviel gemacht wäre. Die Gültigkeit eines 
ſolchen Vertrags iſt von den Umſtänden abhängig. Wenn es fo 
wäre, daß der Verſicherte wirklich ſoviel gewonnen hätte, ſo iſt es 
nur eine Verſicherung auf entgangenen Gewinn, und mithin gültig. 
Wäre es dagegen nicht ſo geweſen, ſo erhielte der Verſicherte mehr, 
als er durch das Unglück verloren hat, und das iſt unſtatthaft, alſo 
ungültig. Hierauf iſt um ſo ſtrenger zu halten, weil ſonſt eine 
gefährliche Verſuchung für den Verſicherten entſteht, den Untergang 
des Schiffes abſichtlich zu veranlaſſen, wenn die Umſtände ihm keinen 
Vortheil erwachſen laſſen. 

2) Auf Intereſſe und non-Intereſſe. Darunter verſteht 
man zweierlei: 

a) Verſicherungen, bei denen der Verſicherte kein wahres Intereſſe 
hat, und, um ſich gegen dieſen Einwand zu decken, dieſe Clauſel in 
dem Vertrag einrückt. Das iſt unbedenklich ungültig, weil es in 
eine bloße Wette übergeht. Auch kann die Clauſel nicht helfen. 
Das wäre ebenſo, wie wenn Spicler verabredeten, keiner von ihnen 
ſolle ſich der Einrede, daß Spielſchulden nichtig ſeien, bedienen 
können. 

b) Oft wird auch dieſe Clauſel bei wahrem Intereſſe eingerückt, 
um ſich eines beſonderen Beweiſes des Intereſſes zu entheben. Dann 
iſt der Sinn eigentlich nur: die Verſicherer wollen keinen beſonderen 
Beweis des wahren Intereſſes fordern. Dieſer Verzicht iſt nicht 
gerade unerlaubt zu nennen. Es ſteht aber dem Verſicherer der 
Gegenbeweis frei, daß der Verſicherte wirklich kein Intereſſe gehabt 
habe, und dadurch wird der Vertrag ungültig. 

c) Auf Steigen und Fallen der Waaren. — Wenn ein Kauf 
mann ſich dagegen verſichern läßt, daß die Waaren, welche er beſitzt, 
nicht fallen, ſondern wohl gar noch ſteigen werden. Hat der Ver— 
ſicherte wirklich ſolche Waaren in Händen, und ſich nicht mehr aus— 
bedungen, als er durch das Fallen verliert, ſo iſt die Verſicherung 
nicht ohne Intereſſe, und folglich nicht ungültig zu nennen. Indeſſen 
hat eine ſolche Verſicherung doch manche politiſche Gründe gegen 
ſich, und iſt daher zuweilen verboten. Der code de commerce) 
verbietet allgemein, einen von Waaren gehofften Gewinn zu verſichern, 
und darunter gehört auch dieſer Fall. In Preußen 2) dagegen iſt 
er erlaubt, aber nur Kaufleuten. — Wenn dagegen der Verſicherte 
keine ſolche Waaren beſitzt, ſo iſt der Vertrag ohne alles Intereſſe, 
und eine bloße Wette. 


1) Art. 347. 9 L. R. 2, 8. 8 1992. 
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§ 208. Andere Arten der Verſicherung außer der 
See aſſecuranz. 


Dieſe ſind nur kurz durchzugehen: 

1) Auf Häuſer, Packräume und Keller wird Verſicherung 
gegen Feuersgefahr genommen, was jetzt ſehr gebräuchlich iſt. Zuweilen 
übernehmen ſolche auch die Seeverſicherungs-Geſellſchaften, zuweilen 
giebt es dafür eigne Geſellſchaften: z. B. die Phönir-Compagnie 
und andere mehr. 

2) Fiſchereien, nämlich beim Härings- und Wallfiſchfang. 
Schiffe, die hierauf ausgehen, werden zuvörderſt, wie andere, gegen 
Seeunfälle verſichert. Es iſt aber auch nicht ungewöhnlich, gegen 
ſchlechten Fang Verſicherung zu nehmen, ſo daß der Verſicherer ver— 
ſpricht, wenn der Fang die Unkoſten nicht decken ſollte, den Schaden 
zu erſetzen. Das läßt ſich bequem zur Seeverſicherung rechnen, und 
iſt nur eine Art der Verſicherung auf gehofften Gewinn. 

3) Sclaven ſind in doppelter Hinſicht Gegenſtand der Ver— 
ſicherung: 

a) Beim Sclavenhandel werden die über das Meer geführten 
Sclaven wie andere Waaren gegen Seegefahr verſichert, was, wie 
jede gewöhnliche Seeverſicherung, nach deren Regeln ſich richtet. 

b) Die Eigenthümer von Sclaven in den Colonien laſſen wohl 
deren Leben auf beſtimmte Zeit verſichern: z. B. wenn der Sclave 
innerhalb beſtimmter Jahre ſtirbt, ſo erſetzt der Verſicherer einen Theil 
des Kaufpreiſes. 

4) Viehheerden werden gegen Seuchen verſichert, um den Land— 
wirthen für das Vieh, was ſie durch Krankheit verlieren, Erſatz zu 
ſchaffen. Dieſe Verſicherung wird wohl nicht leicht von eigentlichen 
Verſicherern als Gewerbe betrieben. Aber in einigen Gegenden haben 
die Landwirthe eine Aſſociation unter einander, wodurch ſie ſich 
gegenſeitig den Schaden garantiren. Das iſt nicht ſowohl ein eigent— 
licher Verſicherungsvertrag, ſondern ein Societäts-Contract über die 
gemeinſchaftliche Tragung eines Unglücks: gehört alſo nicht hierher. 

5) Getreide gegen Hagelſchaden. Hievon gilt das unter Nr. 4 
Geſagte. Ueber beide vergl. von Berg ). 

6) Gewinne in Lotterien führt Martens hier an; ich habe aber 
nie davon gehört, und es möchte ſich ſchwerlich ein Verſicherer dafür 


) Staatswirthſch. Verſuche Thl. 1. Nr. 2. 
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finden. Law in Frankreich hat nach Magens eine ſolche aus— 
geboten. a 

7) Das Leben freier Menſchen iſt für die verſicherte Perſon 
ſelbſt kein Gegenſtand einer Verſicherung. Es läßt ſich nicht auf 
Geld ſchätzen, und Bezahlung an den Verſicherten iſt nicht mehr 
möglich. Aber für andere Perſonen hat es oft Geldeswerth, ſo daß 
der Tod ein pecuniärer Schade iſt. Dann läßt ſich auch hiefür eine 
Verſicherung denken. Eine ſolche kann auf ſehr mannigfache Weiſe 
vorkommen. Es iſt ſchicklich, zwei Klaſſen zu unterſcheiden: 

a) Das Leben einer Perſon wird nur gegen eine beſondere 
Gefahr verſichert, in welche ſich dieſelbe begeben will: z. B. eine 
gefährliche Seereiſe. Hier wird der Verſicherer frei, ſobald der Ver— 
ſicherte aus dieſer Gefahr lebendig zurückkehrt. 

b) Das Leben wird überhaupt verſichert. Hier verbindet ſich 
der Verſicherer, wenn der Verſicherte irgendwie ) ſtirbt, den darunter 
Leidenden eine beſtimmte Summe oder eine jährliche Rente zu zahlen. 
Solche Verſicherungen dienen hauptſächlich zum Beſten von Wittwen 
und Kindern, und fallen dann in ihrem Zweck mit den Wittwen— 
Caſſen zuſammen. Inſofern ſind ſie eine nützliche Einrichtung für 
die Perſon, welche nicht Gelegenheit hat, in eine Wittwencaſſe zu 
treten. — Bei allen dieſen Verſicherungen iſt übrigens der eigentlich 
Verſicherte nicht der, deſſen Leben zum Gegenſtand der Verſicherung 
gemacht wird: dieſer iſt das, was bei andern Verſicherungen die 
Waare iſt: der Verſicherte iſt vielmehr der Dritte, der ein Intereſſe 
dabei hat, auf den Fall, daß der Gegenſtand der Verſicherung ver— 
ſterben würde, die verſicherte Summe zu erhalten. Sehr oft freilich 
wird der Contract von ihm ſelbſt geſchloſſen: aber eigentlich handelt 
er nur als Bevollmächtigter ſeiner Angehörigen. 

Solche Verſicherungen kommen in neuerer Zeit ziemlich häufig 
vor. In Hamburg (und in den meiſten größeren Städten Deutſch— 
lands) giebt es dafür eigene Verſicherungsgeſellſchaften. Das einzige 
Geſetz aber, welches ſie berührt, iſt das Preußiſche Landesrecht ). 
Beſonders wichtig iſt die Vorſchrift deſſelben, daß außer den nächſten 
Verwandten Niemand das Leben eines Dritten ohne deſſen gerichtliche 
Einwilligung verſichern laſſen kann. 

8) Eine ähnliche Verſicherung iſt noch die Freiheit eines Men— 


— 


ſchen gegen Türkengefahr. Sie war ſonſt ſehr üblich. 


) *Selbſtmord und Tödtung im Duell wird ſehr häufig ausgenommen, und 
active Soldaten zur Verſicherung bisweilen gar nicht zugelaſſen.“ 
2) 2, 8. § 1968 — 1974. 
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8 209. Die Police ). 

Die Police iſt die Urkunde über den Verſicherungsvertrag. 
Dieſer kann nach der allgemeinen Regel auch blos mündlich geſchloſſen 
werden: denn es iſt Grundſatz, daß alle Verträge durch mündliche 
Abrede verbindlich werden. Ueber den Verſicherungsvertrag indeſſen 
wird beſtändig 2) eine Urkunde errichtet. Nach mehreren Geſetzen 
iſt dies zur Gültigkeit nothwendig. So in Preußen 9); nicht in 
Frankreich. Zwar jagt der code de commerce): est redigé par 
écrit, eine Vorſchrift, womit jedoch die Strafe der Nichtigkeit nicht 
verbunden it, und welche nur als nudum praeceptum verſtanden 
wird 5). Für Policen giebt es an allen Orten gedruckte Formulare: 
jedoch nirgend eine Nothwendigkeit, ſich derſelben zu bedienen. Daher 
iſt auch eine beliebige Abänderung der gedruckten Clauſeln durch 
Zuſätze geſtattet. Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe dem 
Gedruckten vorgehen, was im Formular oft ausdrücklich bemerkt iſt. 
Der Form nach iſt die Police kein zweiſeitiger Vertrag, ſondern eine 
Verſchreibung des Verſicherers, welcher ſie allein unterſchreibt. Das 
iſt aber nur Form, der Sache nach liegt ein wahrer zweiſeitiger 
Vertrag vor. In Anſehung des Inhalts wird im code de com- 
merce é) eine Menge von Erforderniſſen genannt: jedoch keine Strafe 
der Nichtigkeit; es ſchadet daher nicht, wenn das Eine oder das 
Andere fehlt. Die Hauptpunkte ſind: 

1) Der Name des Verſicherten: nicht immer der des Principals, 
ſondern oft nur der des Commiſſionärs, welcher den Contract ſchließt. 

2) Die nähere Bezeichnung des verſicherten Gegenſtandes: bei 
Waaren gewöhnlich auch der Name des Schiffes, in welches ſie ver— 
laden iſt oder wird, und ſeines Capitäns. 

3) Die Verſicherungsſumme: theils ſo, daß dieſe Summe zur 
eigentlichen Taxe angenommen wird, theils nur als ein Maximum 
oder ungefährer Maaßſtab; damit der Verſicherer wiſſe, wieviel 
Riſico er ungefähr übernehme, und wieviel Procente der Verſicherte 
zu bezahlen habe. Iſt die Summe auf die letzte Weiſe beſtimmt, ſo 
muß bei eingetretenem Unglücksfall der wahre Werth nachgewieſen 

) Hasse, D. de indole atque effectibus polizzae. Gött. 796. 4. 

2) Vergl. Pöhls, H. R., Thl. 4. § 568. 651. Carſtens, Beitr. z. Lüb. R., 
Th l.2. S. 60 Not. 

) L. R. 2, 8. $ 2064. 9 Art. 332. 

5) Loeré, t. 3. p. 322. vergl. t. 4. p. 4. H. Mohrmann w. Wohlſtadt. 
Juni 35. Bei Aſcher, R. F. B. 3. H. 3. S. 85 — 93 und genau in Thöl, 
Ausg. E. G. des O.-A.⸗G. d. 4 fr. St. D. Gött. 857. Nr. 284. S. 362 — 368.“ 

6) Art. 332. 
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werden. Zwar wird auch im zweiten Fall die Summe gewöhnlich 
hinzugefügt, aber nicht immer; ſie iſt daher nicht abſolut nothwen⸗ 
dig. Nach dieſem Unterſchied theilt man die Policen in tapirte (ſie 
ſind die gewöhnlichen) und in offene Policen. 

4) Die Beſtimmung der Reiſe: von wo der verſicherte Gegen— 
ſtand abgehen und wohin er gehen ſoll. Das iſt [abgejehen von 
Zeitverſicherungen] weſentlich, denn nur für Unfälle auf dieſer 
Reiſe wird gehaftet. 

5) Die Art der Gefahr: für welche Gattungen von Unglücks— 
fällen man haften will: Schiffbruch, Caperei, Diebſtahl, Feuers— 
brunſt. Gewöhnlich wird das umſtändlich ausgedrückt, iſt aber 
eigentlich überflüſſig, weil darüber geſetzliche Regeln vorhanden ſind. 
Das Betreffende wird daher beſſer unten bei den Verbindlichkeiten 
des Verſicherers dargeſtellt. 

6) Die Dauer der Gefahr: auch gewöhnlich, aber eben ſo 
überflüſſig wie das Vorige. 

7) Die bedungene Prämie. 

8) Das Datum iſt zwar zur Gültigkeit der Urkunde nicht abſo— 
lut weſentlich, aber hier in mancher Hinſicht wichtig: z. B. beim 
Beweiſe eines Betrugs, oder einer Colliſion mehrerer Verſicherungen. 
Es pflegt daher niemals ausgelaſſen zu werden. Nach dem code 
de commerce !) wird bei dem Datum ſogar bemerkt, ob die Unter— 
ſchrift Vormittags oder Nachmittags erfolgt iſt. 

9) Unterſchrift des Verſicherers. Da die Urkunde der Form 
nach ſich blos als Verſchreibung des Verſicherers darſtellt, ſo pflegt 
der Verſicherte nicht zu unterſchreiben, was auch um deßwillen über— 
flüſſig wäre, weil ſeine Einwilligung aus der Annahme der Police 
erhellt. Uebrigens iſt zu bemerken, daß ſehr oft dieſelbe Police von 
mehreren Verſicherern unterzeichnet wird. Bei bedeutenden Objekten 
findet ſich nicht leicht Einer, welcher die ganze Summe übernimmt, 
ſondern man muß Mehrere ſuchen, von denen jeder einen Theil der 
Summe übernimmt. Dann unterſchreibt jeder beſonders mit Bemer— 
kung der Summe, für welche er haften will. Daraus entſteht aber 
gar keine gemeinſchaftliche Verbindlichkeit, ſondern es ſind nur meh— 
rere Verträge in dieſelbe Urkunde gebracht. Der Verſicherte ſchließt 
mit Jedem ſeparatim ab, und ſobald er mit Einem einig iſt, unter: 
ſchreibt dieſer, contrahirt alſo unabhängig von den Uebrigen. Daher 
machen denn auch einzelne Verſicherer oft ganz verſchiedene Bedin— 
gungen, welche ſie in der Urkunde ihren Namen beifügen. 

H Art. 382. 
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Beim Abſchluß der Verſicherungsverträge iſt der Gebrauch der 
Mäkler ganz beſonders häufig. Zwar nirgends geſetzliche Nothwen— 
digkeit, aber im Leben kommt es hier noch viel ſeltener als ſonſt vor, 
daß die Parteien unmittelbar abſchließen. Dann ſteht in der Police 
gewöhnlich der Name des Mäklers. Die Courtage wird hier durch— 
gängig vom Verſicherten getragen, weil dieſer das Geſchäft aufträgt. 


§ 210. Mehrfache Verſicherung deſſelben Gegenſtandes. 


Allgemeine Regel iſt: ein Object, welches ſchon einmal für ſei— 
nen ganzen Belauf verſichert iſt, kann gegen dieſelbe Gefahr nicht 
ein zweites Mal verſichert werden. Das iſt Folge des Satzes: 
keine Verſicherung ohne wahres Intereſſe. Wer durch den erſten 
Contract ſchon für den ganzen Belauf des Gegenſtandes gedeckt iſt, 
hat bei dem zweiten Contract kein Intereſſe mehr; kämen beide zur 
Erfüllung, ſo würde alles, was der Verſicherte aus dem zweiten 
Contract erhält, ſein reiner Profit ſein. Es iſt daher die mehrfache 
Verſicherung allgemein, und oft ſehr ſtrenge verboten ): was um fo 
nothwendiger iſt, weil eine mehrfache Verſicherung ſo leicht Anlaß 
wird zu abſichtlicher Zerſtörung des verſicherten Gegenſtandes. Es 
giebt eine Menge ſolcher Betrügereien. 

Nun fragt es ſich: was ſind die Folgen, wenn es dennoch 
geſchehen iſt? Die erſte Verſicherung iſt gültig, die zweite ſofort von 
ſelbſt nichtig. Denn die erſte ward noch in einer Lage geſchloſſen, 
wo dieſem Vertrage nichts im Wege ſtand. Der zweite Contract 
dagegen unter Umſtänden, unter denen er nicht mehr ſtattfinden 
konnte. Iſt daher die Prämie aus der zweiten Verſicherung ſchon 
bezahlt, ſo kann ſie zurückgefordert werden, da ſie ohne Rechtsgrund 
gezahlt iſt. Ausgenommen, wenn es wiſſentlich geſchehen wäre: denn 
dann wäre wiſſentlich eine Nichtſchuld gezahlt, und aus einem unſitt— 
lichen Grunde, in einem Fall, wo nur der Geber die Unfittlichkeit 
begangen hätte: alſo zwei Gründe gegen die Rückforderung. Iſt ſie 
dagegen zuläſſig, ſo wird die Prämie gegen Zurückbehaltung eines 
gewiſſen Procentes pro ristorno, wovon unten bei Aufhebung des 
Vertrags, herausgegeben. So verhält ſich die Sache nach allgemei— 
nen Grundſätzen. Die Aſſecuranzgeſetze ſind aber im Fall eines 
Betrugs oft ſtrenger, beide Verſicherungen ſollen für die Verſicherer 
unverbindlich ſein, der Verſicherte aber muß die Prämie dennoch 


1) C. c. art. 359. 
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zahlen. — Uebrigens geht die ganze Regel nur auf den Fall, wenn 
hier derſelbe Gegenſtand ſeinem ganzen Belaufe nach gegen dieſelbe 
Gefahr mehrmals verſichert wird. Die Regel findet daher keine 
Anwendung: 

1) wenn verſchiedene Theile ſeines Belaufs in verſchiedenen 
Contracten verſichert ſind. Hier iſt der zweite Contract nicht ohne 
Intereſſe. Nun kann aber der Fall vorkommen, daß der erſte zwar 
den Belauf nicht erſchöpft, aber beide zuſammen den Belauf über— 
ſteigen. Dann wird nach obiger Regel, nicht etwa ein Abzug pro 
rata gemacht, ſondern der erſte gilt ganz und der zweite für 
den Reſt ). 

2) Wenn der Gegenſtand in verſchiedenen Contracten gegen 
verſchiedene Gefahren verſichert iſt. Hier haftet immer nur entweder 
der eine oder der andere Verſicherer. 

3) Bei einer Rückverſicherung (Reaſſecuranz). Darunter wird 
hauptſächlich der Fall verſtanden, wenn der Verſicherer ſich wiederum 
bei einem Andern verſichern läßt. Das iſt durchaus keine doppelte 
Verſicherung, ſondern die Gefahr eine verſchiedene, und zwar: 1) die 
Gefahr des Verſicherten; 2) die Gefahr des Verſicherers 2). — Zu: 
weilen tritt auch der Fall ein, daß ſich der Verſicherte gegen die 
Zahlungsunfähigkeit ſeines Verſicherers verſichern läßt; auch das iſt 
keine doppelte Verſicherung: denn die Gefahr iſt eine verſchiedene. 


§ 211217. Wirkungen. 


Bei der Darſtellung der Wirkungen des Verſicherungsvertrages 
iſt von Martens abzuweichen, der gar zu ſehr Alles durch einander 
wirft. Es ſind hier ſchicklich drei Rubriken zu machen: die Ver— 
bindlichkeiten des Verſicherten, des Verſicherers, und die Aufhebung 
des Geſchäftes. 


§ 211. A. Verbindlichkeiten des Verſicherten. 


Die Verbindlichkeiten des Verſicherten laſſen ſich auf folgende 
Punkte zurückführen: 

1) Die Bezahlung der Prämie. Dieſe iſt hier das, was beim 
Kauf der Preis iſt. Das Quantum richtet ſich alſo ganz nach der 
Abrede, und der Vertrag iſt nicht eher perfect, als bis es feſtſteht. 


) C. c. art. 859. 2) C. c. art. 342. 
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Meiſtens wird es nach Procenten der verſicherten Summe feſtgeſtellt; 
doch iſt das nicht weſentlich, nur gewöhnlich. Wird die Summe 
nachmals erhöht oder vermindert, ſo muß auch die Prämie nachbe— 
zahlt oder zurückgegeben werden ). Die Zeit der Zahlung iſt in 
der Regel gleich nach Abſchluß des Vertrags: quod sine die debe- 
tur statim debetur. So beſtimmen es auch die meiſten Geſetze 2); 
im code fehlt es darüber an einer Beſtimmung. Daher iſt oft 
eine Quittung im Formular der Police enthalten. Einige Geſetze 
ſind ſo ſtreng, daß, wenn nicht innerhalb einer gewiſſen Zeit gezahlt 
wird, der Verſicherer zurücktreten kann. In der Praxis wird dies 
jedoch nicht immer beobachtet. Die Verſicherer von Kaufleuten ſtehen 
mit ihnen meiſtens fortdauernd in Geſchäften und ſenden von Zeit 
zu Zeit die Prämienrechnung. Beſonders in Hamburg, wo die Ein— 
richtung der Bank zum Theil die Veranlaſſung dieſes Gebrauchs iſt. 
Iſt die Verſicherung durch einen Bevollmächtigten abgeſchloſſen, ſo 
fragt es ſich, ob dieſer für die Prämienzahlung hafte. Der Regel 
nach allerdings. Denn gewöhnlich ſchließt er den Vertrag in ſeinem 
Namen ab, und giebt nur an, daß es für fremde Rechnung geſchehe. 
Da haftet er nach der allgemeinen Regel von Bevollmächtigten: zumal 
hier. Da der Mandant nicht genannt iſt, ſo kann der Verſicherer 
zu ſeiner Sicherheit nur auf ihn ſehen. Indeſſen kann ſich der 
Verſicherer auch an den Principal halten. Denn nach allgemeinen 
Grundſätzen kann bei Verträgen, welche durch Bevollmächtigte abge— 
ſchloſſen werden, der Auftraggeber ebenſo klagen, wie auch belangt 
werden. So in Preußen 3). 

2) Der Verſicherte hat eine genaue Anzeige von allen auf die 
Gefahr des Verſicherers einwirkenden Umſtänden zu machen, er iſt 
ſchuldig, alle Umſtände und Verhältniſſe, welche die Gefahr des 
Verſicherers in irgend einer Hinſicht vermehren könnten, ſoweit ſie 
ihm bekannt ſind, gewiſſenhaft anzuzeigen, damit der Verſicherer bei 
ſeinem Entſchluß und der Feſtſtellung der Prämie ſich danach rich— 
ten könne. Z. B. Tannenes Schiff, ſchlechter Schiffer, Fehler in den 
Papieren u. ſ. w. 

Das gehört offenbar zum guten Glauben. Dem Verſicherer 
ſind die näheren Verhältniſſe ganz unbekannt, er muß ſich auf den 
Verſicherten verlaſſen; wenn dieſer alſo etwas verſchweigt, ſo hinter— 
geht er den Verſicherer. Es iſt das zu vergleichen mit den Fehlern 


1) C. c. art. 358. ) Preuß. L. R. 2, 8. § 2109. 
3) L. R. 2, 8. § 2105. 2106. 
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und Mängeln eines Kaufobjects. Jeder verſchwiegene Umſtand iſt 
bei der Verſicherung ein Fehler, und würde zu einer höheren Prä— 
mie beſtimmen, wie der Fehler beim Kauf zu einem geringeren Preis. 
Die Verpflichtung zur Anzeige iſt alſo ganz dieſelbe. Die Aſſecu— 
ranzordnungen gebieten ſie durchgängig )). In Betreff der Folgen 
der Verſäumung iſt nach allgemeinen Grundſätzen ſo zu unter— 
ſcheiden: 

a) wenn der verſchwiegene Umſtand auf den eingetretenen 
Schaden irgend von Einfluß geweſen iſt, oder mit dazu beigetragen 
hat, ſo haftet der Verſicherer nicht: denn er hat den Schaden über— 
nommen, und ob ſolcher auch nur ohne jenen Umſtand nicht einge— 
treten ſein würde, das iſt jetzt wenigſtens ungewiß. 

b) Wenn aber der Schaden von dem verſchwiegenen Umſtand 
unabhängig iſt, ſo haftet er dennoch. Es liegt alsdann ein wirkungs— 
loſes Verſchulden abſeiten des Verſicherten vor. Hätte der verſchwie— 
gene Umſtand wirklich nicht ſtattgehabt, ſo würde er unbedingt haften. 
Nun iſt es jo gut, als ob er nicht ſtattgehabt hätte, da er ohne Ein- 
fluß geblieben iſt 2). 

Die Aſſecuranzgeſetze dagegen ſind oft ſtrenger: der ganze Ver— 
trag ſoll nichtig, und der Verſicherer von allem Schaden frei ſein ?). 

Ob übrigens dieſer oder jener concrete Umſtand von der Art 
iſt, daß er hätte angezeigt werden müſſen, iſt nur nach vernünftiger 
Beurtheilung des einzelnen Falles zu beſtimmen. Man hat ſich die 
Frage zu beantworten, ob vernünftigerweiſe anzunehmen ſei, daß der 
Verſicherer ſich in ſeinem Entſchluß durch jenen Umſtand hätte 
beſtimmen laſſen. Für den Verſicherten iſt es immer Vorſicht, lieber 
zu viel, als zu wenig anzuzeigen. Insbeſondere gilt die Entſchuldi— 
gung nicht, man habe nur zweifelhafte Nachrichten gehabt; man 
mußte wenigſtens dieſe mittheilen. 

3) Genaue Erfüllung der geſetzten Bedingungen und gemachten 
Zuſicherungen: z. B. Segeln unter Convoi; beſtimmte Bemannung; 
Abgang binnen, einer gewiſſen Zeit. Der Satz verſteht ſich von 
ſelbſt. Anlangend aber die Wirkungen der Nichterfüllung, ſo hat 
man alſo zu unterſcheiden: 

a) Die Zuſicherung war als eigentliche Bedingung ausgedrückt, 


) C. c. art. 348. 2) Leyser, Sp. 254. m. 2, 8. 
3) Pr. L. R. 2, 8. § 2026. C. c. art. 348: L’assurance est nulle, meme 
dans le cas, oü la réticence .. . n'aurait pas influé sur le dommage ou la 


perte de l’objet assuré. 
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als Bedingung im juriſtiſchen Sinn. Wird dieſelbe alsdann nicht 
erfüllt, ſo iſt nach der allgemeinen Regel von Bedingungen der ganze 
Vertrag dadurch ungültig geworden und wie nicht geſchloſſen anzu— 
ſehen; es iſt kein Unterſchied, ob die Nichterfüllung durch Verſchulden 
oder durch Zufall herbeigeführt ward; ob der Umſtand auf den 
Schaden von Einfluß war oder nicht. Die Frage, ob in dieſem 
Fall die Prämie zurückzugeben ſei, iſt davon abhängig, ob die Bedin— 
gung ſich auf den ganzen Vertrag bezog, oder nur auf die Verbind— 
lichkeit des Verſicherers: in dem letzteren Fall wird ſie nicht zurück— 
gegeben. 

b) Die Zuſicherung iſt nicht als eigentliche Bedingung, ſondern 
nur als Contractsclauſel ausgeſprochen. Dann hat man weiter zu 
unterſcheiden: 

1) Hat der Umſtand Einfluß auf den eingetretenen Schaden 
gehabt, iſt es zweifelhaft, ob dieſer nicht ſonſt vermieden wäre, ſo 
haftet der Verſicherer nicht. Es tritt jedoch dann eine Ausnahme 
ein, wenn die Nichterfüllung durch einen Zufall verurſacht ward, 
welcher ſelbſt mit zu denjenigen gehört, die der Verſicherer zu tragen 
hat, z. B. das Abſegeln ward durch Embargo verhindert oder durch 
Sturm )). 

2) Iſt dagegen der Umſtand ohne Einfluß geblieben, würde ſich 
alſo der Schaden ebenſo gut ereignet haben, ſo gereicht der Ausfall 
dem Verſicherten nicht zum Nachtheil, und der Verſicherer bleibt ver— 
haftet. Denn die Nichterfüllung des Verſicherten verpflichtet zur 
Erſtattung des Schadens; hier iſt kein Schaden entſtanden, die Sache 
mithin alſo gleichgültig. Iſt alſo z. B. die Waare in ein anderes 
Schiff geladen, und beide Schiffe gehen auf derſelben Reiſe unter, ſo 
it der Verſicherer zahlungspflichtig 2). Uebrigens weichen manche 
Aſſecuranzgeſetze ab, und erklären den Verſicherer einfach für frei: 
jo Rußland 3), zum Theil der code de commerce *), nach welchem 
eine falſche Declaration den Vertrag vernichten ſoll; dieſe iſt aber 
vorhanden, wenn die Zuſicherung nicht erfüllt wird. Am meiſten 
England. Jede Zuſicherung in der Police muß ſtrict erfüllt wer— 
den, widrigenfalls die ganze Verſicherung unverbindlich iſt ). 


) Leyser, Sp. 254. m. 4. Wernher 0. F. P. 6. o. 300. 

2) Arg. 1.10. § 1. D. de lege rhod. 14, 2. A. M. Textor, Disp. V. I. disp. 
19. 8 55—58. 

) S. O. Thl. 2. H. 10. § 209. ) Art. 348. 

8) Benecke, Th. 3. S. 16. u. fg. 
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4) Beweis des erlittenen Schadens. Daß die Verbindlichkeit 
dazu den Verſicherten treffe, verſteht ſich von ſelbſt. Der Beweis 
muß auf drei Punkte gerichtet werden: 

a) Darauf, daß wirklich ein Unfall eingetreten ſei, für welchen 
der Verſicherer zu haften hat, z. B. Schiffbruch, Nehmen durch 
Caper, Beſchädigung durch Seewaſſer u. ſ. w. Hauptbeweismittel iſt 
hier die Verklarung, § 188. Außerdem nach Umſtänden bald 
dieſes, bald jenes; beim Nehmen die Condemnationsacte; bei Beſchä— 
digungen eine Beſichtigung durch Mäkler; bei Arreſten gerichtliche 
Certificate u. ſ. w. Zuweilen tritt aber der Fall ein, daß das Schiff 
auf offener See zu Grunde geht, ſo daß gar keine Nachricht davon 
zurückkommt. In dieſem Fall fehlt es natürlich dem Verſicherten an 
allen Beweiſen. Daher ſind für dieſen Fall in allen Aſſecuranz⸗ 
Geſetzen beſtimmte Termine feſtgeſetzt, nach deren Ablauf das Schiff 
für verloren gilt, wenn inzwiſchen gar keine Nachricht eingegangen 
iſt. Es läßt ſich das mit Verſchollenen vergleichen. Die Friſten 
ſind verſchieden beſtimmt: nach dem code de commerce !) ein Jahr 
bei gewöhnlichen, und zwei Jahre bei weiten Reiſen, angerechnet von 
den letzten Nachrichten, welche eingegangen ſind. Anders nach preuß. 
Recht 2). 

b) Quantum des Schadens. Dazu dient vorläufig die Dis— 
pache. Wenn aber der Verſicherer ſie nicht anerkennen will, ſo muß 
freilich näherer Beweis geliefert werden. Hiebei kommen drei Punkte 
in Betracht: der unbeſchädigte Werth, der jetzige Werth, und die 
Unkoſten. Das Erſte iſt nur nöthig zu beweiſen, wenn keine Taxe 
in der Police enthalten iſt. Dann wird durch Production der 
Factur und Bücher die Taxe hergeſtellt; bei Schiffen wird durch den 
Bielbrief, bei Fracht durch die Chartepartie der Beweis geliefert. Der 
jetzige Werth kommt nur im Fall von Beſchädigungen in Betracht, 
nicht beim Totalſchaden oder Abandon. Der Beweis wird entweder 
durch Taxation der Mäkler, oder durch öffentliche Verſteigerungen 
und die darüber ausgeſtellten Documente geliefert. Die Unkoſten 
endlich werden mit den gewöhnlichen Rechnungen belegt. Ueberhaupt 
aber wird bei dieſen Beweiſen ſelten Alles nach der Strenge gefor— 
dert und geliefert: es werden z. B. unbeſcheinigte Rechnungen 
zugelaſſen. 

c) Das Intereſſe des Verſicherten. Daß er ein Recht auf das 
verſicherte Object, daß alſo der Schaden ihn getroffen habe, gehört 


1) Art. 375 - 877. ) L. R. 2, 8. 8 2305. 2311 — 2818. 
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zu ſeiner Sachlegitimation; ſonſt kann er keinen Erſatz fordern. 
Indeſſen iſt in der Police oft darauf verzichtet und deren Beſitz wird 
als hinreichend angenommen. Auch da, wo er geführt werden muß, 
nimmt man es damit nicht genau. Er wird beſonders durch Con— 
noſſemente erbracht, woraus erhellt, daß der Verſicherte die Waaren 
verladen hat, oder daß ſie an ihn adreſſirt ſind. 

5) Nach Particularrechten trifft ihn überdies die Verpflichtung, 
bei eingetretenem Unglücksfalle den Schaden zu Gunſten des Ver— 
ſicherers möglichſt zu vermindern. Er hat mit demſelben Rückſprache 
zu nehmen, und iſt verbunden, ihm binnen einer gewiſſen Friſt die 
betreffende Anzeige zugehen zu laſſen. So in Preußen ). 


§ 212. B. Ver bindlichkeiten des Verſicherers. 


Sie ſind nur einfach und gehen im Ganzen auf die Tragung 
der Gefahr, d. h. auf den Erſatz des daraus entſtehenden Schadens. 
Einer ausführlichen Entwickelung aber bedürfen folgende Punkte: 

1) Die Dauer der Gefahr. Während welcher Zeit haftet der 
Verſicherer? Bei Feuerverſicherungen werden beſtimmte Monate oder 
Jahre feſtgeſetzt. Aber bei Seeverſicherungen, welche den Zweck 
haben, vor den Gefahren zu ſichern, die aus einer Seereiſe entſtehen 
möchten, erſtreckt ſich die Dauer der Verſicherung auf die Zeit der 
Reiſe. Der Verſicherer haftet während der Reiſe von dem Augen— 
blick, wo ſie anfängt bis zu ihrem Ende. Die näheren Beſtimmungen 
ſind jedoch bei Schiffen und bei Gütern verſchieden. 

a) Bei Gütern iſt gewöhnlich der Anfangstermin der Augen— 
blick, wo ſie am Abgangsorte vom Lande ſcheiden, der Endtermin 
dagegen der Zeitpunkt, wo ſie am Ankunftsorte ans Land kommen. 
Der Verſicherer trägt alſo nicht blos die Gefahr im Hauptſchiff, 
ſondern auch die in den kleineren Fahrzeugen, worin ſie zu und von 
Bord kommen. So in Hamburg, Preußen und Frankreich 2). Allein 
das iſt nicht allgemein; an andern Orten wird nur für die Zeit 
gehaftet, wo ſich die Güter am Bord des Hauptſchiffes befinden. So 
in England ?) und in Rußland 4), weil dort die Verpflichtung, für 
die Gefahr in den Leichterſchiffen ꝛc. aufzukommen, beſonders in dem 
Verſicherungsvertrage bedungen ſein muß. 


) L. R. 2, 8. § 2164 u. fg. 

2) A. O. 5, 11. L. R. 2, 8. § 2184 — 2188. C. c. art. 328. 341. 
9) Magens, v. Aſſecuranzen, Cap. 33. S. 49. 

) S. O. Th. 2. Hpt. 10. § 193. 
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b) Casco. Auch hier zwei Termine. Zuweilen geht die 
Haftungspflicht vom Augenblick der empfangenen Ladung bis zur 
vollendeten Ausladung: alſo auch auf die Zeit, wo das Schiff zum 
Aus- und Einladen in dem Hafen liegt; ſo in Hamburg und in 
Preußen 1). Zuweilen dagegen beginnt die Gefahr erſt mit dem 
Augenblick, wo die Anker zur Abfahrt gelichtet ſind, und geht bis 
dahin, wo man ſie im Hafen des Beſtimmungsortes fallen läßt. So 
in Frankreich 2). Ward übrigens für Hin- und Rückreiſe mittelſt 
eines Vertrages verſichert, ſo dauert die Gefahr ununterbrochen bis 
zur Rückkehr: alſo auch während der ganzen Liegezeit am Beſtim— 
mungsorte 3). 

Im Einzelnen iſt noch folgendes näher zu bemerken: 

1) Wo auch die Zeit des Ein- und Ausladens von dem Ver⸗ 
ſicherer übernommen oder von ihm zu tragen iſt, da verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß er nur inſoweit haftet, als -der Verſicherte ſich 
keinen Verzug zu Schulden kommen ließ, denn der Verzug überträgt 
die Gefahr auf den Säumigen. Die Geſetze haben zuweilen beſtimmte 
Tage feſtgeſtellt, in welchen das Ausladen längſtens vollendet ſein 
muß. Das preußiſche Landrecht) gewährt höchſtens 21 Tage nach 
der Ankunft. Sollte ſich jedoch das Ein- und Ausladen durch 
Unfälle verzögern, ſo trifft die deßfallſige Gefahr den Verſicherer. 
Danach beantwortet ſich auch die Frage, ob ein Verzug, welcher 
nicht durch den Verſicherten, ſondern durch Andere herbeigeführt iſt, 
dem Verſicherer zur Laſt fällt. Die Beantwortung hängt davon ab, 
ob darin ein Verſchulden des Verſicherten liegt, wovon unten. 

2) Das Ende des Riſico's erfolgt nur bei Ankunft oder Aus— 
ladung am Beſtimmungsorte, nicht wenn unterwegs an einem 
anderen Orte gelöſcht werden muß. Es wird alſo auch für die 
Güter gehaftet während der Zeit, wo ſie im Interimshafen am 
Lande ſind. Dadurch kann das Riſico auf eine enorme Zeit ver— 
längert werden. 

3) Oft werden in der Police mehrere Beſtimmungsorte angege— 
ben, ſei es, weil das Schiff an beide Orte beſtimmt iſt, oder die 
Umſtände entſcheiden ſollen, wohin es zu gehen hat. Dann kommt 
es darauf an, ob die Orte copulativ oder alternativ genannt ſind. 
Wenn alternativ, ſo iſt das Riſico zu Ende, ſobald das Schiff an 
einem dieſer Orte angekommen iſt; wenn copulativ, erſt bei der Ankunft 
am letzten Ort. 


) L. R. 2, 8. § 2179 — 2181. ) C. c. art. 828. 841. 
7 


L. 
Preuß. L. R. 2, 8. 82182. ) 2, 8. 8 2189. 2190. 
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4) Nicht ſelten wird die Verſicherung geſchloſſen zu einer Zeit, 
wo das Schiff ſich ſchon in See befindet, es alſo möglich iſt, daß 
das Schiff ſchon ein Unglück erlitten hat, wovon nur noch keine 
Nachricht angelangt iſt. Dann hat der Verſicherer nicht nur blos 
für die Unfälle aufzukommen, die nach dem Augenblick des geſchloſ— 
ſenen Contracts ſich ereignet haben, ſondern auch für die früheren, 
ſobald ſie nach dem in der Police beſtimmten Anfangstermin der 
Gefahr eingetreten ſind. Denn in dem Contract übernimmt der 
Verſicherer ſchon von ſelbſt dieſe früheren Unfälle. Lautet z. B. die 
Police, die Haftung fange an in dem Augenblick, wo das Schiff 
vom Lande ſcheidet, ſo iſt damit Alles übernommen, was ſeitdem 
eingetreten ſein könnte. Inſofern iſt es alſo gleichgültig, ob ſich der 
Schaden vor oder nach abgeſchloſſenem Contracte ereignet hat, ſobald 
nur die Parteien damals keine Nachricht davon hatten. Das iſt auch 
allgemein eingeführt. Im code de commerce!) ſteht es zwar nicht 
ausdrücklich, iſt aber doch dadurch ausgeſprochen, daß eine Verſiche— 
rung nach Eintritt des Schadens inſoweit für nichtig erklärt iſt, als 
die Parteien darum gewußt haben. Nur das Roſtocker Stadtrecht?) 
erklärt die Verſicherer für unverbunden, wenn ſie Sachen und 
Güter, die bereits verloren gegangen ſind, in Verſicherung genom— 
men haben. 

5) Es fragt ſich noch, ob ein Verſicherer auch für den Schaden 
aufzukommen hat, welcher während der Zeit, wo er die Gefahr trug, 
veranlaßt, jedoch erſt nach deren Ablauf ausgebrochen iſt? So z. B. 
wenn das Schiff auf der Reiſe jo geſtoßen hat, daß es beim Löſchen 
zuſammen bricht, oder wenn die Waare durch Seewaſſer ſo beſchädigt 
iſt, daß ſie nach der Landung ganz verdirbt. Hier iſt zu unter— 
ſcheiden: War jener Schaden die ordentliche Folge der während des 
Riſicos eingetretenen Unfälle, ſo daß ſolcher ohne neue Unfälle nach 
dem ordentlichen Lauf der Dinge daraus hervorgegangen iſt, ſo muß 
der Verſicherer haften. Denn er muß den Unfall erſetzen, und das 
Vorliegende iſt reine Folge jenes Unfalls. Iſt der Schaden aber 
entſtanden durch Concurrenz nachheriger neuer Zufälle, jo haftet der 
Verſicherer keineswegs. Denn alsdann würde der Schaden ohne 
dieſe nicht eingetreten ſein: für dieſe aber hat er nicht zu haften 3). 

2) Der zweite Hauptpunkt iſt die Art der Gefahr, für welche 
der Verſicherer haftet. Für welche Gattungen von Unfällen muß er 


) Art. 365. 2) P. 6. T. 7. § 2. Vergl. Leyser, Sp. 254. coroll. 
5) Vergl. Park, T. 1. Pag. 50 — 53. 
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aufkommen? Dabei hängt freilich ſehr vieles von dem Inhalte des 
Vertrages ab, und deſſen beſonderen Clauſeln. Indeſſen giebt es 
auch mehrere allgemeine Regeln: 

a) Der Verſicherer haftet nicht blos für die eigentliche Seege— 
fahr, ſondern für alle Unfälle irgend einer Art, die während der 
Zeit der Reiſe eintreten. Nicht blos für Schiffbruch, Stranden, 
Ueberſegeln, Beſchädigung durch Seewaſſer, ſondern auch für alles 
Andere: Caperei, angelegte Embargo und Arreſt, Feuer, Diebſtahl. 
Iſt alſo z. B. im Nothhafen gelandet, dort geſtohlen, verbrannt oder 
confiscirt, ſo haftet der Verſicherer. Dieſer Grundſatz folgt aus dem 
Zweck des ganzen Vertrags. Er ſoll gegen die Gefahren ſicher 
ſtellen, zu welchen die Seereiſe Veranlaſſung giebt. Dahin gehören 
alle obgenannten Fälle: bei jeder Seereiſe kann ein ſolcher eintreten, 
und wäre nicht über See geſandt, ſo würde das Unglück nicht 
geſchehen ſein ). Auch iſt jene umfaſſende Haftung gewöhnlich in 
Geſetzen 2) und den Formularen der Policen anerkannt. Die letzteren 
enthalten gewöhnlich die Clauſel, der Verſicherer ſetze ſich ganz an 
die Stelle des Verſicherten in Anſehung aller vorkommenden Unfälle. 
Nur eine Ausnahme wird ſehr allgemein zugelaſſen. Der Verſicherer 
haftet nicht für den innern Verderb der Waaren, welcher ohne alle 
beſonderen Unglücksfälle während der Reiſe erfolgt iſt. Dieſe Aus— 
nahme iſt auch ganz dem allgemeinen Princip gemäß. Ging die 
Reiſe ohne irgend einen Unfall von ſtatten, ſo muß der Verderb 
aus der ſchlechten Beſchaffenheit der Waare entſtanden ſein, wäre 
alſo auch auf dem Lande erfolgt, und iſt nicht Folge der Seereiſe 9). 
Außerdem werden auch oft durch beſondere Clauſeln Ausnahmen 
gemacht: z. B. wegen Caperei; bei leicht verderblichen Waaren joll 
ein beſtimmter Grad von Beſchädigung vorausgeſetzt werden, alſo 
z. B. frei von 10 Procent. Solche Ausnahmsclauſeln müſſen aber 
bei eintretender Dunkelheit gegen den Verſicherer erklärt werden. 
Denn es ſind Clauſeln, die von ihm und zu ſeinen Gunſten hinzu— 
gefügt wurden; er war alſo der, qui legem dixit. Auch bilden fie 
Ausnahmen von der allgemeinen Regel, welche der zu beweiſen hat, 
welcher ſich zu ſeinen Gunſten darauf beruft. Sind die Clauſeln 
alſo dunkel in Anſehung ihres Umfangs, jo läßt ſich der weitere 
Umfang nicht beweiſen, und folglich iſt gegen den Verſicherer zu 
erkennen Y. 


) Leoninus, Obs. et Em. 1.4. c. 8. Nr. 8. ) C. c. art. 350. 
) C. c. art. 352. ) Schottelius, de sing. in Germ. jur. c. 23. § 5. 
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Uebrigens iſt in Anſehung der eintretenden Unfälle kein Unter— 
ſchied zwiſchen gewöhnlichen und ungewöhnlichen. Aeltere Rechtsge— 
lehrte haben dieſes freilich, wie im allgemeinen bei Uebernahme des 
Zufalls, jo auch hier behauptet 1). Allein wie dieſe Unterſcheidung 
überhaupt verwerflich iſt, ſo ganz vorzüglich hier, wo ſie dem Zweck 
des Vertrages völlig zuwiderlauft. 

b) Der Verſicherer haftet nicht blos für den reinen Zufall, 
ſondern auch für den Schaden, welcher durch ein Verſchulden dritter 
Perſonen veranlaßt iſt. Auf der See kommt es ſehr oft vor, daß 
Unfälle durch die Schuld Dritter bewirkt werden, z. B. durch Ueber— 
ſegeln. Allein das kommt dem Verſicherer ebenſo gut zur Luſt, da es 
in Anſehung des Verſicherten ein wahrer Zufall iſt. Denn für 
dieſen kann es nur als Unglücksfall angeſehen werden, wenn ein 
Dritter ſich ſchuldvoll beträgt. Die Gefahr, daß ein Dritter ſo 
handle, gehört alſo zu derjenigen, welche der Verſicherer zu tragen 
hat. Das iſt auch im Ganzen außer Streit, und nur der Fall 
zweifelhaft, wenn durch Schuld der von dem Verſicherten beſtellten 
Leute, namentlich des Schiffers, der Unfall eingetreten iſt. Sehr 
viele Unfälle haben ihren Grund in deſſen Schuld: und hier ſcheint 
die Regel einzutreten, der Verſicherte müſſe für ſeine Leute haften. 
Manche ſprechen daher den Verſicherer in einem ſolchen Falle frei?). 
Allein der richtigen Meinung nach iſt er dennoch verhaftet, inſofern 
nur der Verſicherte keinen Fehler in der Auswahl ſeiner Leute 
begangen hat. Denn wenn er ſchlechte Leute gewählt hat, ſo trifft 
den Verſicherten eignes Verſchulden, und der Verſicherer iſt frei: 
entgegengeſetzten Falls verhaftet. Daß ein ſonſt vorſichtiger Schiffer 
einmal einen Fehler begeht, iſt mehr ein Zufall für den Verſicherten, 
alſo ein Unglück, wobei er außer Schuld iſt. Nun trägt aber der 
Verſicherer die Gefahren, denen die Sache durch die Seereiſe ausge— 
ſetzt iſt, und gehört nicht der vorliegende Fall ebenfalls zu ſolchen? 
Daß man für ſeine Leute haften müſſe, iſt nach Analogie des bis— 
herigen Rechtes falſch. Vielmehr umgekehrt: man iſt nicht dafür 
verhaftet, wenn uns nichts zur Laſt fällt, weder eine Verſäumniß in 
der Auswahl, noch in der Aufſicht 3). Die Aſſecuranz-Geſetze ſind 
in Betreff dieſer Frage verſchieden. Die deutſchen haben bisher das 


) Textor, Disput. T. 1. Nr. 19. 8 22 — 32. 
) Emerigon, T. 1. cap. 12. s. 2. § 2. Cocceji, Ex. cur. V. 1. Nr. 86. 
8 53 fag. 

0) 1.11. D. de peric. et comm. 18, 6. 1.11. pr. D. locati. 19, 2. 
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hier vertheidigte Princip befolgt t). Ebenſo Dänemark, Schweden 
und Rußland. In England und Frankreich?) gilt freilich das 
Gegentheil. Allein in Frankreich wird zuläſſigerweiſe faſt immer das 
Gegentheil in den Policen verabredet: ein klarer Beweis, daß das 
Geſetz nichts taugt. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn 
der Schaden durch Schuld des Schiffers oder eines Dritten herbei— 
geführt iſt, der Verſicherte ſeine Klagen gegen dieſe Perſonen dem 
Verſicherer abzutreten hat. — Hier könnte noch die Frage entſtehen, 
ob dem Verſicherer nicht die Rechtswohlthat der Vorausklage zu 
geſtatten ſei. Allein allgemein iſt das Gegentheil eingeführt. Der 
Verſicherte hat zwei Klagen gegen verſchiedene Perſonen, und die 
Wahl, welche von beiden er anſtellen will. Die Ausklage eines 
Dritten iſt ſehr weitläuftig und beſchwerlich. Der Verſicherer hat 
überhaupt den Zufall übernommen, und mithin auch dieſe nachtheilige 
und beſchwerliche Folge deſſelben. Wollte man dieſelbe dem Ver— 
ſicherten aufbürden, ſo wäre die Entſchädigung ſehr unvollſtändig. 
In Preußen?) und in Roſtock /) gilt freilich das Gegentheil. 

c) Dagegen haftet der Verſicherer keineswegs für Schaden, 
welcher durch eigene Schuld des Verſicherten entſtanden iſt. Das 
verſteht ſich von ſelbſt: denn der reine Zufall hat aufgehört. Ueber⸗ 
dies ſpricht dagegen der entſcheidende Grund, daß, wenn der Ver— 
ſicherer dafür einſtehen müßte, er befugt ſein würde, ſich wieder an 
den Verſicherten zu halten 5). Dabei fragt es ſich noch, welches 
Verſchulden des Verſicherten hier in Betracht komme. Der Ver— 
ſicherungsvertrag dient zum Nutzen beider Theile. Die dreitheilige 
Theorie läßt daher den Verſicherten für geringes Verſehen (den 
mittleren Grad), die zweitheilige ihn mit Recht für jedes Verſehen 
haften ©). 8 

d) Nach dieſen Grundſätzen iſt auch die Frage zu beurtheilen, 
ob der Verſicherer für Abweichungen auf der Reiſe hafte? Hier 
kommt Alles auf die Gründe an. Wenn Sturm und Unwetter den 
Schiffer zwingen, von ſeiner Route abzuweichen, ſo haftet der Ver— 
ſicherer dafür ohne Zweifel: denn er haftet für den Sturm ꝛe., 
mithin auch für die jetzige Reiſe, deſſen Folge. Ebenſo, wenn die 
Abweichung durch Handlungen Dritter verurſacht ward: z. B. um 


— 


) Preuß. L. R. 2, 8. § 2215. 2216. 2) C. c. art. 858. 

0) L. R. 2, 8. 8 2275. 9) St. R. 6, 7. 83. 

6) 1.3. C. de naut. foen. 4, 33. C. c. art. 352. 8 

6) Emerigon, T. 1. c. 12. s. 2. § 1. Leonin. Obs. et em. J. 4. c. 8. Nr. 9. 
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einem Embargo oder einer Confiscation zu entgehen. Hier tritt 
derſelbe Grund ein. Wenn durch Schuld des Schiffers eine Ver— 
änderung eingetreten iſt, und zwar gegen die Ordre des Verſicherten, 
ſo hängt die Beantwortung der Frage davon ab, ob der Verſicherte für 
die Schuld des Schiffers zu haften hat (j. oben unter Nr. c). Iſt endlich 
die eigene Schuld des Verſicherten Grund der Abweichung, ſo wird 
der Verſicherer frei. Allein er wird ſolches doch erſt von dem 
Augenblick an, wo die alte Reiſe verlaſſen iſt; für die bis dahin 
entſtandenen Unfälle haftet er allerdings. Mehrere Aſſecuranzgeſetze 
beſtimmen jedoch das Gegentheil. Das hängt mit dem zuſammen, was 
oben, $ 212. Nr. 2.3. über Bedingungen und Zuſagen entwickelt worden 
iſt. Im gegenwärtigen Fall hat der Verſicherte ſeine Zuſicherung nicht 
erfüllt, und dann befreien manche Geſetze den Verſicherer gänzlich 
von der Verpflichtung zum Schadenerſatz, ſelbſt dann, wenn der Schaden 
mit der Zuſicherung nicht zuſammenhängt 1). — Ganz auf dieſelbe 
Weiſe iſt auch die Frage zu beantworten, inwiefern der Verſicherer 
bei einer ungewöhnlichen Verſpätung der Reiſe hafte. Eine ſolche 
iſt nicht gleichgültig für den Verſicherer: denn die Gefahr wird 
dadurch oft vergrößert, z. B. wenn die Reiſe nunmehr in den 
Winter fällt, oder Krieg indeſſen ausbricht. Auch dabei kommt es 
auf die Gründe an, durch welche die Verſpätung veranlaßt iſt, und 
ob der Unfall als deren Folge angeſehen werden kann. So z. B. 
wenn das Schiff auf Hin- und Herreiſe verſichert iſt, im Beſtim— 
mungsort aber confiscirt wird. Iſt dieſes ſo früh geſchehen, daß 
die Confiscation auch bei zeitiger Reiſe das Schiff betroffen hätte, 
ſo haftet der Verſicherer. 

3) Der dritte Hauptpunkt betrifft den Umfang des Erſatzes. 
Der allgemeine Grundſatz lautet: der Verſicherer trägt den Unfall 
und hat folglich alle nachtheiligen Wirkungen, welche der Unfall 
herbeigeführt hat, zu übernehmen, bezüglich zu erſtatten, mögen ſolche 
nun in einer Beſchädigung des verſicherten Gegenſtandes oder in 
anderem Aufwand beſtehen. Der Verſicherer tritt nach dem Aus— 
druck der Police hinſichtlich des Unfalls ganz in die Stelle des 
Verſicherten, hat alſo Alles, was der Verſicherte durch den Unfall 
verliert oder zahlen muß, dieſem zu erſetzen. Dahin gehört beſonders: 

a) Der Untergang oder die Beſchädigung des verſicherten 
Gegenſtandes. Im Falle des Untergangs iſt der volle, im Falle der 
Beſchädigung der verringerte Werth zu bezahlen. Die Berechnungs— 
grundſätze kommen unten, S. 436 fgg., vor, und es iſt nur noch zu bemer— 


1) C. c. art. 364. 
28 
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ken, daß der Natur der Sache nach von Bezahlung des vollen 
Werthes nur dann die Rede ſein kann, wenn der Gegenſtand ganz 
verloren und der Verluſt gewiß iſt. Aber die Aſſecuranzggeſetze 
erlauben in manchen Fällen dem Verſicherten, den ganzen Werth 
auch ſchon dann zu fordern, wenn der Gegenſtand nur größtentheils 
verloren, oder dieſes noch ungewiß iſt: natürlich gegen Abtretung 
aller ſeiner Anſprüche. Das iſt abandon, delaissement ). Das 
hamburgiſche Recht 2) geſtattet ihn nur in zwei Fällen, wenn lange 
Zeit keine Nachricht vom Schiffe gekommen, oder wenn Zeugniſſe 
vorliegen, daß der verſicherte Gegenſtand des Aufhebens nicht werth 
ſei. Am weiteſten geht der code de commerce ?) und läßt ihn in 
ſechs Hauptfällen zu: a) im Fall der Priſe; b) eines Schiffbruchs; 
c) einer Strandung, wobei das Schiff zertrümmert worden iſt: In 
den Fällen unter b. und ce. iſt die Waare nicht immer verloren; ſo— 
bald ſie aber eingetreten ſind, ſoll abandon geſtattet ſein, ohne den Ausgang 
abzuwarten. d) Wenn das Schiff durch einen Unfall zur See zur Schiff— 
fahrt untauglich geworden iſt. Alsdann iſt es außer Stand geſetzt, 
ſeine Reiſe fortzuſetzen, und das Schiff ſoll ſogleich, die Waaren 
alsdann abandonirt werden können, wenn in beſtimmter Friſt kein 
neues Schiff zu finden war ). e) Wenn es durch eine fremde 
Macht oder, nach angetretener Reiſe, durch die eigne Regierung mit 
Beſchlag belegt worden iſt; ſonderbar, da ein ſolcher Embargo oft— 
mals gleich wieder aufgehoben wird. f) Wenn die verſicherten 
Gegenſtände verloren oder beſchädigt worden ſind, inſofern die Beſchä— 
digung oder der Verluſt wenigſtens drei Viertheil des Werthes 
beträgt. g) Wenn von dem Schiffe in langer Zeit gar keine Nach⸗ 
richt eingeht. — Andere Geſetze verfügen noch anders, und ſehen 
nicht ſowohl auf die Art des Unfalls, als auf die Größe und die 
Wahrſcheinlichkeit des Verluſtes. So das preußiſche Landrecht, nach 
welchem 5) der Abandon geſtattet iſt, jo oft ein Unfall eintritt, 
welcher einen Totalverluſt überwiegend wahrſcheinlich macht. — Wo 
übrigens Abandon eintritt, iſt er ſtets nur ein Recht des Verſicher— 
ten, nie eine Verbindlichkeit. Es ließe ſich das anders denken, iſt 
aber allenthalben eingeführt. — Zur Ausübung dieſes Rechtes ſind 
aber zuweilen beſtimmte Friſten vorgeſchrieben, binnen welcher der 
Verſicherte den Unfall anzeigen und ſich erklären muß. Nach dem 


) Hauptabhandlung darüber: Emerigon JT. 2. c. 17. 
) A. . Dit I 8) Art. 369 u. 375. 
) Art. 389 — 394. 6) 2, 8. $ 2304. 
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code de commerce i) muß der Verſicherte den Unfall binnen drei Tagen 
nach erhaltener Nachricht anzeigen, und binnen ſechs Monaten ſich 
definitiv erklären. Dieſer letzte Termin aber wird bei Reiſen in 
entfernte Weltgegenden verlängert. — Die Wirkung beſteht darin, 
daß der Verſicherer die verſicherte Summe ſogleich bezahlen muß, 
und dagegen das Eigenthum des verſicherten Gegenſtandes mit allen 
Rechten und Anſprüchen des Verſicherten auf ihn übergeht. 

b) Ferner trägt der Verſicherer alle Verwendungen, um einge— 
tretene Unglücksfälle wieder gut zu machen. Denn dieſer Aufwand 
iſt augenſcheinlich eine Folge des Unfalls; da der Verſicherer dieſen 
trägt, ſo muß er auch für jenen aufkommen. Ueberdies iſt ein 
ſolcher Aufwand wahrhaft zu ſeinem Beſten, weil der Unfall, wenn 
er nicht wieder gut gemacht wird, dem Verſicherer zur Laſt fallen 
würde. Dahin gehören die Unkoſten, um ein Schiff, welches geſtran— 
det iſt, wieder flott zu machen: die Koſten eines Reclamprozeſſes, 
das Bergegeld, die Koſten des Aus- und Einladens der Waaren 
und die Lagergelder am Lande, wenn das Schiff im Nothhafen 
Zwecks Reparatur ausgeladen werden mußte 7). 

e) Alle Unkoſten zur Abwendung drohender Unglücksfälle. Tritt 
ein Unfall ein, woraus Schaden zu beſorgen iſt, und ſind Unkoſten 
aufgewendet, um ihn abzuwenden, ſo ſind auch dieſe eine Laſt des 
Verſicherers. Es ſprechen dafür dieſelben Gründe wie vorhin; die 
Koſten ſind Folge des Unfalls, und zum Beſten des Verſicherers 
aufgewendet. Dahin gehören: das außerordentliche Lootſengeld; die 
Koſten des Convoy bei plötzlich ausbrechendem Kriege; die Koſten 
des Ausladens, wenn Embargo angelegt iſt, und Waaren vorhanden 
ſind, die am Bord verderben konnen. Dies gilt jedoch nur von 
außerordentlichen Unkoſten, welche durch den eingetretenen Unfall 
veranlaßt ſind, und, wenn alles glücklich ging, nicht vorgekommen 
wären. Der gewöhnliche und ordentliche Koſtenaufwand, welcher 
auch bei einer glücklichen Reiſe nöthig wird — die kleine Haverei — 
iſt nicht darunter begriffen. Deſſen Beſtreitung bildet einen Theil 
der Sorgfalt, zu deren Aufwendung der Verſicherte verbunden iſt. 
Dahin gehören z. B. das ordentliche Lootſengeld 2); die Koſten eines 
in der Police verſprochenen Convoys. — Soviel über den Umfang 
des Erſatzes. Dabei iſt aber noch Folgendes zu bemerken: 

1) Nach den entwickelten Grundſätzen beſchränkt ſich das Riſico 
des Verſicherers durchaus nicht auf die verſicherte Summe, und er 


— 


1) Art. 373. 374. ) C. e. art. 381. 389. 393. 
) C. c. art. 354. 
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kann in den Fall kommen, noch vielmehr bezahlen zu müſſen: denn 
er haftet nicht blos für den Gegenſtand, ſondern auch für die Ver— 
wendungen. Wenn Letztere gemacht ſind, und der Gegenſtand den— 
noch verloren iſt, ſo muß er die Verwendungen beſonders bezahlen, 
und mithin mehr als die Summe. Daher wird von einem Schaden 
von 120, 150 pCt. u. ſ. w. geredet. Das wird auch allgemein ange— 
nommen ), und nur das preußiſche Recht 2) läßt eine beſondere Aus— 
nahme zu. Der Verſicherer kann ſich, ſobald er Nachricht von dem 
Unglücksfalle erhält, ſofort zur Zahlung der verſicherten Summe 
erbieten, und wird dann frei von allen Unkoſten. Das läßt ſich 
wohl unbedenklich ſchon als allgemeine Regel behaupten, wenn nur 
der Verſicherer die Unkoſten, welche bis dahin erwachſen ſind, erſetzt. 

2) Auf der andern Seite iſt die Verbindlichkeit des Verſicherers 
einigermaßen dadurch eingeſchränkt, daß er kleine Schäden gar nicht 
zu bezahlen braucht, und beim Total-Schaden ein paar Procent 
abziehen kann. Zunächſt ſollen nach manchen Geſetzen kleine Schäden 
gar nicht erſetzt werden, z. B. in Hamburg?) und Preußen Y ſolche, 
die unter 3 Procent ſind. Der Grund hievon iſt die Vermeidung 
von Zänkereien über Kleinigkeiten. Ferner iſt es beim Total-Schaden 
häufig geſtattet, 2 Procent von der verſicherten Summe abzuziehen. 
So in Hamburg ) und Preußen . Der Grund iſt, weil der Ver— 
ſicherte immer lieber etwas zu hoch, als zu niedrig anſchlägt. Indeſſen 
ſind dieſe Beſtimmungen doch wieder bedenklich. Die Letzte hat die 
Folge, daß der Verſicherte nun zu der berechneten Summe noch 
2 Procent hinzuſchlägt, was Niemand ſo genau nachrechnen kann. 
Dadurch aber wird ja die Vorſchrift ganz vereitelt, und werden nur 
Weitläuftigkeiten in der Berechnung herbeigeführt. Der erſte Gebrauch 
iſt noch ſchlimmer, und giebt Anlaß zur abſichtlichen Vergrößerung 
des Schadens. Die Hamburger Compagnien haben daher in ihren 
Bedingungen auf dieſe Befugniſſe Verzicht geleiſtet 7). Der code 
de commerce ®) enthält keine dieſer Beſtimmungen. 

4) Vierter Hauptpunkt. Berechnung des Schadenerſatzes. 
Sie iſt oft weitläuftig und ſchwierig, und es kommt dabei theils die 
Beſchädigung des verſicherten Gegenſtandes, theils die Unkoſten in 
Betracht. 

1) Vergl. Loeré, T. 4, p. 301 fg. 9 2, 8. § 2301. N. 

) 2, 8. § 2274. 

5) A. O. 16; 19, 3.; 21, 12. Ausnahme bei Aſſecuranz gegen Türkengefahr; 
10, 8. 

) 2, 8. 52282. ) * Siehe jetzt Allgem. Plan. § 136.“ 
) Vergl. jedoch art. 408, wonach Klage wegen Haverei 1PCt. überſteigen muß. 
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a) Der verſicherte Gegenſtand. Der Fall iſt hier ein dop— 
pelter: 

1) Die Police iſt taxirt, wie gewöhnlich. Dann wird Alles nach 
der Taxe berechnet: ſie bildet den unter den Parteien vereinbarten Preis, 
muß alſo unter ihnen befolgt werden, bis ſich zeigt, daß ſie unerlaubter 
Weiſe zu hoch iſt. — Im Fall eines gänzlichen Unterganges wird 
daher die Taxe zum Maßſtab genommen und ihr Inhalt bezahlt. 
Im Falle einer bloßen Beſchädigung iſt ein zwiefacher Maßſtab 
denkbar. Entweder wird die Differenz des jetzigen Werthes der ver— 
ſicherten Sache und der Taxe bezahlt; oder die Beſchädigung wird 
zu Procenten des wahren Werthes angeſchlagen und ſoviel Procente von 
der Taxe entrichtet. Der letzte Weg iſt ohne Zweifel der richtige. Da 
einmal unter den Parteien ein vereinbarter Werth feſtgeſtellt iſt, ſo 
muß auch der Belauf der Beſchädigung danach angeſchlagen werden, 
und nicht nach dem wahren Werthe; es muß alſo der Conventional— 
werth des Reſtes von der Taxe als Conventionalwerth des Ganzen 
abgezogen werden. Bei der erſten Methode dagegen wird unſchicklich 
der wahre Werth des Reſtes mit dem Conventionalwerth des Ganzen 
verglichen. Iſt z. B. eine Waare, die 12,000 werth und nur zu 
10,000 taxirt war, halb zu Grunde gegangen, ſo wird nicht 12,000, 
ſondern 10,000 bei der Berechnung in Anſchlag gebracht. So in 
Preußen ) und England 2). Dabei fragt es ſich noch, ob die 
Procente der Beſchädigung nach dem Brutto-, oder nach dem Netto— 
Ertrag der geſammten und der beſchädigten Waaren anzuſchlagen 
ſind. In England wird das erſte angenommen 3). 

2) Es iſt keine Taxe in der Police. Alsdann läßt ſich nur 
nachher der Werth aus den Büchern und Papieren des Verſicherten 
berechnen. Auch hier iſt wiederum ein zwiefacher Weg. Entweder 
kommt der Einkauf mit allen Unkoſten in Anſchlag, oder der Ertrag 
bei glücklicher Ankunft: im erſten Fall der entſtandene Schaden, im 
zweiten auch der entgangene Gewinn. Ebendaher iſt die zweite 
Methode die richtigere. Der Verſicherer trägt den Zufall, jo daß 
dieſer den Verſicherten nichts angeht. Der Verſicherte muß alſo in 
die Lage verſetzt werden, in welcher er ohne den Zufall geweſen ſein 
würde. Das geſchieht, wenn ihm bezahlt wird, was er bei glücklicher 
Ankunft gelöſt hätte. Bei der erſten Methode leidet der Ver— 
ſicherte entweder noch durch den Zufall, oder er hat auch wohl gar 
durch das Unglück einen Vortheil: Letzteres, wenn die Conjunctur 


) 2, 8. § 2265 — 2268. ) Park, System. T. 1. c. 6. p. 165 fg. 
) Park a. a. O. p. 174 fg. 
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zurückgegangen iſt. Indeſſen wird in der Praxis faſt durchgängig 
die erſte Methode befolgt. Den Ertragspreis zu beſtimmen würde 
oft große Schwierigkeiten haben; der Einkaufspreis und die Unkoſten 
laſſen ſich aus den Büchern und Rechnungen nachweiſen )). So in 
Frankreich 2) und Hamburg ). 

b) In Betreff der Unkoſten wird die Berechnung oft dadurch 
ſchwierig, daß die aufgewandten Unkoſten unter eine Menge von 
Intereſſenten zu vertheilen ſind. Manche Unkoſten werden blos 
zum Beſten des Schiffs gemacht, treffen alſo nur deſſen Verſicherer; 
andere blos zum Beſten der Ladung, und ſind alſo unter alle Ver— 
ſicherer zu vertheilen, welche dazu concurriren; noch andere zum 
gemeinſchaftlichen Beſten von Schiff und Ladung, und dieſe ſind alſo 
über das Ganze zu vertheilen. Daher iſt es oft ſchwierig zu 
beſtimmen, welche Unkoſten in die eine oder in die andere Claſſe 
fallen, es iſt dieſes nach den obigen Regeln über Haverei zu beur- 
theilen. Uebrigens iſt es bei der Vertheilung unter die Intereſſenten 
zur Abkürzung der Sache eingeführt, daß die Summe, zu welcher 
bei der Verſicherung taxirt iſt, zum Grunde gelegt, und nach deren 
Belauf zu den Koſten beigetragen wird ). 

Schließlich iſt noch zu bemerken: 

1) Zur wirklichen Bezahlung der Entſchädigungsgelder find 
meiſtens beſtimmte Termine, theils durch Geſetz, theils in den For— 
mularen der Policen vorgeſchrieben. Deutſche Geſetze nennen zwei 
Monate ſeit der Zeit der geſchehenen Anzeige des Schadens 3). Der 
Termin wird ſelten eingehalten, weil der Schaden bis dahin meiſtens 
noch nicht liquide iſt. Dann wird eine ungefähre Summe auf 
Abſchlag gezahlt. Für den Reſt iſt es häufig Regel, daß er binnen 
acht Tagen nach der Liquideſtellung entrichtet werden muß ). 

2) Sind auch Zinſen von der Entſchädigungsſumme zu ent⸗ 
richten? Genau genommen ſollte von der Zeit an verzinſt werden, 
wo der Verſicherte ohne Unglücksfall über den Ertrag der verſicherten 
Güter hätte verfügen können. Denn der Unglücksfall ſoll vollſtändig 
erſetzt werden, und dazu gehören auch dieſe Zinſen. Das iſt aber 
nirgends eingeführt. Nur dann werden Zinſen entrichtet, wenn 
entweder der Verſicherte ſelbſt an ſeinen Geſchäftsführer Zinſen hat 
vergüten müſſen, oder wegen Verzugs. Im letzten Fall treffen den 
Verſicherer nach einigen Rechten beſonders hohe Zinſen. 


) Vergl. 1. 2. 8 4. D. de lege rhod. 14, 2. Emerigon T. 1. c. 9. s. 1. 
7) C. c. art. 339. Y A. O. 12, 4. ) 9. „ 
6) Preuß. L. R. 2, 8. § 2283. 6) a. a. O. § 2284. 
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3) Wenn mehrere Verſicherer bei einer Verſicherung deſſelben 
Gegenſtandes concurriren, ſo wird die Entſchädigungsſumme unter 
dieſelben pro rata der übernommenen Summen vertheilt; denn Jeder 
hat hier einen Theil garantirt. Ebenſo trägt der Verſicherer, wenn 
nur ein Theil des Werthes einer Sache verſichert iſt, den Schaden 
nur pro rata deſſelben. Alſo nicht etwa den ganzen Schaden bis 
zum Belauf der gezeichneten Summe, ſondern die Rate des unver— 
ſicherten Theils bleibt dem Eigenthümer zur Laſt, er iſt für dieſen ſein 
eigner Verſicherer geweſen. 


§ 213. C. Aufhebung des Verſicherungsvertrags. 


Nur die Fälle ſind hier hervorzuheben, bei welchen etwas Eigen— 
thümliches vorkommt. 

1) Der Vertrag iſt aufzuheben, wenn es ſich findet, daß beim 
Abſchluß deſſelben der eine Theil bereits Nachricht vom Ausgang der 
Sache hatte. Denn das iſt ein offenbarer Betrug, welcher die Ver— 
nichtung des Vertrages zur Folge haben muß (causam dans). 
Außerdem ſind oft Strafen angedroht. Nach dem code de commerce !) 
ſoll der andere Theil eine doppelte Prämie fordern können, und den 
Betrüger überdies öffentliche Strafen treffen. Auch werden im 
code de commerce 2) dabei beſondere Vermuthungen aufgeſtellt. Wenn 
das Unglück oder die glückliche Ankunft ſich ſchon ſo viel Stunden 
vor dem Contracte ereignet, als der Ort Meilen von dem Vertrags— 
orte entfernt iſt, ſo ſoll die Wiſſenſchaft vermuthet werden und der 
Vertrag nichtig ſein. In der Police iſt auf dieſe geſetzliche Prä— 
ſumtion meiſtens verzichtet, was das Geſetz 3) zuläßt, wenn die Ver— 
ſicherung unter der Clauſel „auf gute oder ſchlimme Nachrichten“ 
abgeſchloſſen iſt. 

2) Wegen Bankrotts des einen oder andern Theils. In einigen 
Geſetzen iſt vorgeſchrieben, wenn der Verſicherer bankrott macht, ehe 
er die Prämie bezahlt hat und das Riſico abgelaufen iſt, ſo könne 
der Verſicherer Caution oder Aufhebung des Vertrages fordern. Das— 
ſelbe Recht hat der Verſicherte, wenn der Verſicherer vor Ablauf des 
Riſicos bankrott macht. Nur wird hier keine Caution geleiſtet, 
ſondern die Aufhebung des Vertrages erfolgt, die Prämie wird 
zurückgegeben und eine neue Verſicherung geſtattet 5). 

3) Ueber die Aufhebung wegen doppelter Verſicherung vergl. 
8 210. 


) Art. 367. 368. ) Art. 365. 366. 9) Art. 367. 
4) C. c. art. 346. 


440 Seerecht. 


4) Wegen nicht eingetretener Gefahr. Vergl. § 213, z. A. 
Der Fall, wenn keine Gefahr, und der, wenn kein Unglücksfall ein⸗ 
getreten iſt, ſind wohl von einander zu unterſcheiden. Jener tritt 
ein, wenn der Vertrag auf eine künftige Reiſe geſchloſſen ward, 
und wegen veränderter Umſtände die Reiſe gar nicht gemacht oder 
doch dieſer Art von Gefahr nicht ausgeſetzt iſt. Dann wird der 
Vertrag aufgehoben und die Prämie zurückerſtattet. Beiſpiele: Eine 
Waare iſt nach Amerika beſtimmt, vor Abgang bricht Krieg aus und 
der Kaufmann findet es nicht gerathen, die Waare abzuſenden; oder 
der Abſender findet es rathſam, ſie anderswo hinzuſenden; oder ſie 
muß auf ein anderes Schiff geladen werden. Ferner: Das verſicherte 
Schiff brennt auf, bevor es abgeht; es iſt Friede geſchloſſen und 
vorher war gegen Kriegsgefahr verſichert. — Nach allgemeinen Grund— 
ſätzen tritt hier keine Aufhebung des Vertrags ein, ſondern der Ver— 
ſicherer behält die Prämie. Er war bereit, das Seinige zu leiſten, 
daß der Verſicherte keinen Gebrauch davon machen kann, hat ſeinen 
Grund in einem Zufall, der ihn oder ſeine Sache getroffen hat. 
Dieſen Zufall muß er tragen, alſo den Schaden leiden, daß er die 
Prämie umſonſt bezahlt hat. Daſſelbe ergiebt ſich aus einer Ver— 
gleichung mit dem Miethcontract. Iſt ein Schiff gemiethet, um 
Waaren zu transportiren, der Schiffer dazu bereit, und hindert ein 
Zufall die Abſendung, ſo iſt ohne Zweifel das Miethgeld zu bezahlen. 
Ebenſo hier. Der Verſicherer iſt zur Uebernahme der Gefahr 
gedungen, dazu bereit, allein ein Zufall verhindert es, daß die 
Waare abgeſandt und von der Leiſtung des Verſicherers Gebrauch 
gemacht wird. 

Im Widerſpruch mit dieſen Grundſätzen iſt es jedoch allgemein 
eingeführt, daß in einem ſolchen Fall der Vertrag aufgehoben und 
die Prämie zurückbezahlt wird ). Indeſſen nicht allenthalben in 
gleicher Ausdehnung. Einige Geſetze geſtatten es nur dann, wenn 
die Reiſe durch einen Zufall gehindert ward, der nicht in der Macht 
des Verſicherten ſtand 2). Andere auch dann, wenn die Reiſe durch 
den freien Willen des Verſicherten eingeſtellt worden iſt ?). Ferner 
einige nur dann, wenn die Gefahr noch gar nicht angefangen hat; 
iſt dies einmal geſchehen, ſo behält der Verſicherer die volle Prämie, 
wenn auch die Gefahr noch jo ſehr abgekürzt und verringert iſt 9). 
Andere verordnen bei abgekürzter oder verringerter Gefahr eine ver— 


) C. c. art. 349. 361. Poppe, D. de litium assecurationis causa orientium 
decisione. Gött. 753. 4. c. 1. § 12. 

) Preuß. L. R. 2, 8. § 2337. 2338. ) C. 0, „ 

) So c. c. wenigſtens in einzelnen Anwendungen: art. 351 z. E. 364 z. E. 
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hältnißmäßige Rückgabe der Prämie 1): z. B. wenn die Waare ins 
Schiff geladen iſt, ſpäter Gründe zur Einſtellung der Reiſe eintreten 
und die Waare wieder ausgeladen wird. Nach dem erſten Princip 
behält der Verſicherer die ganze Prämie, nach dem letzten muß er 
den größten Theil zurückgeben. Hiebei kommt noch zweierlei in 
Betracht: 

a) Das Entwickelte darf ja nicht auf den Fall bezogen werden, 
wenn der Vertrag nach dem Abgang des verſicherten Gegenſtandes 
geſchloſſen iſt, und man nachher in Erfahrung bringt, daß ſolcher 
zur Zeit des Abſchluſſes ſchon glücklich angekommen iſt. Da nämlich 
die Tragung der Gefahr nicht mit dem Abſchluß des Contracts 
anfängt, ſondern der Verſicherer auch frühere Unfälle tragen muß, 
ſo hat er in dieſem Fall wirklich eine Gefahr getragen und es iſt 
nur kein Unglück eingetreten. Dieſer Fall wird daher von Martens 
§ 213 z. A. ganz irriger Weiſe hieher bezogen. 

b) In allen Fällen, wo der Vertrag ohne Schuld des Ver— 
ſicherers rückgängig wird, hat dieſer die Befugniß, für ſeine Mühe 
einen Theil ſeiner Prämie einzubehalten oder zu fordern: er giebt 
alſo nicht alles Empfangene zurück, ſondern behält einen kleinen 
Theil. Gewöhnlich ½ Procent der verſicherten Summe. So in 
Frankreich?) und Preußen 5); wo aber die Prämie unter 2 Procent 
iſt, in Preußen / derſelben. Dieſe Summe wird ristorno genannt: 
eigentlich verkehrt, da riſtorniren bedeutet: „die Prämie zurückgeben.“ 
Aus der Ausdrucksweiſe: „der Verſicherer erhält es pro ristorno,” 
iſt der Ausdruck ristorno in der obigen Bedeutung entſtanden. 

5) Durch Novation, indem die Parteien ſtatt des alten Ver— 
trages einen neuen eingehen. Bei der Verſicherung kommt oft nach 
geſchloſſenem Vertrage eine Veränderung der Umſtände vor, welche 
den alten Contract unanwendbar und einen neuen nothwendig macht. 
So, wenn das Schiff ſich ändert oder eine andere Reiſe gemacht 
wird. Hier hat man den Ausweg, daß man ſtatt des alten Ver— 
trages einen neuen abſchließt, der zu den jetzigen Umſtänden paßt, 
und danach auch die Prämie ändert. In der Regel iſt die Auf— 
hebung eines Vertrags mittelſt Novation von der Einwilligung der 
Parteien abhängig, ſo daß kein Zwang ſtattfindet. Allein einige 
Geſetze nöthigen den Verſicherer, eine Veränderung ſich gefallen zu 
laſſen, wenn ihm die Prämie nach billigem Ermeſſen erhoht wird. 
Andere geben ihm die Wahl, ob er blos riſtorniren oder einen neuen 


5 Preuß. L. R. 2, 8. § 2339. 2) C. c. art. 349. 358. 359. 361. 
8) 2, 8. 8 2334. 2335. 


x 


442 Seerecht. 


Vertrag eingehen will, ſo daß, wenn er das Letztere wählt, der Ver— 
ſicherte an ihn gebunden it. So in Preußen 1). — Auf Nr. 4 
und 5 beziehen ſich die Erörterungen von Martens § 213. Abſ. 2 
und 3, ſind aber ſehr verwirrt. 

6) Erliſcht die Verbindlichkeit des Verſicherers durch Verjäh— 
rung. Hier findet ſich das Beſondere, daß für Klagen gegen Ver— 
ſicherer meiſtens eine viel kürzere Verjährungsfriſt als gewöhnlich 
vorgeſchrieben iſt. Allein Zeit und Anfangstermin ſind ſehr ver— 
ſchieden beſtimmt. Der code de commerce ?) nennt als allgemeine 
Regel die Friſt von fünf Jahren ſeit dem Datum der Police. Daneben 
iſt für einzelne Fälle eine kürzere Verjährung vorgeſchrieben. Der 
Hauptfall iſt beim Abandon: hier verjährt die Klage (richtiger das 
Recht zum Abandon) nach Verſchiedenheit des Ortes, wo das Unglück 
ſich zugetragen hat, in ſechs Monaten, einem Jahre und zwei Jahren. 
Dieſe Friſt wird aber angerechnet vom Tage der erhaltenen Nach— 
richt ?). Das Preußiſche Landrecht hat für alle Aſſecuranzklagen 
dieſelben Termine von ſechs Monaten, einem Jahre und zwei Jah— 
ren, je nach Verſchiedenheit des Ortes. Bei Total-Schaden wird 
der Anfangstermin berechnet von dem Zeitpunkte des Empfangs 
ſicherer Nachricht, bei Beſchädigungen von dem Zeitpunkt ihrer Liqui- 
dität. In Hamburg ) ſoll binnen ein oder zwei (außer Europa) 
Jahren vom Tage des Unglücks an gerechnet den Verſicherern das— 
ſelbe durch einen geſchwornen Makler angezeigt, und die Forderung 
binnen zehn Jahren ſeit dem Tage der Anzeige eingeklagt werden. 

7) Verletzung über die Hälfte. Vorausgeſetzt wird hiebei, daß 
man die Aufhebung bei Verletzung über die Hälfte auf alle zweiſei— 
tige Verträge ausdehnt. Dann fragt es ſich, ob ſolches auch hier 
zur Auwendung komme. Nach der gewöhnlichen Anſicht iſt das zu 
verneinen, weil das Geſchäft ſtets aleatoriſcher Natur ſei; wenn 
ein Unfall eintrete, werde immer der Eine, wenn nicht, der Andere über die 
Hälfte verletzt ?). Allein die Anſicht, daß nach der Natur des Ver: 
trags auf die Verletzung keine Rückſicht genommen werden könne, iſt 
unrichtig. Denn es iſt verkehrt, deren Daſein nach dem endlichen 
Ausgange beurtheilen zu wollen. Danach wird ja auch beim Kauf 
nicht gefragt, ſondern auf die Umſtände z. Z. des Vertrags-Abſchluſſes 
geſehen. Sieht man nun auf die Verletzung bei Eingehung der 
Verſicherung, jo iſt dieſelbe auch hier denkbar. Die Prämien haben 

) 2, 8. § 2136. 2145. ) Art. 432. 

e) C. c. art. 878. 481, 9) A. O. Tit. 17. 

) Poppe, D. de litium assecurat. causa rientium decisione, Gött. 853. 
4. c. 1. 8 11. 
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an Orten, wo viel verſichert wird, einen Marktpreis, ſo daß ein 
ordentlicher Courszettel darüber angefertigt wird. Wenn nun mehr 
als doppelt ſo viel Prämie oder weniger als halb ſoviel bedungen 
ſein ſollte, ſo iſt eine Verletzung über die Hälfte in eben dem Maaße 
vorhanden wie beim Kauf ). 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Prozeß in Seeſachen. 
§ 218. Gute Männer; Schiedsrichter. 


Streitigkeiten, welche auf dem Schiffe ſelbſt entſtehen, pflegen 
durch den Schiffer oder durch Schiedsrichter entſchieden zu werden; 
außerhalb des Schiffs iſt ebenfalls die Entſcheidung durch gute 
Männer oder Schiedsrichter in See-, inſonderheit in Aſſecuranz— 
und Haverei-Fällen ſehr gewöhnlich, und hin und wieder dieſer 
Weg von den Geſetzen vorgezeichnet “); wird durch dieſe die Sache 
nicht zur Zufriedenheit der Partheien beigelegt oder entſchieden: ſo 
kann an den meiſten Orten noch der öffentlich angeordnete Richter 
angegangen werden. 


§ 219. S ee⸗-Gerichte. 


Zu Entſcheidung der Seeſachen ſind in den meiſten Seeſtädten 
beſondere See- oder Admiralitäts-Gerichte oder Deputationen ange— 
ordnet, zu welchen außer den Rechtsgelehrten auch Kaufleute und 
Schiffer gezogen zu werden pflegen. Von den Sprüchen dieſer 
Gerichte hat gemeiniglich noch eine Appellation an die oberen 
Gerichte Statt. 

Was oben § 35 S. 89, von der Gerichtsbarkeit der Conſuln 
überhaupt erinnert worden, iſt auch auf Seeſachen anzuwenden. 


§ 220. Prozeß überhaupt. 


Das ganze Verfahren in Seeſachen iſt abgekürzt, und eine 
Gattung des Processus summarii, wiewohl auch hier zuweilen der 
Executiv-Prozeß Platz greifen kann. Nur Arreſte auf das Schiff 


1) Cocceji, Ex. cur. T. 1. N. 86. 8 63. 
*) Preuß. L. R. Th. I. Tit. 30. § 48 u. f. 
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und gegen den Schiffer und die Schiffleute ſind zur Beförderung 
der Schifffahrt dann verboten, wenn das Schiff ſegelfertig iſt ). 

Die Anbringung der Klage geſchieht, außer in Aſſecuranzſachen, 
mehrentheils mündlich durch den Kläger oder deſſen Gevollmächtig— 
ten, und an vielen Orten, zumal in Schifferſachen, ohne Zuziehung 
der Advokaten. Alsdann erfolgt die Citation binnen kurzer Friſt, 
ſelbſt mit Ausſchluß der gewöhnlichen Gerichtsferien. 

Auch in Aſſecuranzen muß nach vielen Geſetzen der Verſuch der 
Beilegung durch gute Männer der Anbringung der Klage vorangehen. 


§ 221. Beweis. 

Wider gerichtlich confirmirte Seecontracte werden in dieſem 
ſummariſchen Prozeß keine Einreden zugelaſſen, ſondern letztere ad 
separatum verwieſen. 

In Anſehung des etwa zu führenden Beweiſes iſt anzumerken, 
daß in dem, was auf dem Schiffe vorgefallen, das Schiffer- oder 
Schiffsſchreiberbuch einen vollen Beweis ausmacht, und in deſſen 
Ermangelung zuweilen auch ein Zeuge, ſelbſt wenn er ſonſt kein völlig 
glaubwürdiger Zeuge wäre, zum Beweiſe hinreichet; bei dem Beweis 
deſſen, was außerhalb des Schiffs vorgefallen, treten die Grundſätze 
des gemeinen Rechts ein; der Gebrauch und Mißbrauch des Eides iſt hier 
größer, als in irgend einer andern Gattung der Prozeſſe. Vergl. § 188. 


§ 222. Urtheil. 
Die Vollſtreckung des Urtheils geſchieht auf gewöhnliche Weiſe. 
Nur der Arreſt eines Schiffs hat ſeine eigenen Förmlichkeiten. 
Wiefern in Seeſachen von dem geſprochenen Urtheil noch Appel— 
lation Statt habe, und wiefern dieſe effectum suspensivum habe, 
iſt nach den Geſetzen jeden Orts oder Landes zu beurtheilen. 


§ 223. Particulär-Concurs über Schiffe. 

Entſteht über ein Schiff ein Particulär-Concurs, ſo gehen bei 
der Claſſificirung der Gläubiger die Berggelder der letzten Reiſe 
allen anderen vor; in welcher Ordnung und mit welchen Beſtim— 
mungen aber auf dieſe die Schiffsvolksheuer, Haverei, Reparations⸗ 
koſten, Bodemerey-Schulden, Arreſtgläubiger u. a. folgen, iſt in den 
Seegeſetzen nicht gleichförmig beſtimmt “). 

») Consol. d. mare cap. 275. Wisbyiſches S. R. art. 6. Verordn. Philipp's II. 
Tit. v. d. Schiffsvolk art. 20. Dän. G. B. L. 4. c. I. art. 36. Schwed. S. R. 
cl. 1. c. 9. Rotterdam. A. O. art. 193. Preuß. G. B. Th. II. Tit. 8. $ 1409. 


Dod. Ven, P. ene 
) Pardessus c. d. d. c. T. II. p. 460 — 177. 
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